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I. Verzeichnis der Teilnehmer 


an dem 


einundzwanzigſten Städtetage der Provinz Weſtpreußen in Thorn 1913. 


Lfd. Amtliche Stellung 
Name de t Vertrete 
Nr. um DEIN des Vertreters 
1 Berenttt Dr. Koogg.¶g Beigeordneter. 
2 Biſchofs werder Denſch .. Bürgermeiſter. 
Gericke . Stadtverordnetenvorſteher. 
3 Brieſe ee Schulz zz Bürgermeiſter. 
Brien n .. ] Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
44 Chriſt burg Hollſt einn Bürgermeiſter. 
5 Cum Liebetan;;eê Bürgermeiſter. 
Schumachee Stadtverordnetenvorſteher. 
6 Culmſe e. Hartwich Bürgermeiſter. 
Henſchenl. Stadtrat. 
Peters. Stadtverordnetenvorſteher. 
Unterſt ein Stadtverordneter. 
7 Danzig Scholzzzggz Oberbürgermeiſter. 
Goeriiii zzz Stadtrat. 
Dr. Mayer . | Stadtrat. 
Dumont Stadtrat. 
Dr. Damuns Stadtſchulrat. 
Dr. Evert Stadtrat. 
Münſterberrrg Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
Stahl!! Stadtverordneter. 
Cas kel Stadtverordneter. 
Langne Stadtverordneter. 
Nabe... 22200. Stadtverordneter. 
8 Dirſchau Eichhart t. Bürgermeiſter. 
Schuck ert Stadtrat. 
Rabte Stadtverordnetenvorſteher. 
Haehne Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
9 Elbing Dr. Merten Oberbürgermeiſter. 
wor. r .. Stadtrat. 
iegneeeee n Stadtverordnetenvorſteher. 
Schulze Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
10 | Dt. EvlaNu Gieſe .. Bürgermeiſter. 
Seifert Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
11 FlatooW Haack. Bürgermeiſter. 
Pytt lik .] Stadtverordneter. 
12 | Freyſt adde Wende Bürgermeiſter. 


Y 


Lfd. Amtliche Stellung 
ertreten dur 

Nr. e tan! Bert 1 des Vertreters 

13 Pr. Friedlannd Dr. Matz Bürgermeiſter. 
Vallenti nnn Stadtverordnetenvorſteher. 

14 | Märk. Friedland Heller Bürgermeiſter. 

15 | Garnſee ae. Nicht vertreten. 

16 Gollbbbooob Meinhardee Bürgermeiſter. 
Kiee Stadtverordneter. 

17 | Grau denz Tzſchüter Stadtrat. 
Dr. Korn Stadtbaurat. 
Obuohhhz Stadtverordnetenvorſteher. 
Tettenbornm n Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
Biron n Stadtverordneter. 

18 | Hammerſteinn Hinz air WE k. Bürgermeiſter. 

19 | Jaſtro rr HempGell Bürgermeiſter. 

20 Konitz Dr. Correnns Stadtverordneter. 
Schultze Stadtverordneter. 

21 | Dt. Krone Müller Bürgermeiſter. 
Juſtt Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 

22 | Lautenbuug Jung Bürgermeiſter. 
Kudeeerrr Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 

23 Leſſe·en Re Bürgermeiſter. 

24 | LBb aun... Kude Bürgermeiſter. 

25 | Marienburg Born Erſter Bürgermeiſter. 
Krueger Stadtrat und Stadtälteſter. 
Dr. Krüger Stadtverordneter. 
Dieg ner Stadtverordnetenvorſteher. 

26 | Marienwerdeeeeu Suſaale. Bürgermeiſter. 
Düſ ter Stadtrat. 
Tanche n Stadtverordneter. 
Weiß er Stadtverordneter. 

27 Mewweee Nate u e Bürgermeiſter. 

oſencrantn e. Stadtverordnetenvorſteher. 

28 | Neumarkt Liedeieee Bürgermeiſter. 
Landshrrr vwd Stadtverordneten vorſteher. 

29 | Neuenbu g Buchhorn Bürgermeiſter. 

30 ] Neuſt ade Erdmann Bürgermeiſter. 
Weikuſailee Stadtälteſter. 
Brandenburgs Stadtverordneter. 

31 Neuteich he K roemer Bürgermeiſter. 

32 | Podgorr z Kühnbauuinmmnm Bürgermeiſter. 
Hahnnn Stadtverordneter. 


rſteher. 


Ifd. Amtliche Stellung 
Name der Stadt ertreten du 
Nr. * anedi des Vertreters 
33 [ Putzigg . Nicht vertreten. 
34 | Rehden Nicht vertreten. 
35 | Niefenbumg . . . 2.2... Eggert. Bürgermeiſter. 
36 Roſenberg Hermsdorf: Bürgermeiſter. 
37 [ Schlochau uu Zieger Bürgermeiſter. 
38 Schöneck ie d , Söſft Bürgermeiſter. 
39 [ Schönſee. Klein Bürgermeiſter. 
Poehlkte Stadtverordneter. 
40 [ Schwee z Ennulaeeeet Bürgermeiſter. 
Kroniſch h. Stadtverordnetenvorſteher. 
Hirſhůh hh Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
41 | Pr. Stargard. Kaufe e Bürgermeiſter. 
Semprichchchchhe Stadtrat. 
Dr. Leyde Stadtverordnetenvorſteher. 
ad h Stellv. Stadtverordnetenvorſteher. 
42 | Strasburg Martiuans .. Bürgermeiſter. 
un LER Beigeordneter. 
Ver kk Stadtverordnetenvorſteher. 
e zuvreyı . dert.. Siubioxtotbnxtet. 
43 Stumm Schmidt Bürgermeiſter. 
Schmide Stadtverordnetenvorſteher. 
44 | Tiegen hof Nicht vertreten. 
45 Thorn Dr. Haſſe. Oberbürgermeiſter. 
Kelche Syndikus, Stadtrat. 
Dr. Hoffmann Stadtrat. 
Rittwegenru . Stadtrat. 
Ackermanns Stadtrat. 
Kordes Stadtrat. 
Illgnerrrrrrr.. Stadtrat. 
Kleefeld. Stadtbaurat. 
Loebte Stadtforſtrat. 
Trommer Stadtverordnetenvorſteher. 
Weeſee Stellv. Stadtverordnetenve 
Mallcr nn Stadtverordneter. 
Wendenl.. Stadtverordneter. 
Radjite .. Stadtverordneter. 
R. Groß Stadtverordneter. 
Aronſoaaannss Stadtverordneter. 
WE 18 F 5 
40 Tüßßß ?u9“d Thielemann Bürgermeiſter. 
47 [ Tolkemit Nicht vertreten. 
48 | Tuchel Lue 8.095 Bürgermeiſter. 
Daczkrrſo Stadtverordnetenvorſteher. 
49 | Vandsburr g Nicht vertreten. 


* 


fd. 
Nr. 


tli tell 
Name der Stadt Vertreten durch 15 8 3 8 


e Saalmannn ] Bürgermeifter. 
Israelst iii Stadtverordneter. 
Wel sk Stadtverordneter. 
Zoppo ett Wold mann Bürgermeiſter. 
Paſto er Stadtrat. 
Dr. Weber Stadtverordnetenvorſteher. 
Schulz Stadtverordneter. 
Ehrengäſte. 


Regierungsrat v. Kries⸗Danzig (Vertreter des Oberpräſidenten). 
Landeshauptmann Freiherr Senfft von Pilſach-Danzig. 

Geh. Regierungsrat, Landesrat Kruſe⸗Danzig. 

Landesrat Dr. Felſch⸗ Danzig. 

Regierungspräſident Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Schilling- Marienwerder. 
Regierungsaſſeſſor Hoerle- Marienwerder. 

Landrat Dr. Kleemann- Thorn. 

General der Infanterie Exzellenz v. Schack, Gouverneur von Thorn. 


Sonſtige Gäſte. 


Oberlyzealdirektor Dr. Maydorn-Thorn 
Dachdeckermeiſter Kraut⸗Thorn 
verehel. Kaufmann Frau Dietrich-Thorn 


geladen als Mitglieder des Kuratoriums 
des Lyzeums und Oberlyzeums. 


II. Verhandlungen. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


Erſte Sitzung. 
Montag, den 23. Juni 1913. — Saal des Artushofes. — 10 Ahr vormittags. 


Vorſitender, Oberbürgermeiſter Icholz⸗Danzig: Meine 
Herren! Ich eröffne hiermit die Sitzungen des 21. Weſt⸗ 
preußiſchen Städtetages und bitte zunächſt zwei Schrift⸗ 
führer zu wählen. Ich ſchlage Ihnen vor die Herren 
Dr. Merten⸗Elbing und Hartwich-Culmſee. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut — die Herren ſind gewählt. 

Meine ſehr verehrten Herren! Es iſt eine alte 
ſchöne Sitte im Weſtpreußiſchen Städtetage, daß wir 
zu Beginn der Sitzungen deſſen gedenken, der unſern 
Staat machtvoll regiert. Wir haben gerade in dieſem 
Jahre ganz beſondere Veranlaſſung dankbar zu ſein; 


hat doch in dieſem Jahre Se. Majeſtät der Kaiſer 


und König das fünfundzwanzigjährige Regierungs⸗ 
jubiläum feiern können. 
er in Frieden regiert, durch fünfundzwanzig Jahre 
iſt es ihm trotz aller Fährniſſe gelungen, das Staats⸗ 
ſchiff glücklich weiterzuführen. Außerordentlich groß 
ft der Aufſchwung Deutſchlands in dieſen fünfund- 
zwanzig Jahren geweſen, beſonders groß auch in den 
Städten. Auch in unſerer Provinz wiſſen alle, wie 
die einzelnen Städte fortgeſchritten ſind; und wenn 
wir durch die Straßen Thorns gehen, ſo ſehen wir 
überall eine vorwärtsſchreitende, kräftige, geſunde Ent⸗ 
wickelung. Das danken wir in erſter Linie dem Kaiſer 
und ſeiner friedvollen Politik. Ich bitte Sie mit mir 
zu rufen: Seine Majeſtät, unſer Allergnädigſter Kaiſer, 
König und Herr er lebe hoch! (Die Anweſenden 
ſtimmen dreimal lebhaft in den Ruf ein.) 

Ich möchte Sie bitten, an Se. Majeſtät den Kaiſer 
folgende Depeſche zu ſenden: 

Euerer Majeſtät ſenden die zum 21. Weſt⸗ 
preußiſchen Städtetage in Thorn verſammelten 
Städtevertreter treuen Huldigungsgruß. 

Meine Herren! Wir haben wieder die Freude, 
verſchiedene Ehrengäſte unter uns zu ſehen. Seine 
Exzellenz, der Herr Oberpräſident und der Herr 
Regierungspräſident von Danzig ſind leider an der 
Teilnahme verhindert. Der Herr Oberpräſident hat 
uns aber Herrn Regierungsrat von Kries als ſeinen 
Vertreter entſandt, den ich freundlichſt begrüße. Herr 
Regierungspräſident Schilling und der Herr Landes⸗ 
hauptmann werden noch erſcheinen. Die Herren ſind 


Fünfundzwanzig Jahre hat 


noch nicht in Thorn eingetroffen. Dagegen ſind an⸗ 
weſend die Herren Regierungsaſſeſſor Hoerle, Geh. 
Regierungsrat, Landesrat Kruſe, Landesrat Dr. Felſch 
und der Landrat des Kreiſes Thorn, Herr Dr. Klee⸗ 
mann, die ich ebenfalls freundlichſt begrüße. Ich 
freue mich, daß wieder eine ſo große Zahl von Ehren⸗ 
gäſten bei uns iſt. Das zeigt uns, daß der Städtetag 
in enger Verbindung mit der Kgl. Staatsregierung 
und auch mit der Landesverwaltung arbeitet. Ich 
hoffe, daß dieſes gute Verhältnis dauernd beſtehen 
bleiben wird und daß wir auf unſeren Städtetagen 
uns gegenſeitig helfen werden, das Gemeinwohl der 
Provinz zu fördern. 

Regierungsrat von Bries⸗Danzig: Wie Sie vom 
Herrn Vorſitzenden gehört haben, iſt Seine Exzellenz 
der Herr Oberpräſident von Jagow verhindert, 
perſönlich an dem Städtetage teilzunehmen. Er tritt 
morgen früh einen vierzehntägigen Urlaub an und 
kann daher unmöglich den heutigen Tag noch in 
Thorn verleben. Er hat mich deshalb mit ſeiner 
Vertretung betraut und mich beauftragt, dem Städte⸗ 
tage ſeine beſten Wünſche für einen gedeihlichen Ver⸗ 
lauf der Handlungen zu übermitteln. Indem ich mich 
dieſes Auftrages entledige, bitte ich zugleich meine 
eigenen beſten Wünſche für einen erfolgreichen Verlauf 
der Tagung entgegenzunehmen. (Beifall.) 

Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe⸗Thorn: Meine ſehr 
geehrten Herren! Als berufener Vertreter der dies⸗ 
jährigen Tagungsſtadt heiße ich Sie herzlich will⸗ 
kommen. Seit dem Beginn des Städtetages, in ein- 
undzwanzig Jahren, find Sie erſt zweimal hier ge- 
weſen; und ſeit der letzten Tagung, die hier ſtattfand, 
ſind zwölf Jahre verfloſſen. Sie können ſich alſo 
denken, welche große Freude bei uns darüber herrſcht, 
daß Sie jetzt Thorn Ihres Beſuches für würdig 
befunden haben. Sie können mir glauben, daß nicht 
nur die ſtädtiſche Verwaltung, ſondern die ganze 
Bürgerſchaft ſich gefreut hat und Sie herzlichſt empfängt. 
Ich wünſche nur, daß es Ihnen hier wohl gefalle, 
und daß Sie ſich auch nach den ſchweren Verhand⸗ 
lungen hier wohlfühlen und ein gutes Andenken an 
Thorn mit nach Hauſe nehmen. Wenn Sie hier noch 


manches finden, das Ihrem kommunalen Blicke nicht 
gefällt, ſo bitte ich zu bedenken, daß wir hier in 
Thorn ſchwer zu kämpfen haben, daß wir aber vor⸗ 
wärts ſtreben, um den übrigen Städten nicht nach⸗ 
zuſtehen. Seien Sie nochmals herzlichſt willkommen! 
(Beifall.) 


Vorſitzender: Ich glaube, der Herr Vertreter von 
Thorn kann ganz ruhig ſein. Unſer kommunaler Blick 
wird nur mit größtem Wohlbehagen auf Thorn ruhen. 
Ich kann wohl ſagen, alles was ich bisher geſehen 
habe, macht einen hervorragenden Eindruck; es zeigt 
uns, daß hier an der äußerſten Grenze tüchtig und 
energiſch gearbeitet wird. Ich habe keinen Zweifel, 
daß wir uns alle hier außerordentlich wohl fühlen 
werden. — 

Ich teile mit, daß die Verhandlungen anderer 
Städtetage im Vorzimmer ausliegen. — Ich bitte die 
Herren, Ihre Namen in die Anweſenheitsliſte ein⸗ 
zutragen, und alle Redner, hier vor zu treten, weil 
es ſonſt ſchwer iſt, die Reden ordnungsmäßig zu 
ſtenographieren. Ich teile weiter mit, daß in dieſem 
Jahre zwei Städtetage zu beſchicken ſind, anfangs 
Oktober der Preußiſche Städtetag in Breslau, auf 
dem in erſter Linie über das Wohnungsgeſetz ver⸗ 
handelt werden ſoll, und dann im Mai 1914 der 
Deutſche Städtetag in Köln. Die Tagesordnung für 
den Deutſchen Städtetag ſteht noch nicht feſt. Ich 
bitte Sie, für jeden dieſer beiden Städtetage zwei 
Vertreter zu wählen. Da ich ja weiß, daß es Ihnen 
lieb iſt, dieſe Mitglieder ſelbſt vorzuschlagen, fo bitte 
ich Sie, ſich heute darüber zu verſtändigen und uns 
morgen zu Beginn der Sitzung Ihre Vorſchläge zu 
unterbreiten. — Ich mache dann noch aufmerkſam auf 
die hier an den Wänden ausgehängten Überſichten, die 
Herr Bürgermeiſter Erdmann über die Steuer⸗ 
verhältniſſe aller 12 Provinzen anfertigen ließ. 


Ich komme zur 
Srflattung des Geſchäftsberichts. 


Über die Ausführung der vorjährigen Beſchlüſſe 
habe ich Ihnen mitzuteilen: 

1. Die Frage der Beſtellung eines Provinzial⸗ 
reviſors für Sparkaſſen und Kommunalkaſſen ift weiter 
gefördert worden. Wir ſind erneut mit dem Vorſtande 
des Sparkaſſenverbandes der Provinzen Oſt⸗ und 
Weſtpreußen in Unterhandlungen wegen Vornahme 
von Reviſionen der Kommunalkaſſen durch die bereits 
vorhandenen Sparkaſſenreviſoren. Dieſe Verhandlungen 
haben zu einem Ergebnis geführt. Der Sparkaſſen⸗ 
verband hat ſich bereit erklärt, durch ſeine Reviſoren 
auch die Kommunalkaſſen revidieren zu laſſen. Es 
ſollen nur erſtattet werden die Reiſekoſten mit täglich 
15 M und die Barauslagen, die dann auf die Städte 
verteilt werden ſollen. Der Vorſtand hat die An⸗ 
gelegenheit eben beſprochen; wir werden den einzelnen 
Städten genauere Vorſchläge ſchriftlich zukommen laſſen. 
Ich glaube, daß auf dieſe Weiſe ein Weg gefunden 
iſt, um den Bedürfniſſen insbeſondere der kleineren 
Städte nach einer ordnungsmäßigen Reviſion ihrer 


Kaſſen zu entſprechen. 
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2. Auf den Bericht des Herrn Oberbürgermeiſters 
Dr. Merten⸗Elbing über die Ausführung des vom 
vorjährigen Städtetag gefaßten Beſchluſſes über die 
„Gründung eines weſtpreußiſchen Unfallverſicherungs⸗ 
verbandes“ wurde Vertagung beſchloſſen. — 

Mit Rückſicht darauf, daß der Geſetzentwurf betr. 
Dienſtunfallfürſorge noch nicht an den Reichstag gelangt 
iſt, iſt eine weitere Vertagung dieſer Angelegenheit 
empfehlenswert. 

3. Meinen vorjährigen Ausführungen über den 
Erfolg der Maßnahmen, die wir auf Grund des Vor⸗ 
trages des Herrn Bürgermeiſters Zitzlaff-Marien⸗ 
werder: „Die Belaſtung der Gemeinden mit Staats- 
geſchäften“ und der hierauf gefaßten Beſchlüſſe veranlaßt 
haben, habe ich noch hinzuzufügen, daß unſere an das 
Abgeordnetenhaus gerichtete Eingabe für ungeeignet 
zur Erörterung im Plenum des Abgeordnetenhauſes 
erklärt wurde, weil ſie nicht ſachlich genügend begründet 
ſei. Ich geſtehe, mir iſt dieſe Stellungnahme unver⸗ 
ſtändlich. Das Herrenhaus hat jedoch beſchloſſen, unfere 
Eingabe der Königlichen Staatsregierung als Material 
zu überweiſen. In der betr. Kommiſſionsſitzung des 
Herrenhauſes iſt von einem Vertreter des Herrn Kriegs⸗ 
miniſters erklärt worden, daß ein erheblicher Betrag 
(50 000 M) für die Koſten der Zuſtellung in Militär⸗ 
angelegenheiten in den Etat eingeſtellt werden würde. — 
Alſo inſofern ſcheint wenigſtens etwas erreicht zu ſein. 
Ob wir im übrigen große Erfolge mit der Eingabe 
haben werden, liegt im Schoße der Zukunft. j 

4. Die Vorarbeiten für die Begründung von Baus 
beratungsſtellen, die auf den Vortrag des Herrn Stadt: 
bauinſpektors Dähne-Danzig, im Jahre 1911 und 
den hierauf gefaßten Beſchluß: „Der Vorſtand wird 
beauftragt, die Begründung einer Hauptſtelle für die 
Bauberatungsſtellen Weſtpreußens in die Wege zu 
leiten“, ſind noch in der Schwebe. Mittlerweile hat 
der Herr Regierungspräſident an der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Danzig eine Bauberatungsſtelle eingerichtet, 
aber wir haben vom Städtetage aus zu der ganzen 
Angelegenheit noch keine endgiltige Stellung nehmen 
können. 

5. Zu dem Vortrage der Herren Bürgermeiſter 
Müller⸗Dt. Krone und Stadtrat Twiſtel⸗Zoppot 
über „Offentlich⸗ rechtliche Lebensverſicherungen, ihre 
Ziele und ihre Organiſationen“ iſt folgender Antrag 
zum Beſchluß erhoben worden: 

Der Weſtpreußiſche Städtetag empfiehlt ſeinen 
Verbandsmitgliedern, die Provinzial⸗Lebensver⸗ 
ſicherungsanſtalt Weſtpreußen nach Kräften in 
ihrer gemeinnützigen Tätigkeit zu unterſtützen, ſo⸗ 
wie die Verwendung der Tilgungsbeiträge ſtädtiſcher 
Sparkaſſen zum Abſchluß von Tilgungsverſiche⸗ 
rungen in die Wege zu leiten. — Gleichzeitig 
fordert der Weſtpreußiſche Städtetag die Direktion 
der Provinziallebensverſicherungsanſtalt auf, die 
Vorarbeiten zur Einführung einer öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Volksverſicherung nach Möglichkeit zu be⸗ 
ſchleunigen.“ 

Entſprechend dieſem Beſchluſſe iſt die Direktion der 
weſtpreußiſchen Provinziallebensverſicherungsanſtalt er⸗ 
ſucht worden, den in den Verhandlungen und in dem 


Beſchluſſe zum Ausdruck gebrachten Wünſchen zu 
entſprechen. — 
6. Der Anregung des Herrn Bürgermeiſters 


Erdmann-⸗Neuſtadt Wpr. folgend, ift die diesjährige 


Gemeindeſteuerſtatiſtik, die wunſchgemäß erweitert und 
ergänzt worden iſt, vor der diesjährigen Tagung Ihnen 
gedruckt überſandt worden. 

7. Im Anſchluß an den Vortrag der Herren Land- 
rat Trüſtedt-Berent und Stadtrat Goeritz-Danzig: 
„Die deutſche Kommunalbank“ wurde folgender Antrag 
des Herrn Bürgermeiſters Müller-Dt. Krone zum 
Beſchluß erhoben: 

Den Provinzialausſchuß erneut zu erſuchen, ohne 
Rückſicht auf das etwaige Entſtehen einer deutſchen 


Kommunalbank den Ausbau der Provinzialhilfs⸗ 


kaſſe auf gemeinnütziger Grundlage in Angriff 
zu nehmen. 

Auf Grund dieſes Beſchluſſes iſt der Herr Landes⸗ 
hauptmann der Provinz Weſtpreußen um weitere Ver⸗ 
anlaſſung gebeten worden. — Eine Antwort iſt bisher 
nicht eingegangen. Aber ich weiß, daß die Angelegen⸗ 
heit gefördert worden iſt. 


8. Auf den Vortrag der Herren Stadtrat Dumont⸗ 


Danzig und Stadtverordneter Schade-Danzig über: 

„Die Mitwirkung der Städte bei der Hebung des Real⸗ 

kredits, insbeſondere bei der Begebung zweiter Hypo⸗ 

theken“ ſind folgende Beſchlüſſe gefaßt worden: 

I. den Vorſtand zu beauftragen, mit dem Danziger 
Hypothekenverein in Verhandlungen über Ab— 
änderungen des Statuts des Danziger Hypotheken⸗ 
vereins einzutreten, welche insbeſondere zum 
n haben ſollen: 

1. den Ausbau des Inſtituts der Krediterneuerung 
nach dem Vorbild des Berliner Pfandbrief⸗ 
inſtituts, 

die Einführung der Beſtimmung, daß die 
Hausbeſitzer berechtigt ſein ſollen, vom Dan⸗ 


ziger Hypothekenverein in Zukunft begebene 


Pfandbriefdarlehen nach ihrer Wahl in bar 
oder in Pfandbriefen desſelben Zinsfußes, in 
denen ſie das Darlehen erhalten haben, zu⸗ 
rückzuerſtatten. 
den Vorſtand des Deutſchen Städtetages zu er⸗ 
ſuchen, auf den Erlaß eines Reichsgeſetzes hin⸗ 
zuwirken, durch das den Eigentümern ſtädtiſcher 
Hausgrundſtücke die Beſchaffung zweitſtelliger 
Hypotheken in der Weiſe ermöglicht wird, daß 


II. 


Vereinigungen von Hausbeſitzern bei Erfüllung 


beſtimmter reichsgeſetzlich noch näher feſtzulegender 
Anforderungen das Recht erhalten, ſtempelfreie 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber auszu⸗ 
geben, für die die ſämtlichen von der Vereinigung 
beliehenen Grundſtücke und die der Vereinigung 
angehörigen Hausbeſitzer perſönlich ſolidariſch 
haften und deren Sicherheit nötigenfalls zu einem 
beſtimmten Prozentſatz durch öffentliche Körper⸗ 
ſchaften — insbeſondere die Städte — zu gewähr⸗ 
leiſten wäre. 
Der Vorſtand iſt mit dem Danziger Hypotheken⸗ 
verein in Verhandlungen getreten, die noch in der 
Schwebe ſind. Der Hypothekenverein hat im Anfange 


dieſes Monats eine Vorſtandſitzung zuſammenberufen, 
in der über dieſe Angelegenheit beraten worden iſt. 
Die Beſchlüſſe ſind uns in dieſen Tagen mitgeteilt 
worden. Wir werden hierzu Stellung nehmen und 
Ihnen unſere Entſchließungen ſpäter mitteilen. — Der 
deutſche Städtetag iſt zu Ziff. II des Beſchluſſes um 
weitere Veranlaſſung erſucht worden. 

Der Vorſtand hat ſich in Dt. Krone am 13. Au⸗ 
guſt 1912 wie folgt konſtituiert: 

Oberbürgermeiſter Scholtz-Danzig, Vorſitzender, 
Stadtverordnetenvorſteher Juſtizrat Obuch-Grau⸗ 
denz, ſtellvertr. Vorſitzender, 
ſtellbertr. Stadtverordnetenvorſteher Münſter⸗ 
berg-Danzig, Kaſſenführer, 
Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, Schriftführer, 
Beiſitzer: 
a) Oberbürgermeiſter Dr. Merten-Elbing, 
b) Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe-Thorn, 
c) Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Im Berichtsjahre ſind unſerem Verbande beigetreten: 
Märkiſch Friedland und Tütz. 

Es ſtehen unſerm Verbande daher noch fern: 
Baldenburg, Gorzno, Kamin, Krojanke, Landeck und 
Schloppe. 

Am Schluſſe möchte ich noch darauf hinweiſen, daß 
der Geſchäftsgang der für den Städtetag zu erledigenden 
Sachen dadurch überaus erſchwert wird, daß ſtets viele 
Erinnerungen notwendig ſind, um Antworten von den 
Mitgliedern zu erhalten. Die Geſchäfte unſeres Städte⸗ 
tages haben, nachdem auch der preußiſche und der 
deutſche Städtetag eine ſehr lebhafte und mit Dank zu 
begrüßende Tätigkeit zum Wohle der Stadtgemeinden 
entfalten, zugenommen. — Es iſt mir aber nicht mög⸗ 
lich, dieſe Geſchäfte mit Erfolg durchzuführen, wenn 
ich nicht Ihre Unterſtützung beſitze. Ich bitte dringend, 
mich durch ſchnelle Erledigung der Ihnen zugehenden 
Sachen nach Kräften unterſtützen zu wollen. 

Zur Prüfung der Rechnung 1912/13 ſind zwei 
Rechnungsprüfer zu wählen. Im vorigen Jahre waren 
es die Herren Tettenborn und Stachowitz. Ich 
ſchlage vor die Herren Tettenborn und Liebetanz— 
Culm. Sind Sie einverſtanden? Ein Widerſpruch 
wird nicht laut, die Herren ſind gewählt. 

Wir kommen zum nächſten Gegenſtande: 

Erhöhung der Witgliederbeiträge. 

Berichterftatter, ſtellvertr. Stadtverordnetenvorſteher 
Münfterberg- Danzig: Es iſt keine angenehme Aufgabe, 
Ihnen darüber zu berichten, daß die Rechnung des 
Städtetages mit einem erheblichen Defizit abgeſchloſſen 
hat, das ungefähr 50 % der Ausgaben beträgt. Es 
hat ſeinen Grund darin, daß die Koſten der Ver⸗ 
tretung des Weſtpreußiſchen Städtetages bei den 
Tagungen des Deutſchen und Preußiſchen Städtetages 
durch je zwei Mitglieder recht groß geworden ſind. 
Dazu kommt noch, daß infolge der bei uns geleiſteten 
intenſiveren Arbeit — Sie erinnern ſich, daß die Zahl 
der Vorträge gewachſen iſt — die Zahl Druckſachen 
zugenommen hat, und ſomit eine erhebliche Erhöhung 
der Druckkoſten eingetreten iſt. Die Vertretungen auf 
dem Deutſchen und Preußiſchen Städtetage haben 
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allein 875 M in Anſpruch genommen, dazu kommen 
die Koſten für Druckſachen uſw. Infolgedeſſen weiſt 
unſere Rechnung ein Defizit von 1477 M auf bei 
einer Geſamtausgabe von 3000 M. Wir haben 
nahezu die Hälfte der Ausgaben vorſchußweiſe von 
der Kämmereikaſſe der Stadt Danzig decken laſſen. 

Unter dieſen Umſtänden muß der Städtetag an 
eine Erhöhung ſeiner eigenen Einnahmen denken; denn 
wenn Danzig auch ſelbſtverſtändlich die erforderlichen 
Summen vorſchoß, ſo wird es ebenſo ſelbſtverſtändlich 
nicht geneigt ſein, ſie aus eigener Taſche zu decken. 

Wir haben verſchiedene Berechnungen angeſtellt, 
auf welcher Grundlage eine Erhöhung der Beiträge 
am gerechteſten herbeigeführt werden könne, ohne die 
einzelnen, beſonders die kleineren Städte zu ſehr zu 
belaſten. Wir wiſſen ja, daß die kleineren Städte 
finanziell beſonders ſchwierig daran ſind. 

Nach unſerer Satzung bezieht ſich die Beitrags⸗ 
ziffer auf die einzelne Stimme und daß die Zahl der 
Stimmen ſich nach der Einwohnerzahl der Stadt 
richtet. Es haben nämlich Städte bis zu 5000 Ein⸗ 
wohner 2, bis zu 10000 Einwohner 3, bis zu 
25000 Einwohner 4 Stimmen, größere Städte für jede 
weiteren 25000 Einwohner je eine Stimme mehr. Wir 
ſchlagen vor, für die Städte bis 5000 Einwohner 
15 M für die Stimme zu erheben; für die Städte 
von 5—10 000 Einwohnern 20 M, für die Städte 
von 10—25000 Einwohnern 25 M und für die 
größeren Städte je 30 M für die Stimme. Die an- 
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lich der Herrſchaft der Stadtverwaltung unter⸗ 
worfen wird, daß alſo der Eingemeindung des 
künftigen Stadterweiterungsgebietes nicht Hemm⸗ 
niſſe entgegengeſetzt werden, 

daß den Stadtverwaltungen, ſoweit ſie ſie nicht 
ſchon beſitzen, die Verwaltung der Bau-, Woh⸗ 
nungs⸗ und Wegepolizei⸗Geſchäfte übertragen wird, 
daß die Aufnahme von Anleihen für Zwecke der 
Boden- und Bebauungspolitik, insbeſondere für 
den Ankauf und die Erſchließung von Stadter- 
weiterungsgelände und für die Schaffung von 
Einrichtungen zur Verbeſſerung der ſtädtiſchen 
Realkreditverhältniſſe durch Zulaſſung niedriger 
Tilgungsfäße erleichtert wird. 


II. Im Intereſſe der auf die Verbeſſerung der 


Wohnungsverhältuniſſe gerichteten Boden- und Be⸗ 
bauungspolitik der Städte iſt eine durchgreifende Reviſion 
des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 erforderlich. 
Sie hat ſich insbeſonde zu erſtrecken auf: 
1. die Zulaſſung der Feſtſetzung rückwärtiger Baus 
fluchtlinien, 
die Einführung der Bauſperre während eines 
ſchwebenden Fluchtlinienfeſtſetzungsverfahreus nach 
dem Muſter des ſächſiſchen Baugeſetzes, 
die Erleichterung der Umlegung der Koſten der 
Baulanderſchließung durch Einbeziehung der Koſten 
der Waſſerverſorgungs⸗ und Hausentwäſſerungs⸗ 
anlagen, ſowie der Koſten von Plätzen und 
öffentlichen Gartenanlagen, in den Kreis der 


2. 


geſtellke Berechnung ergibt, daß wir dann üngefäyr 
250 M mehr einnehmen werden, als die Deckung 
dieſes Defizits erfordert, ſodaß wir für die Folge mit 


einem wenn auch ſehr unbedeutenden Barbeſtande 


werden rechnen können. Ich empfehle Ihnen, dieſem 
Vorſchlage zuzuſtimmen und die Einführung dieſer 
neuen Sätze vom 1. April 1913 ab zu beſchließen. 

Vorſitzender: Wird das Wort gewünſcht? Das iſt 
nicht der Fall. Ein Widerſpruch iſt nicht laut ge⸗ 
worden. Der Vorſchlag des Vorſtandes iſt zum 
Beſchluß erhoben. 

Wir gehen über zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Entwurf eines preußiſchen Wohnungsgeſetzes. 

Hierzu liegen folgende Leitſätze vor: 

I. Die großen Verdienſte, die ſich die Gemeinden, 
namentlich die Großſtädte auf dem Gebiete der Woh⸗ 
nungsreform durch Entfaltung einer weitausſchauenden 
Boden⸗ und Bebauungspolitik — durch Geländeankäufe 
und Baulanderſchließung, durch Erlaß von Zonen⸗ 
Bauordnungen, durch Förderung des ſtädtiſchen Real⸗ 
Kredits uſw. — erworben haben, laſſen es ungerecht 
fertigt erſcheinen, daß der preußiſche Wohnungsgeſetz⸗ 
entwurf das freie Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden 
durch Verſtärkung der Befugniſſe der Ortspolizeibehörden 
und der Staatsaufſichtsinſtanzen einſchränkt. — 

Die Tätigkeit der Gemeinden auf dem Gebiete der 
Wohnungsreform iſt vielmehr vom Staate zu fördern, 
insbeſondere dadurch, 

1. daß das Stadterweiterungsgebiet, auf welches 

ſich die planmäßige Boden⸗ und Bebauungspolitik 
der Stadtverwaltung zu erſtrecken hat, auch recht⸗ 


dlif Gruno“ des Fruͤchtuniengeſetzes umlegbaren 
Koſten, 

4. die Zulaſſung der Heranziehung einzelner wider: 
ſpenſtiger Anlieger gemäß § 15 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes auch bei Unter neh merſtraßen. 

Der Geſetzentwurf läßt Beſtimmungen nach dieſer 
Richtung hin vermiſſen. 

Die von ihm vorgeſehene Ausdehnung des Ent— 
eignungsrechtes auf Baumasken iſt unbeſchadet ein- 
zelner Abänderungswünſche zu begrüßen. 

Die Ausdehnung der Befugniſſe der Orts polizei⸗ 
behörde bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien (Geſetz⸗ 
entwurf Art. I, Ziffer 1 und 3) und die Einſchränkung 
des den Gemeinden durch § 12 des Fluchtliniengeſetzes 
verliehenen Bauverbots ſind als durchaus unbegründet 
zurückzuweiſen. 

III. Die Ausdehnung der fogen. lex Adickes auf 
den Umfang der Monarchie empfiehlt ſich nur, wenn 
zugleich eine durchgreifende Reviſion des Geſetzes vor⸗ 
genommen wird, insbeſondere, wenn die in dem 
Geſetze bisher vorgeſehene Verpflichtung zum Ausbau 
der Straßen im Umlegungsgebiete und die Einſchränkung 
des Bauverbots beſeitigt wird und den Gemeinden die 
Möglichkeit gewährt wird, die Koſten der Umlegung 
auf die beteiligten Grundſtücke in vollem Umfange zu 
verteilen. 

IV. Gegen die Beſtimmung des Artikels 2 des 
Geſetzentwurfs betreffend den Erlaß von Bauordnungen 
ſind Einwendungen nicht zu erheben; doch iſt es 
wünſchenswert, geſetzlich feſtzulegen, daß die Ver⸗ 
waltung der Bau⸗ und Wegepolizei, ſoweit ſie nicht 


bereits in den Händen der Stadtverwaltung liegt, den 
Städten auf ihren Antrag zu übertragen iſt. 
Goeritz, Stadtrat. 


V. Die Artikel 3 und 4 des Geſetzentwurfes, be⸗ 
treffend den Erlaß von Wohnungsordnungen 
und die Einrichtung einer geregelten Wohnungs- 
aufſicht bedürfen einer Ergänzung und Abänderung 
nach der Richtung hin, daß 
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mildert, indem die Muß vorſchriften des alten Entwurfes 
durch Kann vorſchriften erſetzt find. Die Formulierung 
der Beſtimmungen iſt im Übrigen faſt wörtlich dieſelbe 
geblieben, und auch in ſeiner Gliederung lehnt ſich der 
neue Entwurf eng an den alten an. Geſtrichen iſt nur 
der Art. III des alten Entwurfes, der die Abſtufung 
der Gebühren und Steuerſätze zu Gunſten der für 
minderbemittelte Familien beſtimmten Wohngebäude zu= 


1. entſprechend den Grundſätzen der Selbſtver⸗ 
waltung die Gemeinden, die nach dem Geſetz 
die Wohnungsaufſicht durchzuführen und die 
damit verknüpften Koſten zu tragen haben, auch 
mit den dazu erforderlichen Machtbefugniſſen 
durch Übertragung der Wohnungspolizei aus⸗ 
geſtattet werden, 


1 


Verwaltung mit Sitz und Stimme ein Landes- 
wohnungsamt gebildet wird, welches das 
geſamte Wohnungsweſen beobachtet, darüber 
regelmäßige Berichte erſtattet, anregend wirkt, 

und auf Anfrage ſachlichen Rat gibt. 

Dr. Mayer, Stadtrat. 

Berichterſtatter, Stadtrat Goerig-Danzig: Meine 
Herren! Der weſipreußiſche Städtetag hat ſich ſchon 
einmal mit einem preußiſchen Wohnungsgeſetzentwurf 


beſchäftigt. Das iſt 9 Jahre her. Die Staatsregierung 


hatte im Jahre 1904 den „Entwurf eines Geſetzes zur 
Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe“ der öffentlichen 
Kritik unterbreitet. Über den damaligen Entwurf haben 

Ihnen der damalige Stadtrat Mitzlaff und ich auf 
dem Danziger Städtetage 1904 berichtet. Die Kritik 
fiel nicht nur im Schoße dieſer Verſammlung, ſondern 


auch ſonſt in den Erörterungen der an dem Entwurf 


intereſſierten Körperſchaften und in der Literatur fo 
ungünſtig aus, daß die Staatsregierung ihr Kind in 
der Verſenkung verſchwinden ließ. Am 25. Januar 
d. Is. hat nun die preußiſche Staatsregierung einen 
neuen „Entwurf eines Wohnungsgeſetzes“ veröffentlicht, 
mit dem wir uns heute zu beſchäftigen haben. Wenige 
Tage vor der Veröffentlichung hatte der Staatsſekretär 
des Innern Dr. Delbrück in der Budgetkommiſſion 
des Reichstages die aufſehenerregende und vielerörterte 
Erklärung abgegeben, daß, wenn nicht Preußen bis 
zum Herbſt einen Wohnungsgeſetzentwurf vorlegen ſollte, 
das Reich auf dieſem Gebiete vorgehen werde. 

Man gewinnt den Eindruck, daß die ſchnelle Ver⸗ 
öffentlichung des neuen Geſetzentwurfes unter dem 
Druck der Erklärung des Vertreters des Reichskanzlers 
erfolgt iſt. Denn wenn man den neuen Geſetzentwurf 
mit dem Entwurf von 1904 vergleicht, ſo ſtellt es ſich 
heraus, daß die Staatsregierung die lange Pauſe von 
8 Jahren zu einer durchgreifenden Umarbeitung des 
Enwurfes von 1904 nicht benutzt hat. Der neue 
Entwurf bringt, von der immerhin untergeordneten 
Ausdehnung des Enteignungsrechts auf Baumasken 
abgeſehen, keinerlei neue Geſichtspunkte: es iſt das alte 
Kind, das hier aus der Verſenkung auftaucht: nicht 
ſehr verändert, nur etwas magerer geworden! Einige 
der meiſtangefochtenen Beſtimmungen des alten Ent⸗ 
wurfes ſind geſtrichen, andere Beſtimmungen ſind ge⸗ 


unter Zuziehung von Vertretern der kommunalen 


ueß.! Ef ift geſtrichen, iweil oje damals vorgeſchlagene 


Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes inzwiſchen 
bereits durch das Deklarationsgeſetz vom 24. Juli 1906 
Geſetzeskraft erhalten hat. Im übrigen iſt die alte 
Einteilung der Beſtimmungen beibehalten: 
Art. I bringt Beſtimmungen über „Baugelände“ 
und zwar in Form einer Novelle zum Fluchtlinien⸗ 
geſetz vom 2. Juli 1875, wozu jetzt noch die 
Ausdehnung der ſogenannten lex Adickes auf 
den Umfang der Monarchie hinzutritt. Art. II 
beſtimmt, was durch die Bauordnungen ge 
regelt werden kann. Art. III (Art. IV des Ent⸗ 
wurfes von 1904) trifft Beſtimmungen über die 
Benutzung der Gebäude zum Wohnen 
und Schlafen. Art. IV (früher Art. V) be⸗ 
handelt die „Wohnungsaufſicht“. Art. V 
(früher VI) trifft „Schluß- und Übergangsbe⸗ 
ſtimmungen“. 

Mit dem Herrn Mitberichterſtatter habe ich mich 
dahin verſtändigt, daß ich Ihnen über die Art. 1 und 
2 berichten werde, während er die Art. 3—5 behandeln 
wird. Die Teilung entſpricht der inneren Gliederung 
des Rechtsſtoffes. Die Art. 1 und 2 bringen Beſtim⸗ 
mungen, die einerſeits die Aufſchließung von Baugelände 
fördern, andererſeits eine weiträumige, flache Bauweiſe 
unter tunlichſter Herabminderung der techniſchen An⸗ 
forderungen ſicherſtellen ſollen. Die Art. 3— 5 be⸗ 
handeln die ſpätere Benutzung und dauernde Beauf⸗ 
ſichtigung der Wohngebäude. 

Ehe wir in die Erörterung der einzelnen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzentwurfes eintreten, werden wir uns 
die Frage vorzulegen haben, ob auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens auch heute noch ernſte Mißſtände 
beſtehen und in welcher Richtung ſich die Arbeit der 
Gemeinden zur Beſſerung der Wohnungsverhältniſſe zu 
bewegen hat. Es liegt uns dann zu prüfen ob, in⸗ 
wieweit die Reformarbeit der Gemeinden durch die 
Beſtimmungen des neuen Geſetzentwurfs gedeihlich 
gefördert wird. — 

Meine Herren! Man wird auch heute noch offen 
anerkennen müſſen, daß auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
weſens, wenigſtens in den Gemeinden mit einer ſich 
ſtark vermehrenden induſtriellen Bevölkerung, noch viel 
zu beſſern iſt Die Produktion an Wohnungen, nament⸗ 
lich für die unbemittelten Volksſchichten, hält meiſt nicht 
gleichen Schritt mit der Vermehrung der Bevölkerung, 
und daraus ergibt ſich ein Mißverhältnis zwiſchen 
Angebot und Nachfrage, das eine Reihe übler Folgen 
nach ſich zieht. Die Bevölkerung wird in Wohnungen 
gedrängt, die den Anforderungen der Hygiene nicht 
entſprechen, die aber nicht geſchloſſen werden können, 
weil die Inſaſſen ſonſt obdachlos werden würden. 
Räume, die bei der Erbauung der Häuſer nicht als 


Wohnräume gedacht waren, werden unter dem Druck 
der Verhältniſſe als Wohnungen hergerichtet. Die vor⸗ 
handenen Wohnungen müſſen aufs äußerſte ausgenutzt 


werden und find oftmals überfüllt. Beſonders bedenk⸗ 


lich iſt dabei, daß in großem Umfange fremde, nicht 
zur Familie gehörige Perſonen als Schlafburſchen und 
Einlieger in den Haushalt aufgenommen werden müſſen, 
die der Familie den ohnehin zu knappen Raum ſchmälern 
und mancherlei ſittliche und geſundheitliche Gefahren 
in die Familien tragen. Und ſchließlich treibt die ſtarke 
Nachfrage nach kleinen Wohnungen naturgemäß auch 
die Miete auf eine Höhe, die in argem Mißverhältnis 
zu dem Arbeitsverdienſt der in ihnen untergebrachten 
Volksmaſſen ſteht. 


weitgehende Ausnutzung der Grundſtücke zuläßt. Die 
Folge iſt, daß namentlich die dem Stadtkern näher 


gelegenen Grundſtücke bis zur Grenze der Zuläſſigkeit 


durch Seitenflügel und Hintergebäude ausgenutzt werden 
und die Bevölkerung auf engem Raum zuſammenge— 
pfercht wird, während die weiten Fluren vor der Stadt 
eine weiträumige, geſunde und freundliche Bauweiſe 
geſtatten würden. Man muß dieſe Mißſtände m. E. 
auch heute noch zugeſtehen, wenn auch nicht ver— 
kannt werden kann, daß die zielbewußte Boden- und 
Wohnungspolitik der Gemeinden, vor allem im letzten 
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weitausſchauenden Bodenpolitik entſchloſſen, indem ſie 


das für die künftige Stadterweiterung in Betracht 


Die Mißſtände werden beſonders 
ſchwer, wenn eine nachſichtige Bauordnung eine zu 


Jahrzehnt bereits ſehr weſentlich zu einer Beſſerung, 


der Verhältniſſe beigetragen hat. 

Was kann nun zur Beſſerung der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe geſchehen? Es läßt ſich, wenn wir uns auf 
die großen Geſichtspunkte beſchränken, unter 3 Punkten 
zuſammenfaſſen: 


1 


kommende Gelände erwarben. Ich darf an dieſer 
Stelle wohl anführen, was Danzig auf dieſem Gebiete 
in den letzten 10 Jahren getan hat. Wir haben zu 
dem ausgedehnten, aus alter Zeit ſtammenden Kämmerei⸗ 
und Lazarettbeſitz in dieſer Zeit nicht weniger als rund 
7,4 Millionen qm mit einem Koſtenaufwande von etwa 
5%, Millionen Mark erworben. Dadurch, daß die 
Städte aus ſolchem Gelände jederzeit baureife Par⸗ 
zellen auf den Markt bringen, kommen ſie nicht nur 
ſelber der Nachfrage nach Bauland entgegen, ſondern 
wirken auch einer ungeſunden Bodenſpekulation und 
einer übertriebenen Steigerung der Baulandpreiſe über⸗ 
haupt entgegen. 

Auch auf dem Gebiete der Bauordnungen ſind 
die Städte vorangegangen. Auch hier iſt es Frank⸗ 
furt a. M. geweſen, das mit einer großzügigen Zonen⸗ 
bauordnung, die eine Abſtufung der Bauweiſe nach 
Zonen vorſah, den andern Städten ein Beiſpiel zur 
Nacheiferung gab. 

Faſt alle Großſtädte ſind ihr gefolgt. Auch Danzig 
hat durch zahlreiche Einzelpolizeiverorduungen und 
durch privatrechtliche Vereinbarungen bei der Auf⸗ 
ſchließung von Baugelände eine Abſtufung der Bau— 
weiſe vorgenommen. Eine das ganze ſtädtiſche Weich⸗ 
bild planmäßig umfaſſende Bauordnung für Danzig 
iſt im Entwurfe fertiggeſtellt. 

Und ſchließlich auch auf dem Gebiete der Förderung 


der Bautätigkeit ſelbſt ſind es die Gemeinden, die 


1. Es muß für reichliches und billiges Angebot von 


Baugelände geſorgt werden. 
2. 
des Geländes mit Wohngebäuden den berechtigten 


hygieniſchen und ſozialen Anforderungen entſpricht, 


mit andern Worten, es muß auf eine weiträumige 
flache Bauweiſe hingewirkt werden. 

Es genügt ſchließtich nicht, daß Baugelände preis⸗ 
wert angeboten wird, und daß eine zweckentſprechende 
Bebauung des Geländes durch Bauordnungen ſicher⸗ 
geftellt ift; es muß 3. auch die Bautätigkeit angereizt 
werden. 


Ergänzend muß dazu eine ſtändige Beaufſichtigung 


der Wohnungsverhältniſſe hinzutreten. 
Wenn man ſich vergegenwärtigt, was auf dem 


Gebiete der Wohnungsreform geſchehen iſt, ſo darf 


man m. E. grade für die Kommunen die Anerkennung 


in Anſpruch nehmen, daß fie in jeder der eben ger | 


kennzeichneten Richtungen führend vorangegangen find. 

Was die Bereitſtellung von Baugelände angeht, 
ſo haben ſie ſich nicht darauf beſchränkt, bei der Er⸗ 
ſchließung von privatem Gelände mitzuwirken. Dem 
Muſter von Frankfurt a. M. folgend, das hier wie 
auf anderen Gebieten des Wohnungsweſens Dank ſeinen 
glänzenden finanziellen Verhältniſſen zur Führerrolle 
berufen war, haben faſt alle größeren, aber auch viele 
mittleren und ſogar kleineren Gemeinden — ich nenne 
von letzteren hier in Weſtpreußen nur Zoppot und 
Konitz und die Dorfgemeinde Oliva — ſich zu einer 


Es muß dafür geſorgt werden, daß die Bebauung 


führend vorangehen. Das wichtigſte Problem, das hier 
der Löſung harrt, iſt jedenfalls die Frage des Real— 
kredits. Was hilft es, daß Baugelände reichlich und 
billig zur Verfügung ſteht und daß eine einwandfreie 
Bebauung durch zweckmäßige Bauordnungen ſichergeſtellt 
iſt, wenn ſich das Kapital dem Grundſtücks⸗ und 
Häuſermarkt entzieht. In zahlreichen Städten wird 
gegenwärtig über die Gründung von Inſtituten zur 
Gewährung zweiter Hypotheken unter kommunaler Be⸗ 
teiligung verhandelt. Auch der Weſtpreußiſche Städtetag 
hat dieſe Frage im vorigen Jahre eingehend erörtert 
und ein ſpezielles Projekt für Danzig iſt inzwiſchen 
ausgearbeitet. 

Gegenüber dieſen Leiſtungen der Stadt darf man 
fragen: 

Was hat der Staat auf dieſen Gebieten, was hat 
er insbeſondere getan, um die Tätigkeit der Städte 
auf dem Gebiete der Wohnungsfrage zu unterſtützen? 

Was der Staat durch Bereitftellung von Mitteln 
zur Schaffung von guten Wohnungen für ſeine eigenen 
Angeſtellten getan hat, darf gewiß nicht unterſchätzt 
werden. Auch in Danzig legt die Wohnungskolonie 
Neuſchottland, die in erſter Linie für die Angeſtellten 
und Arbeiter der Kaiſerlichen Werft geſchaffen iſt, davon 
rühmliches Zeugnis ab. Aber dieſe Staatstätigkeit 
kommt doch nur einem beſtimmten, eng begrenzten 
Perſonenkreiſe zugute. 

Was der Staat ſonſt geleiſtet hat, ſind im weſent⸗ 
lichen Miniſterialerlaſſe, von denen eine lange Reihe in 
der Begründung des Wohnungsgeſetzentwurfs aufgeführt 
wird. Sie enthalten gute Lehren, die meiſt auf der 


Praxis der führenden Städte beruhen, — gute Lehren, 
für die man beſonders dankbar ſein könnte, wenn der 
Staat auch praktiſch die Gemeinden bei der Durch— 
ſtützen wollte. An ſolcher Unterſtützung hat es aber 
mal fehlen laſſen. 

Die Staatsregierung hat den Gemeinden mit 
treffenden Gründen die Notwendigkeit einer weit aus⸗ 
ſckauenden Boden- und Bebauungspolitik dargelegt. 


Wie ſoll eine ſolche Boden- und Bebauungspolitik 
aber erſolgreich durchgeführt werden, wenn die Stadt⸗ 


verwaltung nicht auch wirklich Herrin des ganzen Stadt⸗ 
erweiterungsgebietes iſt? Erſte Vorrausſetzung einer 
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planmäßigen Boden- und Bebauungspolitik iſt, daß 


das ganze Gebiet, das eine wirtſchaftliche Einheit bildet 


und auf dem ſich die Stadt ausdehnen ſoll, auch rechtlich 


der künſtigen Stadtentwicklung fallenden Vororte ein— 
gemeindet werden. Denn nur dann iſt ſie in der Lage, 
ihre Bebauungspläne ſachgemäß auszugeſtalten und die 
Bebauung nach einheitlichen Geſichtspunkten zu regeln. 
Nur dann iſt ſie auch in der Lage, den Ankauf großer 
und billiger Geländeflächen zwecks ſpäterer Erſchließung 
als Bauland zu wagen. Schieben ſich fremde Ge— 
meinden wie ein Keil in das natürliche Stadterweiterungs— 
gebiet hinein, ſo muß die Tatkraft und Zielbewußtheit 
der Boden- und Bebauungspolitik darunter leiden. Das 
iſt ſo klar und einleuchtend, daß es einer eingehenden 
Begründung gar nicht bedarf. 

Auf welche Schwierigkeiten ſtoßen aber die Ein⸗ 
gemeindungsanträge der Städte! Wenn nicht bei der 


iſt der beſte Beweis dafür, zu welchen Konſequenzen 
die willkürliche Zerreißung einer tatſächlichen wirt⸗ 


ſchaftlichen Einheit, wie es Groß Berlin iſt, in ſelbſt⸗ 
führung der ihnen ans Herz gelegten Aufgaben unter- 


ſtändige Einzelgemeinden führt. Wäre Groß-Berlin 


eine kommunale Einheit, ſo wäre eine ſolche Sonder⸗ 
der Staat wie offen ausgeſprochen werden muß, manch⸗ 


politik einzelner Teile von vornherein ausgeſchloſſen 


und die Anordnung der Fabrikviertel und der Wohn⸗ 


quartiere für die verſchiedenen Volksſchichten im 
Geſamtweichbilde könnte nach naturgemäßen Geſichts⸗ 
punkten erfolgen. 

Eine weitere Unterſtützung, die die Städte bei ihrer 
Boden⸗ und Baupolitik verlangen können, iſt die 
Übertragung der Baupolizeiverwaltung, die erſt die 


planmäßige Durchführung der Bebauungspolitik er⸗ 


möglicht. Faſt alle mittleren und kleineren Städte 
verwalten bereits die Baupolizei. Gerade eine Anzahl 


Großſtädte, in denen die Wohnungsreform vor allem 
eine Einheit bildet, m. a. W., daß die in den Bereich 


dringend iſt, vor allem Berlin mit ſeinen Vororten, 


ferner Kaſſel, Koblenz, Wiesbaden, Saarbrücken und 
Danzig haben die Übertragung der Baupolizei bisher 


nicht erreichen können. Und ſchließlich darf man ver⸗ 


langen, daß der Staat auch auf die finanziellen Kräfte 


Staatsregierung, ſo doch beim Landtage! Und auch 


die Staatsregierung hat, dem Drängen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes nachgebend, die Hand zum Erlaß 
des Zweckverbandsgeſetzes geboten, das von dem 
Gedanken geleitet iſt, daß der weiteren Ausdehnung 
der Stadtbezirke entgegengearbeitet werden müſſe! 

Als ob die Städte ſich um eine Ausdehnung ihres 


finanzieller Laſten verknüpft iſt, ſo ſehr bemühen 
würden, wenn die Arrondierung des Stadtweichbildes 
nicht die Vorbedingung einer großzügigen Gemeinde⸗ 
politik wäre! 

Es liegt auf der Hand, daß die mangelnde Ab⸗ 
ſtimmung des rechtlichen Stadtgebiets auf das 


tatſächliche Wirtſchafts⸗ und Stadterweiterungs⸗ 


gebiet die eine oder andere Stadt zu Maßnahmen 
veranlaßt hat, die grundſätzlich anfechtbar ſind und 
nun von der Regierung zum Anlaß genommen werden, 
um die Tätigkeit aller Städte auf dem Gebiete der 
Boden- und Baupolitik unter ſtaatliche Vormundſchaft 
zu ſtellen. Der vorliegende Geſetzentwurf begründet 
die Einſchränkung des den Städten durch § 12 des 
Fluchtliniengeſetzes zuſtehenden Bauverbots — der 
wertvollſten Handhabe, die die Städte bisher hatten, 
um ihrer Boden- und Baupolitik Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen —, damit daß einige Städte — es handelt 
ſich dabei um ein paar Berliner Vorortgemeinden — 
das Bauverbot dazu benutzten, um Arbeiterwohnhäuſer 
ihrem Gebiete fernzuhalten. Gerade dieſes Beiſpiel 


werden müſſen. 
a die Neigung der Staatsbehörden geltend, für 
Gemeindeguts, die doch mit der Übernahme ſchwerer 


der Gemeinden Rückſicht nimmt. 

Wir Städte ſind es ja gewöhnt, daß der Staat 
ſoziale Geſetze erläßt, ſich das Recht des Beſtimmens 
in weitem Maße ſichert, die praktiſche Arbeit und vor 
allem die Aufbringung der Koſten aber den Städten 
überläßt. Dürfen wir auf dem Gebiete der Wohnungs- 
reform ſchon nicht erwarten, daß der Staat die 
Städte mit Staatsmitteln unterſtützt, ſo dürfen wir 
doch verlangen, daß der Staat den Städten die Auf⸗ 
bringung der Mittel nicht unnötig erſchwert. 

Der Aufkauf und die Aufſchließung künftigen 
Baugeländes erfordert große Summen. Ohne zu 
ſtarke Belaſtung der Steuerzahler ſind ſie nur mit 
Hilfe von Grunderwerbsfonds durchzuführen, denen 
wieder die nötigen Mittel durch Anleihen zugeführt 
Mehr und mehr macht ſich aber jetzt 
die 
kommunalen Anleihen hohe Tilgungsſätze vorzuſchreiben 
und die Deckung der Tilgungsraten und womöglich 
auch der Anleiheverzinſung ſtatt dem Grunderwerbs⸗ 
fonds ſelber dem Ordinarium zuzuweiſen. Es bedeutet 
dies eine ſtarke Belaſtung der gegenwärtigen Steuer⸗ 
zahler zugunſten der künftigen, denen doch erſt die 
Vorteile der ſtädtiſchen Geländepolitik zugute kommen; 
eine Belaſtung, die den ſtädtiſchen Behörden auch den 
Entſchluß zu einer weit ausſchauenden Bodenpolitik 
ſehr erſchweren muß. Man wird gerade in einem 
Zeitpunkt, in dem der Staat den Gemeinden neue 
Laſten auferlegen will, die Staatsregierung darauf 
aufmerkſam machen müſſen, daß ſie durch die bisher 
übliche Behandlung der ſtädtiſchen Anleihen den 
Städten die Durchführung ihrer Aufgaben ſehr er⸗ 
ſchwert. Zumal auf dem Gebiete der Bodenpolitik 
müſſen wir die Forderung ausſprechen, daß ſie den 
Städten erheblich niedrigere Anleihetilgungsſätze und 
eine ſelbſtändigere Ausgeſtaltung der Grunderwerbs⸗ 
fonds geſtattet. Dieſe Forderung iſt namentlich auch 
für die Anleihen zu erheben, die die Städte werden 
aufnehmen müſſen, um ihrerſeits wirkſam zur Sa⸗ 


nierung der ftädtifchen Realkreditverhältniſſe beizu⸗ 
tragen. Hier liegt die dringendſte Aufgabe, die der 
Städte in der nächſten Zeit harrt. Ihre befriedigende 
Löſung wird mehr als alles andere zu einer Neu⸗ 
belebung der Bautätigkeit und damit zu einer Beſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe führen. 

Alle dieſe von mir erörterten Wege der Wohnungs⸗ 
reform ſind gangbar, ohne daß es neuer einſchneidender 
Geſetze bedarf. Um dieſe Wege erfolgreich beſchreiten 
können, dazu bedürfen die Städte nur einer ver⸗ 
ſtändnisvollen, von Sympathie für die ſtädtiſche 
Selbſtverwaltung erfüllten Unterſtützung der Staats⸗ 
regierung. 

Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß an den beſtehenden 
Geſetzen, mit denen die Wohnungspolitik der Städte 
zu rechnen hat, nicht manches abänderungsbedürftig 
iſt. Ich werde ſpäter darzulegen haben, daß nament⸗ 
lich im Rahmen des Fluchtliniengeſetzes die Tätigkeit 
der Städte durch mancherlei Anderungen wirkſam 
gefördert werden könnte. Können freilich ſolche 
Geſetzes⸗Anderungen nur dadurch erkauft werden, daß 
der Geiſt der ſtaatlichen Bevormundung der Städte 
jetzt auch in die Gebiete einzieht, auf denen ihnen 
bisher ein beſcheidenes Maß freier Selbſtverwaltung 
eingeräumt war, ſo werden die Städte auf die Ver⸗ 
beſſerung wohl lieber verzichten und ſich mit dem 
geltenden Rechtszuſtande, der ihnen immerhin aus⸗ 
reichenden Spielraum gewährt, behelfen. — 

Wenden wir uns nunmehr zu den Beſtimmungen, 
die der neue Wohnungsgeſetzentwurf in ſich birgt! 

Art. I. des Geſetzentwurfs zerfällt in 2 Teile. 
Teil I bringt eine Reihe von Anderungen des Flucht⸗ 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875, Teil II die Ausdehnung 
des Geſetzes, betreffend die Umlegung von Grundſtücken 
in Frankfurt a. M., (der ſogenannten lex Adickes) 
vom 28. Juli 1902 auf den Umfang der Monarchie. 


Die in Ausſicht genommenen Anderungen des Flucht- 
ſtändigkeitsgeſetzes durch eine Hintertür wieder auf⸗ 


liniengeſetzes laſſen ſich, wie folgt, zuſammenfaſſen: 

1. Es ſoll zu den von der Ortspolizeibehörde 
wahrzunehmenden Rückſichten, die ſich bisher 
lediglich auf polizeiliche Geſichtspunkte beſchränkten, 
in Zukunft die Rückſicht auf das Wohnungsbe⸗ 
dürfnis treten. Aus Rückſicht auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnis ſoll die Ortspolizeibehörde im Ein⸗ 
verſtändnis mit der Kommunalaufſichtsbehörde 
künftig berechtigt ſein, die Feſtſetzung von Flucht⸗ 
linien zu verlangen oder ihre Zuſtimmung zu 
Fluchtlinienplänen zu verſagen. 

Wie weit die Anforderungen der Ortspolizei 
gehen können, beſagt der neue, dem § 3 des 
Fluchtliniengeſetzes hinzugefügte Abſatz 3, der 
beſtimmt, daß im Intereſſe des Wohnungs- 
bedürfniſſes darauf Bedacht zu nehmen ſei, daß 
in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze, auch 
Gartenanlagen, Spiele und Erholungsplätze vor⸗ 
geſehen, daß für Wohnzwecke Baublöcke von 
angemeſſener Tiefe und Straßen von geringerer 
Breite entſprechend dem verſchiedenartigen Woh⸗ 
nungsbedürfniſſe geſchaffen werden, und daß 
durch die Feſtſetzung Baugelände entſprechend dem 
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Wohnungsbedürfniſſe der Bebauung erſchloſſen 

wird. 

2. Dem Bezirksausſchuß ſoll das Recht eingeräumt 
werden, von dem den Gemeindeverwaltungen 
durch § 12 des Fluchtliniengeſetzes anvertrauten 
Verbote des Bauens an unfertigen Straßen 
aus Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis Dis⸗ 
pens zu erteilen. 

Es ſoll den Gemeinden das Recht zur Enteignung 
von Baumasken eingeräumt werden. 

Es ſoll ſchließlich die bisher geltende Beſchränkung, 
daß Vorgärten „in der Regel höchſtens 3 Meter“ 
tief fein ſollen ($ 1 Abſ. 4 Satz 2) fortfallen. 

Vergleicht man dieſe Beſtimmungen mit den Be⸗ 
ſtimmungen des Entwurfs von 1904, ſo ergibt ſich, 
daß neu eingefügt ſind: 

1. die Einſchränkung des den Gemeinden bisher 
zuſtehenden Bauverbots, 

2. die Verleihung des Rechts zur Enteignung von 
Baumasken. 

Die Verſtärkung des Rechts der Ortspolizeibehörde 
war auch bereits in dem Entwurf von 1904 vorgeſehen. 
Sie iſt jetzt nur inſofern gemildert, als das Vorgehen 
der Polizei an das Einverſtändnis der Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde geknüpft iſt. Der Entwurf von 1904 
enthielt noch weitere Beſtimmungen, die der neue 
Entwurf unter dem Eindruck der Kritik hat fallen laſſen: 

eine Einſchränkung der Befugnis der Gemeinden 
zur Umlegung der Straßenkoſten nach § 15, und 
den Zwang der Gemeinden zum Ausbau von 
Straßen, falls die Ortspolizeibehörde im Ein⸗ 
verſtändnis mit der Kommunalaufſichtsbehörde 
den Ausbau mit Rückſicht auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnis für erforderlich hielt. 

Wir werden ſpäter ſehen, daß die Ausbaupflicht 
zwar formell in dem neuen Entwurf verſchwunden iſt, 
auf dem Umwege über den neuen § 12 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes in Verbindung mit dem § 56 des Zu⸗ 


taucht. 

Prüfen wir zunächſt die von dem Entwurfe vor⸗ 
geſchlagenen Beſtimmungen, die ich vorher unter 
4 Punkten zuſammenfaſſte. Um den letzten Punkt, die 
Frage der Tiefe von Vorgärten, vorweg zu erledigen, 
ſo iſt gegen den Fortfall der Beſchränkung nichts zu 
ſagen. Tatſächlich iſt ja aus der Regel eines 3 Meter 
breiten Vorgartens ſchon unter der Geltung des alten 
Geſetzes eine ſeltene Ausnahme geworden, da mit 
Vorgärten ſo geringer Tiefe nichts anzufangen iſt. 
Erheblich größere Vorgartentiefen werden heute von 
allen Inſtanzen anſtandslos genehmigt. 

5 Von größerer Bedeutung ſind die 3 anderen 
Anderungen. 

Zunächſt die Forderung, daß bei der Feſtſetzung 
von Fluchtlinien auch die Rückſicht auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnis im Auge behalten werden ſoll. Zweifellos eine 
Forderung, die durchaus gerecht erſcheint! Nächſt den 
Verkehrsrückſichten iſt die Rückſicht auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnis wohl überall der Hauptgeſichtspunkt, der die 
Städte bei der Aufſtellung ihrer Bebauungs⸗ und 
Fluchtlinienpläne leitet. Es läßt ſich auch nichts 


Dagegen jagen, wenn der Entwurf entſprechend den 
gewaltigen Fortſchritten der Erkenntnis auf dem Gebiete 
des Städtebaues darauf hin weiſt, daß für Wohnzwecke 
Baublöcke von angemeſſener Tiefe und Straßen von 
geringerer Breite entſprechend dem verſchiedenartigen 
Wohnungsbedürfnis geſchaffen werden ſollen. Als vor 
50 Jahren die Städte von der gewaltigen Entwickelung 
der Induſtrie und der garnicht vorauszuſehenden Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung überraſcht wurden, hat man 
gegen dieſe Geſichtspunkte manchen Orts gefehtt. Man 
ſah damals das Ideal in großen Straßenzügen von 
mächtiger Breite und bedachte nicht, daß dadurch auch 
die Straßenkoſten auf eine Höhe getrieben werden 
mußten, die für die angrenzenden Grundſtücke un⸗ 
erſchwinglich wurde, wenn man nicht die Errichtung 
vielgeſchoſſiger Häuſer und zahlreicher Hintergebäude 
zuließ. Inzwiſchen haben ſich aber grade aus den 
Erfahrungen der Praxis heraus die Anſchauungen, 


ſehr geändert, und heute gibt es wohl keine Stadt⸗ 


verwaltung mehr, die nicht bereits von der Erkenntnis 
durchdrungen iſt, daß neben den breiten Verkehrsſtraßen 
ſchmalere, einfacher auszubauende Wohnſtraßen zu 
ſchaffen ſind, und daß die durch ſolche Straßen auf⸗ 
zuſchließenden Grundſtücke möglichſt ſo geſchnitten 
werden müſſen, daß eine Bebauung mit Hinterhäuſern 
ausgeſchloſſen iſt. Und ſchließlich wird man auch gegen 
die Forderung nichts einzuwenden haben, daß auch 
für Plätze, insbeſondere Gartenanlagen, Spiel- und Er⸗ 
holungsplätze, die bei enger Bebauung einem dringenden 
Bedürfnis entſprechen, Sorge getragen werden ſoll. 
Was der Entwurf in dieſer Hinſicht beſtimmt, iſt, 


wie gejagt der Niederſchlag der Fortſchritte der Städte- 


bauwiſſenſchaft in den letzten 20 Jahren. Bedenklich 
ſind aber die Konſequenzen, die der Entwurf an die 
Aufnahme dieſer Beſtimmungen in das Fluchtlinien⸗ 
geſetz knüpft. Von praktiſcher Bedeutung iſt zunächſt 
die Pflicht zur ausgiebigen Schaffung von Plätzen 
und Parkanlagen. Solche Anlagen laſſen ſich nur mit 
großem Koſtenaufwand herſtellen. Die vom Geſetzent⸗ 
wurf aufgenommene Beſtimmung muß daher die Städte 
finanziell ſehr ſtark belaſten. Es wäre deshalb wün⸗ 
ſchenswert geweſen, daß der Entwurf in Anerkennung 
dieſer ſtarken Belaſtung der Gemeinden auch für die 
erleichterte Umlegung der Koſten geſorgt hätte. § 15 
des Fluchtliniengeſetzes geſtattet bekanntlich nur die 
Umlegung von Straßenkoſten. Bei einſeitig be⸗ 
baubaren Straßen, wie ſie an Plätzen und Anlagen 
entlangführen, geſtattet er die Heranziehung der Anlieger 
ſogar nur für die Hälfte der Straßenbreite, höchſtens 
13 m. Für die Heranziehung der Anlieger zu den 
Koſten der Platz⸗ und Parkanlagen, die für ſie 
doch ganz außerordentliche Vorteile mit ſich bringen, 
gibt das Fluchtliniengeſetz ein Umlegungsrecht nicht; 
die Städte ſind vielmehr auf das Verfahren der 
Beitragserhebung nach § 9 des Kommunalabgabenge⸗ 
ſetzes angewieſen, ein Verfahren, das bekanntlich ſehr 
umſtändlich iſt und überdies nur die Deckung eines 
Teiles der Koſten durch Intereſſentenbeiträge zuläßt. 

Noch bedenklicher iſt aber, daß der Entwurf die 
Beachtung der modernen ſtädtebaulichen Grundſätze 
zu einer Aufgabe der Polizeibehörde macht. Bisher 
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war die Polizeibehörde bei ihrer Mitwirkung bei der 
Feſtſetzung von Fluchtlinien lediglich auf die Wahrneh- 
mung der polizeilichen Geſichtspunkte, der Verkehr⸗ 
förderung, der Feuerſicherheit und der öffentlichen Ge⸗ 
ſundheit, beſchränkt. Jetzt ſoll ſie bei der Feſtſetzung 
von Fluchtlinien auch die bisher den Gemeindever⸗ 
waltungen anvertrauten Geſichtspunkte der Boden- und 
Baupolitik geltend machen. Gegen dieſe Neuerung 
muß meines Erachtens auf das euergiſchſte Front ge— 
macht werden. Die Begründung des Entwurfes bringt 
in keiner Weiſe den Beweis dafür, daß die Städte 
bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien- und Bebauungs⸗ 
plänen ſich als unfähig erwieſen haben, ſelber die Ge⸗ 
ſichtspunkte des modernen Städtebaues, insbeſondere 
mit Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis der unbe⸗ 
mittelten Bevölkerung, zu wahren. Es muß immer 
wieder darauf hingewieſen werden, daß grade die 
Städte es geweſen find, die durch Heranziehung her= 
vorragender Sachverſtändiger, durch öffentliche Wett⸗ 
bewerbe und durch vielfache praktiſche Verſuche die 
Fortſchritte der ſtädtebaulichen Erkenntnis ſehr weſentlich 
gefördert haben. Wenn in der in den erſten Jahr— 
zehnten der Mitte des vorigen Jahrhunderts einſetzenden 
Entwickelung der Großſtädte mancherlei Fehler gemacht 
worden ſind, ſo iſt das nicht auf die mangelnde Polizei⸗ 
aufſicht zurückzuführen. Die Polizeibehörden und die 
Staatsregierung waren damals auf dem Gebiete des 
Städtebaues durchaus nicht klüger, als die Stadtver⸗ 
waltungen. Was aber in den letzten Jahrzehnten zur 
Klärung der Städtebaufragen beigetragen iſt, iſt im 
weſentlichen das Verdienſt der Städte, und der Praxis 
der Städte ſind auch nur die guten Grundſätze ent⸗ 
nommen, die die Staatsregierung im neuen Abſatz 3 
des § 3 als Richtlinien bei der Fluchtlinienplanung 
vorſchreibt. Umſoweniger liegt jetzt ein Anlaß vor, 
die Städte unter polizeiliche Bevormundung zu ſtellen. 
Man könnte meinen, daß die Erweiterung der Polizei⸗ 
befugniſſe unbedenklich ſei, da ja die modernen ſtädte⸗ 
baulichen Grundſätze von den Städten ſchon aus 
eigenem wohlverſtandenem Intereſſe berückſichtigt würden. 
Die Ausdehuung der Polizeibefugniſſe iſt aber nicht ſo 
harmlos, wie ſie ſcheinen mag. Wie geht die Planung 
von Fluchtlinien und Bebauungsplänen jetzt vor ſich? 
Die Stadtverwaltungen laſſen die Pläne von beſonderen 
Sachverſtändigen, die ſie dafür in ihren Dienſten haben, 
und die durch eine Jahrzehnte lange Praxis ausgiebige 
Erfahrungen auf dem Gebiete der Stadterweiterung 
haben ſammeln können, Pläne aufſtellen. Dieſe Pläne 
werden eingehend in den Kommiſſionen der Stadtver⸗ 
waltung vorberaten, in Kommiſſionen, in denen nicht 
nur die Verwaltungsbeamten, ſondern auch weite Kreiſe 
der Bürgerſchaft und der Intereſſenten mitarbeiten. 
Die Mitarbeit dieſer Kommiſſionen, namentlich der in 
ihnen ſitzenden Vertreter des Baugewerbes und des 
Hausbeſitzes, iſt für die zweckmäßige Ausgeſtaltung der 
Pläne von höchſtem Wert, da ſie dafür ſorgt, daß die 
entſtehenden Pläne nicht Arbeiten vom grünen Tiſche 
aus werden, ſondern auf die geſamten, mit den Plänen 
eng verknüpften wirtſchaftlichen Inkereſſen, die vom 
Theoretiker und vom Bütokraten ſo leicht überſehen 
werden, Rückſicht nehmen. Die Begründung ſcheint 


anzunehmen, daß infolge des Einfluffes, den der Haus: 
beſitz verfaſſungsmäßig in den Städten hat, die Be⸗ 
bauungspläne vom einſeitigen Standpunkt der Haus⸗ 
beſitzerintereſſen aufgeſtellt werden. Wer die Praxis 
der Städte, namentlich der Großſtädte, kennt, — ich 
ſelber habe über ein Jahrzehnt an der Ausarbeitung 
und Durchführung von Fluchtlinienplänen mitgear⸗ 
beitet —, der wird beſtätigen müſſen, daß die Macht 
des Einfluſſes einſeitiger Hausbeſitzerintereſſen bei der 
Aufſtellung der Bebauungspläne von der Staatsregie⸗ 
rung gewaltig überſchätzt wird. Man braucht nur die 
zahlreichen Stadterweiterungspläne, die auf den Städte⸗ 


bauausſtellungen der letzten Jahre zur Schau gebracht 
wurden, oder die die Zeitſchrift „Städtebau“ fortlaufend 
veröffentlicht, ſich näher anzuſehen, um zu erkennen, 


daß die Gemeinden meiſt durchaus im Einvernehmen 
mit der Hausbeſitzerſchaft in großzügiger Weiſe an die 
Aufſchließung des künftigen Baugeländes durch Be⸗ 
bauungspläne herangehen. 
Sachkenntnis getragenen Inſtanzen der Gemeindever⸗ 


waltung mit ihren durch die tägliche Praxis des Städte⸗ 


baues geſchulten Beamten, zu den Kommiſſionen und 
Stadtverordnetenverſammlungen, in denen zwar Laien 
ſitzen, aber Laien, die durch ihren wirtſchaftlichen Beruf 
aufs engſte mit den Fragen der Grundſtücksaufteilung 
und Bebauung vertraut ſind, ſollen jetzt die Ortspolizei 
und die Kommunalaufſichtsbehörde treten. Da die 


Zu den von wirklicher 
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Ortspolizei, abgeſehen von einigen größeren Städten 
verliehen hat, kraft deren ſie eine planmäßige Boden⸗ 


mit ſtaatlicher Polizei, vom Bürgermeiſter verwaltet 
wird, jo kommt praktiſch nur die ſtaatliche Aufſichts⸗ 
behörde, mit anderen Worten, der Regierungspräſident 


und hinter ihm ſein fachmänniſcher Berater, der Res 
um das ſogenannte wilde Bauen zu verhindern und 


gierungs⸗ und Baurat der Königlichen Regierung, in 
Frage. Gegen die Einſicht der Baubeamten der König⸗ 
lichen Regierung ſoll gewiß nichts geſagt werden. Es 
iſt nicht daran zu zweifeln, daß ſie die Fortſchritte des 


modernen Städtebaues mit Aufmerkſamkeit verfolgen. 


Nur liegt es in der Natur der Sache, daß ihre Fach⸗ 


kenntnis in der Hauptſache eine Information aus 
Büchern bleiben muß, da ſie der täglichen Berührung 
mit der Praxis, insbeſondere im Kampfe mit den ver⸗ 
ſchiedenen Intereſſenten, entbehren. Es iſt alſo zu 
fürchten, daß die Anforderungen dieſer Beamten mehr 


durch Schlagworte der Städtebauwiſſenſchaft als durch 
die wirklichen Bedürfniſſe des Lebens und des konkreten 


Falles geleitet werden werden. 


räumt, denn es iſt nicht daran zu zweifeln, daß die 
Kreis- und Bezirksausſchüſſe, die im Streitfalle zu ent⸗ 
ſcheiden haben, ſehr geneigt ſein werden, ſich auf das 
Gutachten des Regierungsbaubeamten zu ſtützen. Denn 


auch die Kreis- und Bezirksausſchüſſe ſetzen ſich über⸗ 
wiegend aus Perſonen zuſammen, die mit den Fragen 


des Städtebaus, namentlich mit den Problemen der 
großſtädtiſchen Entwickelung keine oder nur geringe 


Fühlung haben. 
Überall ſonſt gilt im Staatsleben der Grundſatz, 


daß die höhere Inſtanz über eine höhere Sachkunde 
verfügen ſoll, als die untere Inſtanz. Auf dem Ge⸗ 
biete des Städtebaus ergäbe ſich der unnatürliche Zu⸗ 
ſtand, daß die Tätigkeit der Organe, die durch die 


Dieſen Beamten wird 
nun durch den Entwurf entſcheidender Einfluß einge- | 


Praxis des täglichen Lebens und durch ihren Beruf 
mit beſonderer Sachkenntnis ausgeſtattet ſind, durch 
eine neue Inſtanz entſcheidend geleitet werden ſoll, der 
dieſe Praxis abgeht. Müßte man die Schaffung einer 
neuen Inſtanz zur Beaufſichtigung der Städte und 
ihrer Bebauungspolitik überhaupt für erforderlich er⸗ 
achten, ſo wäre es jedenfalls ſchon richtiger, dieſe 
Oberaufſicht ſtatt in die Hände der Regierungsbauräte 
und der Kreis und Bezirksausſchüſſe in die Hände einer 
für ganz Preußen zu ſchaffenden Zentralinſtanz zu 
legen, in der die hervorragendſten Städtebauer und 
Praktiker, namentlich auch hervorragend unterrichtete 
Vertreter der Kommunalverwaltung zu ſitzen hätten. 
Meines Erachtens liegt aber überhaupt zu einer Be⸗ 
ſchränkung der Kommunalverwaltung auf dem Gebiete 
des Fluchtlinienrechts ein Anlaß nicht vor. Wir Städte 
können nur dringend die Streichung der im Entwurfe 
vorgeſehenen Verſtärkung der polizeilichen Befugniſſe 
fordern. 

Derſelbe Polizeigeiſt, der die Beſtimmungen des 
Entwurfs über die Feſtſetzung von Fluchtlinien durch⸗ 
zieht, weht auch durch die Anderung, die der Entwurf 
beim § 12 des Fluchtliniengeſetzes treffen will. § 12 
des Fluchtliniengeſetzes gibt bekanntlich den Gemeinden 
das Recht, das Bauen an unfertigen Straßen zu 
verbieten. In der Prapis hat ſich dieſe Beſtimmung 
als die wichtigſte des ganzen Fluchtliniengeſetzes er⸗ 
wieſen, inſofern fie den Städten erſt die Machtbefugniſſe 


und Bebauungspolitik auch gegen den Willen lediglich 
ihre Privatintereſſen verfolgender Grundbeſitzer durch⸗ 
ſetzen können. Die Beſtimmung iſt ſeinerzeit getroffen, 


die Städte vor den finanziellen Konſequenzen einer 
planloſen Aufſchließung von Baugelände zu bewahren. 
Infolge des den Städten verliehenen Bauverbots ſind 
die Grundbeſitzer, die ihr noch nicht durch fertige 
Straßen erſchloſſenes Bauland aufteilen und verwerten 
wollen, genötigt, fi zunächſt mit der Gemeinde- 
verwaltung über die Deckung der Koſten der zur 
Erſchließung erforderlichen Straßen zu verſtändigen. 
Die Städte find in den Stand geſetzt, die Koſten, 
ohne daß es eines umſtändlichen Umlegungsverfahrens 
bedarf, den Intereſſenten aufzuerlegen, und können. 
außerdem mit Hilfe des § 12 auch die ſonſtigen im 
Sinne einer planmäßigen Boden- und Bebauungs⸗ 
politik liegenden Geſichtspunkte, zu deren Durchſetzung 
ſonſt die nötigen Handhaben fehlen, wirkſam zur 
Geltung bringen. Unter dieſe Geſichtspunkte fällt 
namentlich die Sicherſtellung einer den örtlichen Ver⸗ 


hältniſſen entſprechenden Baurseife, ſoweit ſolche nicht 


ſchon durch die Beſtimmungen der Bauordnung ge⸗ 
währleiſtet iſt. Im allgemeinen wird dieſes wohl der 
Fall ſein, doch wird es häufig wünſchenswert er⸗ 
ſcheinen, die im konkreten Einzelfall ſich ergebenden 
Wünſche durch Sonderabmachungen durchzuführen. 


Beſondere Dienſte hat das Bauverbot den Gemeinden 


namentlich bei Durchſetzung der äfthetif chen Forde⸗ 
rungen geleiſtet, die bekanntlich über den Rahmen der 
polizeilichen Forderungen hinausgehen. Auch die 
Bauberatung, für die ſich die Staatsregierung in den 


letzten Jahren lebhaft intereſſiert, hat ſich, wo das 
Verunſtaltungsgeſetz verſagt, nur dadurch wirkſam 
durchſetzen laſſen, daß man ihre Inanſpruchnahme zur 
Bedingung eines Dispenſes vom Bauverbot machte. 
Der Wohnungsgeſetzentwurf will nun eine Breſche 
in das Recht der Gemeinden, das Bauen an unfertigen 
Straßen zu verbieten, legen. Der Entwurf beſtimmt: 
„Von dem Verbot iſt Dispens zu erteilen, falls 
ein Wohnungsbedürfnis beſteht, und der Eigen⸗ 
tümer Gewähr dafür bietet, daß dieſem Be⸗ 
dürfnis durch den Bau entſprechender geſunder 
und zweckmäßig eingerichteter Wohnungen Rech⸗ 
nung getragen wird, und falls dem Bau an der 
dafür gewählten Stelle des Weichbildes keine 
berechtigten Gemeindeintereſſen entgegenſtehen. 
Über die Erteilung des Dispenſes beſchließt im 
Streitfalle der Bezirksausſchuß.“ 
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ſtellung der Straßenfoften. 


N Fragt man nach den Gründen für einen ſo ſchweren 
Eingriff in das Recht der Gemeinden, ſo geben die 
dem Entwurfe beigegebenen Motive darüber nur 


folgende Auskunft: 


„Seit längerer Zeit ſeien Klagen über eine 


willkürliche und das Maß der berechtigten 
Gemeindeintereſſen überſchreitende Handhabung 


des Verbots in der Richtung laut geworden, 


daß manche Gemeinden, in dem Beſtreben, nur 


beſonders ſteuerkräftige Mieter heranzuziehen, die 


Herſtellung kleiner Wohnungen auf dieſe Weiſe 
abſichtlich verhindern oder erſchweren. Ins⸗ 


beſondere ſeien wiederholt Fälle bekannt ge⸗ 


worden, in denen Gemeinden an den bis auf 
geringe Lücken fertiggeſtellten Straßen die An- 
bauerlaubnis nur unter der Verpflichtung der 
Eigentümer erteilt hätten, daß auf den Grund⸗ 
ſtücken ausſchließlich große Wohnungen von 
6 Zimmern und mehr errichtet würden.“ 

Ein Verfahren, wie es der Entwurf ſchildert, muß 
gewiß grundſätzlich gemißbilligt werden. Der Entwurf 
bleibt aber den Beweis dafür ſchuldig, daß ſeitens der 
Gemeinden in großem Umfange ein ſolcher Mißbrauch 
mit dem $ 12 des Fluchtliniengeſetzes getrieben werde. 
Soweit es bekannt geworden iſt, handelt es ſich nur 
um Fälle, die in Berliner Vorortgemeinden vor⸗ 
gekommen ſind. Sie ſind, wie ich ſchon vorhin aus⸗ 
führte, daraus zu erklären, daß das Weichbild von 
Groß-Berlin, das nach einem einheitlichen Beſiedelungs⸗ 
plane bebaut werden müßte, willkürlich in eine Reihe 
ſelbſtändiger Kommunen zerfällt, deren Grenzen durch⸗ 
aus zufälliger Natur ſind. Eine ſolche Zerſtückelung 
in ſelbſtändige Gemeinden macht es natürlich möglich, 
daß die Einzelverwaltungen ohne Rückſicht auf die 
Intereſſen des großen Ganzen eine fehlerhafte Sonder⸗ 
politik treiben. Eine ſolche, doch nur in vereinzelten 
Fällen ſich äußernde Sonderpolitik einiger weniger 
Gemeinden rechtfertigt aber in keiner Weiſe, daß 
darum alle übrigen Städte in dem wertvollſten Recht, 


das ihnen bisher auf dem Gebiete der Boden- und 


Bebauungspolitik gegeben war, geſchmälert werden. 
Die überwältigende Anzahl aller Stadtverwaltungen 
hat das Bauverbot des $ 12 lediglich dazu benutzt, 
um einerſeits eine planmäßige Beſiedelung des Stadt⸗ 


weichbildes und eine einwandfreie Bebauung durch⸗ 
zuſetzen, andererſeits die Gemeinde finanziell vor 
Schaden zu bewahren. Die finanziellen Anforderungen 
der Gemeinden gehen in der Regel nicht weiter als 
auf die Abtretung des Straßenlandes und die Sicher⸗ 
In beſonderen Fällen 
wird dazu noch die Beteiligung an den Koſten be⸗ 
ſonderer, dem Gelände zugute kommender Einrichtungen, 
wie z. B. an den Koſten einer beſonderen Pump⸗ 
ſtation, einer dem Gelände zugute kommenden Park⸗ 
anlage uſw. treten, Forderungen, die jedenfalls nicht 
die Bereicherung der Gemeinde bezwecken, ſondern nur 
von dem Geſichtspunkt geleitet ſind, daß die Beſitzer 
von Baugelände ſich angemeſſen an den Koſten der 
Veranſtaltungen zu beteiligen haben, durch die das 
Bauland erſt baureif geworden und beträchtlich im 
Werte geſteigert iſt. 

Nach dem Vorſchlage des Entwurfs ſoll nun 
künftig über Ausnahmen vom Bauverbot eine Inſtanz 
entſcheiden, die über die allgemeinen Geſichtspunkte der 
Boden⸗ und Bebauungspolitik der einzelnen Gemeinde 
keineswegs ausreichend unterrichtet iſt. So iſt es 
unvermeidlich, daß ſich zwiſchen dieſer Inſtanz und 
der Gemeinde Differenzen ergeben, Differenzen, die die 
Planmäßigkeit des Vorgehens der Gemeinden nur 
nachteilig beeinfluſſen können. Beſonders bedenklich 
muß die vom Entwurf vorgeſehene Beſchränkung des 
Bauverbotes ſchon deshalb erſcheinen, weil er das 
Dispensrecht des Bezirksausſchuſſes in keiner Weiſe 
einſchränkt. Insbeſondere muß man eine Beſtimmung 
darüber vermiſſen, daß der Bezirksausſchuß den 
Dispens nur unter der Bedingung erteilen dürfe, daß 
die von der Gemeinde hinſichtlich der Bauweiſe zu 
ſtellenden Forderungen von dem Bauherrn erfüllt 
werden, und daß die hinſichtlich der Abtretung des 
Straßenlandes und der Sicherſtellung der Straßen- 


koſten zu ſtellenden Anforderungen befriedigt werden. 


Was die Sicherſtellung der Straßenkoſten angeht, 
ſo geht es nicht an, die Gemeinden auf die ſpätere 
Veranlagung von Straßenanliegerbeiträgen gemäß $ 15 
des Fluchtliniengeſetzes zu verweiſen. Zunächſt iſt 
darauf hinzuweiſen, daß nach § 15 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes ja nur ein Teil der der Stadtgemeinde beim 
Straßenausbau tatſächlich erwachſenden Koſten um⸗ 
gelegt werden kann. Sehr weſentliche Teile der Koſten, 
namentlich die Koſten der Waſſerleitung und der 
Schmutzwaſſerkanaliſation, können nach § 15 des 
Fluchtliniengeſetzes nicht umgelegt werden. Es iſt aber 
nicht mehr als recht und billig, daß auch die Koſten 
ſolcher Anlagen auf das Bauland umgelegt werden, 
da erſt durch dieſe Anlagen das Gelände den Charakter 
von Bauland erlangt. In beſonderen Fällen, nament⸗ 
lich bei der Aufſchließung großer Terrains, wird es auch 
angemeſſen erſcheinen, die den Aufſchluß betreibenden 


Grundbeſitzer mit den Koſten der für dieſes Gelände 


erforderlichen Platz⸗ und Gartenanlagen, mit den 
Koſten beſonderer Verkehrsmittel, die die Terrains mit 
dem Stadtkern in gute Verbindung bringen, zu belaſten. 
Auch kann es in beſonderen Fällen durchaus der 
Billigkeit entſprechen, von den Terrainbeſitzern Bereit⸗ 
ſtellung von Schulbauplätzen uſw. zu verlangen. Alle 
3 


dieſe Forderungen laſſen ſich nur dadurch durchſetzen, 
daß ſie zu einer Bedingung des Dispenſes von dem 
Bauverbot gemacht werden. § 15 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes gibt dagegen keine Handhabe, die Anlieger zu 
dieſen Koſten gebührend heranzuziehen. 

Aber auch abgeſehen hiervon, iſt das Recht der 
Gemeinden, Beiträge zu erheben, nach 815 des Flucht 
liniengeſetzes weſentlich beſchränkt. Nach § 15 können 
Anliegerbeiträge überhaupt erſt erhoben werden, wenn 
die Straßenanlage ordnungsmäßig fertiggeſtellt iſt. 
Man kann jedoch nicht der Gemeinde zumuten, um 
einzelner Bauten willen koſtſpielige Straßenanlagen 
auszuführen, ohne daß ſie dafür die finanzielle Deckung 
findet. Die Bebauung der übrigen an der Straße 
belegenen Grundſtücke zieht ſich vielleicht noch lange 
Jahre hin, ſo daß die auf dieſe Grundſtücke entfallenden 
Beiträge nicht fällig werden. Dabei darf die Gemeinde 
nicht einmal darauf rechnen, aus den ſpäteren Anlieger⸗ 
beiträgen für den Zinsverluſt entſchädigt zu werden; 
denn nach der bekannten Judikatur des Oberver⸗ 
waltungsgerichts dürfen Zinſen für die aufgewendeten 
Summen in die Straßenkoſtenrechnung im allgemeinen 
nicht eingeſtellt werden. 

Schon dieſe Ausführungen zeigen, wie ſtark das 
finanzielle Intereſſe der Gemeinden mit einer ſach⸗ 
gemäßen, das Gemeindeintereſſe wahrenden Handhabung 
des Bauverbots verknüpft iſt. Unter dieſen Umſtänden 
muß es beſonders bedenklich erſcheinen, einer Inſtanz, 
die den Gemeindeverhältniſſen immerhin fernſteht, das 
Recht einzuräumen, durch Erteilung eines Dispenſes 
Anordnungen zu treffen, die in den Gemeindehaushalt 
tief einſchneiden. Vom Standpunkt der Gemeinde⸗ 
verwaltungen kann daher nur der dringende Wunſch 
ausgeſprochen werden, daß die vom Entwurf vor⸗ 
geſehene Abänderung des $ 12 wieder in Fortfall 
kommt. 

Das liegt auch nicht nur im Intereſſe der Ges 
meindeverwaltung ſelbſt, die mit der Beſchränkung des 
Bauverbots ſowohl eine Schwächung ihrer Poſition 
bei Durchführung einer planmäßigen Boden- und Be⸗ 
banungspolitik als auch eine Beeinträchtigung ihrer 
Finanzen befürchten muß, ſondern auch im Intereſſe 
der geſamten Bürgerſchaft und ſchließlich auch der 
Bauenden ſelbſt. 

Wird die Gemeinde daran gehindert, mit Hilfe des 
Bauverbots die Deckung der durch die Erſchließung 
von Terrains verurſachten Aufwendungen auf das 
dabei erſchloſſene Bauland umzulegen, ſo bleibt ihr 
nichts übrig, als dieſe Aufwendungen auf die Geſamtheit 
umzulegen. Nach den Grundſätzen des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes würden die Aufwendungen im weſent⸗ 
lichen durch die Grundſteuer zu- decken fein, wobei ſich 
dann das eigentümliche Ergebnis herausſtellt, daß 
auch die Haus- und Grundbeſitzer anderer Stadtteile, 
die an der Erſchließung des neuen Baugeländes ganz 
und gar nicht intereſſiert find, im Gegenteil von 
der Erſchließung des neuen Baugeländes wohl gar 
einen Rückgang ihrer eigenen Boden- und Haus⸗ 
werte und ihres Mietsertrages befürchten können, in 
Form einer höheren Grundſteuer zu den Koſten der 
Erſchließung des Baugeländes beitragen müſſen. Ein 
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Reſultat, das der ſozialen Gerechtigkeit entſchieden ins 
Geſicht ſchlägt! Und ſchließlich iſt auch den Eigen⸗ 
tümern von Grundſtücken an unfertigen Straßen mit 
der Erteilung des Dispenſes allein überhaupt noch 
nicht gedient; denn fie müſſen beim Bau an unfertigen 
Straßen die größten Schwierigkeiten bei der ſpäteren 
Beleihung gewärtigen. Bekanntlich verlangen die Hy⸗ 
pothekenbanken vor der Beleihung der Grundſtücke den 
Nachweis, daß Straßenkoſten für das Grundſtück nicht 
zu entrichten ſeien. Ein ſolcher Nachweis iſt für ſie 
erforderlich, da die etwaigen Straßenanliegerbeiträge 
bei einer Zwangsverſteigerung den Hppotheken und 
Grundſchulden im Range vorgehen. Für die Gemeinden 
beſteht nun weder die Verpflichtung, noch überhaupt 
die Möglichkeit, die Höhe der endgültigen Straßen⸗ 
koſtenbeiträge zu beziffern. Bei den Straßenkoſten 
handelt es ſich ja nicht nur um den verhältnismäßig 
leicht zu berechnenden techniſchen Ausbau der Straßen, 
den Unterbau nebſt Rohrleitungen, die Straßen⸗ 
pflaſterung und die Befeſtigung der Bürgerſteige, 
ſondern auch um den Erwerb des geſamten Straßen⸗ 
landes. Zu welchem Preiſe dies bei der ſpäteren 
Enteignung der Parzellen erworben werden kann, läßt 
ſich von vornherein nicht überſehen. Wird nun das 
Straßenkoſtenfreiheitsatteſt verweigert, jo tritt leicht 
der Fall ein, daß der Grundbeſitzer, dem der Bezirks⸗ 
ausſchuß gegen den Widerſpruch der Gemeinde den 
Dispens vom Bauverbot erteilt hat, ſchließlich infolge 
der Schwierigkeiten bei der endgültigen Beleihung 
finanziell zuſammenbricht. Fälle dieſer Art haben wir 
leider auch in Danzig verzeichnen müſſen. 

Nach alledem kann gegen die Einſchränkung der 
den Gemeinden durch § 12 des Fluchtliniengeſetzes 
eingeräumten Befugniſſe nur dringend Widerſpruch 
erhoben werden. 

Ehe wir uns den Beſtimmungen des Entwurfs 
über die Enteignung von Baumasken zuwenden, iſt es 
ſchließlich noch notwendig, auf eine weitere Konſequenz 
der bisher erörterten Anderungen des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes hinzuweiſen. 

Ich führte bei dem kurzen Überblick über die An⸗ 
derungen des Fluchtliniengeſetzes aus, daß die im 
Entwurf von 1904 vorgeſehene Verpflichtung der Ge⸗ 
meinden, auf Verlangen der Polizei mit Rückſicht auf 
das Wohnungsbedürfnis Straßen fertig auszubauen, 
von dem gegenwärtigen Entwurfe ausgeſchieden iſt. 
Ich deutete aber bereits an, daß auf Umwegen dieſe 
Ausbaupflicht wieder auftauche. j 

Man muß nämlich die von dem Entwurf vorge⸗ 
ſehenen Beſtimmungen noch im Zuſammenhang mit 
den der Wegepolizei durch die 88 55 ff. des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes eingeräumten Befugniſſen erörtern. Nach den 
Beſtimmungen des Zuſtändigkeitsgeſetzes kann die 
Wegepolizeibehörde von der Gemeinde den Ausbau von 
Straßen erzwingen, wenn es das Bedürfnis des öffent⸗ 
lichen Verkehrs erfordert. Wie werden ſich nun die 
Dinge geſtalten, wenn das Wohnungsgeſetz in der vom 
Entwurf vorgeſehenen Form Geſetz würde? 

Aus Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis kann 
die Polizei nach der Abſicht des neuen Entwurfes die 
Feſtſetzung von Fluchtlinien verlangen. Aus Rückſicht 


auf das Wohnungsbedürfnis kann fie an den projek⸗ 
tierten Straßen auch gegen den Widerſpruch der Ge⸗ 
meinde den Anbau geſtatten. Hat aber ein Anbau erſt 
ſtattgefunden, ſo entwickelt ſich naturgemäß von ſelber 
auch ein Verkehr von und zu den Grundſtücken, und 
nachdem die Bewohner der Grundſtücke Gemeindever⸗ 
waltung und Polizeibehörde einige Jahre mit Eingaben 
wegen der mangelhaften Regulierung der Straße über⸗ 
ſchüttet haben, iſt auch das nötige Verkehrsbedürfnis 
dargetan, und die Polizeibehörde wird nunmehr auf 
Grund des Zuſtändigkeitsgeſetzes aus Verkehrsrückſichten 
den Ausbau der Straße verlangen, an der ſie den 
Anbau aus Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis ge⸗ 
ſtattet hat. So haben wir alſo wieder die im Entwurfe 
von 1904 offen ausgeſprochene Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde zum Ausbau von Straßen auf Verlangen der 
Polizei. Alle damals gegen die Feſtſetzung eines Aus⸗ 
bauzwanges von den Gemeinden geltend gemachten 
Gründe, insbeſondere die finanziellen Bedenken, beſtehen 
noch heute unvermindert fort. 

Nach alledem muß gegen die geplante Verſtärkung 
der Befugniſſe der Polizei ſowohl bei Feſtſetzung der 
Fluchtlinien, als auch bei der Ausübung des Bau⸗ 
verbotes lebhafter Widerſpruch erhoben werden. 

Es bleibt hiernach von den im Geſetzentwurf vor⸗ 
geſehenen Anderungen des Fluchtliniengeſetzes nur noch 
die neue Beſtimmung übrig, die den Gemeinden das 
Recht zur Enteignung von Baumasken verleiht. 

Bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien ergibt es ſich 
nicht ſelten, daß an den projektierten Straßen ſchmale, 
entweder garnicht oder wenigſtens nicht in rationeller 
Weiſe zu bebauende Grundſtücksſtreifen liegen bleiben, 
durch die das einem anderen Beſitzer gehörige Hinter⸗ 
land von der Straße getrennt und ſo der Verwertung 
als Bauland entzogen wird. Solche Geländeſtreifen 
die man in der Praxis „Baumasken“, „Schikanier⸗ 
ſtreifen“ benennt, geben ihrem Eigentümer eine will⸗ 
kommene Gelegenheit, wenn nicht die bauliche Ent⸗ 
wickelung des Hinterlandes überhaupt aufzuhalten, ſo 
doch von dem Beſitzer des Hinterlandes eine über das 
billige Maß hinausgehende Entſchädigung herauszu⸗ 
preſſen. Der Entwurf will nunmehr der Gemeinde 
das Recht geben, ſolche Baumasken dem Eigentümer 
gegen eine im Enteignungsverfahren feſtzuſetzende Ent⸗ 
ſchädigung in einem vereinfachten Verfahren zu entziehen. 
Die Gemeinde hat, wenn ſie dies Recht ausüben will, 
dem Eigentümer der Baumaske ihr Vorhaben mitzu⸗ 
teilen. Binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen 
können bei dem Gemeindevorſtand Einwendungen gegen 
die Entziehung angebracht werden. Über die Ein⸗ 
wendungen beſchließt in erſter Inſtanz in Städten bis 
zu 10 000 Einwohnern der Kreisausſchuß, in größeren 
Städten und in den Stadtkreiſen der Bezirksausſchuß, 
in letzter Inſtanz der Provinzialrat. Die Durchführung 
der Enteignung geht in gleicher Weiſe vor ſich wie die 
Enteignung von Straßenland auf Grund der Flucht⸗ 
linienpläne. Sind die entzogenen Baumasken weder 
zuſammen, noch in Verbindung mit anderen, der Ge⸗ 
meinde ſelbſt gehörigen Grundſtücken zur Bebauung 
geeignet, ſo ſoll die Gemeinde nach dem Entwurf ver⸗ 
pflichtet ſein, die entzogenen Grundflächen den Eigen⸗ 
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tümern der angrenzenden, alſo in der Regel der da⸗ 
hinter liegenden Grundſtücke auf ihr Verlangen gegen 
die Erſtattung der Aufwendungen nebſt Zinſen zu 
übereignen. 

Gegen die neuen Beſtimmungen, die ich hiermit 
kurz ſkizziert habe, wird ſeitens der Stadtverwaltungen 
grundſätzlich nichts einzuwenden ſein. Sie bieten eine 
willkommene Handhabe, einzelne Grundſtücksanlieger, 
die die Notlage der durch die Baumasken von der 
Straße abgeſchnittenen Grundſtücke dazu benutzen wollen, 
um über das billige Maß hinausgehende Vermögens⸗ 
vorteile herauszupreſſen, zur Vernunft zu bringen. 

In einigen Punkten iſt freilich eine Abänderung 
der neuen Beſtimmung erwünſcht. Der Entwurf be⸗ 
zeichnet als Baumasken lediglich Grundſtücke, die an 
die Fluchtlinie der Straße oder des Straßenteils grenzen, 
ſoweit ſie nach den baupolizeilichen Vorſchriften des 
Orts nicht zur Bebauung geeignet ſind. Danach wäre 
das Enteignungsrecht beſchränkt auf Baumasken, die 
überhaupt nicht bebaubar ſind. Man wird aber das 
Enteignungsrecht auch auf ſolche Grundſtücke auszu⸗ 
dehnen haben, bei denen vielleicht noch eine Bebauung 
möglich iſt, auf denen aber eine dem Zweck und den 
ſonſtigen Verhältniſſen der an die Straße grenzenden 
Grundſtücke entſprechende Bebauung ausgeſchloſſen iſt. 

Der Entwurf verpflichtet die Gemeinden ferner, die 
von ihr enteigneten Baumasken, wenn ſie nicht zu⸗ 
ſammen oder in Verbindung mit anderen Gemeinde⸗ 
grundſtücken zur Bebauung geeignet ſind, den Eigen⸗ 
tümern der angrenzenden Privatgrundſtücke gegen 
Erſtattung der der Gemeinde durch die Enteignung 
erwachſenden Aufwendungen nebſt Zinſen zu überlaſſen. 
Dies wird nicht als genügend angeſehen werden können. 
Man wird vielmehr der Gemeinde das Recht geben 
müſſen, zur Bedingung der Übereignung der Bau⸗ 
masken auch die Erſtattung der auf die Baumaske 
anteilig entfallenden Straßenkoſten zu machen. 

Es iſt vielleicht auch nicht unbedenklich, daß das 
Enteignungsrecht der Gemeinde erſt mit der Fertig⸗ 
ſtellung der Straßen eintreten ſoll. Zweckmäßig wäre 
es, der Gemeinde das Recht ſchon nach Feſtſetzung 
der Fluchtlinienpläne einzuräumen, auch wenn die be⸗ 
treffenden Straßen noch nicht ausgebaut ſind. Im 
Intereſſe der zu enteignenden Eigentümer könnte vor⸗ 
geſchrieben werden, daß die Gemeinde ihr Enteignungs⸗ 
vorhaben den Eigentümern eine beſtimmte Zeit — 
ſagen wir ein Jahr — vorher mitzuteilen hat; ſo hätten 
die Eigentümer der Baumasken Zeit, ſich mit den an 
dem Erwerb der Baumasken intereſſierten Nachbarn 
gütlich zu verſtändigen und die Durchführung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens abzuwenden. 

Alle dieſe Wünſche betreffen aber nur Einzelheiten. 
Im ganzen iſt die Zulaſſung der Enteignung der 
Baumasken nur zu begrüßen. Es iſt die einzige 
Beſtimmung des Entwurfs, die im Rahmen des 
Fluchtliniengeſetzes eine Verſtärkung der Machtbefugniſſe 
der Gemeindeverwaltungen vorſieht. 

Bedauerlich iſt, daß das Fluchtliniengeſetz nicht auch 
ſonſt einer eingehenden Reviſion unterzogen worden iſt. 
Schon ſeit längerem iſt von den Praktikern des Städte⸗ 
baus der Wunſch geäußert worden, es möchte das 


Fluchtliniengeſetz einer eingehenden Reviſion unterzogen 
werden. Das Geſetz iſt vor nun faſt 40 Jahren er⸗ 
laſſen, zu einer Zeit, als die gewaltigen Stadter⸗ 
weiterungen eben erſt einſetzten, und in dieſer langen 
Zeitſpanne haben die Gemeindeverwaltungen eine Fülle 
von Erfahrungen ſammeln können. Welche Fülle von 
Zweifelsfragen und Lücken das Fluchtliniengeſetz ent⸗ 
hält, beweiſt die ganz außerordentlich ausgedehnte und 


Judikatur des Oberverwaltungsgerichts auf dem Ge⸗ 
biete des Fluchtlinienrechts. Eine Reform des Flucht: 
liniengeſetzes auf Grund der durch die Judikatur ge⸗ 
zeitigten Ergebniſſe würde einem dringenden Bedürfnis 
der Gemeindeverwaltungen entſprechen, und der Zeit⸗ 
punkt iſt jetzt gegeben, wenn man überhaupt, wie der 
Entwurf es beabſichtigt, an den grundſätzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Fluchtliniengeſetzes rütteln will. Aber 


auch wenn man ſich lediglich auf die Anderungen be⸗ 
rechtliche Feſtſetzung rückwärtiger Baufluchtlinien 


ſchränkt, die vom Standpunkt einer Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe ſich beim Fluchtliniengeſetz em⸗ 
pfehlen möchten, wird man die von der Staatsregierung 
vorgeſchlagenen Anderungen als durchaus unzureichend 
anſehen müſſen. Die Staatsregierung beſchränkt ſich 
darauf, den Gemeinden das Recht zur Enteignung von 
Baumasken zu geben, weil durch ſolche die Aufſchließung 
von Bauland gehindert wird. Ein gleiches Hindernis 
für die Aufſchließung von Bauland liegt aber, wie die 
tägliche Praxis der Gemeindeverwaltungen ergibt, darin, 
daß einzelne widerhaarige Grundſtücksbeſitzer die Auf⸗ 
ſchließung von Unternehmerſtraßen überhaupt hintan⸗ 
halten können. Liegen Grundſtücke mehrerer Beſitzer 
an einer Straße, und iſt der überwiegende Teil 
der Eigentümer bereit, die Straße ausbauen zu 
laſſen, ein einzelner aber ſperrt ſich dagegen, ſo 
bleibt nach den gegenwärtigen Beſtimmungen den 


Ausbauluſtigen nichts übrig, als die auf den wider⸗ 


haarigen Teil entfallenden Straßenkoſten ihrerſeits 
zu bezahlen. Darauf ſpekuliert der widerhaarige Teil 
ja gerade, denn das bisherige Recht gewährt den aus⸗ 


baubereiten Unternehmern nicht die Möglichkeit, jpäter | 


bei eintretender Bebauung von dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer, der ſich vom Straßenbau ausgeſchloſſen hat, 
die nachträgliche Erſtattung der anteiligen Straßen⸗ 
koſten zu verlangen. Es iſt dies ein äußerſt unbilliger 
Zuſtand, der nicht ſelten dazu führt, daß die Erſchließung 


von Grundſtücken durch Jahre oder Jahrzehnte auf- 


gehalten wird. Die Stadtverwaltungen haben wohl in 
ſolchen Fällen eine Abhilfe verſucht, indem ſie vor den 
Grundſtücken der widerſpenſtigen Eigentümer Baumasken 
vorlegten oder mit den Unternehmern allerlei mehr oder 
weniger künſtliche Verträge ſchloſſen. Das einzig 
Natürliche und Vernünftige wäre es, die Heranziehung 
ſolcher widerſpenſtiger Anlieger gemäß § 15 des Flucht⸗ 
liniengeſetzes auch bei Unternehmerſtraßen zuzulaſſen. 
Das liegt nicht nur im Intereſſe der einzelnen Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer, ſondern auch im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit, da durch dieſe Erleichterung der Ausbau von 
Unternehmerſtraßen weſentlich gefördert würde. 

Es iſt weiter wünſchenswert, daß bei einer Reviſion 
des Fluchtliniengeſetzes nach dem Muſter des ſächſiſchen 
Baugeſetzes die Einführung der Bauſperre während 
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des Schwebens eines Fluchtlinienverfahrens vorgeſehen 
wird. Die Bauſperre bedeutet, daß während des 
ſchwebenden Fluchtlinienverfahrens auf dem davon be⸗ 


troffenen Gelände weder Bauten errichtet, noch Grund⸗ 


ſtücksteilungen vorgenommen werden dürfen, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur während einer beſtimmten Zeit, um zu 
verhindern, daß etwa für Jahre hinaus durch eine Ver⸗ 


ſchleppung der Fluchtlinienfeſtſetzung Bebauung und 
von Jahr zu Jahr noch immer mehr anſchwellende 


Grundſtücksverkehr lahmgelegt werden. Eine ſolche 
Bauſperre iſt nötig, um zu verhindern, daß durch das 
Vorgehen einzelner Grundſtücksbeſitzer — in erſter Linie 
kommen hier die kapitalkräftigen und geſchäftsgewandten 
Terraingeſellſchaften in Frage — die Möglichkeit, zweck⸗ 
entſprechende Fluchtlinien feſtzuſetzen, überhaupt ver⸗ 
eitelt wird. 

Schließlich wird man auch den Wunſch ausſprechen 
müſſen, daß bei einer Reviſion des Fluchtliniengeſetzes 
eine einwandfreie Rechtsgrundlage für die öffentlich⸗ 


geſchaffen wird. Die Feſtſetzung einer Fluchtlinie auf 
der Rückſeite nach den Höfen iſt das beſte Mittel, um 
nicht nur für die nach der Straße gelegenen Wohnräume, 
ſondern auch für die Hinterräume ausreichend Licht 
und Luft zu ſchaffen. Die Beſtimmungen der Bau- 
ordnungen über die bei den einzelnen Grundſtücken frei⸗ 
zulaſſenden Hofräume reichen dazu nicht aus, bedürfen 
vielmehr einer Ergänzung nach der Richtung, daß die 
Hofräume aller Grundſtücke möglichſt zuſammengelegt 


werden, ſo daß der Hof des einen Grundſtücks auch 


den Gebäuden der Nachbargrundſtücke zugute kommt. 
In gewiſſem Umfange läßt ſich ja eine rückwärtige 
Baufluchtlinie durch Bauordnung feſtſetzen, indem vor⸗ 
geſchrieben wird, daß über eine gewiſſe Tiefe hinaus 
eine Bebauung der Grundſtücke nicht ſtattfinden darf. 
Eine ſolche Vorſchrift kann aber in den Bauordnungen 
nur immer ganz allgemein enthalten ſein, während eine 
auf Grund des Fluchtliniengeſetzes feſtzuſetzende rück- 
wärtige Baufluchtlinie ſich dem konkreten Bedürfniſſe 
des Einzelfalls anpaſſen kann. 

Damit wären m. E. die wichtigſten Wünſche, die 
die Gemeinden zum Fluchtliniengeſetz zu äußern haben, 
erledigt. 

Wenden wir uns nunmehr zu den weiteren Be— 
ſtimmungen des Wohnungsgeſetzentwurfs. 

Der 2. Abſchnitt des Art. I will die ſogenannte 
urſprünglich für Frankfurt erlaſſene, ſpäter auf die 
Städte Poſen, Köln und Wiesbaden ausgedehnte lex 
Adickes auf den Umfang der ganzen Monarchie er⸗ 
ſtrecken. 

Die lex Adickes läßt bekanntlich für überwiegend 
unbebaute Teile des Gemeindebezirks, für die der Be⸗ 
bauungsplan endgültig feſtgeſtellt iſt, aus Gründen des 
öffentlichen Wohles, zur Erſchließung von Baugelände, 
ſowie zur Herbeiführung einer zweckmäßigen Geſtaltung 
von Baugrundſtücken die Umlegung von Grundſtücken 
verſchiedener Eigentümer zu, ähnlich, wie eine ſolche 
Umlegung bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken nach 
der agrariſchen Verkoppelungsgeſetzgebung der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts zuläſſig iſt. Die Umlegung 
von Grundſtücken iſt beſonders dort von großer Be⸗ 
deutung, wo der Grundbeſitz außerordentlich zerſplittert 


iſt. Das ift bekanntlich in beſonders hohem Maße in 
den Rheinlanden der Fall; aber auch anderwärts kann 
infolge beſonderer Umſtände eine ſolche Zerſplitterung 
beſtehen, die eine geſetzliche Handhabe zur Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke als wünſchenswert erſcheinen 
laſſen kann. Das Umlegungsverfahren tritt ein ent⸗ 
weder auf Antrag des Magiſtrats zufolge eines Ge⸗ 
meindebeſchluſſes oder auf Antrag der Mehrheit der 
Eigentümer des Umlegungsgebietes, wenn ſie zugleich 
mehr als die Hälfte des Eigentums der Fläche beſitzen. 
Über das Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Um⸗ 
legung und die etwa dagegen erhobenen Einwendungen 
beſchließt zunächſt der Bezirksausſchuß. Nach end⸗ 
gültiger Feſtſtellung der Vorausſetzungen verfügt der 
Regierungspräſident die Einleitung des Umlegungs⸗ 
verfahrens und ſetzt zur Durchführung des Verfahrens 
eine Umlegungskommiſſion ein, der mindeſtens 
2 Kommiſſare des Regierungspräſidenten, ein Bau⸗ 
ſachverſtändiger, ein zum Richteramt befähigter Rechts⸗ 
ſachverſtändiger, ein geprüfter Landmeſſer, ſowie ein 
Sachverſtändiger für die Bewertung der Grundſtücke 
anzugehören haben. Magiſtratsmitglieder dürfen nach 
ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes nicht Mitglieder 
der Umlegungskommiſſion ſein. 

Die Umlegungskommiſſion hat die zur Umlegung 
beſtimmten Grundſtücke einſchließlich der bisher vor⸗ 
handenen öffentlichen Wege und Plätze in eine Maſſe 
zu vereinigen. Von der Geſamtmaſſe wird das zu 
öffentlichen Straßen und Plätzen erforderliche Gelände 
vorweg ausgeſchieden. Die Reſtmaſſe wird unter die 
Eigentümer nach Verhältnis ihres bisherigen Beſitzes 
möglichſt ſo verteilt, daß ſich zweckmäßig geſtaltete 
Baugrundſtücke ergeben. 

Auf die zahlreichen Einzelheiten des Geſetzes und 


die beſonderen Umlegungsgrundſätze kann an dieſem 


Platze bei der Kürze der zur Verfügung ſtehenden Zeit 
unmöglich eingegangen werden. Eine eingehende Er— 
örterung des Geſetzes würde ein Vortrag für ſich ſein; 
ich muß mich vielmehr darauf beſchränken, einige 
beſonders bedenkliche Beſtimmungen des Geſetzes her⸗ 
auszuheben, die Ihnen die Überzeugung verſchaffen 
werden, daß die Übertragung der lex Adickes in ihrer 
bisherigen Form auf das ganze Staatsgebiet nicht ſo 
harmlos iſt, wie ſie vielleicht zunächſt erſcheint. Zu 
dieſen Beſtimmungen gehört vor allem die Vorſchrift 
des § 22 des Geſetzes, wonach während des Umlegungs⸗ 
verfahrens ohne Zuſtimmung der Umlegungskommiſſion 


eine Abänderung des Bebauungsplanes für das Um⸗ 


Nass 
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des Umlegungsverfahrens beantragen, um die Abſichten 
der Stadtverwaltung zu durchkreuzen. Das Geſetz in 
ſeiner bisherigen Faſſung gibt den Terrainbeſitzern 
jedenfalls die Möglichkeit, den Städten bei der Auf⸗ 
ſtellung neuer Fluchtlinienpläne Schwierigkeiten zu 
bereiten. 

Auch der folgende § 23 der lex Adickes iſt höchſt 
bedenklich. Nach ihm beſchränkt ſich nämlich die 
Tätigkeit der Umlegungskommiſſion nicht nur auf die 
eigentliche Umlegung der Grundſtücke. Ihr wird 
vielmehr das Recht verliehen, ſelbſtändig zu beſtimmen, 
innerhalb welcher Zeit die Straßen und Plätze des 
Umlegungsgebietes für den öffentlichen Verkehr und 
Anbau fertig herzuſtellen ſind. Hat der Magiſtrat die 
Durchführung des Umlegungsverfahrens beantragt, ſo 
darf dieſe Friſt längſtens auf 4 Jahre bemeſſen werden. 
Mit dieſer Beſtimmung wird der allgemeine Grundſatz 
des Fluchtliniengeſetzes durchbrochen, daß die Stadt 
zum Ausbau von Straßen nicht verpflichtet iſt, daß 
der Ausbau der Straßen vielmehr der freien Ver⸗ 
einbarung zwiſchen der Stadtgemeinde und den In⸗ 
tereſſenten vorbehalten bleibt. Ein ſolcher Zwang 
zum Ausbau von Straßen iſt außerordentlich bedenklich. 
Die Stadt iſt dabei lediglich auf die von den In⸗ 
tereſſenten einzuziehenden Koſtenanteile angewieſen. 
Dagegen wird ihr die Möglichkeit genommen, den 
ſonſtigen Forderungen, die ſie hinſichtlich der Bebauung 
aus äſthetiſchen Gründen und hinſichtlich der Bes 
teiligung an den Koſten von Parkanlagen und ſonſtigen, 
dem Erſchließungsgelände beſonders zum Vorteil ge⸗ 
reichenden Anlagen zu ſtellen hat, Nachdruck zu ver⸗ 
leihen. Die Gemeinde kann ferner nicht die ſofortige 
Erſtattung der Koſten des Umlegungsverfahrens und 
der durch die Umlegung verurſachten Koſten, ins⸗ 
beſondere der Koſten des Straßenausbaues, bean⸗ 
ſpruchen, muß vielmehr, wenn die Intereſſenten es 
verlangen, bis zu der vielleicht noch recht lange hinaus⸗ 
geſchobenen Bebauung der Grundſtücke warten und 
ſich bis zu dieſem Zeitpunkt mit einer Verzinſung von 
3½ % begnügen. Da fie ſelber, zumal bei den 
heutigen Geldmarktverhältniſſen, ſich den erforderlichen 
Kredit nur zu weſentlich teurem Zinsfuß verſchaffen 
kann, muß alſo die Allgemeinheit zum Vorteil eines 
begrenzten Intereſſentenkreiſes das Opfer eines nicht 
unerheblichen Zinsverluſtes übernehmen. Es iſt nicht 
einzuſehen, warum bei Durchführung eines Umlegungs⸗ 
verfahrens, das doch lediglich im Intereſſe der Privat⸗ 
grundſtücke erfolgt, die Grundbeſitzer des Umlegungs⸗ 


klegilügsgevtet 'nicht ſtattfinden dürfe. Dieſe Beſtunmung 
wäre unbedenklich, wenn das Umlegungsverfahren 
lediglich auf Antrag der Gemeinde eingeleitet werden 
dürfte. Das iſt aber, wie wir ſahen, nicht der Fall, 
vielmehr können auch die beteiligten Grundbeſitzer die 
Einleitung des Umlegungsverfahrens veranlaſſen. Unter 
dieſen Umſtänden beſteht wohl die Gefahr, daß die 
Grundbeſitzer, die davon Kenntnis erlangen, daß die 
Stadtverwaltung mit der Abſicht umgehe, an Stelle 
eines veralteten Bebauungsplans, der ſeinerzeit im 
Fluchtlinienfeſtſetzungsverfahren endgültig feſtgeſtellt 
worden iſt, einen neuen Bebauungsplan mit weiter⸗ 
gehenden Anforderungen aufzuſtellen, die Einleitung 


gebiekes anders geſtellt werden jollen als in Normal⸗ 


fällen, in denen ſich ein der Erſchließung des Bau⸗ 
geläudes vorangehendes Umlegungsverfahren erübrigt. 
Auch dieſe Bevorzugung der Grundeigentümer im 
Gebiete einer Umlegung kann von den Grundbeſitzern, 
namentlich von Terraingeſellſchaften, die über geſchäfts⸗ 
gewandte Syndici verfügen, leicht dazu benutzt werden, 
um ſich den berechtigten Forderungen der Gemeinden 
zu entziehen und ſich die Vorteile der Erſchließung 
ihres Geländes auf Koſten der Allgemeinheit zu 
verſchaffen. 

§ 23 beſtimmt endlich, daß, wenn die von der 
Umlegungskommiſſion beſtimmte Friſt verſtrichen iſt, 


das der Gemeinde im § 12 des Fluchtliniengeſetzes 
verliehene Recht des Bauverbotes nicht mehr ausgeübt 
werden darf. Alle dieſe Beſtimmungen ſind, wie ich 
wohl nicht weiter ausführen darf, äußerſt bedenklich. 
Auch an den übrigen Beſtimmungen des Umlegungs⸗ 
geſetzes ließe ſich noch manche Kritik üben, doch 
würde ein eingehendes Verweilen bei den Beſtimmungen 
über den mir für mein heutiges Referat geſteckten 
Rahmen hinausgehen. Ich beſchränke mich daher darauf, 
auf den ausgezeichneten Aufſatz des Beigeordneten 
Dr. Matthias-Düſſeldorf über „Die Klippen der 


lex Adickes für die Gemeinden“ in Nr. 28 des Preuß. 


Verwaltungsblatts vom 12. April d. Is. zu verweiſen, 
wo die ganzen Fragen ſehr eingehend erörtert ſind. 


Nach alledem ſcheint es mir richtiger, von einer 


unveränderten Ausdehnung der lex Adickes auf das 
ganze Staatsgebiet Abſtand zu nehmen und es den 


Gemeinden, in denen mit Rückſicht auf ganz beſondere 


Verhältniſſe die Ausdehnung erforderlich erſcheint, zu 
überlaſſen, die Ausdehnung auf ihr Gemeindegebiet 
durch beſonderes Geſetz zu beantragen. Die Städte 
Poſen, Wiesbaden und Köln haben, wie ich ſchon 


erwähnte, die Übertragung der lex Adickes auf ihr 


Gemeindegebiet bereits erlangt. Dieſem Beiſpiel mögen 
auch andere Städte folgen, die an der lex Adickes 
beſonders intereſſiert ſind. Für die große Mehrzahl 
aller Städte iſt das Geſetz wohl kein dringendes 
Bedürfnis. 


Scheut man aber, um jeder einzelnen Stadt willen 


die Geſetzgebungsmaſchine beſonders in Gang zu 
bringen, ſo könnte vielleicht die Übertragung der 
lex Adickes auf andere Gemeinden dadurch erleichtert 


werden, daß das Wohnungsgeſetz die Übertragung der 
lex Adickes auf andere Städte durch ein von der 


betreffenden Stadt zu erlaſſendes Ortsſtatut zuließe. 

Habe ich in meinem bisherigen Referat gegen die 
Vorſchläge des Wohnungsgeſetzentwurfs in der Haupt⸗ 
ſache Bedenken vorbringen müſſen, ſo freue ich mich, 
bei dem Artikel II des Geſetzentwurfes, der von dem 
Erlaß von Bauordnungen handelt, lediglich meine Zu⸗ 
ſtimmung ausſprechen zu können. 


Art. II beſtimmt: 
8 1. 


Durch die Bauordnung kann insbeſondere geregelt 


werden: 

1. die Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit der 
Grundſtücke, 
die Ausſcheidung beſonderer Ortsteile, Straßen 
und Plätze, für welche die Errichtung von An⸗ 
lagen nicht zugelaſſen iſt, die beim Betriebe 


2. 
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§ 2. 

Sofern die bauliche Entwicklung es erfordert, ſollen 
die Bauordnungen für die Ausführung der Wohn⸗ 
gebäude, beſonders hinſichtlich der Standfeſtigkeit und 
der Feuerſicherheit, unterſchiedliche Vorſchriften geben, 
je nachdem ſich dieſe auf Gebäude größeren oder 
geringeren Umfanges beziehen. 

Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleich⸗ 
zeitig Beſtimmungen für größere und kleinere Ge⸗ 
meinden, ſo ſollen ſie hinſichtlich der Höhe der Gebäude 
und der Geſchoßzahl unterſchiedliche Beſtimmungen 
treffen, welche die beſonderen Verhältniſſe der Gemeinden 
berückſichtigen. 

8 3. 


durch Verbreitung übler Dünſte, durch ſtarken 
Rauch oder ungewöhnliches Geräuſch Gefahren, 
Nachteile oder Beläſtigungen für die Nachbar⸗ 


ſchaft oder das Publikum überhaupt herbeizuführen 
geeignet ſind, 

der Verputz und Anſtrich oder die Ausfugung 
der vornehmlich Wohnzwecken dienenden Gebäude 
und aller an Straßen und Plätzen liegenden 
Bauten. 


| Sofern die Verhältniſſe es erfordern, ſollen durch 
Polizeiverordnung für die Herſtellung und Unterhaltung 
der Ortsſtraßen abgeſtufte Vorſchriften je nach deren 
Beſtimmung (Verkehrsſtraßen, Wohnſtraßen) gegeben 
werden. 


} 
| Dieſe Beſtimmungen bringen eigentlich nichts Neues, 
da nach den hier gegebenen Richtlinien ſchon die bis⸗ 
her ergangenen Bauordnungen ausgeſtaltet find. Trotz⸗ 
dem iſt es von Wert, daß der Entwurf dieſe Richt⸗ 
linien geſetzlich feſtlegt, da fie eine zweifelsfreie Grund⸗ 
lage für den Inhalt der Bauordnungen ſchaffen. Nach 
dem bisherigen Recht und der Neigung der Judikatur, 
das Polizeiverordnungsrecht möglichſt einzuengen, konnte 
es zweifelhaft ſein, ob die Beſtimmungen überall eine 
ausreichende Rechtsgrundlage hätten. 

Von Seiten der Städte, die bisher die Baupolizei 
nicht ſelbſt verwalten, kann bei diejer Gelegenheit nur 
der Wunſch ausgeſprochen werden, daß ihnen die 
Verwaltung der Baupolizei nicht länger vorenthalten 


werden möchte. Dieſen Wunſch teilt namentlich unſere 
Provinzialhauptſtadt Danzig, in der mit den übrigen 
Polizeigeſchäften auch die Baupolizei von einer Staatlichen 
Behörde verwaltet wird. Eine wirkſame Boden- und 
Bebauungspolitik, wie ſie zur Beſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe, namentlich in den Großſtädten mit ſtändig 
wachſender Bevölkerung notwendig iſt, und wie ſie die 
Regierung in zahlreichen Erlaſſen den Gemeinden ans 
Herz gelegt hat, iſt nur durchführbar, wenn die ge⸗ 
ſamten Aufgaben und Machtmittel in die Hand eines 
Organs gelegt werden. Kein Organ iſt hierfür mehr 
berufen als der Magiſtrat mit ſeinen in langer und 
täglicher Praxis geſchulten Beamten und mit den 
ihm zur Seite ſtehenden Kommiſſionen, die ihm den 
nötigen Einblick in die Bedürfniſſe der Bürgerſchaft 
und in die wirtſchaftlichen, mit dem Grund und Boden 
und mit dem Bauen eng verknüpften Intereſſen ge⸗ 
währen. Die Verteilung der zu der einheitlichen 
Boden⸗ und Bebauungspolitik gehörenden Geſchäfte 
unter mehrere von einander unabhängige Behörden ift 
willkürlich und kann nur dazu beitragen, die Energie 
des Vorgehens der Behörden zu ſchwächen und Konflikte 
herbeizuführen, unter denen das Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit leidet. Die ehrlichen Bemühungen, die alle 
Stadtverwaltungen und insbeſondere die der großen 
Städte, in denen die Verhältniſſe ja auch am meiſten 
nach einer Beſſerung ſchreien, im Dienſte der Wohnungs⸗ 


reform aufgewandt haben, die großen Laſten, die die 
Städte im Intereſſe der Bodenpolitik auf ſich genommen 
haben, rechtfertigen wohl das Verlangen, daß die Re⸗ 
gierung den Städten auch die vollen Machtmittel zur 
Durchführung der Bebauungspolitik anvertrauen möge 
Auch wenn die Baupolizei von ſtädtiſchen und nicht 
von ſtaatlichen Organen verwaltet wird, bleibt ja die 
ſtaatliche Aufſicht fortbeſtehen. Gegen einen Mißbrauch 


der Polizeigewalt könnte fie jederzeit einſchreiten. Dem⸗ 


gemäß möchte ich bei Art. II des Geſetzentwurfs be⸗ 
antragen, daß im Geſetz feſigelegt werde, daß die 
Verwaltung der Bau- und Wegepolizei, ſoweit ſie nicht 
bereits in den Händen ſtädtiſcher Organe liegt, den 
Städten auf ihren Antrag zu übertragen iſt. 

Damit bin ich am Schluſſe meines Referats. Was 
ich hier mündlich ausgeführt habe, iſt in den Leitſätzen, 
die Ihnen gedruckt vorliegen, zuſammengefaßt. Ich 
bitte Sie, dieſen Leitſätzen zuzuſtimmen. (Lebhafter 
Beifall.) 

Berichterflatter Stadtrat Dr. Mayer-Danzig. 

Meine Herren! Während der Teil des Geſetzent⸗ 
wurfs, mit dem ſich Herr Stadtrat Goeritz beſchäftigt 
hat, die Bereitſtellung des für den Bau von Wohnungen 
erforderlichen baureifen Geländes und die Herſtellung 
der zur Befriedigung des vorhandenen Wohnungsbe- 
dürfniſſes notwendigen Wohnungen behandelt, betrifft 
der Teil des Geſetzentwurfes, über den ich Ihnen nun⸗ 
mehr zu berichten habe, wie auch Stadtrat Goeritz be- 
reits hervorgehoben, die Benutzung der vorhandenen 
Wohnungen. 
Art. 111 und IV des Geſetzentwurfs enthalten und 
zerfallen in ſolche, welche die Art der Benutzung regeln 
(Art. 111) und in ſolche, welche die Durchführung der 
dafür gegebenen Beſtimmungen und der baupolizeilichen 
Vorſchriften ſichern ſollen (Art. IV) 

Im Art. III iſt beſtimmt, daß im Wege der Polizei⸗ 


Verordnung in allen Gemeinden und Gutsbezirken 


allgemeine Vorſchriften über die Benutzung der Gebäude 
zum Wohnen und Schlafen als ſogen. „Wohnungs- 
ordnungen“ erlaſſen werden können, in Gemeinden 
und Gutsbezirken mit mehr als 10000 Einwohnern 
aber erlaſſen werden müſſen. 
Wohnungsordnungen Beſtimmungen betreffen können: 
1. über die bauliche Beſchaffenheit und In⸗ 
ſtandhaltung der Wohnungen, insbeſondere 

auch über die der Schlafräume für die Dienſt⸗ 

boten und Gewerbegehülfen, ſowie über die Zahl 


und Beſchaffenheit der zu dieſen Wohnungen 
gehörigen Kochſtellen, Aborte, Waſſerentnahme⸗ 


Stellen und Ausgüſſe; 


zuläſſige Belegung der Wohn-, Schlaf⸗ und 
Küchenräume, insbeſondere in dem Falle der 
Aufnahme von Schlafgängern; endlich 


entſprechende Trennung der von verſchiedenen 

Haushaltungen benutzten Wohn⸗, Schlaf⸗ und 
Küchenräume voneinander. 

Daß nach dieſen drei Richtungen hin polizeiliche 

Vorſchriften bei den Wohnungsverhältniſſen, wie ſie 

ſich nun einmal heute herausgebildet haben, vielfach in 


Die Vorſchriften hierüber ſind in den 


Inhaltlich ſollen dieſe 


über die im geſundheitlichen und ſittlichen Intereſſe 


über die den Anforderungen des Familienlebens 
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hohem Maße erwünſcht, ja direkt notwendig ſind, wird 
man kaum beſtreiten können. Die Statiſtik hat über 
die in den Kleinwohnungen der Großſtädte vielfach 
herrſchende Überfüllung Zahlen veröffentlicht, die 
zum Teil gradezu erſchreckend find. 10—12 Menſchen 
in einer Stube mit 3—4 Betten ſchlafend, iſt garnichts 
ſeltenes. Wie die Pökelheringe ſind ſie dort bis⸗ 
weilen zuſammengepfercht. Die Aborte ſind zum 
Teil furchtbar. 3—4 Familien ſind da oft auf einen 
Abort angewieſen und man findet Wohnungen, in 
denen z. B. offene Aborte dicht neben dem 
Kochherd liegen. Ich habe es mit eigenen Augen 
geſehen. Deshalb wird ſich gegen die Beſtimmung, 
daß in allen Gemeinden und Gutsbezirken mit mehr 
als 10 000 Einwohnern derartige Wohnungsord⸗ 
nungen erlaſſen werden müſſen, ſchwerlich etwas ein⸗ 
wenden laſſen. Streiten kann man vielleicht höchſtens 
darüber, ob nicht ſogar für kleinere Gemeinden der 
Erlaß einer Wohnungsordnung obligatoriſch vorzu⸗ 
ſchreiben iſt. Viele verlangen das. Doch wird man 
ſich m. E. damit begnügen können, daß zunächſt 
wenigſtens für die größeren Gemeinden, in welchen die 
Verhältniſſe regelmäßig ſchlimmer als in den kleineren 
zu liegen pflegen, nach dieſer Richtung hin Vorſorge 
getroffen wird. Der Zukunft kann es überlaſſen 
bleiben ob eine weitere Ausdehnung nach unten hin 
ſpäter erforderlich wird, zumal in beſonders gearteten 
Verhältniſſen die Aufſichtsbehörde auch nach dem jetzigen 
Wortlaut des Geſetzes ſchon in der Lage iſt, auch für 
kleinere Gemeinden den Erlaß einer Wohnungsordnung 
zu verlangen. Zu billigen iſt m. E. auch, daß der 
Geſetzentwurf“ nur die Richtlinien bezeichnet, in 
denen ſich die Beſtimmungen der Wohnungsordnungen 
bewegen ſollen, für ihren Inhalt ſelbſt aber beſtimmte 
Mindeſtforderungen nicht aufſtellt. 


Die vom Reichstag am 22. Mai 1912 angenommene 
Reſolution über das Wohnungsweſen verlangt freilich 


die Feſtſetzung ſolcher Mindeſtvorſchriften ſelbſt für das 


von ihr geforderte Reichsgeſetz. 

Ich komme nunmehr zum Art. IV des Geſetzent⸗ 
wurfs, der von der Wohnungsaufſicht handelt. 
Hier iſt beſtimmt, daß die Aufſicht über das Wohnungs⸗ 
weſen dem Gemeindevorſtand obliegen ſoll, freilich 
— wie in $ 1 ausdrücklich hervorgehoben ift — un⸗ 


beſchadet der allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 


fugniſſe der Ortspolizeibehörde. Gemeinden 
mit mehr als 100 000 Einwohnern ſollen ver⸗ 
pflichtet ſein, zur Durchführung der Wohnungsaufſicht 
ein Wohnungsamt zu errichten, das mit dem erforder⸗ 
lichen in geeigneter Weiſe vorgebildeten Perſonal, ins⸗ 
beſondere mit einer genügenden Anzahl beamteter 
Wohnungsaufſeher beſetzt ſein muß. Für kleinere 
Gemeinden kann durch Anordnung der Aufſichtsbe⸗ 
hörde die Errichtung eines Wohnungsamtes vorge⸗ 


* Eine joldye geſetzliche Feſtlegung dürfte ſich aber für die 
Wohnungs benutzung ebenſowenig empfehlen wie bezügl. der 
baulichen Beſchaffenheit, weil die Verhältniſſe an den 
verſchiedenen Orten viel zu verſchieden ſind, als daß ſie 
ſich ſchematiſch für ſo große Gebiete regeln ließen. Das muß 
vielmehr den örtlichen Inſtanzen überlaſſen bleiben. 


ſchrieben werden. Ferner können ſich mehrere Ge⸗ 
meinden mit Genehmigung der Auſſichtsbehörde zur 
Errichtung eines gemeinſamen Wohnungsamtes 
vereinigen und unter der gleichen Vorausſetzung kann 
auch ein weiterer Kommunalverband für ſeinen Be⸗ 
zirk oder Teile ſeines Bezirks ein gemeinſames Woh⸗ 
nungsamt errichten. Auf Anordnung des Regierungs- 
präſidenten iſt die Tätigkeit des Wohnungsamtes auch 
auf die Nachweiſung kleinerer Wohnungen zu 
erſtrecken, und durch Polizeiverordnung ſoll den Ver⸗ 
mietern ſolcher Wohnungen die Pflicht zur An- 


werden können. 

Auf welche Art Wohnungen die Wohnungs- 
aufſicht ſich erſtrecken ſoll, iſt im Geſetzentwurf ſebſt 
nicht geſagt. 

Man iſt ſich aber wohl darüber einig, daß die 
größeren Wohnungen hierfür nicht in Betracht 
kommen, oder höchſtens inſofern, als es ſich um die 
Unterkunftsräume für die Dienſtboten und ſonſtigen 
Angeſtellten handelt. Im Übrigen wird ſich die Woh⸗ 
nungsaufſicht auf Klein wohnungen beſchränken 
müſſen, d. h. auf Wohnungen der Minderbemittelten 
mit 2 bis höchſtens 3 Zimmern. Es wäre zu erwägen, 
ob dieſe Beſchränkung nicht zum Geſetz ausdrücklich 
feſtzulegen wäre, da die an die Gemeinden auf dieſem 
Gebiete zu ſtellenden Anforderungen jonjt leicht über⸗ 
ſpannt werden könnten. 

Daß bei Kleinwohnungen, wenn eine auch nur 
einigermaßen gründliche Beſſerung der beſtehenden 
Mißſtände auf dem Gebiete des Wohnungsweſens er⸗ 
reicht werden ſoll, die Einführung einer geordneten 
Wohnungsaufſicht geradezu unentbehrlich iſt, dürfte 
wohl von keiner Seite beſtritten werden. Die Er⸗ 
fahrung hat gelehrt, daß es allein mit dem Erlaß von 
Vorſchriften keineswegs getan iſt, daß vielmehr, wenn 
dieſe Vorſchriften nicht zum größten Teile lediglich auf 
dem Papiere ſtehen bleiben ſollen, für eine genügende 
Kontrolle über ihre Durchführung geſorgt 
werden muß. Ebenſo, wie es, um die Durchführung 
der ſozialpolitiſchen und gewerbehygieniſchen Vorſchriften 
der Reichsgewerbeordnung ſicherzuſtellen erforderlich 
iſt, beſondere Gewerbeaufſichtsbeamte zu be 
ſtellen, muß auch zur Durchführung der baupolizeilichen 
und wohnungspolizeilichen Vorſchriften notwendig die 
Beſtellung beſonderer Wohnungsaufſichtsbeamten 
erfolgen. Die Bedenken, die man gegen die Einrichtung 
einer geordneten Wohnungsaufſicht hegen könnte und 
zwar nach der Richtung, daß ſie ein zu tief gehender 
Eingriff in das Privatleben ſei, und daß bei 
ihrer intenſiven Durchführung das Ideal, das der 
Engländer mit dem Worte „My house is my castle“, 
zu Deutſch: „Mein Haus iſt meine Burg“ bezeichnet, 
gar zu ſtark leiden möchte, ſind durch die Praxis längſt 
widerlegt. Denn die Wohnungsaufſicht iſt keineswegs 
etwa abſolut Neues und Unerprobtes, ſie iſt vielmehr 
in zahlreichen Gemeinden bereits ſeit vielen Jahren 
mit gutem Erfolge eingeführt. In Mannheim beſteht 
ſie beiſpielsweiſe ſchon feit 25 Jahren. Hauptſächlich trifft 
dies freilich auf außerpreußiſche Städte in den Ländern 
zu, in denen wie z. B. in Heſſen, Bayern, Württem⸗ 
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berg, Baden die Wohnungsfrage bereits ſeit längerer 
Zeit durch ein beſonderes Wohnungsgeſetz oder Miniſterial⸗ 
erlaß geregelt iſt. Aber auch in Preußen haben eine 
größere Anzahl Städte bereits ſeit Längerem eine ge⸗ 
regelte Wohnungsaufſicht eingeführt, ja ſie ſind hierbei 
noch weiter gegangen und haben dieſe Wohnungsauf⸗ 
ſicht zu einer richtigen „Wohnungspflege“ ausge 
ſtaltet. Beiſpielsweiſe ſeien hier genannt Düſſeldorf, 
Halle a. S., Schöneberg, Charlottenburg und Königsberg. 
In allen dieſen Städten haben ſich diejenigen, welche 


anfangs Gegner der Einrichtung waren, ſehr bald 
meldung verfügbarer Wohnungen auferlegt 5 ſeh 


bekehrt und ſind zu Freunden derſelben geworden. 
Die Berichte der eingeſetzten Wohnungsaufſichtsbeamten 
haben Material, das die Zweckmäßigkeit, ja Notwendig⸗ 
keit einer geordneten Wohnungsaufſicht und Wohnungs⸗ 
pflege klar erkennen ließ, in erdrückender Fülle zutage 
gefördert, und haben andererſeits gezeigt, daß dieſe 
Maßnahmen bei richtiger Organiſation ſich auch ohne 
allzu große Beläſtigung der davon Betroffenen durch⸗ 
führen laſſen. Für jeden, der ſich mit der Frage der 
Wohnungsaufſicht und Wohnungspflege zu beſchäftigen 
hat, ſind dieſe Berichte außerordentlich intereſſant und 
inſtruktiv. Vor allem ergibt ſich aus ihnen, daß es 
zahlreiche Fälle gibt, in denen mit verhältnismäßig 
geringen Aufwendungen Erhebliches gebeſſert werden 
kann, und zwar ohne daß es polizeilicher Maßregeln 


bedürfte. In der weitaus überwiegenden Mehrzahl 


der Fälle iſt es gelungen, lediglich durch Rat und 
Belehrung die Hauswirte oder Mieter zur Ab- 


ſtellung der vorgefundenen Mängel zu veranlaſſen. Es 


hat ſich ferner gezeigt, daß vielfach die Schuld an den 
vorhandenen Mißſtänden nicht ſowohl der Hausbeſitzer 
als der Mieter durch eine mißbräuchliche Behandlung 
der Wohnung trägt. Es ſind wunderbare Tatſachen 
über die die Wohnungsbeamten bisweilen zu berichten 
haben. So erzählt die Wohnungsinſpektorin der Stadt 
Halle in ihrem Verwaltungsbericht z. B. von einer 
Familie, die in einer dunklen übelriechenden, aber trotzdem 
als Schlafſtelle benutzten Kammer einen Stall für Meer⸗ 
ſchweinchen eingerichtet hatte, und weswegen? „weil dieſe 
Tierchen die Krankheiten anziehen.“ Von einer anderen 
Familie wird berichtet, daß die Kinder auf dem dunklen 
von jedem Luftzug abgeſchloſſenen Korridor ſchlafen 
mußten, während die ſogen. „gute Stube“ die bekanntlich 
von den meiſten kleinen Leuten wie eine Art Heiligtum 
behandelt wird, das man nur bei ganz ſeltenen Ge⸗ 
legenheiten betreten darf, vollſtändig freiſtand. Es fehlt 
den Leuten vielfach jede Kenntnis über die Bedeutung 
von Licht und Sonne zur Abtötung ſchädlicher Krank⸗ 
heitskeime. Sie kennen nicht den alten Spruch: „Wo 
Licht und Sonne hereinkommen, kommt der Arzt nicht 
hinein“. Der Aufſichtsbeamtin, welche auf eine Ab- 
änderung dringt, wird nur zu oft entgegnet: „Die 
dunkle Kammer oder der dunkle Korridor iſt doch zum 
Schlafen gut genug.“ Daß bis zum Nachmittag 
noch kein Fenſter geöffnet wurde, „um die köſtliche 
Wärme nicht zu verlieren“, iſt keine ſeltene Erfahrung. 
Der Sinn für ein behagliches Heim iſt oft noch garnicht 
entwickelt und muß erſt geweckt werden. Auch der 
Sinn für eine pflegliche und ſchonende Be— 
handlung der Wohnung läßt in zahlreichen 


Familien ſehr viel zu wünſchen übrig. Waſchen in der 
Wohnung und mangelnde Lüftung iſt in zahlreichen 
Fällen als Urſache für die Feuchtigkeit der Wohnung 


feſtgeſtellt, und zwar charakteriſtiſcher Weiſe auch in 


Fällen, wo die Mieter ſich ſelbſt über die Feuchtigkeit 
der Wohnung beklagt hatten. 
biete noch ein großes Stück Erziehungsarbeit zu 
leiſten. Daß Auffriſchungsarbeiten, die auf Betreiben 
der Wohnungsbeamten vorgenommen werden, auch von 
erzieheriſcher Bedeutung für die Bewohner ſein 
können, erſcheint nach den gemachten Beobachtungen 


kaum zweifelhaft. Es leuchtet durchaus ein, wenn es | 


hierüber in einem dieſer Berichte heißt: „daß eine 
freundlich getünchte Küche oft zu größerer Reinlichkeit 
und Appetitlichkeit bei den in der Küche vorzunehmenden 


Verrichtungen anſporne“, und daß eine friſch geweißte ' 
Kammer einen günftigen Einfluß auch auf die Sauber⸗ 


keit der Wäſche ausübe, weil ſchmutzige Sachen, ins⸗ 
beſondere Bettbezüge, in einer ſolchen doppelt ſtark in 
die Augen fielen. 

Unzweifelhaft erſcheint es nach den vorliegenden 
Berichten auch, daß man die Beſichtigung keinenfalls 


auf die Wohnungen einſchränken kann, über deren 


ſchlechte Beſchaffenheit ſeitens der Mieter oder von 
dritter Seite Anzeigen bei dem Wohnungsamte ein⸗ 
gegangen ſind. Hebt doch z. B. der Bericht der 
Wohnungsinſpektion der Stadt Halle ausdrücklich 
hervor, daß nur relativ gute Wohnungen zur Anzeige 
gekommen ſeien, wirklich ganz ſchlechte aber ſo gut wie 
garnicht. Auch anderwärts hat man die Erfahrung 
gemacht, daß man auf dieſem Gebiete gründliche Arbeit 


nur verrichten kann, wenn man ſtraßenweiſe Haus 


für Haus beſichtigt. Iſt das aber der Fall, ſo iſt 
es wohl klar, daß dieſe umfangreiche Arbeit nur von 
beſonders hierzu beſtellten und qualifi- 


cierten Beamten im Hauptberufe, wie ſie der 
Und 


Geſetzentwurf verlangt, geleiſtet werden kann. 


Es gilt auf dieſem Ge⸗ 
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Ehren amte unter allen Umſtänden zu empfehlen iſt, 


| 
I 


zwar erſcheinen nach den gemachten Erfahrungen für die 


pflegliche und beratende Tätigkeit hinſichtlich der Art 


der Benutzung der Wohnungen weibliche Beamte 
ganz beſonders geeignet zu ſein, während für die 
Feſtſtellung der techniſchen Mängel bantechniſch vor⸗ 
gebildete Kräfte unentbehrlich ſind. Dementſprechend hat 
denn auch z. B. Schöneberg für die Wohnungspflege 
und Aufſicht einen bautechniſch geſchulten Wohnungs⸗ 
pfleger und eine ihm in der Kompetenz coordinierte 
Wohnungspflegerin beſtellt. Zu den Aufgaben des 
Wohnungsamtes ſoll außer der eigentlichen Wohnungs⸗ 
aufſicht und der Verwaltung des Wohnungsnachweiſes 
auch die Beobachtung des Wohnungsmarktes, der 
Bautätigkeit und der Bewegung der Mietspreiſe, wie 
überhaupt alles gehören, was zum Wohnungsweſen 
gehört. Das Wohnungsamt ſoll der Mittelpunkt 


aller Beſtrebungen zur Verbeſſerung der. 


örtlichen Wohnungsverhältniſſe bilden. Der 
Umfang der ihm obliegenden Aufgaben würde Zeit 
und Kraft ehrenamtlich im Nebenamt tätiger Bürger 
bei weitem überſteigen. Damit ſoll freilich nicht geſagt 
ſein, daß für die Tätigkeit ehrenamtlicher Kräfte auf 
dieſem Gebiete kein Raum bleibt. Im Gegenteil hat 
ſich gezeigt, daß die Heranziehung von Bürgern im 


weil bei ihrer Mitwirkung es ſehr oft viel leichter 
möglich iſt, die Beteiligten auch ohne polizeiliche Maß⸗ 
nahmen zur Ausführung der notwendigen Anderungen 
zu bewegen. Es kann deshalb nur gebilligt werden, 
wenn der Geſetzentwurf im § 1 des Art. IV aus⸗ 
drücklich hervorhebt, daß dem Wohnungsamt neben 
den anzuſtellenden Berufsbeamten auch ehrenamtlich 
tätige Perſonen als Mitglieder angehören können. 
Zweifelhaft erſcheint nur, ob es nicht ſogar richtiger 
wäre, dieſe Mitwirkung ehrenamtlicher Kräfte oblig a⸗ 
toriſch vorzuſchreiben. Hat ſich doch auch auf anderen 
Gebieten, z. B. in der Armenpflege, nach den neuer⸗ 
dings gemachten Erfahrungen das Zuſammenwirken 
von Berufsbeamten und ehrenamtlichen 
Kräften aufs beſte bewährt. Und die dort damit 
erzielten Erfolge reizen entſchieden zur Nachahmung 
auf dem Gebiete der Wohnungspflege und Aufſicht. 
Ohne die Mitwirkung von ehrenamtlichen Kräften 
würde die Tätigkeit des Wohnungsamtes, jedenfalls 
nach dem Eindruck der davon Betroffenen, hauptſächlich 
einen polizeilichen Charakter erhalten, während die 
gemachten Erfahrungen lehren, daß man bei weitem 
beſſere Erfolge erzielt, wenn man den pfleglichen 
Charakter der Einrichtung betont. 

Aus dieſem Grunde kann es auch allein für richtig 
gehalten werden, daß die Handhabung der Wohnungs⸗ 
Aufſicht und ⸗Pflege in die Hände der Gemein de⸗ 
verwaltung gelegt wird. Dieſe ſteht mit den davon 
Betroffenen in viel engerer Fühlung, als die ſtaatliche 
Polizeiverwaltung, und wird dementſprechend auch viel 
leichter und beſſer als dieſe in der Lage ſein, die 
ganze Handhabung der Einrichtung den berechtigten 
Wünſchen und Bedürfniſſen der Beteiligten anzupaſſen 
und ſich ergebende Unzuträglichkeiten abzuſtellen. Der 
Geſetzentwurf überträgt denn auch verſtändiger Weiſe 
die Aufſicht über das Wohnungsweſen grundſätzlich 
dem Gemeindevorſtand. Leider hat der Entwurf 
ſich aber geſcheut, dieſen Grundſatz in allen Be⸗ 
ſtimmungen voll und konſequent zur Geltung zu 
bringen. So iſt ſchon oben hervorgehoben, daß die 
Aufſicht über das Wohnungsweſen dem Gemeinde⸗ 
vorſtand nur übertragen wird unbeſchadet der 
allgemeinen geſetzlichen Befugniſſe der Orts— 
polizeibehörde. Es ſollen alſo hier für dasſelbe Gebiet 
anſcheinend 2 Behörden nebeneinander in gleichbe⸗ 
rechtigter Weiſe zuſtändig ſein, ein Zuſtand, der wohl 
in keiner Weiſe als erwünſcht bezeichnet werden kann, 
weil er leicht dazu führt, daß entweder beide Be⸗ 
hörden in derſelben Angelegenheit tätig werden, was 
naturgemäß die Gefahr unerwünſchter Reibungen zwi⸗ 
ſchen dieſen Behörden mit ſich bringt, oder daß keine 
von beiden etwas tut, weil eine ſich auf die andere 
verläßt. Ferner ſollen die mit der Wohnungsaufſicht 
betrauten Beamten zwar berechtigt ſein, zum Zwecke 
der Ausübung der Wohnungsaufſicht die in Frage 
kommenden Räume während der dafür feſtgeſetzten 
Stunden zu betreten. Die Gemeindebehörden ſollen 
aber nicht ohne weiteres in der Lage ſein, die von 
ihnen für notwendig erachteten Abänderungen eventl. 
zwangsweiſe durchzuſetzen, müſſen zu dieſem Zwecke 
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vielmehr die Hülfe der ſtaatlichen Polizeiorgane in 
Anſpruch nehmen. Ja, der $ 4 geht ſogar fo weit, 
daß er für die Feſtſetzung der Dienſtanweiſung, 
durch welche die Ausübung der Wohnungsauſſicht 
geregelt werden ſoll, die Zuſtimmung der Orts- 
polizeibehörde verlangt. Damit kommt ganz klar 
zum Ausdruck, daß nach den Beſtimmungen des 
Geſetzentwurfs die Gemeinden zwar die ganzen Ein⸗ 
richtungen zu treffen und die dadurch entſtehenden 
Koſten zu tragen haben, die beſtimmende, zwingende 
und ordnende Gewalt aber faſt uneingeſchränkt dem 
Staate verbleiben fol. Wo da noch die Selbft- 
verwaltung bleibt, iſt ſchwer zu ſagen. Aber wir 
haben uns ja leider daran gewöhnen müſſen, daß dieſe 
zwar bei allen möglichen offiziellen und nichtoffiziellen 
Gelegenheiten in den höchſten Tönen geprieſen wird, 
daß ſie aber faſt regelmäßig zu kurz kommt, wenn es 
einmal gilt, ſie in Leben und Tat bei einer ſich 
bietenden Gelegenheit umzuſetzen. So war es in⸗ 
zwiſchen bei dem geſcheiterten Geſetzentwurf über das 
Fortbildungsſchulweſen, ſo iſt es auch hier. 
Zu den in der Selbſtverwaltung ſchlummernden 
Kräften, die ſich doch in ſchwerer Zeit als der 
Urquell für die Erneuerung des ſchwer danieder⸗ 
liegenden Vaterlandes erwieſen haben, hat, wie es 


ſcheint, die Regierung auch jetzt nach einer mehr wie 
hundertjährigen Geſchichte, die viele und glänzende 


Beweiſe dafür erbracht hat, wie Großes die Selbſt⸗ 
verwaltung leiſten kann, wenn man ſie nur gewähren 
läßt, noch immer kein rechtes Vertrauen gewinnen 
können. Und ſo hat ſie denn auch hier, — um ein 
von Preuß in ſeiner Abhandlung über „Offentliches 
und Privat⸗Recht im Städtebau“ verwendetes Wort 
zu gebrauchen — ſich zu einem „Verzicht auf das 
eiferſüchtig zum Schaden fruchtbarer Stadtverwaltung 
behütete ſtaatliche Polizeireſervat“ nicht entſchließen 
können. Und doch iſt es wahr, was Preuß ebenda 
über das Verhältnis von Gemeindeverwaltung und 
Polizeigewalt ausführt, wenn er ſagt: „Jede öffent⸗ 
liche Verwaltung hat als ſolche ein polizeiliches 
Element, wenn man mit dieſer traditionellen Bezeichnung 
die Tatſache ausdrücken will, daß ein ſeinen Gliedern 
übergeordnetes Gemeinweſen tätig wird, das ſeine 


ordnung ſeiner Subjekte beruhenden Privatrechts 
zu erfüllen vermag. Die Herausreißung des polizeilichen 
Elements aus dem entſprechenden Zweige öffentlicher 
Verwaltung iſt in Wahrheit nicht durchzuführen; die 
Aufſtellung des unmöglichen Prinzips erzeugt eine innere 
Unwahrhaftigkeit der Organiſation, einen chron i⸗ 
ſchen Reibungszuſtand zwiſchen einer ihrer 
Schlagkraft beraubten Verwaltung und einer 
auf das unfruchtbare Zwangsmoment be- 
ſchränkten Polizei, die ſich gegen ſolche Verödung 
ſträubt, indem ſie tatſächlich die Oberleitung der Ver⸗ 
waltung an ſich reißt.“ 

Deshalb muß unbedingt verlangt werden, daß, 
wenn den Gemeinden die Wohnungsauſſicht und die 
Durchführung der dazu erforderlichen Maßnahmen 


übertragen wird, ſie auf ihren Antrag auch die dazu⸗ 


gehörige Wohnungspolizei überwieſen erhalten, 
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damit es nicht auf dieſem Gebiet wie bereits auf ver⸗ 
ſchiedenen anderen Gebieten, insbeſondere auf dem der 
Schule, dazu kommt, daß es heißt (wie Herr Dr. 
Schiele-Naumburg in ſeinem Vortrag über den 
Wohnungsgeſetzentwurf auf dem Verbandstage der 
Haus⸗ und Grundbeſitzervereine gejagt hat): „Der 
Staat befiehlt und die Gemeinde bezahlt.“ 

Gewiß muß dem Staate auch auf dieſem Gebiete, 
wie auf allen anderen Gebieten kommunaler Selbſt⸗ 
verwaltung das Aufſichtsrecht verbleiben, aber 
Aufſichtsrecht iſt etwas anderes wie Mitverwaltuug. 
Sehr zutreffend ſagt Preuß, um noch einmal ſeinen 
bereits oben angeführten Aufſatz über Öffentliches und 
Privat⸗Recht im Städtebau zu zitieren: „Das Gegen⸗ 
teil rechtlich normierter Aufſicht iſt die konkurrierende 
tatſächlich discretionär eingreifende Mitverwaltung. 
Sie zerſtört jede klare Verantwortlichkeit, die eine Vor⸗ 
bedingung fruchtbarer Erfüllung öffentl. Funktionen 
iſt. Kann und will der Staat auf einem Gebiete der 
Verwaltung nicht die Verantwortlichkeit, mit Aktiven 
und Paſſiven ſozuſagen, auf ſeine Schultern nehmen, 
ſo muß er die Verantwortung, damit aber auch die 
volle Zuſtändigkeit der kommunalen Selbſtverwaltung 
überlaſſen. Denn die Verantwortlichkeit folgt der Zu⸗ 
ſtändigkeit; und die privatrechtliche Sonderung von 
Berechtigung und Verpflichtung widerſpricht dem 
innerſten Weſen alles öffentlichen Rechts.“ 

Nach alledem würde die Trennung von Wohnungs⸗ 
amt und Wohnungspolizei ein ſchwerer Fehler jein. 
Auf dem Verbandstag der Haus- und Grundbeſitzer⸗ 
vereine, der ſich gleichfalls mit dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf beſchäftigte, hat man freilich umgekehrt 
Bedenken gegen die Vereinigung von Wohnungsamt 
und Wohnungspolizei geäußert, indem man der Be- 
fürchtung Ausdruck gab, daß, wenn eine ſolche Ver⸗ 
einigung ſtattfinde, die Wohnungsaufſicht aus einer 
Wohlfahrtseinrichtung der Stadt zu einer polizeilichen 
Inſtitution werden und ihren pfleglichen Charakter 
verlieren würde, während man den größten Wert 
darauf glaubte legen zu müſſen, in erſter Linie durch 
Belehrung und nicht etwa durch polizeiliche Maß⸗ 
nahmen zu wirken. Demgegenüber hat aber m. E. 


der Geſchäftsführer des Preuß. Städtetages, Herr 
Funktion nicht lediglich in den Formen des auf Gleich⸗ 


Stadtrat Dr. Luther, ſchon richtig darauf hingewieſen 
daß es ſich bei Übernahme der Wohnungspolizei durch 
die Gemeinde nicht darum handeln könne, einen 
polizeilichen Geiſt in die Wohnungspflege 
hineinzubringen, ſondern umgekehrt einen pfleglichen 
Geiſt in die Wohnungspolizei. Wenn dabei 
von anderer Seite hervorgehoben iſt, daß ja heute 
ſchon verſchiedene Städte, wil z. B. Schöneberg und 
Charlottenburg ein Wohnungsamt eingerichtet hätten 
ohne die Wohnungspolizei zu haben, und daß ſich 
Unzuträglichkeiten hieraus bisher nicht ergeben hätten, 
ſo iſt dabei überſehen, daß bis heute der vorliegende 
Geſetzentwurf, welcher eine beſondere Wohnungsaufſicht 
und Wohnungspolizei als geſetzliche Einrichtungen erſt 
ins Leben rufen will, noch garnicht zu Recht beſteht, 
daß infolgedeſſen die Polizeibehörden auch in größeren 
Städten eine beſondere wohnungspolizeiliche Tätigkeit 
mit der erſt durch den Geſetzentwurf begründeten Be⸗ 


fugnis noch garnicht entfaltet haben, und daß ſich 
infolgedeſſen Konflikte und Unzuträglichkeiten aus der 
Trennung zwiſchen Wohnungsamt und Polizei bisher 
noch garnicht recht haben zeigen können. 

Eins bleibt jedenfalls klar: daß die Städte mit 
ganz anderer Freudigkeit auf dieſem Gebiete arbeiten 
können und werden, wenn ihnen nach den Grundſätzen 
der Selbſtverwaltung hierin volle Selbſtändigkeit 
eingeräumt und ihnen nicht nur die Rolle des gehor⸗ 
ſamen Untertanen zuerteilt wird, der die Befehle der 
Regierung auszuführen hat, mit der Vergünſtigung, 
die dadurch entſtehenden Koſten zahlen zu dürfen. 
Wenn aber die Städte eine Sicherheit dafür haben 
wollen, daß ihnen die Wohnungspolizei, ſobald ſie es 
verlangen, auch wirklich übertragen wird, ſo muß dies 
unbedingt durch Geſetz feſtgelegt werden. Sind doch 
die Anträge, die Städte wie Berlin und Frankfurt a. M. 
an den Herrn Miniſter auf Übertragung der Wohnungs⸗ 
polizei mit Rückſicht auf die von ihnen beabſichtigte 
Einführung der Wohnungsaufſicht unter der Herrſchaft 
des jetzigen Geſetzes geſtellt haben, glatt abgelehnt. 

Was die Einrichtung eines Wohnungsamtes den 
Städten für Koſten verurſachen wird, läßt ſich natür⸗ 


lich heute zahlenmäßig noch nicht angeben. Daß es 


ſich dabei aber, wenn man bedenkt, daß zur Be⸗ 
wältigung der durch das Geſetz geſtellten Aufgaben 
zweifellos eine ganze Anzahl von beamteten Kräften 
erforderlich ſein werden, nicht um geringe Summen 
handeln kann, dürfte auf der Hand liegen. Frank⸗ 
furt a. M. hat z. B., obwohl es die Wohnungs⸗ 
aufſicht zunächſt nur für 2 Bezirke einrichten will, 
für Wohnungsaufſicht und Wohnungsnachweis einen 
Betrag von rd. 17 000 M in den Etat eingeſtellt. 
Für kleinere Städte würden die Aufwendungen natür⸗ 
lich entſprechend geringer fein, immerhin aber bei Ein⸗ 
richtung eines Wohnamtes mit beamteten Aufſehern 
doch einige Tauſend Mark pro Jahr ſicher erfordern. 
Ich bin aber überzeugt, daß die Städte, wenn man 
ihnen nnr die zur Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit 
unbedingt erforderliche Selbſtändigkeit läßt, die damit 
verknüpften großen Opfer gerne auf ſich nehmen 
werden, angeſichts der ungeheuren Wichtigkeit, 
welche die Wohnungsfrage für ſie hat. Kann 
man doch m. E. die Wichtigkeit dieſer Frage für die 


Städte und freilich auch für den Staat kaum über⸗ 


ſchätzen. Denn alle die ſonſtigen Fragen, die uns im 
öffentlichen Leben beſchäftigen und von weittragendſter 
Bedeutung für unſer ganzes Volksleben ſind, wie die 
Alkoholfrage, die Tuberkuloſenfrage, die Sittlichkeits⸗ 
und Verbrecherfrage, nicht minder die Jugendfürſorge⸗ 
frage hängen mehr oder weniger eng mit der Wohnungs⸗ 
frage zuſammen. Und deshalb iſt es auch eine Auf⸗ 
gabe von gewaltiger Bedeutung, vor die der Preußiſche 
Landtag mit dieſem Geſetzentwurf geftellt iſt. Hoffen wir, 
daß er ſich der Größe dieſer Aufgabe gewachſen zeigen 
wird. Dazu wird gehören, daß er dieſen Entwurf 
noch einer ſehr gründlichen Reviſion und Ergänzung 
unterzieht. Ich würde es freilich auch beklagen, wenn 
der Geſetzentwurf darüber auch diesmal wieder, wie 
im Jahre 1904 ſein Vorgänger, ſcheitern oder wenn 
er, wie ein beſorgter Freund ſich neulich in der 
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Danziger Mieter⸗Zeitung ausdrückte, „die Geſetz⸗ 
gebungsmaſchine als ein völlig gerupfter und ſeiner 
beſten Federn beraubter Hahn verlaſſen ſollte.“ Aber, 
meine Herren, dieſer Vergleich lenkt etwas ſtark ab. 
Um ein ſo unſchuldiges Tier, wie einen Hahn mit 
ſchönem Federſchmuck, der Niemandem etwas zu 
Leide tut, handelt es ſich bei dieſem Geſetzentwurf 
leider nicht. Es iſt vielmehr, wie Sie geſehen haben, 
ein Geſchöpf mit ganz bösartigen Giftzähnen. 
Sollte es gelingen, ihm die auszubrechen und damit 
die für die Städte unannehmbaren Beſteuerungen über 
die Abänderung des § 12 Geſetz betreffend Bau⸗ 
verbot und über die polizeilichen Reſervatrechte in der 
Wohnungsaufſicht zu beſeitigen, fo bin auch ich der 
Anſicht, daß der Entwurf zum Geſetz erhoben werden 
müßte, auch wenn es nicht möglich ſein ſollte, alle 
im Intereſſe einer gründlichen Wohnungsreform ge⸗ 
äußerten Wünſche in ihm zu berüdfichtigen. Zu ſolchen 
Wünſchen rechne ich auch die beiden zum Schluß von 
mir noch kurz zu berührenden Punkte, betreffend: 

1. die Frage, ob es angezeigt erſcheint, auch für 
Städte mit erheblich weniger als 100 000 
Einwohnern, alſo etwa für alle Städte mit 
mindeſtens 50 000 Einwohnern, die Einrichtung 
eines Wohnungsamtes obligatoriſch vorzuſchreiben, 
und 

2. die Frage, ob es ſich empfiehlt, neben den ört⸗ 
lichen Wohnungsämtern als Zentralinſtanz ein 
Landeswohnungsamt einzurichten. 

Ich möchte für meine Perſon beide Fragen be- 

jahen. 

Bezüglich der erſteren Frage bin ich freilich der 
Anſicht, daß die Städte als ſolche keine Veranlaſſung 
haben, das Zwangsrecht des Staates, die Einrichtung 
eines Wohnungsamtes zu verlangen, auch noch auf 
kleinere Städte, als wie ſie der Geſetzentwurf vor⸗ 
ſchlägt, auszudehnen, da es ihnen ja unbenommen iſt, 
ein ſolches Wohnungsamt einzurichten, wenn ſie es 
für wünſchenswert halten. 

Zu Frage 2 halte ich die Einrichtung eines Landes⸗ 
wohnungsamtes für zweckmäßig. Ich habe dabei 
freilich nicht eine mit polizeilicher Verfügungsgewalt 
ausgeſtattete neue Aufſichtsinſtanz im Auge, ſondern 
nur eine Zentralſtelle, welche alle Vorgänge auf dem 
großen Gebiete des geſamten Wohnungsweſens genau 
verfolgt, über die gemachten Beobachtungen und Er⸗ 
fahrungen von Zeit zu Zeit regelmäßig Berichte erſtattet 
und ſo anregend und befruchtend auf die von den 
Gemeinden zu entfaltende Tätigkeit zur Förderung des 
Wohnungsweſens wirkt. 

Damit bin ich am Schluß meines Referates und 
bitte nur noch die beiden Leitſätze verleſen zu dürfen, 
die ich mir erlaubt habe, bezüglich des von mir be⸗ 
handelten Teils des Geſetzentwurfs, aufzuſtellen. Sie 
ſind bereits gedruckt in Ihren Händen und lauten: 

Die Art. III und IV des Geſetzentwurfs, betr. 
den Erlaß von Wohnungsordnungen und die 
Einrichtung einer geregelten Wohnungsaufſicht 
bedürfen einer Ergänzung und Abänderung 
nach der Richtung hin, daß 


1. entſprechend den Grundſätzen der Selbſt⸗ 
verwaltung die Gemeinden, die nach dem 
Geſetz die Wohnungsaufſicht durchzuführen 
und die damit verknüpften Koſten zu tragen 
haben, auch mit den dazu erforderlichen Macht⸗ 
befugniſſen durch Übertragung der Wohnungs⸗ 
polizei ausgeſtattet werden, 

2. unter Zuziehung von Vertretern der kommu⸗ 


nalen Verwaltung mit Sitz und Stimme ein 


Landeswohnungsamt gebildet wird, wel⸗ 
ches das geſamte Wohnungsweſen beobachtet, 


darüber regelmäßige Berichte erſtattet, auf die 


Tätigkeit zur Förderung des Wohnungsweſens 


anregend wirkt und auf Anfrage ſachlichen 


Rat gibt. 


vorzulegen. Sind es doch in der Hauptſache Gründe, 
die lediglich Kautelen gegen die Betätigung einer ein⸗ 
feitigen Grund- Boden⸗ und Baupolitik in ſolchen 
Gemeinden ſchaffen ſollen, in denen die Intereſſenten 
dominieren. Von dieſem Geſichtspunkte betrachtet, wird 
man es verſtändlich finden, daß das Geſetz eine ein⸗ 
ſeitige Vertretung der Baupolitik in den Gemeinden 
verhindern will. Es würde nun zu weit führen, im 
einzelnen auf die Ausführungen des Herrn Referenten 
einzugehen; ich muß mich daher auf das Wenige be⸗ 
ſchränken, was ich mir notiert habe. Der 1. Referent 
warf die Frage auf: Beſtehen denn Mißſtände, die das 
Geſetz in dieſer Faſſung notwendig machen?, und er 
hat dann einen Vergleich gezogen mit dem Entwurf 


von 1904. Ich glaube, der Referent hat die Frage 


Stadtverordneter Stahl-Danzig: Bei dem Wieder⸗ f 


ſtreit der Intereſſen, der naturgemäß durch ein ſolches 


Geſetz wie das vorliegende ausgelöſt werden muß, darf 


es nicht Wunder nehmen, wenn ſehr verſchieden⸗ 
artige Auffaſſungen über den Wert oder Unwert der 


einzelnen Beſtimmungen zum Ausdruck kommen. Die 
Reichstage aus. Er beruhte in einer Reſolution, die 


eine Intereſſentengruppe ſind die Gemeinden. Sie haben 
gehört, daß der Referent ſchwere Bedenken gegen das 
Geſetz geltend machte, für die er ſeine Gründe angab. 
Sie ſind auch zu verſtehen vom Standtpunkte der Ge⸗ 
meindevertreter, ohne daß man deswegen alle akzeptieren 
kann. Die zweite Gruppe bilden die Haus- und 
Grundbeſitzer mit dem Schutzverbande. Dieſe haben 
noch viel weniger Freude an dieſem Geſetz. Aus den 
Tagungen dieſer Kreiſe iſt bekannt, wie dort noch viel 
ſchwerere Bedenken laut wurden, und daß der Haus⸗ 
und Grundbeſitzerverband kein rechtes Intereſſe für das 
Zuſtandekommen dieſes Geſetzes hat. Die dritte Gruppe 
ift die der Wohnungs⸗ und Bodenreformer mit den 
angeſchloſſenen Mieterorganiſationen, und von dieſer 
dritten Gruppe darf man wohl ſagen, daß ſie dem 
Geſetz mindeſtens ſehr ſympathiſch gegenüberſteht. Ich 
bin ein Anhänger dieſer dritten Gruppe aber kein 
anragierter Draufgänger und auch kein Vertreter der 
weitgehendſten Forderungen. Ich bin mir als Mitglied 
einer ſtädtiſchen Körperſchaft wohl bewußt, daß das 


ſelbſt beantwortet mit dem Anerkenntnis, daß die Ver⸗ 
hältniſſe ſich ſeit 1904 geändert haben. Dann kann 
man aber auch keinen Vergleich ziehen mit dem da⸗ 
maligen Entwurf, ganz abgeſehen davon, daß der jetzige 
Geſetzentwurf auch unter ganz anderen äußeren Auſpizien 
das Licht der Welt erblickte. Der Anſtoß ging ja vom 


am 22. Mai 1912 beſchloſſen und in der ein- 
ſtimmig, was ja nicht allzu oft im Reichstage paſſiert, 


ganz beſtimmte Forderungen für ein Wohnungsgeſetz 


Selbſtverwaltungsrecht der Städte nicht zu ihrem 


Schaden geſchmälert werden darf. Ich möchte nun 


auf die Ausführungen des erſten Referenten eingehen 
und im übrigen kurz die Stellungnahme der Gruppe 
dahin wird es wohl in keinem Falle kommen. Der 


kennzeichnen, von der ich eben ſprach. Bei dem Leit⸗ 
gedanken des Geſetzes handelt es ſich offenbar um ein 


zwiefaches, einmal um die Eindämmung der ungeſunden 


Boden⸗ und Bauſpekulation durch Ergänzung und 
Anderung des Baufluchtliniengeſetzes von 1878, durch 
Ausdehnung der lex Adickes auf die ganze Monarchie 


und Erlaſſung von Bauordnungsbeſtimmungen über 
das Baugelände, ferner um Vorſchriften über die Woh⸗ 


nungsbenutzung und die Wohnungsaufſicht. Bezüglich 


des erſten Punktes meine ich, daß Herr Stadtrat 
Goeritz doch etwas grau in grau gemalt hat. Die 
Befürchtung, die er bezüglich der Einſchränkung der 
gegenwärtigen Gerechtſame der Gemeinden geäußert hat, 
will mir doch nicht ſo bedeutſam erſcheinen, namentlich 
nicht im Hinblick auf die Grundgedanken, die dazu 
führten, den Entwurf in ſeiner 


jetzigen Faſſung 


erhoben wurden. Wir wiſſen, daß der jetzt vorliegende 
Entwurf aber doch nur teilweiſe die der Staatsregierung 
auferlegte Pflicht einlöſt, mit der Betätigung der Woh⸗ 
nungsfürſorge vorzugehen. Kein geringerer als Graf 
Poſadowsky war es, der im Reichstage bei dieſer Ge⸗ 
legenheit den Ausſpruch tat: Es handelt ſich in dieſem 
Falle nicht um eine ſoziale Frage, ſondern um die 
ſoziale Frage. Er wollte damit die Tragweite und 
Bedeutung dieſes für die weiteſten Volksſchichten un⸗ 
gemein wichtigen ſozialpolitiſchen Geſetzes kennzeichnen. 
Wenn man das vorliegende Wohnungsgeſetz hiernach 
gewiſſermaßen als Abſchlagszahlung betrachtet, ſo wird 
man ſich vielleicht eher mit ſeinen Schwächen abfinden, 
die auch ich nicht von der Hand weiſen kann. Und 
wie es im Leben oft geſchieht, ſo wird es auch hier 
ohne Kompromiſſe nicht abgehen. Ich ſelbſt würde es 
als Vertreter einer großen Mietervereinigung tief be⸗ 
klagen, wenn dieſer Geſetzentwurf aus Anlaß von Be⸗ 
ſtimmungen, die das Mißfallen mancher Gemeinden 
erregt haben, in der Verſenkung verſchwände. Aber 


Referent hat ja auch im letzten Teile ſeiner Aus⸗ 
führungen zu meiner Freude hingewieſen auf den Wert 
der in den Beſtimmungen über die Wohnungsbenugung 
und Wohnungsaufſicht enthalten ift. Der zweite 
Referent hat allerdings auch bei dieſen Beſtimmungen 
manche Bedenken geltend gemacht, aber ich glaube, wir 
ſind uns alle einig, daß ein Geſetzentwurf kein Noli 
me tangere darſtellt, ſondern verbeſſerungsfähig iſt. 
So hoffe ich, daß es gelingen wird, — ich will nicht 
wie der Herr Referent Dr. Mayer von Giftzähnen 
ſprechen — Anderungen herbeizuführen, die die Intereſſen⸗ 
gegenſätze tunlichſt beſeitigen. Bei gutem Willen auf 
beiden Seiten wird man unbedingt dazu kommen, be⸗ 
ſonders wenn man ſich vor Augen führt, daß es ſich 
um eine weitzügige ſoziale Fürſorge handelt, die man 


nicht an kleinlichen Bedenken ſcheitern laſſen darf. Von 
den Leitſätzen hätte ich gewünſcht, daß ſolche Schärfen 
vermieden wären wie am Schluſſe des zweiten, der 
einige Beſtimmungen „als durchaus unbegründet zu⸗ 
rückweiſt“. Ich hätte gewünſcht, es wäre eine mildere 
Faſſung gefunden worden. Es iſt immer das beſſere 
Teil, wenn man nur in der Sache ſcharf aber in der 
Form verbindlich iſt. Ich hätte weiter gewünſcht, die 
Leitſätze wären auch ausgedehnt worden auf die Punkte, 
die noch der reichsgeſetzlichen Regelung harren, die 


auch Herr Stadrat Dr. Mayer angeſchnitten hat und 
die in der Reſolution der Reichstags⸗Wohnungs⸗ 
Das von dieſer 


kommiſſion zum Ausdrucke kamen. 
Kommiſſion ausgearbeitete, ſehr eingehende Wohnungs⸗ 
geſetzprogramm hat der Reichstag, wie ich bereits betont 
habe, in ſeiner Sitzung vom 22. Mai 1912 einſtimmig 
angenommen. In dieſer Reſolution werden fünf Punkte 
als der Regelung bedürftig bezeichnet. Die Reſolution 
verlangt: 
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Mindeſtvorſchriften über Beſchaffenheit und 


Benutzung der Wohnungen unter Anpaſſung an 


die beſonderen Verhältniſſe in Stadt und Land; 

„Vorſchriften über eine amtliche Wohnungs- 
aufſicht durch Orts⸗, bezw. Bezirks⸗ und Landes⸗ 
wohnungsämter mit einem Reichswohnungsamte 
als Zentralſtelle für das geſamte Wohnungs⸗ 
weſen; 

. Errichtung von Pfandbriefanſtalten im An⸗ 
ſchluß an die Landesverſicherungsanſtalten zu 
dem Zweck, um unter Reichsgarantie nach feſten 
Normativbeſtimmungen möglichſt hohe Pfand⸗ 
briefsdarlehen auf Hausgrundſtücke mit Klein⸗ 
wohnungen ſowohl an Baugenoſſenſchaften 
als auch an Privatperſonen zu gewähren; 

Regelung des Wohnungsnachweisweſens; 

. Ausbau des Erbbaurechts zum ausgiebigeren 
Gebrauch desſelben im Intereſſe des Klein- 
wohnungsbaues. 

Dieſe Forderungen ſind zum Teil noch nicht erfüllt 
und harren ihrer Erledigung, wie ich hoffe durch die 

Reichsgeſetzgebung. Man darf ſich vielleicht nicht mit 


or 


zutreten, und daß man nicht durch eine ſcharfe Stellung⸗ 
nahme ſeine Annahme verhindern und ihm jenes Schickſal 
bereiten ſoll, das dem Vorgänger des Entwurfes vielleicht 
mit Recht zu Teil geworden iſt. Ich wünſchte, daß 
der Städtetag dem Geſetzentwurf als ſolchen im Prinzip 
zuſtimmte, vorbehaltlich der Anderungen, auf deren 
Vornahme in den Leitſätzen Gewicht gelegt wird. 
(Beifall.) 

Regierungspräſident gchilling⸗ Marienwerder: Ich 
freue mich beſonders über den Schluß der Aus- 
führungen des Vorredners, der wieder eine mildere 
Stimmung in die etwas kriegeriſchen Ausführungen 
der beiden Referenten gebracht hat. Jeder, der ſich 
mit der Wohnungsfrage und der Frage der Wohnungs⸗ 
reform beſchäftigt hat, weiß, wie außerordentlich 
ſchwierig dieſes Gebiet iſt. Deshalb iſt es für alle, 
die ſich mit der Sache beſchäftigen, ob ſie der ſtädtiſchen 
Verwaltung oder der Staatsregierung angehören, in 
erſter Linie Aufgabe, dieſe Fragen von einem möglichſt 
objektiven Standpunkte aus zu beurteilen und alles 
Perſönliche beiſeite zu laſſen. Es iſt mir ſehr auf⸗ 
gefallen und ich habe es noch auf keinem Städtetage 
erlebt, daß in ſo ſcharfer und nicht einmal im einzelnen 
begründeter Weiſe Kritik an den Behörden der Staats- 
regierung geübt iſt. Ich erinnere an das Wort des 
erſten Referenten, daß die Regierungsinſtanz Herren 
zu Beratern wähle, denen jegliche Praxis abgehe. 
Man bedenke, den techniſchen Beamten der Staats- 
regierung ſoll jede Praxis fehlen! Noch viel ſchlimmer 
und kraſſer waren die Ausführungen über den Bezirks- 
ausſchuß. Es wurde von ihm ſogar geſagt, er ſei 
eine Inſtanz, die keine Kenntnis von Gemeindeverhält⸗ 
niſſen habe. Meine Herren, ich will mich nicht rächen 


und Sie auch nicht mit Gegenausführungen langweilen, 


Unrecht von der reichsgeſetzlichen Regelung mehr ver⸗ 


ſprechen, als von der landesgeſetzlichen, weil der Reichs⸗ 
tag, wie man unumwunden zugeben wird, mit dieſer 


ganze Materie bekundet hat, und weil auch der Staats⸗ 
ſekretär Dr. Delbrück erklärt hat, daß das Reich ge⸗ 
ſonnen ſei, auf dieſem Gebiete vorzugehen, wenn die 
Staatsregierungen nicht eingreifen. 


denn jeder von Ihnen weiß, daß heute in der preußi⸗ 
ſchen Geſetzgebung der Bezirksausſchuß ſoweit wie 
möglich von den Parlamenten eingefügt wird als die⸗ 
jenige Inſtanz, die am beſten mit der Praxis vertraut 
iſt, weil ihr ſo und ſoviel Laienmitglieder angehören; 
— ich möchte Sie nur auf eins aus den Ausführungen 
des Referenten hinweiſen, um danach die Bedeutung 
zu ermeſſen, die dieſe für die geſamten Städte des 
Bezirks haben. Er ging davon aus, daß nur die 


ſtädtiſchen Behörden genaue Kenntnis hätten und ſach⸗ 
Reſolution doch ein ſehr weitgehendes Intereſſe für die 


Da der Städtetag nur alljährlich einmal zuſammen⸗ 
kommt, ſo iſt es fraglich, ob noch eine Gelegenheit 
vorhanden ſein wird, noch zu den unerledigten Punkten 
Stellung zu nehmen. Ich bitte daher zu erwägen, ob 


es nicht angezeigt wäre, die Diskuſſion ſchon jetzt auf 
dieſe Punkte mit auszudehnen. Ich will keine be⸗ 
ſtimmten Anträge ſtellen, da es ja nicht möglich iſt, 


verſtändige Männer, die kraft ihrer Erfahrung die 
Arbeiten gut ausführen könnten. Das ſind Worte, 
die gerade nur für die wenigen großen Städte zu⸗ 
treffen. Ich habe in meinem Bezirk 42 Städte. Von 
dieſen haben eigene Baumeiſter, ſoviel ich glaube, 
überhaupt nur 10—12; und von dieſen 10 oder 12 
Baumeiſtern ſind bewährt und erfahren auf dieſem 
Gebiet wieder nur höchſtens 2, nämlich die Herren 
in Thorn und Graudenz. Den anderen Herren trete 
ich durchaus nicht zu nahe, wenn ich ſage: Das ge⸗ 
hört nicht in den Bereich ihrer Tätigkeit, alſo wo 
ſollen ſie die Erfahrung her haben? Sie arbeiten 


ſie im Handumdrehen zu formulieren, bitte Sie aber ſehr redlich, aber wo die große Erfahrung herkommen 


unter Berückſichtigung aller Geſichtspunkte den Entwurf 
wohlwollend zu prüfen. Ich hoffe, Sie werden zu 
dem Schluſſe kommen, daß es wohl möglich iſt, mit 
Vertrauen an die Beratung des Entwurfes heran⸗ 


| 
| 
| 
| 
| 


fol, die der Referent für fie in Anſpruch nimmt, das 
wird er ſelbſt nicht wiſſen. Die geſamten Ausführungen, 
die ich im einzelnen nicht kritiſieren will, denn ich war 
noch nicht in der Lage, mich mit den Einzelheiten des 


Wohnungsgeſetzes jetzt zu beſchäftigen, gehen von der 


Vorausſetzung aus, daß gerade den ſtädtiſchen Beamten 
die ſachliche Reife und Erfahrung auf dieſem Gebiete 
zuzuſprechen ſei. Meine Erfahrungen ſind ganz andere. 
Ich rufe alle Herren Bürgermeiſter an — ich bemühe 


mich ſehr auf dem Gebiete der Baufluchtenfrage — ich 
habe ganz im Gegenſatze zu den Referenten gefunden, 
daß die Bürgermeiſter ſtets dankbar ſind, wenn die 
Staatsregierung ihnen einen erfahrenen Berater ſendet. 


So leicht, wie der Referent ſich die Frage der Wohnungs⸗ 


reform gemacht hat, iſt ſie nicht. Ich ſchließe mich 
dem Vorredner an. Ich bin auch der Hoffnung, daß 


aus dieſem Geſetze etwas wird, daß aber noch Schwierig⸗ 


keiten zu überwinden ſind, die wir heute nicht zum 
Austrag bringen können. 
Jahren an den erſten Beratungen über die Wohnungs⸗ 
fürſorge als Kommiſſar teilgenommen. 
fahrungen habe ich vielleicht auch hier im Bezirk Marien⸗ 
werder geſammelt, und ich meine, jeder weiß, daß man 
Schwierigkeiten nicht durch kriegeriſche Worte aus der 
Welt ſchaffen kann. Auch der zweite Referent, der ja 
ſehr viel milder in der Form war, fühlte ſich verpflichtet 
hervorzuheben, die Selbſtverwaltung werde nur im 
Munde geführt von der Staatsregierung; wenn es 
hart auf hart ginge, ließe man ſie außer acht und 
nähme den Städten alles. Ich habe aus dem Ent⸗ 
wurfe dieſen Eindruck nicht gewonnen und habe auch 


nicht das Gefühl, daß die heutige Staatsregierung auf 


dem Standpunkte ſteht, der Selbſtverwaltung etwas 
nehmen zu wollen. Ich habe im Gegenteil von der 
jetzigen Geſetzgebung und Verwaltung immer den Ein- 
druck gehabt, daß die Vertreter der Regierung bemüht 
ſind, bezüglich der Selbſtverwaltung entgegenzukommen, 


ſoweit es nur irgend möglich iſt. Ich habe, wenn ich 
nun auch einmal perſönlich etwas ſagen darf, in meinem 


Bezirk den Eindruck gewonnen, daß meine Herren 
Bürgermeiſter mit dem perſönlichen Verhältnis mit mir 
immer ſehr zufrieden waren und es mir von den kleineren 


wie von den größeren Städten aus zum Ausdruck 


brachten, daß ich die Selbſtverwaltung anerkenne und 
bemüht ſei, ſelbſt wo ſie einmal nicht daran dächten 
die Selbſtverwaltung der Städte auf allen Gebieten 
zur Geltung zu bringen. Wie man bei der heutigen 


Zuſammenſetzung des Landtages fürchten ſollte, daß ein 


Wohnungsgeſetz in die Selbſtverwaltung eingreifen 
würde, iſt mir nicht verſtändlich. Dieſe Befürchtung 
brauchen wir nicht zu haben. Ich habe den Wunſch, 
aber auch das Gefühl, daß, wenn aus dieſem Entwurf 
natürlich mit Abänderungen etwas wird, jedenfalls die 
Selbſtverwaltung nicht zu kurz kommen wird. Ich habe 
nur eine Bitte an die Herren des Städtetages. 


mögen bei unſeren Verhandlungen jeden ſachlichen Ein⸗ 


ſpruch vorbringen — darüber freue ich mich —, aber 
ſie ſollten es vermeiden, die Behörden ſo ſcharf zu 
kritiſieren, die doch nur bedingt in der Lage ſind, ſich 
zu verteidigen. Wären die Worte nur im Laufe der 
Verhandlungen geſprochen worden, ich hätte ſie nicht 
ſo aufgefaßt, aber ſie lagen ſchriftlich vor und wurden 
verleſen. Ich appelliere an den Vorſtand des Städte⸗ 
tages: Es würde den Vertretern der Staatsregierung 
ſchwierig ſein, den Verhandlungen mit dem bisherigen 


Ich habe vor etwa zehn 
die geringſte Abſicht vorgelegen hat, eine perſönliche 
Einige Er⸗ 
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Intereſſe beizuwohnen, wenn ſie gefaßt ſein müßten, 
ſchwere perſönliche Angriffe zu hören. Ich habe keine 
Veranlaſſung gegeben zu ſolchen ſcharfen Ausfällen. 
Ich werde immer ſcharfe Angriffe gegen ihre Ver⸗ 
waltungen vermeiden, und ich bitte Sie dringend, tun 
ſie ihrerſeits dasſelbe. Laſſen ſie die Angriffe ſachlich 
ſein, aber nicht in dieſer Form erſcheinen. Wenn der 
Vorredner in dem richtigen Gefühl hierfür gebeten hat, 
auf ſolche Schärfen, wie ſie ſogar an einer Stelle der 
Leitſätze zum Ausdruck kommen, zu verzichten, ſo bin 
ich ihm dankbar dafür und würde mich freuen, wenn 
der Städtetag wenigſtens zeigte, daß er in den Leit⸗ 
ſätzen ſolche Schärfen vermieden wiſſen will. (Beifall.) 

Dorſitzender: Der Beifall, den der Herr Regierungs- 
präſident ſoeben bekommen hat, zeigt ſchon, daß nicht 


Kritik an den Behörden zu üben. Ich muß ſagen, 
daß ich die Schärfen, die der Herr Regierungspräſident 
erwähnt, auch garnicht aus den Referaten herausgehört 
habe. Ich habe nicht gehört, daß der Referent geſagt 
hat, daß den Baubeamten der Regierung jegliche Praxis 
fehle. (Zuruf des Regierungspräſidenten Schilling: 
Wörtlich!) Ich habe nur gehört, es fehle ihnen die 
eingehende Erfahrung in den Fällen, die der Referent 
einzeln anführte. Selbſtverſtändlich lag ja den ganzen 
Ausführungen des Referenten die Großſtadt zugrunde. 
Es iſt überhaupt ſchwer, für den Städtetag ſolche 
Themen auszuwählen, die für alle Zuhörer völlig 
gleich intereſſant ſind und dies Wohnungsgeſetz greift 
doch in erſter Linie in die Verhältniſſe der Großſtädte 
ein. Ich glaube auch, daß das Wohnungsgeſetz in dem 
Bezirke des Herrn Regierungspräſidenten Schilling 
kaum zur Anwendung kommen wird; jedenfalls kann 
alles das, worauf der Referent nach meiner Anſicht 
durchaus ſachlich und ohne den Gedanken, daß es als 
perſönliche Kränkung angeſehen werden könne, hin⸗ 
gewieſen hat, nur in großen Städten zur Anwendung 
kommen. Mit dem Herrn Regierungspräſidenten ſtimme 
ich übrigens darin nicht voll überein, daß die Selbſt⸗ 
verwaltung überall gewahrt werde. Wir haben doch 
ſehr ſchwere Eingriffe in die Selbſtverwaltung bekommen 
Ich erinnere nur an das Zweckverbandsgeſetz, ich er⸗ 


innere auch an das Wohnungsamt im Wohnungsgeſetz, 


das aus der Konſtruktion der Städteverfaſſung durchaus 
herausgeriſſen wird. Der Herr Regierungspräſident 
hat ja auch anerkannt, daß man ſachlich darauf hin⸗ 


weiſen kann; und ich finde es nicht ſcharf, wenn etwas 


als unbegründet zurückgewieſen wird. Jedenfalls kann 
ich im Namen der Referenten konſtatieren, daß es 


ö ihnen ferngelegen hat, eine perſönliche Kritik zu üben. 
Sie 


Daran hat Niemand gedacht. 

Serichterſtatter Stadtrat Goetit⸗Danzig: Der Herr 
Regierungspräſident hat die kriegeriſche Stimmung 
meines Referats bemängelt. Ich will ſie nicht be⸗ 
ſtreiten, aber dieſer Wohnungsgeſetzentwurf iſt wohl 
geeignet, kriegeriſche Stimmungen auszulöſen, und als 
Referent habe ich meines Erachtens die Pflicht gehabt, 
mit aller Schärfe darauf hinzuweiſen, inwieweit wir 
uns mit den Beſtimmungen des Entwurfes nicht ein⸗ 
verſtanden erklären und dagegen Front machen müſſen. 
Ich kann es aber beſtätigen, was der Herr Vorſitzende 


eben ausführte, daß es mir durchaus ferngelegen hat, 
die Staatsregierung in dieſer kriegeriſchen Stimmung 
perſönlich anzugreifen oder irgend welche konkreten 
Perſonen einer mangelhaften Amtsführung zu be⸗ 
ſchuldigen. Insbeſondere habe ich auch durchaus nicht 
die allgemeine Sachkunde der Regierungsbaubeamten 


bemängelt. Ich verkenne auch nicht, daß dieſe Herren 


auf dem Gebiete der Boden- und Baupolitik über die 
maßgebenden Geſichtspunkte unterrichtet ſind; aber in 
dem Rahmen, um den es ſich hier handelt, kann ihre 


Kenntnis lediglich aus Büchern und nicht aus täglicher 
Anſchauung geſchöpft ſein. Wir, die wir uns Tag für 
Tag mit den widerſtrebenden Intereſſen herumſchlagen 


müſſen, werden durch die tägliche Praxis darin geſchult, 
die einzelnen Intereſſen zu vergleichen und abzuwägen. 


Wirkliche Erfahrung auf dieſem Gebiete ſetzt, wie ich 
von mir ſelber ſagen kann, — ich bin ſeit 10 Jahren 


auf dieſem Gebiete tätig, — voraus, daß man täglich 
zulernt und eine lange Praxis hat, um erfolgreich mit⸗ 
zuarbeiten. Dieſe Praxis geht den Herren Regierungs⸗ 
baubeamten ab, ſie ſtehen nicht im täglichen Kampf 
der verſchiedenen Intereſſen. Als Referent glaubte ich 
verpflichtet zu ſein, das auszuführen, ohne damit der 
allgemeinen Tüchtigkeit der Herren irgendwie zunahe 


zutreten. Wenn ich in der Form etwas ſcharf geworden 


bin, ſo bitte ich um Entſchuldigung, in der Sache ſelbſt 
kann ich meine Anſicht nicht modifizieren. 


zu kränken. 
Herr Stahl hat Recht mit ſeinem Hinweiſe, daß 


wir uns in den Referaten auf den Wohnungsgeſetz⸗ 
entwurf beſchränkt haben. Wir haben nicht alle Wünſche 


vorgetragen, die man haben kann. Gewiß könnte der 
Ausbau des Erbbaurechts, des Enteignungsrechts und 
manches andere zur Verbeſſerung der Wohnungsver⸗ 
hältniſſe beitragen. Wenn ich das nicht erwähnt habe, 
ſo liegt es nicht daran, daß ich daran nicht gedacht 
hätte, ſodern weil ich glaubte, mich auf dieſen Gejeh- 
entwurf beſchränken zu ſollen, und weil wir die un- 
angenehme Erfahrung gemacht haben, daß alle neueren 
Geſetze, wenn ſie den Landtag paſſieren, mit Beſchrän⸗ 
kungen unſerer bisherigen Selbſtverwaltungsbefugniſſe 


Maubuiiuli u 


Es hat mir 
jedenfalls durchaus ferngelegen, irgend eine Behörde 


Eingemeindungen haben wir ja ſelber dieſe Erfahrung 
gemacht. Ganz anders ift aber die Stellung des Landtags 
zu dieſen Fragen. 

Den Ausführungen des Herrn Stahl kann ich im 
Ganzen nicht beiſtimmen. Ich habe die Darlegung 
vermißt, inwieweit denn dieſer Geſetzentwurf ſo geeignet 
iſt, die Wohnungsreform zu fördern, die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe zu beſſern. Was bringt denn der Geſetz⸗ 
entwurf eigentlich? Er bringt Verſtärkungen polizeilicher 
Befugniſſe. Was kann man damit gegenüber Städten, 
die nicht wollen, erreichen? Man kann erreichen, daß 
ſie einzelne Fluchtlinienpläne feſtſetzen. Eine ausreichend 
informierte Inſtanz iſt aber vielmehr in der Lage, auf 
die Städte einzuwirken, daß fie ſachgemäße Fluchtlinien 
feſtſetzen, als alle geſetzlichen Beſtimmungen. Ich meine, 
daß auch jetzt ſchon die Regierungsinſtanzen die Mög⸗ 
lichkeit haben, ſolchen Aufgaben der Städte in gütlicher 
Form und ohne polizeilichen Zwang Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. Das wird namentlich für die kleineren Städte 
gelten. Dort werden Fluchtlinien überdies ſo ſelten 
gezogen, und die Feſtſtellung der Pläne iſt meiſt ſo 
einfach, daß man dort keine beſonderen Beamten braucht. 
Der Geſetzentwurf zielt aber in erſter Linie auf die 
größeren Städte und auf die mittleren Städte, wo die 
Verhältniſſe ſich zu einer beſonderen Bebauungspolitik 
verdichten. Auch ich lege großen Wert darauf — das 
habe ich ja eingehend dargelegt — daß die Städte mit 
ſtarkem Bevölkerungszuwachs ſich das erforderliche Land 
für eine geſunde Bau- und Bodenpolitik ſichern. Das 
| Wichtigſte ift, daß durch Angebot billigen Baulandes 
und gegebenenfalls durch Kreditvermittelung die Bau⸗ 
tätigkeit angereizt wird und neue Wohnquartiere 
entſtehen. Wenn gute geſunde Wohnungen für jo 
und ſoviel Familien neu entſtehen, jo zieht die Be⸗ 
völkerung auch hinein. Die beſten Wohnungen werden 

ſehr begehrt und es tritt eine Entlaſtung der ſchlechteren 
Quartiere ein. Das iſt die natürliche Entwicklung. 
Sie wird durch eine geſunde Boden- und Bebauungs⸗ 
politik erreicht, nicht aber durch eine Bevormundung 
der Gemeinden von oben. Zu einer ſolchen Politik 
gehört nicht ſtaatlicher Zwang, ſondern Einſicht und 
| Luft der Gemeinde ſelbſt. Eine ſolche Politik, die von 


rrtuußfr-wrtokit “ Bekchud ' Tilke aße ve ggeiilih;- 


ſelbſt wenn ich neue Geſetze an ſich für wünſchenswert 
halte. Ich habe deshalb ſogar Bedenken, auch nur für 


eine Reform des Baufluchtlinienweſens einzutreten. 
Ich habe die ſtille Sorge, daß, wenn damit vorgegangen 
wird, uns noch weit ſchlimmere Eingriffe drohen. Ich 


befürchte z. B., daß das Recht auf Anliegerbeiträge, 
das für die ſtädtiſchen Finanzen ſo wichtig iſt, weiter 
beſchränkt wird. Unter ſolchen Umſtänden hält man 
mit Wünſchen, die Geſetzgebungsmaſchine in Bewegung 
zu ſetzen, wo es nicht abſolut nötig ift, gern zurück. 
Dem Herrn Regierungspräſidenten kann ich nicht darin 
beiſtimmen, daß die Behandlung der Selbſtverwaltung 


in den letzten Jahren beſonders wohlwollend geweſen 


ſei. Damit ſoll den praktiſchen Regierungsorganen 
nicht zu nahe getreten werden. Die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten, die den beſten Einblick in die Nöte der 
Städte haben, ſind gewiß gern bereit, der Selbſtver⸗ 
waltung zu helfen. Namentlich auf dem Gebiete der 


i 


faßte. 


Ünheriütyen*weptafispanukiigerrußen “ein muß, ka 
nicht dadurch gefördert werden, daß außerhalb ſtehen 
Organe der Gemeinde hineinreden! Ich kann darr 
nur bitten, ſich auf eine Verwäſſerung der Leitſät 
wie Herr Stahl fie wünſcht, nicht einzulaſſen, ſonde 
meine Theſen jo anzunehmen, wie fie vorliegen (Beifal 
Dorſitzender: Ich möchte anregen, die Redezeit a 
zehn Minuten zu beſchränken (Zuruf: Fünf!). D 
iſt wohl ein bischen kurz. Ein Widerſpruch gegen 
Beſchränkung der Redezeit wird nicht erhoben; 
Redezeit iſt alſo auf zehn Minuten verkürzt. 
Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe⸗Thorn: Ich bin Ih 
Zuſtimmung ſicher, daß wir alle es auf das tiefſte ! 
dauern würden, wenn der Herr Regierungspräfid 
die Ausführungen der Berichterſtatter als perſönli 
Kränkung der Vertreter der Kgl. Staatsregierung at 
Der Vorſitzende hat ſchon zum Ausdruck! 
bracht und auch der Referent hat gejagt, daß eine Jol 
Abſicht abſolut nicht vorgelegen hat. In der Sac 


ſelbſt meine ich ift es garnicht Schuld der Staatsregierung, 
daß ſehr oft Eingriffe in die Selbſtverwaltung erfolgen, 
ſondern es liegt vielmehr an der Zuſammenſetzung der 
Parlamente. Darüber ſind wir doch wohl im Klaren, 
daß leider die Intereſſengegenſätze oft mehr als genug 
betont werden und in den Parlamenten oft entſcheidend 
ſind. Dieſe Intereſſengegenſätze haben auch mancherlei 
Eingriffe in die Selbſtverwaltung veranlaßt. Eine 
Trennung der polizeilichen Tätigkeit von der verwalt⸗ 
lichen tritt bei den Städten unſeres Verbandes kaum 
in Erſcheinung. Unter den 51 Städten, die zum weſt⸗ 
preußiſchen Städtetag gehören, iſt eine einzige, in der 
die Königliche Polizeiverwaltung eingeführt iſt. Das 
iſt Danzig. In allen anderen Gemeinden iſt die örtliche 
Polizei verbunden mit der Gemeinde verwaltung. Ich 
habe in zwei Städten gearbeitet, wo das nicht der 
Fall war, wo die polizeiliche Tätigkeit von der ver⸗ 
waltlichen getrennt war, und ich muß ſagen: Ich be⸗ 
finde mich jetzt im ſiebenten Himmel, nun ich als Ge⸗ 


meindebeamter die Polizei mit in der Hand habe. 


Die Dinge greifen eben zu ſehr ineinander, als daß 
man eine Trennung für erwünſcht halten könnte. Wenn 
die polizeiliche Tätigkeit mit der Gemeindeverwaltung 
verbunden iſt, und wenn die Intereſſen der Polizei 
richtig abgewogen werden, ſo wirkt eine ſolche Ver⸗ 
einigung durchaus ſegensreich und läßt keine Klagen 
aufkommen. Die Ausführungen des Referenten über 


entstandene Schwierigkeiten können ſich alſo wohl nur ö 


auf große Städte beziehen. Herr Regierungspräſident 
Schilling, dem wir ſo viel zu danken haben, der 
für ſeine Perſon die Intereſſen der Städte vertritt 
und ihnen zu helfen ſucht wo es irgend geht, hat ſolche 
Eingriffe auf polizeilichem Gebiet nicht zur Anwendung 
gebracht. 

Der zweite Referent hat die Wohnungsaufſicht er⸗ 
wähnt und auch die Städte genannt, die ſie eingeführt 
haben. Ich habe aber den Namen Breslau nicht gehört. 
Dort habe ich die Wohnungsaufſicht eingeführt und 


ich kann verſichern, ein ſolcher Kampf und eine fo | 


friegerifche Stimmung hat ſich wohl ſelten in einer 
Stadt geltend gemacht wie bei dieſer Einführung. 
Zahlreiche Hausbeſitzer widerſetzten ſich ihr. Aber nach 
einem Jahr verſtummten alle Klagen. Es kommt eben 
darauf an, daß nicht das Polizeiliche in den Vorder⸗ 
grund geſtellt wird, ſondern die Fürſorge für die 


Wohnungen. Die Hausbeſitzer, die anfangs ſehr da- | 


gegen ſind, merken ſehr bald wie weſentlich ihnen ſelbſt 


die Einrichtung hilft, wenn die Mieter darüber belehrt 


werden, wie ſie die Wohnungen zu behandeln haben. 


Wenn die Kommiſſion ſo zuſammengeſetzt iſt wie in 


Breslau, daß darin Hausbeſitzer und Mieter nebſt einem 
Bautechniker und einem Arzt vertreten find, dann 
können alle Meinungen zur Geltung kommen, und ich 
kann Ihnen verſichern, daß ſich die Sache in Breslau 
ſehr gut bewährt hat. Ich glaube, daß auch in mitt⸗ 
leren und kleineren Städten auf dieſem Gebiete ſehr 
viel zu machen iſt. Sobald die Hausbeſitzer und Mieter 
merken, daß die Einrichtung zu ihrem Beſten iſt, dann 
gehen ſie gern darauf ein und öffnen den Wohnungs⸗ 
reviſoren und Beratern gern ihre Tür. Die Schwierig⸗ 
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alten Häuſern, an denen nicht mehr viel zu ändern iſt, 
und dieſe Frage hängt wieder zuſammen mit der des 
Realkredits, die wir heute wohl nicht löſen werden. 
Stellv. Stadtverordneten⸗Vorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig: Nach den Ausführungen der drei Vorredner 
dürfte es wohl unbedingt feſtſtehen, daß niemand aus 
der Verſammlung den Eindruck gehabt hat, daß eine 
über das berechtigte Maß hinausgehende Kritik an der 
Regierung hat geübt werden ſollen. (Zuſtimmung.) 
Es iſt mir ſehr erwünſcht dies feſtzuſtellen, weil ich 
genau wie die Vorredner auf dem Standpunkte ſtehe, 
daß alle Fragen, die unſern Städtetag beſchäftigen, nur 
gelöſt werden können, wenn zwiſchen den ausführenden 
Organen der Regierung und den Organen der Selbſt⸗ 
verwaltung die freundlichen Beziehungen beſtehen, die 
notwendig ſind zum Gedeihen des Ganzen. (Beifall.) 
Auf der andern Seite liegt es in der Natur der Dinge, 
daß eine Vertretung der Selbſtverwaltung bei der Kritik 
von Geſetzen immer zugleich zu einer Kritik der Aus⸗ 
führung der Staatsgeſetze gezwungen ſein wird. Die 
ſchärfſte Kritik an der bisherigen Geſetzgebung übt ja 
die Regierung ſelbſt, indem ſie den neuen Geſetzentwurf 
einbringt und damit erklärt, daß die bisherigen Ein⸗ 


richtungen nicht ausreichten. Das notwendige Maß 


der Kritik wird immer geübt werden müſſen, da ja 


Selbſtverwaltung und Staatsverwaltung in mancher 
Beziehung doch in einem gewiſſen Gegenſatze zu ein⸗ 


ander ſtehen. 
Es wurde darauf hingewieſen, daß Danzig die einzige 


Stadt in Weſtpreußen mit Königlicher Polizei ſei. 


Wir haben in Danzig keinen Anlaß, über die Hand⸗ 
habung der Königlichen Polizei zu klagen, aber es läßt 
ſich doch nicht verkennen. daß immer wieder der Wunſch 
laut geworden iſt, wenn es auch darüber nicht zu 
offizieller Verhandlung kam, daß gewiſſe Zweige der 
Königlichen Polizei, als naturgemäß in das Gebiet der 
ſtädtiſchen Verwaltung fallend, insbeſondere die Wohl⸗ 
fahrts⸗ Wohnungs⸗ und Baupolizei allmählich wieder 
in die Hände der Stadt übergehen möchten, wie es in 
den kleinen Städten des Regierungsbezirks Danzig der Fall 
iſt. Ich meine, dieſe Entwicklung muß früher oder 
ſpäter kommen. Jedenfalls iſt auch bei uns in weiten 
Kreiſen der Wunſch vorhanden, daß dieſer Wandel 
erfolgt. 

Bezüglich des Bezirksausſchuſſes iſt es vollſtändig 
richtig, daß gerade die Parlamente, das Abgeordneten⸗ 
haus mehr noch als das Herrenhaus, bei manchen 
neueren Geſetzentwürfen den Wunſch zum Ausdruck 
gebracht haben, eine unabhängige richterliche Inſtanz 
für ſolche Fälle einzuſchieben, in denen dem freien Er⸗ 
meſſen der Behörden ein größerer Spielraum gelaſſen 
war. Es war das Beſtreben, dieſem freien Ermeſſen 
ein gewiſſes Hemmnis entgegenzuſetzen durch den richter⸗ 
lichen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes. Ich halte das 
für ein ganz richtiges Vorgehen, weil auf dieſe Weiſe 
eine unabhängige Inſtanz zwiſchen den Regierenden und 
Regierten geſchaffen wird. j 

Zum Schluß habe ich noch eine Bitte, auf die 
Gefahr hin, daß ich mich mit Herrn Stadtrat Goeritz 
in Widerſpruch ſetze, der den Wunſch äußerte, daß an 


keit der Fürſorgetätigkeit liegt namentlich bei den ganz ſeinen Leitſätzen nichts geändert werden möge. Gerade 
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weil ich der Meinung bin, daß wir in der Sache ſtark mit dieſem Geſetzentwurf hauptjächli das Klein⸗ 
ſein ſollen, fehlt uns jede Notwendigkeit, einen Ausdruck wohnungsweſen zu fördern. Dieſe Förderung ergibt 
ſtehen zu laſſen, der Anſtoß erregt hat. Wenn wir in ſich als Notwendigkeit, wenn man die Wohnungs⸗ 


dem zweiten Leitſatz die letzten Worte „find als durch 
aus unbegründet zurückzuweiſen“ dahin umändern, 
daß wir ſagen „ſind abzulehnen“ ſo ſagen wir, wie ich 
glaube ganz dasſelbe. Die Behauptung, daß etwas 
„durchaus unbegründet“ ſei, braucht der ganze Städtetag 


} 


doch nicht ſich zu eigen zu machen. Ich ſchlage alfo 


dieſe Anderung vor und hoffe, daß Herr Goeritz ſie 
nicht als zu ſchmerzlich empfinden wird. 

Vorſihender: Herr Regierungspräſident Schilling 
ſagte vorhin, der Berichterſtatter habe ausgeführt, der 
Bezirksausſchuß habe keine Kenntnis der Gemeinde⸗ 
verhältniſſe. Ich erinnere mich nicht, daß das Wort 
ſo gefallen iſt. Es muß wohl ein Mißverſtändnis ſein, 
denn das kann ja niemand behaupten, daß der Bezirks⸗ 
ausſchuß keine Kenntnis der Gemeindeverhältniſſe hat. 
Eins iſt aber vielleicht doch zu erwähnen, ob es nicht 
wünſchenswert wäre, wenn die ſtädtiſchen Vertreter 
größeren Einfluß im Bezirksausſchuſſe hätten. (Sehr 
richtig.) Der Bezirksausſchuß iſt die Inſtanz, die be⸗ 
ſtändig vom Landtag eingeſchoben wird in die Geſetz⸗ 
gebung, aber eine ideale Inſtanz iſt er noch nicht. 
Die ſtädtiſche Vertretung im Bezirksausſchuſſe iſt noch 
nicht ſo ausgebaut, wie ſie ſein müßte; und ich glaube 
der Bezirksausſchuß ſelber muß es manchmal erkennen, 
daß es für ihn ſehr erwünſcht wäre, aus den Kreiſen 
der Städte mehr Vertreter zu haben. Auch hier kann 
man zweifellos eine Kritik als berechtigt anerkennen. 
Ich muß jagen, wenn ich in den Geſetzen das Hinein⸗ 
bringen des Bezirksausſchuſſes finde, ſo habe ich kein 
ſehr angenehmes Gefühl. Ich ſpreche hier nicht über 
die Bezirksausſchüſſe von Marienwerder oder Danzig, 
ſondern ganz allgemein. 

Zerichterſtatter Stadtrat Hoeritz: Ich möchte wörtlich 
den Satz wiederholen. Sie werden ſich überzeugen, 
daß ich lediglich das geſagt habe, was der Herr Vor⸗ 
ſitzende eben dem Sinne nach ausführte. Ich ſagte 


wörtlich: „Auch die Kreis- und Bezirksausſchüſſe ſetzen 


ſich überwiegend aus Perſonen zuſammen, die mit den 
Fragen des Städtebaus, namentlich mit den Problemen 
Wer UrögfädoiiſthenEitrörkcckuncg rente wer mw. Meingge 
Fühlung haben“. Ich glaube, das haben die Vorredner 
durchaus beſtätigt und wenn man weiß, daß die Be⸗ 
zirksausſchüſſe ſich überwiegend aus Vertretern der 
kleinen Städte und Landkreiſe zuſammenſetzen, ſo wird 
man meiner Behauptung zuſtimmen müſſen. 


Stadtverordneter Stahl-Danzig: Da nach den Aus⸗ 
führungen von Dr. Haſſe 50 weſtpreußiſche Städte 
die Polizei in eigener Verwaltung haben und nur 
Danzig eine Königliche Polizei beſitzt, da ferner auch 
in Danzig wiederholt der Wunſch laut geworden ift, 
daß die Baupolizei in die ſtädtiſche Verwaltung über⸗ 
geführt werden möchte und die Realiſierung dieſes 
Wunſches zu erwarten ſteht, ſo dürften damit auch die 
letzten Bedenken des Referenten wegen der gefürchteten 
polizeilichen Bevormundung aus dem Wege geräumt 
werden. Im übrigen hebe ich noch beſonders hervor, 
daß die Abſicht der Staatsregierung doch dahin geht, 


Städte ſcheitert. 


fürſorge als Ganzes ins Auge faßt, und das ſollte mit 
ein Grund ſein, den Geſetzentwurf anzunehmen. Man 
ſoll nicht allzu ſchwarz ſehen; ich hoffe wir werden 
auf einen Weg gelangen, auf dem alle Differenzen aus⸗ 
geglichen werden und damit die Beſorgniſſe verſchwinden, 
daß auch dieſer Entwurf an dem Widerſtande der 
Mit Herrn Münſterberg ſtimme 
ich ganz überein, daß man dem letzten Abſatz des 
zweiten Leitſatzes in der von ihm vorgeſchlagenen Art 
die ſcharfe Form nehmen ſollte. 

Vorſihender: Das Wort wird nicht mehr gewünſcht, 
ich ſchließe die Verhandlungen. Ich betone, daß wir 
bis jetzt über Leitſätze niemals abgeſtimmt haben, jondern 
nur über Anträge. Ich frage den Berichterſtatter, ob 
er gegen die vom Herrn Münſterberg angeregte 
Anderung ſeiner Leitsätze Bedenken hat. 

Berichterſtatter, Stadtrat Goeritz: Ich habe kein Be⸗ 
denken. 

Vorſitzender: Ich ſtelle feſt, daß die Leitſätze mit 
Münſterbergſcher Anderung keinen Widerſpruch ge⸗ 
funden haben. 

Alitberichterſtatter, Stadtrat Dr. Mayer-Danzig: Mit 
Bezug auf die Ausführungen des Herrn Regierungs- 
präſidenten Dr. Schilling kann ich auch für meine 
Perſon nur beſtätigen, daß mir alles Perſönliche fern⸗ 
gelegen hat und ich nur die Sache im Auge gehabt habe. 

Vorſitender: Ich ſchlage Ihnen vor, jetzt eine halb⸗ 
ſtündige Frühftidspaufe eintreten zu laſſen. 


Pauſe. 


Vorſitzender: Die Sitzung iſt wiedereröffnet. Wir 


kommen zu Punkt 5: 


Die durch die Neihsverfiherungsordnung und die 
Brivatangeſtellten-Verſicherung bedingte Am- 


geſtaltung der Verhältniſſe der Gemeindeßeamten. 


Werezt. waren inngeeichh. U qed. 
Leitſätze: 

I. Die auf Kündigung mit Penſionsberechtigung 
angeſtellten Gemeindebeamten ſind zweckmäßiger⸗ 
weiſe dadurch von der Verſicherungspflicht nach 
dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz zu befreien, 
daß ihnen im Falle einer Kündigung, zu der ein 
wichtiger Grund im Sinne des $ 626 B. G. B. 
nicht vorliegt, ein Rechtsanſpruch auf Zahlung 
an Ruhegeld und Hinterbliebenenrente in der 
Höhe des 8 9 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
und der Bekanntmachung des Bundesrats vom 
29. Juli 1912 gewährleiſtet wird, ſofern ſie an 
dem Tage, an dem die Kündigung wirkſam wird, 
für den Fall der Dienſtunfähigkeit aus dem 
Kommunalbeamtengeſetz oder aus einem Dienſt⸗ 
vertrage einen Anſpruch auf Ruhegeld gehabt 
haben würden. 

5 


Erfolgt die Kündigung aus einem wichtigen 
Grunde, fo fällt der genannte Anſpruch weg. 
Als endgültig entſcheidende Inſtanz über die 
Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt der 
Vorſtand des Preußiſchen Städtetages zu wählen. 
In gleicher Weiſe iſt die Verſicherungsfreiheit 
derjenigen ohne Penſionsanwartſchaft angeſtellten 
Beamten oder Privatdienſtverpflichteten herbei⸗ 
zuführen, bei denen es nach der Art ihrer Dienſt⸗ 
ſtelle, ihrem Alter und einer mehrjährigen Be⸗ 
währung im Dienſt der Stadt ſicher iſt, daß ihre 
Tätigkeit eine dauernde ſein wird. 
Die Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung find 
tunlichſt auf die ſtädtiſchen Ruhegehälter uſw. 
anzurechnen, ſoweit jene Leiftungen auf ſtädtiſchen 
Beiträgen beruhen. Die Angeſtellten ſind zu ver⸗ 
pflichten, bei Übertritt aus einer verſicherungs⸗ 


II. 


III. 
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pflichtigen in eine verſicherungsfreie Beſchäftigung 


die Verſicherung auf eventuelles Verlangen der 
Stadt gegen Übernahme der geſamten Beitrags⸗ 
leiſtung auf dieſe freiwillig fortzuſetzen. 

Es empfiehlt ſich für die Städte, Verlängerung 
der Zahlungsfriſten für die Beiträge der An⸗ 
geſtelltenverſicherung auf ein Jahr bei der Reichs⸗ 
verficherungsanftalt zu beantragen. 


IV. 


V. 
Invalidenverſicherungspflicht durch die Gewährung 
einer Anwartſchaft auf Ruhegehalt uſw. nach 
$ 1234 Reichsverſicherungsordnung empfiehlt ſich 
nur inſoweit, als gleichzeitig nach den obigen 
Grundſätzen eine Befreiung von der Angeſtellten⸗ 
verſicherung eintreten ſoll. 

Den mit Penſionsrecht angeſtellten und daher der 
Unfallverſicherungspflicht nicht unterliegenden 
ſtädtiſchen Beamten iſt billigerweiſe bei einem 
dienſtlichen Unfall eine der Unfallsrente der ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Angeſtellten gleichkommende 
Penſion nach den Beſtimmungen des Reichsunfall⸗ 
fürſorgegeſetzes für Beamte uſw. vom 18. Juni 1902 
als Mindeſtmaß zuzubilligen. 

Die ſtädtiſchen Angeſtellten find zweckmäßig von 
der mit dem 1. Januar 1914 ganz allgemein 
eintretenden Krankenverſicherungspflicht dadurch 
zu befreien, daß ihnen gemäß § 169 R. V. O. 
bei Krankheit nach Wahl der Stadt ein Anſpruch 
entweder auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer 


VI. 


VII. 


Fortzahlung ihres bisherigen Dienſteinkommens 
gewährleiſtet wird. 
Auszunehmen hiervon ſind 
a) die nach § 172 R. V. O. verſicherungs⸗ 
freien Angeſtellten, 
b) die zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen 
und auf Probe Angeſtellten, 
c) die ſtädtiſchen Arbeiter. 
Die obigen Leitſätze hat der Berichterſtatter jetzt 
erſetzt durch folgende 
Neue Faſſung: 
I. Die auf Kündigung mit Penſionsberechtigung 
angeftellten Gemeindebeamten find zweckmäßiger⸗ 


Eine Befreiung ſtädtiſcher Angeſtellter von der | 


weiſe dadurch von der Verſicherungspflicht nach 
dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz zu befreien, 
daß eine Kündigung ſeitens der Stadt von einem 
wichtigen Grunde im Sinne des 3626 B. G. B. 
abhängig gemacht wird. Dagegen iſt nicht zu 
empfehlen, die Verſicherungsfreiheit dadurch herbei⸗ 
zuführen, daß den Angeſtellten ein Rechtsanſpruch 
auf Zahlung an Ruhegeld und Hinterbliebenen⸗ 
rente in der Höhe des § 9 des Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes und der Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 29. Juli 1912 gewährleiſtet 
wird, ſofern ſie an dem Tage, an dem die 
Kündigung wirkſam wird, für den Fall der 
Dienſtunfähigkeit aus dem Kommunalbeamten⸗ 
geſetz oder aus einem Dienſtvertrage einen 
Anſpruch auf Ruhegeld gehabt haben würden. 
Als endzültig entſcheidende Inſtanz über die 
Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, iſt der 
Vorſtand des Preußiſchen Städtetages zu wählen. 
Berichterſtatter, Stadtrat Dr. Hoffmann-Thorn: 
Meine Herren! Die aus den beiden letzten Jahren 
ſtammenden großen Reichsgeſetze, die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung und das Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz, haben 
eine derartig weitgehende Ausdehnung der ſozialen 
Zwangsverſicherung gebracht, daß man zu der Feſt⸗ 
ſtellung berechtigt iſt, daß heute geradezu ſämtliche in 


abhängiger Stellung befindliche Perſonen grundſätzlich 


in irgend einer Form der Verſicherungspflicht unterliegen. 

Die Krankenverſicherungspflicht iſt nicht mehr an 
beſondere vom Geſetz im einzelnen aufgezählte Gewerbe 
und Betriebe gebunden, ſondern umfaßt alle in ab- 
hängiger Stellung befindlichen Perſonen mit einem 
Jahresarbeitsverdienſt bis zu 2500 M. Der Invaliden⸗ 
und Altersverſicherung iſt mit wenigen Ausnahmen der⸗ 
ſelbe Perſonenkreis unterworfen, ſoweit der Arbeits⸗ 
verdienſt 2000 M nicht überſteigt, und die Unfallver⸗ 
ſicherung hat die Zahl der verſicherungspflichtigen Betriebe 
derart ausgedehnt, daß nur relativ wenige der kranken⸗ 
und invalidenverſicherungspflichtigen Gruppen nicht auch 
ihr unterliegen. Neu hinzugekommen iſt außerdem die 
Verſicherungspflicht der ſogenannten Privatangeſtellten 
nach dem ſchon erwähnten Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 
vom 20. Dezember 1911. nn 


Indem dieſes Geſetz ähnlich der Invalidenverſicherung 


den Verſicherten durch Gewährung von Heilbehandlung 


, , N und Geldrenten gegen die Fol r Berufauntähinkei 
der Regelleiſtungen oder für die gleiche Zeit auf ö 5 Folgen der Berufsunfähigkeit 


und des Alters ſchützen will, unterwirft es dem Ver⸗ 
ſicherungszwang ſämtliche Angeſtellte in wirkender oder 
gehobener Stellung mit einem Einkommen bis zu 
5000 M und läßt nur diejenigen Angeſtellten aus 
welche der handarbeitenden Bevölkerung angehören, wie 
Arbeiter, Gehilfen, Gejellen, Lehrlinge, Dienftboten und 
die in den Schreibſtuben mit niederen oder lediglich 
mechaniſchen Dienſten beſchäftigt werden. j 

Grundſätzlich in den Verſicherungszwang einbezogen 
ſind nach beiden Geſetzen auch die ſämtlichen ſtaatlichen 
und kommunalen Angeſtellten, ſoweit die vorſtehenden 
Vorausſetzungen auf ſie zutreffen. Aber wie ſchon 
nach den bisherigen Beſtimmungen die Freiheit dieſer 
Gruppen von der Kranken-, Unfall⸗ und Invalidenver⸗ 


ſicherungspflicht unter gewiſſen Bedingungen eintreten 
konnte, ſehen auch die neuen Geſetze ſolche Ausnahmen 
vor, wenn die genannten öffentlich⸗ rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften ihre Angeſtellten gegen Krankheit, Unfall, In⸗ 
validität, Berufsunfähigkeit und Alter ausreichend 
geſchützt haben. 

Für die Städte erhebt ſich damit die Frage, inwie⸗ 
weit ſie ihre Angeſtellten von der Verſicherungspflicht 
befreien oder zweckmäßigerweiſe darin belaſſen ſollen. 

Die geſetzliche Grundlage für die Befreiung der 
kommunalen Angeſtellten von der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rungspflicht bildet $ 9 Abſ. 3 des Geſetzes und der 
auf Grund dieſer geſetzlichen Beſtimmung ergangene 
Bundesratsbeſchluß vom 29. Juni 1912. Hiernach 
ſollen die in Betrieben oder im Dienſt der Gemeinde 
Beſchäftigten verſicherungsfrei ſein, wenn ihnen Anwart⸗ 
ſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrente im Mindeſt⸗ 
betrage nach den Sätzen derjenigen Gehaltsklaſſe des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes gewährleiſtet iſt, welche 
ihrem tatſächlichen Stelleneinkommen zur Zeit des Ein⸗ 
tritts der Verſicherungsfreiheit entſpricht. Ob eine 
ſolche Gewährleiſtung beſteht, hat die oberſte Verwal⸗ 
tungsbehörde zu entſcheiden. 

In Ausführung dieſer geſetzlichen Befugnis hat der 
Miniſter des Innern feſtgeſetzt, daß die Entſcheidung 
über die Freiheit der Kommunalangeſtellten nach fol⸗ 
genden Grundſätzen zu erfolgen hat. 

Bei den auf Lebenszeit Angeſtellten gilt die An⸗ 
wartſchaft als gewährleiſtet, wenn ihnen die eben 
genannten Mindeſtbeträge an Ruhegeld und Hinter- 
bliebenenrente zuſtehen. 

Daß demzufolge alle nach dem Kommunalbeamten⸗ 
geſetz mit Penſionsanwartſchaft lebenslänglich angeſtellten 


Beamten verſicherungsfrei find, ergibt ſich ohne weiteres 
aus der Tatſache, daß die genannten Mindeſtbeträge 


der Angeſtelltenverſicherung zahlenmäßig weit hinter dem 
Mindeſtmaß der nach dem Kommunalbeamtengeſetz zu 
gewährenden Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten 
zurückbleiben. 

Denn nimmt man einen Beamten, der mit einem 
Anfangsgehalt von 1800 M penſionsfähig angeſtellt 
wird, ohne daß Gehaltszulagen vorgeſehen werden, ſo 
beträgt deſſen Mindeſtpenſion nach dem Ablauf von 
10 Jahren 20/60 = 600 M. Nach dem Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetz ſtellt ſich der Mindeſtſatz des Ruhe⸗ 
gehalts auf ein Viertel der in 120 Beitragsmonaten 
entrichteten Beiträge, die in dieſem Falle monatlich 
9,60 M betragen. Er würde alſo hiernach ein Ruhe⸗ 
geld von 9,60 . 30 — 288 M erhalten und damit um 
mehr als die Hälfte hinter der Beamtenpenſion zu⸗ 
rückbleiben. 

Anders dagegen ſteht es mit den auf Kündigung 
mit Penſion angeſtellten Beamten. 

Dieſe ſollen nach den Erlaſſen der Miniſter nur 
dann verſicherungsfrei ſein, wenn außer der Penſions⸗ 
anwartſchaft noch folgende Bedingungen erfüllt ſind. 

Die Kündigung muß entweder vom Vorhandenſein 
eines wichtigen Grundes im Sinne des § 626 B. G. B. 
abhängig und über die Frage, ob ein ſolcher Grund 
vorliegt, eine Nachprüfung durch eine außerhalb der 
Kommune ſtehende Inſtanz möglich ſein. 
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Oder aber es muß dem Angeſtellten im Falle einer 
Kündigung ein unbedingtes Recht auf die erwähnten 
Mindeſtſätze von Ruhegeld und Hinterbliebenenrente 
nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz zugebilligt ſein, 
wofern er im Augenblick der Kündigung die Wartezeit 
zur Erlangung eines Penſionsanſpruchs bereits er⸗ 
füllt hatte. 

Was die erſte Bedingung — die Abhängigkeit der 
Kündigung von einem wichtigen Grunde — betrifft, ſo 
kann zwar der auf Kündigung angeſtellte Beamte bis⸗ 
her formell jederzeit auch nach Erwerb des Penſions⸗ 
anſpruchs ohne Angabe und Nachprüfung der Gründe 
entlaſſen werden und damit ſeiner Penſionsanſprüche 
verluſtig gehen. Das Kommunalbeamtengeſetz hat aber 
gegen eine mißbräuchliche Anwendung des Kündigungs⸗ 
rechts Kautelen geſchaffen, indem es in $ 9 für die 
Kündigung eine Plenarentſcheidung des Magiſtrats 
fordert und damit vorausſetzt, daß nur beim Vorliegen 
von ſchwerwiegenden Gründen eine ſolche ausgeſprochen 
werden ſoll. 

Dieſe Annahme des Geſetzgebers hat ſich durch die 
Praxis der Städte als richtig erwieſen. Denn es kann 
ohne Übertreibung geſagt werden, daß von dem Kündi⸗ 
gungsrecht im allgemeinen eigentlich nur da Gebrauch 
gemacht wird, wo die Verfehlung des Beamten die 
Einleitung des Disziplinarverfahrens mit dem Endziel 
der Entlaſſung geboten hätte. 

Mithin werden durch eine ſolche Abänderung der 
Anſtellungsbedingungen die Gemeinden in ihrer bis⸗ 
herigen Bewegungsfreiheit gegenüber den Beamten nur 
inſoweit beeinträchtigt, als ſie ſich nunmehr, um die 
Verſicherungsfreiheit ihrer Beamten herbeizuführen, einer 
außerhalb ſtehenden Nachprüfungsinſtanz unterwerfen 
müſſen. 

Die Auswahl dieſer Inſtanz iſt den Kommunen 
überlaſſen und demzufolge ſchon jetzt in verſchiedenſter 
Weiſe erfolgt, ſo daß bald die ordentlichen Gerichte, 
bald der Bezirksausſchuß, bald auch der Regierungs- 
präſident als ſolche bezeichnet iſt. 

Am zweckmäßigſten erſcheint jedoch die vom Vor⸗ 
ſtand des Preußiſchen Städtetages gewordene Anregung, 
ihn ſelbſt unter Ausſchluß des Rechtsweges dazu zu 
beſtimmen. Denn hierdurch wird eine zentrale Inſtanz 
geſchaffen, die mit eingehender Sachkenntnis der eigen⸗ 
artigen kommunalen Verhältniſſe Schnelligkeit und Billig⸗ 
keit verknüpft. Daß dabei auch die berechtigten Inter⸗ 
eſſen der Angeſtellten nicht hintenan geſetzt werden, kann 
bei der Zuſammenſetzung des Vorſtandes des Städte⸗ 
tages Zweifeln erſt nicht unterliegen. 

Nachdem dieſe Inſtanz die miniſterielle Genehmigung 
gefunden hat, dürfte ſie daher den Kommunen allgemein 
zu empfehlen ſein, um die Verſicherungsfreiheit ihrer 
auf Kündigung angeſtellten Beamten herbeizuführen 
und damit die zweckloſen Geldopfer der hohen Beiträge 
zu ſparen. 

Anders liegt es dagegen mit dem zweiten wahlweiſe 
vom Miniſter zugelaſſenen Weg, durch den derſelbe 
Endzweck erreicht wird. 

Nach ihm ſoll, wie ſchon hervorgehoben, die Ver⸗ 
ſicherungsfreiheit auch dann eintreten, wenn dem Ange⸗ 
ſtellten für den Fall der Kündigung Ruhegeld und 


Hinterbliebenenrente nach den Sätzen des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes zugebilligt werden, wofern er in 
dem Augenblick der Kündigung einen Penſionsanſpruch 
für den Fall eintretender Dienſtunfähigkeit bereits er⸗ 
worben hatte. 
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Da ein ſolcher Penſionsanſpruch regelmäßig erſt 


10 Jahre nach dem Dienſteintritt entſteht, kann der 
Beamte mithin während der erſten 10 Jahre auch ohne 
Vorliegen eines wichtigen Grundes entlaſſen werden 
und erſt nach dieſem Zeitpunkt tritt eine größere Sicher⸗ 
heit durch die Garantierung jener Mindeſtſätze im Falle 
der Kündigung für ihn ein. 

Macht die Gemeinde von ihrem unbeſchränkten 
Kündigungsrecht während der erſten 10 Jahre Gebrauch, 
ſo verliert damit der Beamte ſeine Penſionsanwart⸗ 
ſchaft. Verloren ſind aber gleichzeitig die Dienſtjahre 
bei der Kommune auch für die vorgeſchriebene 10 jährige 
Wartezeit der Angeſtelltenverſicherung, da während dieſer 
Zeit Beiträge für ihn nicht entrichtet ſind. Geht man 
nun von dem durch das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 


einen Penſionsanſpruch erwerben ſoll, ſo wird dieſer 


Grundſatz durch den obigen Rechtszuſtand für die 


Kommunalbeamten auf Kündigung völlig ausgeſchaltet 
und dieſer Beamte während ſeiner erſten zehn Dienſt⸗ 
jahre dauernd in der Furcht gehalten, daß ihm jede 
Dienſtunfähigkeits⸗ und Altersverſorgung verloren geht, 


ohne daß andererſeits der Gemeinde daraus weſentliche 


Vorteile erwachſen. - 
Denn da nach der bisherigen Praxis der Gemeinden, 
wie ſchon hervorgehoben, bereits jetzt nur wegen eines 


wichtigen Grundes gekündigt wird, ſo gibt dieſer zweite 


zur Herbeiführung der Verſicherungsfreiheit zugelaſſene 


Fall eine größere Bewegungsfreiheit, daß die über den 
wichtigen Grund entſcheidende letzte Inſtanz dieſen ver⸗ 
neint, während die Gemeinde ihn für vorliegend erachtet. 
Berücksichtigt man jedoch das Vertrauen, das der 
Vorſtand des Preußiſchen Städtetages als letzte ent- 
ſcheidende Inſtanz zu ſeiner Rechtſprechung von den 
Städten beanſpruchen kann und andererſeits die dar⸗ 
gelegten wirtſchaftlichen Nachteile, die den Angeſtellten 
aus einer ſolchen Kündigung entſtehen müßten, ſo wird 
wohl keine Gemeinde billigerweiſe jemals von jenem 
erleichterten Kündigungsrecht Gebrauch machen, falls 
ſich der Vorſtand des Städtetages gegen das Vorliegen 
eines wichtigen Grundes ausgeſprochen hat. 

Umgekehrt aber bedeutet die Zuſicherung eines un⸗ 
bedingten Penſionsanſpruchs für den Fall einer ſpäteren, 
nach Ablauf von 10 Jahren erfolgten Kündigung 
geradezu eine Prämie auf ſchlechte Führung, wenn es 
der Beamte auf eine Kündigung abgeſehen hat und es 
iſt kaum anzunehmen, daß eine Stadt jemals dieſen 
Weg beſchreiten wird. 

Vielmehr dürfte die richtigſte Art, um ſich vor 
ſchlechten Beamten zu ſchützen, darin beſtehen, der ver⸗ 
ſicherungsfreien Anſtellung eine längere verſicherungs⸗ 
pflichtige Beſchäftigung vorangehen zu laſſen, während 
deren genau feſtgeſtellt werden kann, ob ſich der An⸗ 
geſtellte zum Beamtendienſt eignet oder nicht. 


Daher vermag ich dieſen Weg zur Herbeiführung 
der Verſicherungsfreiheit zu empfehlen, und habe den 
Leitſatz nach nochmaliger Erwägung dementſprechend 
geändert. 

Nach den miniſteriellen Erlaſſen ſtehen den auf 
Lebenszeit oder Kündigung angeſtellten verſicherungs⸗ 
freien Beamten ferner gleich alle auf Probe angeſtellten 
Beamten, wenn ihre Anſtellung für eine ſolche ver⸗ 
ſicherungsfreie Stelle in Ausſicht genommen iſt, und 
endlich alle diejenigen, welche eine Anſtellung erlangt 
haben, die als Vorſtufe für eine verſicherungsfreie end⸗ 
giltige Anſtellung nach Ablauf einer höchſtens zwölf⸗ 


jährigen Friſt oder bei Eintritt eines beſtimmten Lebens⸗ 


alters und zwar höchſtens des vollendeten dreißigſten 
Lebensjahres regelmäßig in eine Anſtellung der letzteren 
Art übergeht. j 

Hiernach liegt es in der Hand der Gemeinden, einen 
großen Teil ihrer Privatdienſtverpflichteten von der 
Verſicherung zu befreien. Denn es gibt eine ganze 


Reihe, insbeſonder echniſ ſtellte 
neu geſchaffenen Grundſatz aus, daß jeder Angeſtellte he, insbeſondere von technischen Angeſtellten, denen 


durch feine beſtimmte Zeit dauernde Tätigkeit unbedingt | 


ſich bei längerer Bewährung die Ausſicht auf eine 
penſionsberechtigte und verſicherungsfreie Anſtellung bei 
der Kommune eröffnet. Bei der Prüfung, ob die 
Vorausſetzungen für die Verſicherungsfreiheit erfüllt 
find, werden die Gemeinden indeſſen ſehr vorſichtig zu 
Werke gehen und im eigenen wie in des Angeſtellten 
Intereſſe möglichſt lange die Verſicherungspflicht an⸗ 
nehmen müſſen. Denn dem Angeftellten bleibt dadurch 
wie ſchon oben hervorgehoben, die Anwartſchaft auf 
die Leiſtungen des Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetzes 
erhalten und andererſeits bewahren ſich die Gemeinden 
dadurch ihre volle Unabhängigkeit bezüglich der Ent⸗ 
ſchließung über die Kündigung. Auch werden ſich bei 


Weg gegenüber dem erſten den Gemeinden nur für den angenönmener: Berfihenngsfreibeit. dir Siüdte aus 


Billigkeitsgründen häufig verpflichtet fühlen, ſ An⸗ 
geſtellte möglichſt lange zu halten. 15 a 5 
ſich, dieſe erſt dann durch feſtere Anſtellung verficherungs- 
frei zu machen, wenn durch die Art ihrer Beſchäftigung 
eine mehrjährige Bewährung und ihr Alter ſicher it, 
daß ihre Tätigkeit eine dauernde bei der Stadt ſein 
wird. Ebenſo wie bei den Beamten wäre die feſtere 
verſicherungsfreie Anſtellung alsdann am zweckmäßigſten 
dadurch herbeizuführen, daß der wichtige Grund als 
Kündigungsbeſchränkung eingeſchoben wird. 

Finanzielle Bedenken bezüglich einer Anſtellung von 
derartigen Privatdienſtverpflichteten beſtehen in den 
meiſten Fällen nicht. f 


Denn ſchon jetzt beſtehen für dieſe Angeit i 
vielen Städten Ruhegehaltsordnungen, ie en 
an die ſtaatlichen Penſionsgeſetze und meiſtens auch 
in Höhe der Leiſtungen aus dieſen Geſetzen Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenfürſorge gewähren. Und wo dieſes 
nicht der Fall, pflegen die Städte ſolchen Angeſtellten 
oder deren Hinterbliebenen, die nach längerer Dienſtzeit 
wegen Dienſtunfähigkeit ausſcheiden oder ſterben, frei⸗ 
willig eine Fürſorge angedeihen zu laſſen, die jene 
ſtaatlichen Penſionsſätze nicht nur erreicht, ſondern 
häufig ſogar überſteigt. 

Eine Mehrbelaſtung der Stadt wird alſ 
eine ſolche Anſtellung nicht herbeigeführt. in 


Umgekehrt hat aber die Belaſſung aller dieſer An⸗ 
geſtellten in der Verſicherungspflicht für die Stadt den 
erheblichen Nachteil, daß ſie die Feſtſtellung der Dienſt⸗ 
unfähigkeit völlig dem Machtbereich der Stadt entzieht 
und lediglich der Reichsverſicherungsanſtalt überläßt. 
Dieſe wird zweifellos die Berufsunfähigkeit häufig ver⸗ 
neinen, wo die ſtrengeren Anforderungen des öffentlichen 
Gemeindedienſtes ſie ſchon für vorliegend erachten 
werden. Alsdann wird die Stadt in die ſchwierige 
Alternative verſetzt werden, entweder den nicht mehr 
leiſtungsfähigen Angeſtellten, der anderswo kaum eine 
Stelle erhalten wird, weiter zu behalten oder ihn 


lediglich aus eigenen Mitteln ein Ruhegeld zu gewähren 


und damit die doppelten Laſten ſowohl des Ruhegehalts 
wie der Beitragsleiſtung auf ſich zu nehmen. 


Deshalb kann die verſicherungsfreie Anſtellung lang⸗ 


jährig bewährter Privatdienſtverpflichteter grundſätzlich 
empfohlen werden und dasſelbe muß für die mit Be⸗ 


amteneigenſchaft verſicherten Perſonen gelten, die gemäß 


§ 12 des K. A. G. mit Genehmigung des Bezirks⸗ 


ausſchuſſes ohne Penſionsanwartſchaft angeſtellt ſind. 


Ob nun aber eine ſolche Anſtellung vorgenommen 
wird oder nicht, jedenfalls ſind auf die freiwillig oder 
kraft Rechtsanſpruchs gewährten ſtädtiſchen Ruhegehälter 


die etwaigen Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung 
zweckmäßigerweiſe anzurechnen; denn anderswie käme 


man zu dem nichtbefriedigenden Ergebnis, daß der 
kommunale Beamte, der von vornherein in einem nicht 
verſicherungspflichtigen feſten Anſtellungsverhältnis zur 


Stadt geſtanden hat, mit niedrigeren Penſionsbezügen 


daſtände, als derjenige, welcher lediglich oder wenigſtens 
lange Jahre in einer nur ganz lockeren verſicherungs⸗ 
pflichtigen Stellung bei der Stadt geweſen wäre. Letzterer 
würde nämlich neben ſeiner ſtädtiſchen Penſion außerdem 
noch die Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung erhalten, 
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während ſich der erſte lediglich mit der Penſion be⸗ 


gnügen müßte. 

Bei den freiwillig gewährten Ruhegehältern iſt ſolche 
Anrechnung ohne weiteres zuläſſig und gewöhnlich auch 
in den fraglichen Ruhegehaltsordnungen vorgeſehen. 
Das Gleiche iſt möglich, wo künftig Rechtsanſprüche 
eingeräumt werden ſollen. Doch auch ſoweit Rechts⸗ 
anſprüche auf Ruhegehälter beſtehen, iſt die Anrechnung 
nach § 389 Abſ. 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
entſprechend der Dauer und Höhe der Beitragsleiſtung 
ſeitens der Stadt möglich. 

Die Anrechnung darf daher in dieſem Fall nur in 
dem gleichen Verhältnis erfolgen, in welchem die Bei⸗ 
träge der Gemeinden zu denjenigen der Angeſtellten 
ſtehen. 

Mit dieſer Anrechnung werden die Gemeinden in 
vielen Fällen ein erhebliches Intereſſe daran gewinnen, 


daß die Verſicherung bei Übergang eines Angeſtellten 


aus einer verſicherungspflichtigen in eine verſicherungs⸗ 
freie Beſchäftigung freiwillig wieder fortgeſetzt wird. 
Daher wird ſich die Aufnahme einer ortsſtatutariſchen 
Beſtimmung oder privatrechtlichen Vereinbarung des 
Inhalts empfehlen, daß bei einem ſolchen Übergang 
die Angeſtellten, falls ſie die Verſicherung nicht auf 
eigene Koſten fortſetzen wollen, dieſes im Intereſſe und 
auf Verlangen der Stadt zu tun haben, falls dieſe 


die geſamte Beitragsleiſtung übernimmt. Ob ein ſolches 
Verlangen ſeitens der Stadt zu ſtellen iſt, wäre vom 
Standpunkt des finanziellen Vorteiles in jedem Falle 
beſonders zu prüfen. Ein Zwang zur Fortſetzung des 
Verſicherungsverhältniſſes zu Gunſten der Stadt zur 
Durchſetzung der Leiſtungen und zur Abgabe der dazu 
nötigen Erklärungen könnte unſchwer dadurch herbei⸗ 
geführt werden, daß die Anrechnung auch für den Fall 
vorgeſehen wird, wenn die Leiſtungen infolge irgend⸗ 
welcher ſchuldhafter Unterlaſſungen der Angeftellten nicht 
gewährt werden. 

Soweit nach Maßgabe der vorangegangenen Aus⸗ 
führungen die Verſicherungspflicht der Angeſtellten be- 
ſtehen bleibt, fragt ſich weiter, ob die Stadt etwa, wie 
es vielfach geſchehen iſt, die Beitragsteile ihrer An⸗ 
geſtellten auf eigene Schultern übernehmen ſoll. M. E. 
iſt dieſes nicht zweckmäßig, da die Angeſtelltenverſicherung 
ſchließlich doch in der Hauptſache im Intereſſe des 
Angeſtellten ſelbſt liegt und die Abnahme jeglicher Laſt 
ihn ähnlich wie bei der Invalidenverſicherung leicht zu 
einer vollſtändigen Gleichgiltigkeit gegenüber ſeinen 
eigenſten wirtſchaftlichen Intereſſen verleiten kann. Ob 
indeſſen die Städte, um ihren Angeſtellten den augen⸗ 
blicklichen Übergang in die neuen Verhältniſſe zu er⸗ 
leichtern, die Gehälter etwa um die auf den Angeſtellten 
fallende Beitragshälfte erhöhen wollen, wird von den 


beſonderen Einzelverhältniſſen, insbeſondere der aus⸗ 


reichenden Höhe der Bezüge abhängen. 

Was endlich das Verfahren zur Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge durch die Städte betrifft, ſo hat die 
Stadt die Beitragsteile der Angeſtellten bei der Gehalts 
zahlung abzuziehen und die Beiträge alsdann in ganzer 
Höhe an die Reichsverſicherungsanſtalt einzuzahlen. 

Umſtändlich bleibt dabei die Pflicht, dieſe Zahlung 
der Beiträge allmonatlich portofrei zu bewirken. Des⸗ 
halb iſt die Beſtimmung zu begrüßen, wonach die 
Reichsverſicherungsanſtalt auf Antrag Verlängerung 
der Zahlungsfriſten in der Weiſe zugeſtehen kann, daß 
vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich nur einmal 
gezahlt wird. Es dürfte ſich für die Städte empfehlen, 
von dieſem Antragsrecht Gebrauch zu machen und ent⸗ 
weder um der Gehaltszahlungen willen vierteljährliche 
oder wegen des Etats jährliche Zahlungsfriſten zu ver⸗ 
langen. Allerdings darf dabei nicht überſehen werden, 
daß die auf länger als einen Monat geſtundeten Bei⸗ 
träge mit 4,8 % verzinſt werden müſſen, was bei einer 
größeren Menge von Angeſtellten nicht unerheblich ins 
Gewicht fallen kann. 

Ahnliche Erwägungen, wie bezüglich der Befreiung 
einzelner Angeſtelltengruppen von der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung kommen auch für das Gebiet der Invaliden⸗ 
und Krankenverſicherung in Frage. 

Gegenüber der bisherigen Rechtsordnung hat die 
Reichsverſicherungsordnung bezüglich der Invalidenver⸗ 
ſicherung folgende grundſätzliche Anderung gebracht: 
Während nach § 5 des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
verſicherungsfrei nur Beamte waren, denen Anwartſchaft 
auf Penſion im Mindeſtbetrage der Invalidenrente 
gewährleiſtet war, kann eine ſolche Befreiung jetzt nach 
§ 1234 R. V. O. hinſichtlich ſämtlicher im Kommunal⸗ 
dienſt Beſchäftigten, alſo auch der Privatdienſtver⸗ 


pflichteten eintreten, wobei hervorzuheben iſt, daß zur 
Herbeiführung der Verſicherungsfreiheit die Abhängig⸗ 
keit der Kündigung von einem wichtigen Grunde nicht 
erforderlich iſt. 

Zweckmäßigerweiſe werden jedoch die Städte von 
dieſer Befugnis nur inſoweit Gebrauch machen, als 
gleichzeitig nach den oben genannten Grundſätzen eine 
Befreiung von der Angeſtelltenverſicherung bewirkt werden 
ſoll, alſo nur bezüglich langjährig bewährter Angeſtellter, 
deren Verbleiben im ſtädtiſchen Dienſt ſicher iſt. Denn 
bei weitergehender Befreiung würden ſich auch hier 
die oben erwähnten Nachteile einftellen. 

Was weiter die Krankenverſicherung angeht, die mit 
ihren neuen Vorſchriften erſt mit dem 1. Januar 1914 
in Kraft tritt, fo ift hier bereits die weitgehende Aus⸗ 
dehnung der geſetzlichen Verſicherungspflicht auf die 
ſtaatlichen und kommunalen Angeſtellten hervorgehoben. 

Während bisher eigentlich nur die ſtädtiſchen Arbeiter 
der Krankenverſicherung unterlagen, werden gemäß 
§ 164 R. V. O. mit dem 1. Januar 1914 auch ſämt⸗ 
liche Bürvangeftellte einſchließlich der Beamten mit 
einem Einkommen bis zu 2500 M grundſätzlich kranken⸗ 
verſicherungspflichtig. 

Aber auch hier gibt der § 169 R. V. O. den Städten 
die Möglichkeit, ihre Angeſtellten verſicherungsfrei zu 
machen, wenn ſie dieſen einen Anſpruch mindeſtens 
entweder auf Krankenhilfe in Höhe und Dauer der 
Regelleiſtungen der Krankenkaſſen oder für die gleiche 


Zeit, d. i. auf 26 Wochen ſeit Beginn der Krankheit, 


Anſprüche auf Gehalt, Ruhegeld, Wartegeld oder ähn⸗ 
liche Bezüge im 1½ fachen Betrage des Krankengeldes 
gewährleiſten. 

Es erhebt ſich nun zunächſt die Frage, inwieweit 
den ſtädtiſchen Angeſtellten dieſe Bezüge ſchon jetzt ge⸗ 
währleiſtet ſind. Dabei kommt ſelbſtverſtändlich nur 
die Fortgewährung des Gehalts uſw. auf die Dauer 
von 26 Wochen ſeit Ausbruch einer Krankheit in Frage. 
Denn die Regelleiſtungen der Krankenkaſſen in natura 
haben die Städte bisher wohl ſelten oder niemals gewährt. 

Schon bezüglich der lebenslänglich und auf Kündi⸗ 
gung mit Penſionsanwartſchaft angeſtellten Beamten 


„ 
muß dieſe Frage verneint werden, denn wenn auch bei 


dieſen Gruppen im Falle einer Krankheit das Gehalt 
regelmäßig mindeſtens ein halbes Jahr fortbezahlt wird, 
ehe dieſe Bezüge durch Penſionierung oder Entlaſſung 
unter den zu gewährleiſtenden Betrag herabgemindert 
oder gänzlich genommen werden, ſo iſt doch auch hier 
immerhin die entfernte Möglichkeit gegeben, daß dieſer 
Zeitpunkt früher eintritt. 

Nimmt man z. B. einen lebenslänglich angeſtellten 
Beamten mit einem Gehalt von 2400 M und 10 Dienſt⸗ 
jahren an, der plötzlich an einem unheilbaren Leiden 
erkrankt, ſo kann u. a. die Penſionierung dieſes Be- 
amten fo raſch gehen, daß er einen Monat nach Aus⸗ 
bruch der Krankheit bereits im Ruheſtande iſt. Alsdann 
würden nach Beamtenrecht ſeine Bezüge für die erſten 
6 Monate ſeit Ausbruch der Krankheit betragen: 

200 M Gehalt für den erſten Monat, wo er noch 
im Dienſt war und 334 M Penſion für die folgenden 
5 Monate, zuſammen alſo 534 M. 
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Würde dieſer Beamte einer Krankenkaſſe zugehören, 
ſo ſtände er höchſtwahrſcheinlich in der höchſten Lohn⸗ 
klaſſe mit 6 M durchſchnittlichem Tagesarbeitsverdienſt. 
Das Krankengeld betrüge demzufolge 3 M für den 
Tag und er müßte für die 26 Wochen ſeit Ausbruch 
der Krankheit 150 . 4,5 = 675 M erhalten, wenn von. 
einer Gewährleiſtung des 1½ fachen Krankengeldes die 
Rede ſein ſoll. Da aber die oben genannten Gehalts⸗ 
und Penſionsbezüge nur 534 M betragen, iſt eine 
ſolche Gewährleiſtung nicht gegeben. 

Iſt es unter dieſen Umſtänden ohne weiteres klar, 
daß den Privatdienſtverpflichteten ein ſolcher Anſpruch 
erſt recht nicht gewährleiſtet iſt, ſo fragt ſich weiter, in 
welchem Umfange die Stadt eine ſolche Gewährleiſtung 
künftig vornehmen ſoll. 

Bezüglich der lebenslänglich oder auf Kündigung 
angeſtellten Beamten iſt eine ſolche vom Standpunkt 
der Stadt unbedenklich. Denn dieſe Kategorien erhalten 
ſchon jetzt im Falle vorübergehender Dienſtunfähigkeit 
ihr Gehalt regelmäßig fort und bei dauernder zur Ent⸗ 
laſſung mit oder ohne Penſion führender Dienſtunfähig⸗ 
keit pflegt jene erſt ſo ſpät nach dem Eintritt der 
Krankheit zu erfolgen, daß der Beamte, wie ſchon an⸗ 
gedeutet, regelmäßig mindeſtens 6 Monate von dieſem 
Zeitpunkt ab noch ſein volles Gehalt bezieht. 

Aber auch ſoweit die Entlaſſung bisher früher 
erfolgte und demzufolge mit jener Gewährleiſtung in 
einzelnen Fällen höhere Ausgaben als bisher für die 
Stadt verbunden ſein ſollten, werden dieſen Mehraus⸗ 
gaben regelmäßig ſo bedeutende Erſparniſſe an den 
wegfallenden Verſicherungsbeiträgen gegenüberſtehen, 
daß die Stadt auch dann noch Erſparniſſe macht, wenn 
fie ihren Beamten das Gehalt nicht nur im anderthalb- 
fachen Betrage, ſondern in ganzer Höhe auf die Dauer 
von 6 Monaten gewährleiſtet. 

Die gleichen Grundſätze gelten aber auch mit wenigen 
Ausnahmen für die Privatdienſtverpflichteten, denn 
auch bei ihnen pflegt bei Krankheit ſchon jetzt das Ge⸗ 
halt regelmäßig ſolange fortgezahlt und die Kündigung 
erſt fo ſpät ausgeſprochen zu werden, daß unter Berüd- 
ſichtigung der wegfallenden Beiträge keine Mehrbelaſtung 
für die Stadt aus einer Gewährleiſtung zu befürchten iſt. 

Eine Ausnahme bilden die im Ausbildungsdienſt 
begriffenen ſowieſo verſicherungsfreien Angeſtellten, die 
zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen oder auf Probe 
angenommenen Privatdienſtverpflichteten, ſowie die 
ſtädtiſchen Arbeiter. 

Das Verhältnis der Städte zu dieſen Gruppen von 
Angeſtellten iſt regelmäßig viel lockerer und leichter 
lösbar, ſo daß ſich die lange Bindung der Stadt auf 
6 Monate der Erwerbsunfähigkeit nicht empfiehlt. 

Bei den Arbeitern entſpricht außerdem die Befreiung 
von der Verſicherungspflicht nicht ihrem eigenſten Inter⸗ 
eſſe, da dieſe die verſchiedenen Leiſtungen der Kranken⸗ 
kaſſe wie Krankengeld, Arzt⸗ und Wochenhilfe in viel 
ſtärkerem Maße für ſich und ihre Familie in Anſpruch 
nehmen, als die meiſt jüngeren, feſten Beamtenſtellungen 
zuſtrebenden Privatdienſtverpflichteten, die zum großen 
Teil eine Familie noch nicht begründet haben. 

Um ihren Angeſtellten in geeigneten Fällen anſtelle 
des Bargehalts auch Krankenhilfe in natura gewähren 


zu können, empfiehlt es fich endlich noch für die Städte, 
nach ihrer Wahl anſtelle der Barleiſtungen die Regel⸗ 
leiſtungen der Krankenkaſſe in Geſtalt von Kranken-, 
Sterbegeld und ärztlicher Behandlung nebſt Heilmitteln 
treten zu laſſen. Schwierigkeiten oder große Koſten 
dürften den Städten daraus nicht erwachſen, wenn ſie 
entweder über eigene Krankenhäuſer verfügen oder in 
der Lage ſind, mit anderweiten Krankenhäuſern mäßige 


Tarifſätze abzuſchließen, und weiterhin ſtellen ſie ſich 
damit unabhängig von der Krankenkaſſe und auch von 
ſolchen Angeſtellten, welche ihre Krankheit zum Nachteil 


der Stadt ausnutzen wollen. 


Die penſionsfähige Anſtellung einer Reihe von bis⸗ 
herigen Privatdienſtverpflichteten entſprechend den obigen 
Ausführungen zeitigt endlich auch für das Gebiet der 


Unfallverſicherung die Folge, daß eine Reihe von bis- 


her unfallverſicherungspflichtigen Betriebsbeamten ver⸗ 
ſicherungsfrei werden. Denn auch hier ſieht das Geſetz 
die Befreiung vor, wenn Beamte mit feſtem Gehalt 
und Ruhegeld in kommunalen Betrieben angeſtellt ſind. 
Damit kommen aber dieſe Beamte für den Fall, daß 
ihnen ein Dienſtunfall begegnet, vielfach in Nachteil 


gegenüber ihren Kollegen, die noch keine derartige An⸗ 


ſtellung erlangt haben und daher verſichert ſind. Denn 
die Unfallverſicherung verſchafft bei einem Betriebs⸗ 
unfall und dadurch bedingter Dienſtunfähigkeit höhere 
Rentenbezüge als die Penſionsberechtigung, ſofern der 
Unfall in jüngeren Dienſtjahren eintritt. Geſchieht 
dieſes nämlich, z. B. im Laufe der erſten 10 Dienſt⸗ 
jahre, jo beträgt die ſtaatliche Penſion nur ½ des 
Gehalts, während die Berufsgenoſſenſchaft 7“ desſelben 
gewährleiſtet. Denſelben Nachteil hat auch der in einer 
nicht unfallverſicherungspflichtigen Verwaltung tätige 
ſtädtiſche Beamte bei einem Dienſtunfall, denn auch er 
erhält nur die niedere Beamtenpenſion. 


Zur Beſeitigung dieſer offenbaren Unbilligkeit haben 


bereits eine Reihe von größeren Städten ihre nicht 
unfallverſicherungspflichtigen Angeſtellten im weiten Um⸗ 
fange jene höheren Anſprüche, wie ſie im § 14 des 
Reichsunfallfürſorgegeſetzes für Beamte und Perſonen 
des Soldatenſtandes vom 18. Juni 1902 näher be⸗ 
zeichnet ſind, für den Fall eines dienſtlichen Unfalls 
gewährleiſtet. 


Da, wie ſich bei den einzelnen Gemeinden ſtatiſtiſch 


unſchwer nachweiſen läßt, ein großes Riſiko für dieſe 
daraus kaum erwächſt, ſo dürfte das Inkrafttreten der 


R. V. O. und des A. G. V. G. ein geeigneter Anlaß 


fein, auch in denjenigen Städten, in denen dieſe Für⸗ 
ſorge bisher nicht beſtand, an dieſe Frage heranzutreten. 


Ich bin damit am Ende meiner Ausführungen, 
deren weſentlicher Inhalt Ihnen in den gedruckten 
Leitſätzen vorliegt. 


Es iſt nicht zu verkennen, daß die neuen Beſtim⸗ 


mungen den Städten zu Gunſten ihrer Beamten viel⸗ 
fache neue Laſten und Beſchränkungen auferlegen. 


Hoffen wir, daß dieſe neuen Laſten das Gute mit 


ſich bringen, das Verhältnis zwiſchen den Städten und 


ihren Angeſtellten noch immer vertrauensvoller als 
bisher zu geſtalten. (Beifall.) 


Vorſitzender: Ich eröffne die Verhandlungen. Ich 
möchte zunächſt ſelbſt das Wort nehmen. Es iſt heute 
ſoviel von Eingriffen in die Selbſtverwaltung geſprochen 
worden. Ich glaube, kaum ein Geſetz greift mehr in 
die Selbſtverwaltung ein als das Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungs⸗Geſetz. Es hat mit einem Schlage, ich glaube 
faſt, ohne daß die Geſetzgeber es wollten, unſer ganzes 
Beamtenrecht umgewälzt. Es hat zu dem Ergebnis 
geführt, daß Beamte auf Kündigung in Zukunft 
tatſächlich kaum noch vorhanden ſind, daß wir in 
Zukunft tatſächlich eigentlich nur noch Beamte auf 
Lebenszeit haben. Ich muß es nun ſehr dankbar bes 


grüßen, daß die Königliche Staatsregierung bemüht 


geweſen iſt, das Selbſtverwaltungsrecht der Städte 
ſoweit wieder herzuſtellen, wie es nur möglich war, 
nämlich dadurch, daß ſie den Vorſtand des Preußiſchen 
Städtetages ermächtigt hat, als entſcheidende Behörde 
zu dienen. Ich erkenne dankbar an, daß darin eine 
erhebliche Unterſtützung der Selbſtverwaltung von Seiten 
der Königlichen Staatsregierung liegt. Nun, meine 
Herren, iſt zu meinem großem Bedauern der Referent 
innerhalb der letzten Stunden mit ſeinen Leitſätzen 
umgefallen. Ich bedauere das, denn er kommt nach 
meiner Anſicht mit ſeinen revidierten Leitſätzen zu einem 
Ergebnis, das die Städte in keinem Falle mitmachen 
können, er ſetzt ſich auch in einen Gegenſatz zu den 
Ausführungen des Vorſtandes des Preußiſchen Städte: 
tages. Der Referent hat geſagt, wenn die Berufungs⸗ 
inſtanz der Vorſtand des Preußiſchen Städtetages iſt, 
kann man ohne weiteres annehmen, daß er ſtets richtig 
entſcheiden wird, ob ein wichtiger Grund vorliegt. Das 
iſt gewiß anzuerkennen, aber worauf kommt es denn 
für die Städte an? Es kommt für ſie darauf an, das 
Recht zu behalten, den Beamten, die ſie auf Kündigung 
angeſtellt haben, auch in Zukunft kündigen zu können. 
Und da hat uns die Königliche Staatsregierung den 
Weg gewieſen, den wir gehen müſſen; ſie hat uns 
nämlich gejagt: Wenn ihr einen Beamten auf Kündigung 
loswerden wollt im Intereſſe der Verwaltung, z. B. 
im Intereſſe der Organiſationsveränderung, jo köunt 
ihr es dadurch erreichen, daß ihr dem Beamten die 
Anſprüche zufichert, die er aufgrund des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes gehabt hätte. Das iſt eine billige 
Regelung, ſowohl im Intereſſe der Städte wie im 
Intereſſe der Beamten. Dieſen Weg will der Referent 
ausſchalten. Ich verſtehe das nicht; ich halte es gerade 
für einen großen Vorteil, daß wir die Möglichkeit be⸗ 
halten, Beamten zu kündigen. Alſo ich bitte ſie dringend, 
ſich meinem Widerſpruch gegen die reformierten Leit⸗ 
ſätze anzuſchließen und in Übereinſtimmung mit dem 
Vorſtande des Preußiſchen Städtetages zurückzukehren 
zu den Leitſätzen, die uns zuerſt vorgelegt waren. 
Berichterſtatter, Stadtrat Dr. Hoffmann⸗Thorn: Ich 
muß bei den abgeänderten Leitſätzen ſtehen bleiben. Wir 
müſſen jetzt von anderen Grundſätzen ausgehen als früher, 
ehe das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz in Kraft war. 
Vorher konnte von Unbilligkeit keine Rede ſein, wenn 
eine Stadt von ihrem Kündigungsrecht gegenüber ein⸗ 
zelnen Beamten tatſächlich Gebrauch machte. Jetzt iſt 
aber der allgemeine geſetzliche Grundſatz ausgeſprochen, 
daß jeder Angeſtellte durch beſtimmte Dienſtzeit einen 


Anſpruch auf Penſion erwirbt. Dieſes Recht wird 
aber den Beamten durch ein ſo weitgehendes Kündi⸗ 
gungsrecht, wie es der Vorſtand des Preußiſchen Städte⸗ 
tages vorſieht, erheblich beeinträchtigt. Wenn ein 
Beamter z. B. neun Jahre in der Verwaltung iſt und 
dann ohne wichtigen Grund entfernt wird, ſo liegt 
darin meines Erachtens eine große Härte. Bei wichtigen 
Organiſationsänderungen kann eine Kündigung vielleicht 
notwendig ſein. Dieſe Umſtände werden aber im Sinne 
des Bürgerlichen Geſetzbuches auch als wichtige Gründe 
anerkannt werden (Zuruf: Sehr fraglich!) und jeden⸗ 
falls genügen, um eine Kündigung wirkſam zu begründen. 
Man kann in dieſer Beziehung gewiß das Vertrauen 


zu dem Vorſtande des Preußiſchen Städtetages haben, 


daß er die geeigneten Entſchließungen treffen wird. 
Vorſitzender: Ich kann nur wiederholen, wir haben 


als Städte keinen Anlaß, Rechte aufzugeben die wir 
haben. Es drängt nichts dazu. Deshalb iſt mir der 


Leitſatz des Referenten in der modifizierten Faſſung 
unannehmbar. Obwohl es ja zu einer Abſtimmung 


nicht kommt, möchte ich das doch hervorheben. 


Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Tettenborn-Grau- | 
denz: Ich möchte die Ausführungen des Vorſitzenden 


beſtätigen. Beide ſtädtiſche Körperſchaften in Graudenz 
und eine beſondere Kommiſſion haben dieſe Frage ein⸗ 
gehend erwogen und ſind zu dem Ergebnis gelangt, 


wahren muß, auch einen Beamten zu entfernen, ehe 
die zehn Jahre um ſind, welche ihm den Penſions⸗ 
anſpruch bringen, daß ſie dann aber auch die Ver⸗ 
pflichtung auf ſich nehmen muß, ihm aus freien Stücken 


mindeſtens das zu gewähren, was das Angeſtelltenver⸗ | 


ſicherungsgeſetz ihm gewähren würde, wenn er dieſer 
Verſicherung unterſtände. Ich glaube, daß wir nicht 
unrichtig gehandelt haben. Bei jo neuen und zweifel⸗ 
haften Fragen ſtehe ich auf dem Standpunkte, daß 
man ſich ſeine Rechte wahren muß, ſelbſt wenn ſie im 
einzelnen Falle ein Opfer erfordern. Auch ich empfehle 
daher, dem Vorſchlag des Vorſitzenden zu folgen und 
nicht dem des Referenten. 


Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig: Ich verſtehe von der Sache nicht genügend, 


auf ſie ſelber einzugehen. Mir liegt nur daran, fol⸗ 


genden Punkt aufzuklären: Es iſt zwiſchen der Auf⸗ 
faſſung des Referenten und des Vorſitzenden eine ſehr 
wichtige Verſchiedenheit hervorgetreten, und ich meine, 
wir können die Sache nicht in der Weiſe laufen laſſen, 
daß der Vorſitzende ſagt: „Abgeſtimmt wird über Leit⸗ 
ſätze nicht“. Wir verlangen doch vom Städtetage eine 


Meinung und nicht blos eine Reihe aufeinandergehäufter 


Papiere mit Leitſätzen, wenn nun gar der eine dem 
anderen widerſpricht. Ich maße mir wie geſagt ein 
zutreffendes Urteil in der Sache ſelbſt nicht an, aber 
die Ausführungen des Vorſitzenden und des Herrn 
Tettenborn machen einen ſo überzeugenden Eindruck, 
daß ich ihnen zuftimme, wenn dieſe Herren den vor⸗ 
geſchlagenen geänderten Leitſatz für bedenklich halten. 
Wir ſind es uns ſelbſt ſchuldig, das auch zum Aus⸗ 
druck zu bringen und in einer Reſolution feſtzuſtellen, 
daß der Weſtpreußiſche Städtetag dem abgeänderten 
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Leitſatze zu I) nicht zuftimmen könne. Sie mögen für 
die Reſolution eine etwas andere Faſſung wählen, dem 
Sinne nach wiſſen Sie, was gemeint iſt, es handelt 
ſich für uns darum, daß aus dieſem Raume eine Meinung 
hervorgeht und nicht eine gewiſſe Zahl von Grundſätzen, 
denen der Städtetag nicht ganz zuſtimmen kann. — 

Vorſitzender: Die Sache iſt ſchwierig zu verhandeln; 
weil wir den Grundſatz haben, daß über Leitſätze nicht 
abgeſtimmt wird. Nun beantragt Herr Münſterberg 


eine Reſolution: „der Städtetag beſchließt, dem ab⸗ 


geänderten Leitſatze zu Nr. I nicht zuzuſtimmen“. 
ſtelle den Antrag zur Debatte. en x 

g Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe⸗Thorn: Darüber find 
wir uns wohl alle einig, wohl mit Einſchluß des 


Ich 


Referenten, daß das Recht auf Seiten der Stadt iſt 


und daß es ſich nur um eine Frage der Billigkeit 
handelt, ob man den Beamten in allen Fällen ent⸗ 
gegenkommen und ſich daraufhin feſtlegen will. Ich 
glaube auch, es iſt zweckmäßig, wenn man ſich alles 
für den Einzelfall vorbehält und daher nur den ur⸗ 
ſprünglichen Leitſätzen zuſtimmt, die abgeänderten aber 
nur mehr als Material entgegennimmt. 

Stadtrat Dr. Hlayer⸗Danzig: Ich habe noch i ; 
die Hoffnung, daß der Referent 15 jetzt ne 
ſchließt, zu den Leitſätzen der erften Faſſung zurück⸗ 


zukehren, namentlich nach den Ausfü i 
daß die Stadtgemeinde ſich auf alle Fälle das Recht n e 


ſelbſt gemacht hat. Ich bin in der Materie nicht ſehr 
verſiert, glaube aber, den Referenten ſo verſtanden zu 
haben, daß er es als Unbilligkeit empfinde, wenn ein 
Beamter, dem gekündigt wird, dadurch deſſen verluſtig 
gehen ſoll, was er nach dem Angeſtellten⸗Verſicherungs⸗ 
geſetz haben würde. Er will ihm alſo auf alle Fälle 
für den Fall der Kündigung das Recht aus dem 
Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz ſichern. Nun verſtand 
ich den Herrn aus Graudenz ſo, daß er es für ſelbſt⸗ 
verſtändlich halte, daß dem gekündigten Beamten die 
nach dem Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz ſich ergebenden 
Bezüge auf keinen Fall verfümmert werden. Iſt das 
aber der Fall, ſo fällt damit doch eigentlich jeder 
Grund für den Referenten weg, die Faſſung der erſten 
Leitſätze aufzugeben. Geſtehen die Städte aus Billig- 
keitsgründen den Beamten auf jeden Fall das zu, was 
ſie nach dem Verſicherungsgeſetz haben würden, io be= 
greife ich nicht, warum man ihnen dann noch ein 
Recht nehmen ſoll. 


Berichterftatter, Dr. Hoffmann-Thorn: D 
Miniſterialerlaß geht in en Spezioffale dahin, 
daß verſicherungsfrei ſolche Beamte ſind, die im Falle 
einer Kündigung eine Mindeſtleiſtung nach dem An— 
geſtellten⸗Verſicherungsgeſetz zu verlangen haben, wo⸗ 
fern ‚fie im Augenblicke der Kündigung ſchon einen 
Penſionsanſpruch für den Fall der Dienſtunfähigkeit 
erworben haben. Dieſe Beamten ſind verſicherungs⸗ 
frei und können in den erſten 10 Jahren ohne 
wichtigen Grund entlaſſen werden. Erſt nach Ablauf 
von 10 Jahren kann die Entlaſſung nur unter der 
Bedingung der Mindeſtleiſtung nach dem Angeſtellten⸗ 
Verſicherungsgeſetz erfolgen. Graudenz hat die Mindeſt⸗ 
leiſtung auch dann zugebilligt, wenn die 10 Jahre 
noch nicht verſtrichen ſind. Soweit geht die Auf⸗ 


faſſung des Preußiſchen Städtetages nicht, und auf 
demſelben Boden ſteht auch der Miniſterialerlaß. 


Ich habe vorhin ausgeführt, daß im allgemeinen 
die Städte nur wegen triftiger Gründe zu kündigen 
pflegen, daß alſo im allgemeinen die Angeſtellten auch 
bei dem Vorbehalt des unbeſchränkten Kündigungs⸗ 
rechts für die erſten 10 Jahre nicht große Gefahr 
laufen; beſtehen bleibt jedoch eine unnötige Be- 


unruhigung der Beamten während dieſer Zeit, weil ſie 


nach formellem Recht jedenfalls auch ohne nichtigen 
Grund entlaſſen werden können. 
Weſtpreußiſche Städtetag ſich auf den Standpunkt 


ſtellen ſollte, daß die Sache doch in gewiſſen Fällen 
N zweite Weg iſt, ſie nicht zu verſichern, und dieſer hat 
ſchließen und ſtelle anheim, der Reſolution Münſterberg 


von Bedeutung jei, jo will ich mich dem nicht vers 


zuzuſtimmen. 


Bürgermeiſter Müller Dt. Krone: Wir haben uns 
in Dt. Krone auch mit dieſer Frage beſchäftigt und 
ſind zu dem Beſchluß gekommen, den der Referent in 
ſeinem reformierten Leitſatze zum Ausdruck bringt. 
Wir haben beſchloſſen, die betreffenden Beamten da⸗ 
durch gegen unbillige Kündigung zu ſchützen — der 
Beſchluß des Preußiſchen Städtetages war uns übrigens 
unbekannt —, daß wir den Regierungspräſidenten 
erſuchen wollen, in ſolchen Fällen darüber zu ent— 


ſcheiden, ob dem Mann zu Unrecht gekündigt iſt. Wir 


find dabei von der Anſicht ausgegangen, daß fein 
Grund vorliegt, dieſe Leute beſſer zu ſtellen als alle 


anderen, die keinen Dreier bekommen, wenn fie vor 


10 Jahren Invalide werden. Warum ſollen dieſe 
Leute, wenn ihnen z. B. nach ſechs Jahren auf Grund 
eigenen Verſchuldens gekündigt werden muß, beſſer 
dadurch ſtehen, daß ſür ſie auf die Zeit ihrer Tätigkeit 
im Kommunaldienſte die Verſicherungsgebühr nach dem 
neuen Verſicherungsgeſetz geleiſtet wird. Wenn wir 
mit Recht gekündigt haben, dann hat der Mann keinen 
Anſpruch gegen uns, wenn er noch nicht 10 Jahre in 
unſerm Dienſte geſtanden hat. 


Vorſitzender: Dieſe Frage iſt von uns im Vorſtande 
des Preußiſchen Städtetages eingehend beraten worden. 


Wir haben uns ſehr wohl überlegt, was wir vor- 
ſchlagen wollten, und die Staatsregierung iſt unſeren 


Vorſchlägen beigetreten. Ich werde veranlaſſen, daß 
dieſe Beſchlüſſe des Preußiſchen Städtetages ſämtlichen 
weſtpreußiſchen Städten zugeſandt werden, damit ſie 


ſie in Ruhe durchleſen können; denn heute, wo jeder 


erklärt, er verſtehe von der Sache nichts, werden wir 
nicht zum Ziele kommen. 


davon zu verſtehen. Ich würde es für einen grund⸗ 
legenden Fehler halten, den veränderten Leitſatz des 
Referenten anzunehmen, auch nach den Ausführungen 
des Kollegen Müller. Wir würden hiernach die 
Beamten auf Kündigung in der Tat beſſer ſtellen, als 
die auf Lebenszeit angeſtellten. Wenn Sie dem neuen 


Vorſchlage des Referenten folgen, ſo heben Sie das 
Inſtitut der Beamten auf Kündigung tatſächlich auf. 


Das iſt die große Tragweite dieſes Leitſatzes. Ich 


bin überzeugt, daß man bei den eiligen Beratungen 


im Reichstage nicht daran gedacht hat, daß unſere 


Wenn aber der 


Ich habe mich eingehend ö 
mit der Frage beſchäftigt und bilde mir ein, etwas 


Beamten unter dieſes Geſetz ſallen ſollten. Wenn 
man nun an die Ausführung des Geſetzes geht, ſo 


meine ich, ſoll man den Weg wählen, der die Rechte 


der Städte am wenigſten ſchmälert, und das iſt der 
Weg, den der Preußiſche Städtetag in Übereinſtimmung 
mit dem Miniſterium vorgeſchlagen hat. Ich werde 
die Beſchlüſſe vervielfältigen laſſen und ſie allen über⸗ 
ſenden, damit Sie ſie eingehend prüfen können. 


Stadtrat Goeritz-Danzig: Es handelt ſich hier 
darum, welchen von drei Wegen die Städte gehen 
ſollen. Es gibt erſtens die Möglichkeit, unſere Be⸗ 
amten einfach den Beſtimmungen des Verficherungs- 
geſetzes zu unterwerfen, ſie alſo zu verſichern. Der 


zwei Unterwege: Entweder man trifft eine Beſtimmung, 
wodurch man die Frage der Kündigung der Ent: 
ſcheidung einer fremden Inſtanz unterwirft, oder man 
behält ſich das Kündigungsrecht vor, erklärt aber: für 
dieſen Ausnahmefall wollen wir unſeren Beamten die 
Mindeſtleiſtung des Angeſtellten-Verſicherungsgeſetzes 
zubilligen. Wenn wir nun dieſe drei Wege haben, fo 
meine ich, kann die Frage der Verſicherung unſerer 
Beamten von vornherein ausſcheiden, denn die Fälle 
der vorzeitigen Kündigung ſind außerordentlich ſelten. 
Wir würden ſehr unklug handeln, wenn wir wegen 
dieſer wenigen Fälle die große Mehrzahl der Beamten 
der Verſicherungspflicht unterwürfen und für fie Bei⸗ 
träge zahlten. Es bleibt alſo nur übrig, daß wir ſie 
nicht verſichern, und da meine ich, ſtatt daß wir dann 
das Kündigungsrecht einer fremden Inſtanz überlaſſen, 


| it es beſſer, wir wahren uns das Recht der eigenen 
Entſcheidung und greifen in den wenigen Fällen lieber 


in den Säckel, um den betreffenden Beamten das zu 


geben, was das Angeſtellten-Verſicherungsgeſetz vorſieht. 


Stellv. Stadtverordneten-Vorſteher Fettenborn⸗ 
Graudenz: Nachdem der Referent ſich einverſtanden 
erklärt hat, daß ſeine im letzten Augenblick abgeänderten 
Leitſätze im Sinne des Herrn Müuſterberg erledigt 
werden, ſollte der Städtetag als ſolcher ſeinerſeits 
Stellung nehmen, um denjenigen Städten, die noch 
keinen Entſchluß gefaßt haben, einen Leitweg zu geben. 
Auch nach den Ausführungen der Herren Oberbürger⸗ 
meiſter Scholtz und Stadtrat Goeritz kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Städte gut tun, ſich alle 
Rechte zu wahren. Deshalb iſt es zweckmäßig zu 
beſchließen: Der Städtetag nimmt die urſprünglich 
vorgelegten Leitſätze an und gibt die abgeänderten 
Leitſätze zur Kenntnis. Auf die letzteren dürfen wir 
uns keinesfalls feſtlegen. 


Stellv. Stadtverordneten⸗Vorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig: Ich habe mich inzwiſchen davon überzeugt, 
daß die Intereſſen der Städte nur durch den urſprüng⸗ 
lichen Leitſatz des Referenten gewahrt werden. Es 
wäre am einfachſten, wenn der Referent jetzt ſagen 
wollte: Ich ziehe meinen abgeänderten Leitſatz zurück. 
Das wäre jedenfalls viel zweckmäßiger, als für dieſe 
Sache eine beſondere Reſolution zu faſſen. Wenn 
auch nicht abgeſtimmt wird, ſo weiß nun doch jeder, 
daß der Städtetag nun der Meinung beitritt, die in 
den urſprünglichen Leitſätzen zum Ausdruck gebracht 
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iſt. Ich bitte den Referenten, den abgeänderten Leit⸗ | 
ſatz zurückzuziehen; tut er das nicht, jo empfehle ich, 
meine Reſolution anzunehmen. 


Berichterſtatter, Stadtrat Dr. Hoffmann⸗Thorn: Ich 
will den praktiſchen Erwägungen des Herrn Münſter⸗ 
berg Folge geben. Da ich ſehe, daß die Verſammlung 
die Meinung des Herrn Vorſitzenden teilt, ziehe ich 
den reformierten Leitſatz zurück. | 


Vorſitzender: Alſo der reformierte Leitſatz iſt zurück 
gezogen. Ich ſchließe die Verhandlungen. | 


Wir kommen zu Punkt 6: 


Gemeindeſteuerſtatiſtik der preußiſchen Städte 
für 1912.) 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmann⸗ Neuſtadt: 
Meine Herren! Auf den Tagungen des Weſtpreußiſchen 
Städtetages legte ich in den letzten Jahren Statiſtiken 
vor, die die Gemeindeſteuerverhältniſſe der Städte Weſt⸗ 
preußens zeigten. Im vergangenen Jahre beabsichtigte | 
ich, einen Schritt weiter zu gehen und Vergleiche mit 
den oſtpreußiſchen Verhältniſſen zu zeigen, ließ dieſe 
Abſicht aber fallen, um in eingehenderer Darſtellung 
nochmals auf Weſtpreußens Städte zurückzukommen. 

In dieſem Jahre nun, das als Jubiläumsjahr 
Sr. Majeſtät ein ganz beſonders wichtiges iſt, ſollte 
die Arbeit umfangreicher werden, und ich habe Auf⸗ 
ſtellungen gemacht, die ſich nicht nur auf Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, ſondern auf alle 12 Provinzen Preußens ö 
erſtrecken. Die Statiſtik umfaßt alle preußiſchen Städte, 


ob groß, ob klein. 

Ich hatte erſt die Abſicht, nicht allein eine Gemeinde⸗ 
ſteuerſtatiſtik zu geben, ſondern auch zu zeigen, welchen 
Druck Schulaufwendungen, Armenlaſten uſw. verur⸗ 
ſachen, mußte dieſes Vorhaben aber fallen laſſen, weil 
die Auskünfte viele Lücken zeigten, weil die Arbeit dann 
aber noch umfangreicher geworden wäre, ſo. daß ich ſie 
nicht hätte bewältigen können. Soweit Angaben erfolgt 
ſind, habe ich aber kurze Bemerkungen aufnehmen können 
darüber, wie Überſchüſſe aus ſtädtiſchen Werken (Gas⸗ 
werk, Elektrizitäswerk uſw.), Reingewinne aus Forſten, 
Sparkaſſengewinne uſw. auf die Höhe der Zuſchläge 
mildernd einwirken. 

Da mir eine Vervielfältigung der Statiſtik nicht 
möglich war, habe ich, um eine Einſicht in dieſelbe hier 
zu ermöglichen, 25 große Tabellen gefertigt, die Sie 
an den Wänden dieſes Tagungsraumes und an der 
Staffelei neben mir aufgehängt finden. Von den Ta⸗ 
bellen find 22 mit A, die weiteren 3 mit B, C und 
D bezeichnet. 

Auf den Tabellen A find, gruppiert nach Pro⸗ 
vinzen, ſämtliche Städte Preußens aufgeführt mit Namen, 
Einwohnerzahl und ihren Steuerverhältniſſen, und zwar 
umfaßt die Statiſtik die verſchiedenen Steuerarten nach 
Markbeträgen, die für die Berechnung der kommunalen 


Zuſchläge in Betracht kommen, ſowie die kommunalen 


Zuſchläge, die erhoben werden, ferner den Prozentſatz | 
der Kreisabgaben. 


*) Hierzu zwei Anlagen am Schluſſe des Verhandlungs⸗ 
berichtes. 
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Eine Gegenüberſtellung der Staatseinkommenſteuer 
und des verbleibenden umlegefähigen Betrages derſelben 


nach Berückſichtigung des Beamtenprivilegs uſw. zeigt 


die ungünſtige Wirkung dieſes Privilegs, deſſen völlige 
Beſeitigung bisher vergeblich angeſtrebt worden iſt. 
Um Vergleiche mit der ſtaatlich veranlagten Grund⸗ 
ſteuer anſtellen zu können, habe ich in die Tabellen 
das Feldmarkgebiet (Areal) der Städte aufgenommen. 
Dieſe Gegenüberſtellung zeigt die große Ungleichmäßig⸗ 


keit der Grundſteuer und ihre Reformbedürftigkeit. 


Weiter habe ich aufgenommen das Durchſchnitts⸗ 
einkommen der Staatsſteuerzahler für jede Stadt, er⸗ 
rechnet aus dem Mittel des verſteuerten Einkommens 
jeder Steuerſtufe und der Zahl der Zenſiten, ferner 
die Zahl der Staatsſteuerzahler jeder Stadt über⸗ 
haupt und auf 1000 Einwohner berechnet. 

Die Städte ſind für jede Provinz gruppiert nach 
Einwohnern, beginnend mit den Großſtädten. Gruppe 1 
umfaßt die Städte mit mehr als 100 000 Einw., 


Gruppe II diejenigen mit 25—100 000 Einw., Gruppe III 
diejenigen mit 10—25 000 Einw., Gruppe IV diejenigen 


mit 5— 10 000 Einw., Gruppe V diejenigen mit 2 500 — 
5000 Einw., Gruppe VI diejenigen mit weniger als 
2500 Einw. 

Tabelle B zeigt in graphiſcher Darſtellung, wie⸗ 
viel Städte jede dieſer Gruppen provinzweiſe umfaßt 
und darunter die Angabe, welche kommunalen Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer, Grundſteuer, Gebäudeſteuer und 
Gewerbeſteuer im Durchſchnitt in jeder Gruppe erhoben 
werden. Darunter wieder findet ſich die Berechnung 


des Durchſchnitts der Steuerzuſchläge aller Städte jeder 


Provinz und zuletzt eine ſolche der Durchſchnittszu⸗ 


ſchläge für den ganzen Staat. 


Tabelle C gibt in graphiſcher Darſtellung ein 
Bild von den Durchſchnittszuſchlägen der einzelnen 
Gruppen der kreisangehörigen Städte bis 25000 Ein⸗ 
wohner, in derſelben iſt beſonders erſichtlich gemacht 
die Einwirkung der Durchſchnittskreisabgaben auf die 
Höhe der Zuſchläge. 

Tabelle D endlich zeigt graphiſch die Wirkungen 
der Privilegien der Beamten uſw. auf die kommunalen 


Zuſchläge zur Einkommenſteuer im Durchſchnitt in den 
einzelnen Städtegruppen. 


Aus den von mir angeſtellten Ermittelungen aller 
Art will ich Ihnen folgendes vortragen: 

Das Schwergewicht der kommunalen Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer liegt in Oſtpreußen zwiſchen 200 und 
300 %, in Weſtpreußen zwiſchen 200 und 300 %, in 
Brandenburg zwiſchen 100 und 200 % ͤ in Pommern 
zwiſchen 150 und 250 % ‚F in Poſen zwiſchen 200 und 
250 , in Schleſien zwiſchen 150 und 200 %, in 
Sachſen zwiſchen 100 und 200 , in Schleswig⸗Holſtein 


zwiſchen 150 und 250 %% ,‚ in Hannover zwiſchen 150 


und 200 %, in Weſtfalen zwiſchen 150 und 250 %, 


in Heſſen⸗Naſſau zwiſchen 100 und 150 %, in der 


Rheinprovinz zwiſchen 150 und 250 %. 

Die günſtigſten Steuerverhältniſſe beſtehen in Heſſen⸗ 
Naſſau. 

An Zuſchlägen zur Einkommenſteuer erheben in 
Preußen: a) keine Zuſchläge = 4 Städte, b) bis 


100 % = 75 Städte, c) 101150 % = 249 Städte, 
d) 151-200 % = 555 Städte, e) 201—250 % = 
288 Städte, f) 251300 % — 85 Städte, g) 301— 
350 % = 13 Städte, 
Sa. 1275 Städte. 

Das Schwergewicht der kommunalen Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer liegt danach für ganz Preußen zwiſchen 
151 und 200 %, es neigt darüber etwas hinaus. 

Die Zahl der Städte mit hohen Zuſchlägen iſt im 
Verhältnis zur Geſamtzahl der Städte nicht ſo bedeutend, 
als daß dieſen Städten, die insbeſondere den öſtlichen 
Provinzen angehören, nicht geholfen werden könnte. 

Von den vorher zu g) und h) aufgeführten 19 Städten 
entfallen allein 13 = 69 % auf Weſtpreußen. 


Oſtpreußen kommen 2, auf Pommern, Schleſien, Schles⸗ 


wig⸗Holſtein und Weſtfalen je 1 Stadt. 
Die Durchſchnittszuſchläge zur Einkommenſteuer be⸗ 


tragen für alle Städte jeder Provinz: in Weſtpreußen: 
249 %, in Oſtpreußen: 243 %, in Poſen: 205 % ͤ in | 


Schleswig⸗Holſtein: 201 %,, in Pommern: 200 %, in 
Weſtfalen: 192%, in der Rheinprovinz: 186 , in 


Hannover: 179%, in Schleſien: 177 %, in Sachſen: 


168 %,, in Brandenburg: 166 , in Heffen-Najjau: 
144 %. 


Die Durchſchnittszuſchläge für alle Städte des ganzen 


Staates betragen: zur Einkommenſteuer: 192 /, zur 
Grundſteuer: 203 %, zur Gebäudeſteuer: 203 %, zur 
( HNον⁰¹,bI Rate! wur „o- 
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h) 351—400 % 6 Städte. 


Auf 


| Nunmehr möchte ich Ihnen noch einige Mitteilungen 


ü machen über unſere Weſtpreußiſche Statiſtik: 

f Von den 57 Städten Weſtpreußens konnten 37 
(Vorjahr 39) mit denſelben Steuerzuſchlägen auskommen. 
Steuererhöhungen brauchten nur 5 Städte (Vor⸗ 
jahr 8) vorzunehmen und zwar erhöhten: 3 Städte 
die Zuſchläge zur Einkommenſteuer und zu den Real⸗ 
ſteuern (darunter Vandsburg von 291 auf 355% und 
von 226 auf 250 %), 1 Stadt die Zuſchläge zur Ein- 
kommenſteuer, 1 Stadt die Zuſchläge zu den Real⸗ 
ſteuern. Ermäßigungen der Zuſchläge waren in 
14 Städten (Vorjahr 10) zu verzeichnen. Es ſetzten 
herab: 9 Städte alle Zuſchläge, 4 Städte die Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer, 1 Stadt die Zuſchläge zu den 
Realſteuern. Die bedeutendſte Ermäßigung — wohl 
in ganz Preußen — nahm Gorzno vor; es iſt von 
450 % Zuſchlag zur Einkommenſteuer auf 330 %, von 
290 % zu den Realſteuern auf 230 % zurückgegangen 
und hat nun nicht mehr den zweifelhaften Ruhm, die⸗ 
jenige Stadt in Preußen zu ſein, welche die höchſten 
Zuſchläge erhebt. (Jetzt ſteht mit 400 % Kallies in 
Pommern an der Spitze.) Eine Stadt (Garnſee) er⸗ 
mäßigte den Zuſchlag zur Einkommenſteuer von 250 
auf 216 ⅝, erhöhte dagegen die Zuſchläge zu den 
Realſteuern von 185 auf 203 %. 

Es iſt danach wieder ein kleiner Fortſchritt zum 
Beſſern zu verzeichnen. Trotzdem ſteht Weſtpreußen 
| aber mit ſeinen Zuſchlägen zur Einkommenſteuer immer 

noch am ungünſtigſten da. 


Die höchſten e ee im Durchſchnitt hat die 


Provinz Oſtpreußen mit 100 %, die nächſthöchſten Weſt⸗ 
preußen mit 92 %. 
Poſen, Schleſien, Hannover mit je 54%, Brandenburg 


mit 48 %,, Weſtfalen mit 38 %, Sachſen und Schles⸗ ö 


wig⸗Holſtein mit je 37%, Heſſen⸗Naſſau mit 30 %, 
die Rheinprovinz mit 20 %. 
Bezüglich des Durchſchnittseinkommens der Staats⸗ 


ſteuerzahler ſei hervorgehoben, daß unter 1275 Städten 
in Preußen 46 vorhanden ſind, in denen jeder Staats⸗ ' 
ein Durchſchnittseinkommen 
von 3000 Mark und mehr hat. Unter dieſen 46 Städten 


einkommenſteuerpflichtige 


befinden ſich wieder 5, in denen das Durchſchnittsein⸗ 
kommen mehr als 4000 Mark beträgt. Das höchſte 
Durchſchnittseinkommen gibt es in Dt. Wilmersdorf 
mit 5400 Mark auf jeden Staatseinkommenſteuerzahler. 

Das Durchſchnittseinkommen der Staatsſteuerzahler 
allgemein als Maßſtab für die Leiſtungsfähigkeit der 
Städte anzuſehen, erſcheint nicht zutreffend. In vielen 
Städten iſt eine große Anzahl von Beamten vereinigt 
und es kommt dort zwar ein angemeſſenes Durchſchnitts⸗ 
einkommen heraus, aber der Ausfall infolge des Be⸗ 
amtenprivilegs ſetzt die Leiſtungsfähigkeit erheblich herab 
und ſchraubt die Steuerzuſchläge hinauf. Städte mit 
einem niedrigen Durchſchnitt und einer hohen Zahl 
von Zenſiten haben meiſtens eine große Arbeiterbevöl⸗ 
kerung aufzuweiſen; die niedrigen Steuerſätze überwiegen 
dort, ſetzen den Durchſchnitt herab und es find drückende 
Schul⸗ und Armenlaften zu verzeichnen. Dagegen laſſen 
eine hohe Zahl von Staatseinkommenſteuerzahlern und 
ein hohes Durchſchnittseinkommen auf gute Verhältniſſe 


Es folgen: Pommern mit 64% ͤ 


Welche Umſtände wirken nun günſtig auf die Höhe 
der Zuſchläge ein? 
Betrachten wir auf den Tabellen A die Steuer⸗ 
zuſchläge und die Eintragungen in Spalte Bemerkungen, 
ſo finden wir, daß Überſchüſſe aus ſtädtiſchen Werken 
‚ und Unternehmungen, aus Forſtbeſitz, aus ſonſtigem 
Grundbeſitz, Sparkaſſenüberſchüſſe uſw. den Gemeinde⸗ 
haushalt günſtig beeinfluſſen und die Steuerzuſchläge 
niedrig halten. Zu dieſen Gemeinden geſellen ſich 
diejenigen, die infolge guter Lage Sammelpunkte für 
Rentner und Penſionäre werden, deren Steuerſoll von 
Jahr zu Jahr in die Höhe geht, und die infolgedeſſen 
weſentliche Aufwendungen zu machen in der Lage ſind, 
um immer mehr Kriſtalliſationspunkte zu werden und 
zu ſein wegen der Annehmlichkeiten, die ſie bieten. 

Aber im Verhältnis zu der großen Zahl der Städte 
iſt die Zahl dieſer glücklichen gering. Und unter den 
glücklichen wieder ſind im ganzen Staat nur vier, 
die keine kommunalen Zuſchläge erheben; ſie zählen zu 
den kleinſten; eine von ihnen liegt in Heſſen⸗Naſſau, 
eine in Pommern, zwei liegen in Poſen, und in dieſen 
beiden dürfte von einer völligen Steuerfreiheit der 
Bürgerſchaft kaum die Rede ſein, wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß dort, wo in Poſen Sozietätsſchulen beſtehen, 
beſondere Zuſchläge von den Sozietäten als Schul⸗ 
beiträge erhoben werden. 

Wodurch nun würde eine Ermäßigung der Steuer⸗ 
zuſchläge herbeizuführen ſein? 

Eine Ermäßigung der kommunalen Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer würde eintreten, wenn die Privi⸗ 
legien der Beamten, Geiſtlichen, Lehrer uſw. gänzlich 


und Leiſtungsfähigkeit ſchließen. 


zur Aufhebung gelangten. Dieſe Ermäßigung würde 


namentlich in den ſchwer belafteten Städten der öftlichen 
Provinzen bedeutend ſein (vergl. Anlage I); fie würde 
bis 100 % betragen. Und nach einer ſolchen Herab⸗ 
ſetzung könnten die Beamten uſw. ſehr wohl wie die 
andern Bürger ohne Beeinträchtigung den verbleibenden 
vollen Zuſchlag entrichten. 

Eine Ermäßigung der Zuſchläge zu den ſtaatlich 
veranlagten Realſteuern würde zu verzeichnen ſein, 

a) wenn die Grundſteuer zeitgemäß veranlagt und 

b) die Gebäudeſteuerveranlagung verbeſſert würde. 

Eine zeitgemäße Geſtaltung dieſer Steuern iſt 
dringend erforderlich, denn der ſtehende Grund- und 
Gebäudebeſitz iſt und bleibt das Rückgrat der Gemeinde⸗ 
beſteuerung. 

Die Gründe für eine neue Veranlagung der Grund⸗ 
ſteuer ſind ſo oft erörtert worden, daß ſie hier nicht 
wiederholt werden ſollen. 

Eine Verbeſſerung der Gebäudeſteuerveranlagung 
würde darin zu erblicken ſein, daß 

1. die Dauer der Veranlagungsperiode, die jetzt 

15 Jahre beträgt, auf etwa 5 Jahre herab⸗ 
geſetzt, daß 

. zur Ermittelung des Nutzungswertes ſtatt eines 
Durchſchnitts der Mietserträge der letzten zehn 
Jahre nur ein ſolcher der letzten 3 Jahre ge⸗ 
nommen und daß i 

. die gewerblich genutzten Gebäude ftatt mit 2% 
ebenfalls wie die andern mit 4%, des Nutzungs⸗ 
wertes herangezogen würden. 

Von großer Bedeutung wäre es auch, wenn der 
Grund- und Gebäudebeſitz des Fiskus zu den kommunalen 
Laſten herangezogen werden könnte. Durch eine ſolche 
Beſteuerung würde den Gemeinden eine wirkſame Staats⸗ 
hilfe zuteil werden. Ebenſo bedeutungsvoll wäre es, 
wenn die Steuerfreiheit des Grund⸗ und Gebäude⸗ 
beſitzes der Provinzen, Kreiſe und Kirchengemeinden, 
ſoweit es ſich bei dieſen letzteren um Wohnhäuſer für 
Pfarrer uſw. und Ländereien handelt, aufgehoben würde. 

Anſtelle der bisherigen Grund- und Gebäudeſteuer 
könnte nach weiterer Ausgeſtaltung auch eine allgemeine 
Einführung der Grundſteuer nach dem gemeinen Wert 
erfolgen, aber ohne die beabſichtigte Anderung des 
§ 25 des Kommunalabgabengeſetzes hinſichtlich der land⸗ 
und forſtwirtſchaftlich oder gärtneriſch genutzten Grund- 
ſtücke, von welcher Anderung abzuſehen auch der Preu⸗ 
ßiſche Städtetag im April 1913 die Königliche Staats⸗ 
regierung und die beiden Häuſer des Landtages 
gebeten hat. 

Die kommunalen Gewerbeſteuerzuſchläge würden ihre 
Höhe verlieren, wenn auch ſtaatliche Betriebe, wie z. B. 
der Betrieb der Eiſenbahn. mit Gewerbeſteuer beleat 


werden würden. Auch dieſes würde eine Staatshilfe ſein. 


Sehr bedeutend ſind in den öſtlichen Provinzen die 


Kreisabgaben. Sie belaſten die kreisangehörigen Städte 


in Oſtpreußen durchſchnittlich mit 100 %, in Weſt⸗ 
preußen mit 92 % (vergl. Anlage II). Eine Herab⸗ 
ſetzung derſelben würde auch eine Ermäßigung der 
Steuerzuſchläge in den Gemeinden zur Folge haben. 
Sie könnte erreicht werden, wenn dieſen Provinzen 
und ihren Kreiſen erhöhte Staatsdotationen gewährt 
würden. 


Würde ferner eine anderweite Verteilung und er⸗ 
leichterte Aufbringung der Schullaſten eingeführt, 

würden auch den Gemeinden für die Erledigung 
aller nicht rein gemeindlichen Aufgaben angemeſſene 
Vergütungen gewährt werden, dann wäre eine weſent⸗ 
liche Verbeſſerung der Finanzverhältniſſe erreicht und 
die kommunalen Zuſchläge würden bis zu einer erträg- 


lichen Grenze heruntergehen, auch die mittleren und 


kleineren Kommunen würden wieder leiſtungsfähige 
Glieder des großen Staatsgebildes ſein. 


Meine Herren! Sehr gerne hätte ich Sie in ein⸗ 


‚ gehenderer Weiſe mit dem Inhalt der ausgeſtellten 


Tabellen bekannt gemacht, aber die Kürze der Zeit und 
der Umſtand, daß der Vortrag von Zahlen ſehr lang- 
weilig iſt, ſtehen dem entgegen. Vielleicht findet unſer 


Vorſtand aber einen Weg, um die Tabellen und den 
dazu gehörigen Bericht trotz der hohen Koſten drucken 


zu laſſen, damit Sie davon genauere Kenntnis erhalten. 

Von allen Seiten, insbeſondere auch von den Stellen, 
die Abhilfe ſchaffen können, iſt die Finanznot der Kom⸗ 
munen anerkannt worden; möge in nicht zu ferner 
Zeit auch wirklich Abhilfe geſchaffen und den Gemeinden 
aus ihrer Not geholfen werden, möge dieſe Arbeit in 
beſcheidener Weiſe auch Material für das große Werk 


bieten. 


Ich erlaube mir, dem Städtetage zu empfehlen, 
einen Beſchluß zu faſſen, der dahin geht, das ſtatiſtiſche 


Material nebſt Bericht nach Drucklegung der Königlichen 


Staatsregierung und dem Abgeordnetenhauſe vorzulegen. 
(Lebhafter Beifall.) 

Vorſitzender: Ich eröffne die Verhandlungen. Der 
Herr Berichterſtatter hat uns ein ſehr großes Material 
gegeben und manche Wünſche ausgeſprochen, die man 
ohne weiteres unterſchreiben kann. Einige Wünſche 
kann ich aber nicht unterſchreiben, zum Beiſpiel die 
Umgeſtaliung der Steuer nach dem gemeinen Wert. 


Ich halte die Steuer ſo, wie ſie iſt, für durchaus gut, 


wenn man ſie verſtändig veranlagt. Ich kann von 
Danzig feſtſtellen, daß dort ſolche Härten, wie ſie von 
anderen Städten gemeldet werden, nicht vorgekommen 
ſind. Ich glaube aber, es iſt nicht zweckmäßig, wenn 
wir jetzt eine allgemeine Steuerdebatte eröffnen, und 
den vielen Ausblicken in eine goldene Zukunft nach⸗ 
gehen. Bei den Lehrerbeſoldungskaſſen habe ich auch 
meine Bedenken. Ich will nur dies wenige ſagen, 
damit es nicht ſcheint, als habe ſich der Siädtetag 


mit ſämilichen Ausführungen des Berichterſtatiers ein⸗ 


verſtanden erklärt. Falls unſere Mittel dazu reichen 
ſollten, wird es gewiß gut ſein, das Material des 
Referenten zu drucken und weiterzugeben. 
Bürgermeiſter Müller⸗Dt. Krone: Der Berichterſtatter 
iſt von vornherein von der Anſicht ausgegangen, daß 
ſeine Tabellen auf Koſten des Städtetages gedruckt 
werden würden. Es wäre auch bedauerlich, wenn 
unſere ganze Kenntnisnahme darin beſtände, daß wir 
ſie hier an der Wand hängen ſehen. Auf dieſe Weiſe 
können wir ſie nicht ſtudieren. Der Druck iſt ja 
etwas teuer, und auch unſere neue Steuerordnung für 
den Städtetag wird vielleicht nicht den Erfolg haben, 
daß die Koſten gedeckt werden. Wir würden wohl. 


wieder mit einem Minus abſchließen; aber ich meine, 
die Arbeit iſt es wert, daß wir uns dieſem Riſiko 
ausſetzen. Ich ſtelle daher den Antrag, die Tabellen 
drucken zu laſſen, entweder als einen Teil des Be⸗ 
richtes oder als eine beſondere Broſchüre, die im 
Verlage des Städtetages erſcheint und im Buchhandel 
verkauft werden kann. Da ſich dieſe Statiſtik auf alle 
Provinzen erſtreckt, ſo wird ſie nicht nur in Weſt⸗ 
preußen Intereſſe erregen, ſondern weit darüber 
hinaus. 


} 
| 
Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmaun-Neuſtadt: | 
| 
| 


Ich möchte zunächſt auf die Steuer nach dem gemeinen 
Wert eingehen. Es waren allgemeine Wünſche, die 
ich hier vorbrachte. Ich habe gefunden, daß die 
Steuer nach dem gemeinen Wert in ihrer heutigen 
Form nicht den Anklang findet, den ſie finden ſollte. 
In Oſtpreußen habe ich ſie mit großer Begeiſterung 
eingeführt, in meinem jetzigen Wirkungskreiſe iſt es 
mir nicht gelungen; es wird mir immer geſagt: die 
Arbeit können wir uns jparen. Wenn die Einführung 
allgemein durch Geſetz vorgeſchrieben wird, dann 
bin ich ganz mit ihr einverſtanden. 

Weiter möchte ich noch bemerken, daß ich das 
Material dem Weſtpreußiſchen Städtetage zur Ver⸗ 
fügung ſtelle. Wenn er die Tabellen vielleicht als 
Beilage zum Bericht herausgeben und dann vertreiben 
will, ſo ſtelle ich das ganz anheim. 

Stellv. Stadtverordneten-Vorſteher Münſterberg⸗ ' 
Danzig: Ein Beſchluß, dieſe ganzen Tabellen vers | 
vielfältigen zu laſſen, wäre doch bedenklich. Die Sache 
könnte ſehr wohl 1000 —1500 M koſten, denn der 
Druck von ſtatiſtiſchen und beſonders farbigen Tabellen 
iſt außerordentlich teuer. An ſich will ich der Druck- 
legung garnicht widerſprechen, denn es handelt ſich 
um eine Arbeit von ganz ungewöhnlichem Fleiß und 
großer Umſicht; aber wir ſind bei der Zahlung auf 
die Steuern der einzelnen Städte angewieſen, und ich 
möchte nicht, daß wir ſie wieder erhöhen. Ich würde 
daher vorſchlagen, daß Sie den Vorſtand ermächtigen, 
die Drucklegung zu bewirken, falls ſie ihm nach Lage 
der Dinge angängig erſcheint. Vielleicht laſſen ſich 
auch Vereinfachungen vornehmen, ſodaß die Koſten 
weſentlich verringert werden. Herr Bürgermeiſter 
Erdmann könnte aber wohl auch daran denken, ſich 
eiwa mit einer Firma, wie Duncker und Humblot in 
Verbindung zu ſetzen, ob ſie die Sache in Verlag 
nehmen. | 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmann: Wenn der 
Städtetag das Material nicht drucken läßt, ſo wird 
es vielleicht der Reichsverband deutſcher Städte nach 
und nach in ſeiner Rundſchau bringen. Der Reichs⸗ 
verband hat leider auch kein Geld, um die Arbeit auf 
einmal drucken zu laſſen. Wenn ſich der Städtetag 
wegen Herausgabe mit einem Verlage in Verbindung 
ſetzt, und etwa zuſieht, daß eine Subſkription eröffnet 
wird, ſo kann es ja ſein, daß er gar noch ein Geſchäft 


macht, und die Beiträge demnächſt wieder herunterſetzen 


kann. (Heiterfeit.) 

Vorſitzender: Das Wort wird nicht mehr verlangt, 
ich ſchließe die Verhandlungen. Herr Bürgermeiſter 
Müller hat folgenden Antrag eingereicht: 

Ich beantrage, dem Vorſtande zur Erwägung zu 
geben, ob nicht die ſtatiſtiſchen Tabellen des 
Bürgermeiſters Erdmann auf Koſten des Städte⸗ 
tages in Druck zu geben ſind. 

Ich glaube, dieſen Antrag können wir ruhig an⸗ 
nehmen; wir werden die Sache prüfen und ſehen, wie 
wir es am beſten einrichten. (Zuſtimmung) 

Ich ſchlage Ihnen vor, jetzt noch die 

Entlatung der Rechnung 
vorzunehmen. 

Bechnungsprüfer, ſtellv. Stadtverordneten⸗Vorſteher 
Tettenborn⸗Graudenz: Herr Liebetanz-Culm und 
ich haben die Rechnung geprüft. An Beſtand aus 
dem Vorjahre waren noch 274,93 M vorhanden. Da 
die Einnahmen — Mitgliederbeiträge für 1913 — 
noch nicht erhoben ſind und an Ausgaben für 1912 


bis 1913 noch 3247,19 M zu decken find, ſo beſteht 
zur Zeit ein Defizit von 2972,26 M, welches durch 


die inzwiſchen beſchloſſene Erhöhung der Beiträge 
vorausſichtlich ausgeglichen werden wird. Gegen die 
Rechnungslegung ſind Bedenken nicht zu erheben. Wir 
beantragen die Entlaſtung des Kaſſenführers. 
Vorſitzender: Ein Widerſpruch wird nicht laut. Die 
Entlaſtung iſt erteilt. Wir haben jetzt noch die Pflicht, 
unſeren Berichterſtattern für die außerordentlich große 
Mühe, die ſie aufgewandt haben, herzlichen Dank zu 
ſagen. Ich tue das hiermit und hoffe, daß Sie mir 
alle zuſtimmen. (Beifall.) Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß 3½¼ Uhr. 


46 


Zweite Sitzung. 
Dienstag, den 24. Juni 1913 — Saal des Artushofes. — 10 Ahr vormittags. 


Vorſitzender: Meine Herren! Ich eröffne die 
Sitzung. 
Es iſt folgendes Telegramm eingegangen: 
Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen für 
den Huldigungsgruß beſtens danken. 
Der Geheime Kabinettsrat 
von Valentini. 
Geſtern waren die Herren um Vorſchläge für die 
Teilnahme an den Städtetagen in Breslau und Köln 
gebeten worden. Es ſind in Vorſchlag gebracht 
worden für Breslau die Herren Eggert und 
Meinhardt, für Köln die Herren Born und 
Kude. — Sind die Herren einverſtanden? (Bus 
ſtimmung.) Die Herren ſind gewählt. 
Wir gehen über zu Punkt 7 der Tagesordnung: 


Einiges über die Ausübung der Armenpflege 


über Heranziehung ſäumiger Nährpflichtiger und 
der Vergebung von Sand an Arme. 

Berichterstatter, Stadtrat Dr. Evert⸗Danzig: Meine 
Herren! Die volkswirtſchaftlichen Forſchungen und 
Statiſtiken der letzten Jahrzehnte haben allgemein die 
Überzeugung erweckt, daß der Begriff „Armut“ doch 
weit über die Einzelerſcheinungen des Armenfalles 
hinausgeht; man könnte ſagen, daß die Armut ein 
Fremdkörper, eine Krankheit in dem Organismus der 
Volkswirtſchaft iſt und daß aus ihr ſehr große Ge⸗ 
fahren für das Allgemeinwohl erwachſen, Gefahren 
ſittlicher und wirtſchaftlicher Art. Wenn man einzelnen 


Armenfällen nachgeht, der Entſtehung ſowohl wie den 


Folgen des erſten Auftretens der Armut, jo wird man 
dieſe Auffaſſung ohne weiteres beſtätigt finden. Die 
Folgen machen ſich auf den verſchiedenſten Gebieten 
bemerkbar. Ich brauche nur an die Fürſorgeerziehung 
zu erinnern, jenes traurige Gebiet, das die Unter⸗ 
bringung verwahrloſter Kinder betrifft, ich brauche nur 
zu erinnern an die Kriminalſtatiſtik, nur zu erinnern 
an die ſchrecklich hohen Ziffern der Koſten für die 
Unterbringung in Krankenhäuſern, Irrenhäuſern und 
anderen Anſtalten. Das ſind alles bekannte Tatſachen. 
Während früher das einzige Mittel zur Gegenwehr 
gegen die Armut die Armenpflege war, die urſprünglich 
von Privatperſonen und Vereinigungen, ſpäter von 
der Gemeinde geübt wurde, iſt heute dazugekommen 
das Beſtreben, den Urſachen der Armut das Waſſer 
abzugraben. Es iſt dies das Gebiet der Sozialpolitik. 
Das Hinzukommen dieſes neuen Mittels hat die 
Armenpflege nicht überflüſſig gemacht; es hat der 
Armenpflege aber ſehr genützt, nicht in letzter Linie 


dadurch, daß die Armenpflege jetzt beſſer gewürdigt 
wird als früher. Früher war man leicht geneigt, alle 
Schäden der Armut der Armenpflege zur Laſt zu 


legen und von ihr zu verlangen, daß fie die Armut: 
aus der Welt ſchaffe, und der Widerwille war recht 
groß, wenn die Verwaltung erklärte: Das können 


wir nicht! 

Jetzt dagegen erkennt man an, daß der Armen— 
pflege dadurch enge Grenzen gezogen, daß ſie ſich 
lediglich mit den Einzelfällen bereits eingetretener 
Armut zu beſchäftigen und in treuer Sorge wie in 
Berückſichtigung der Umſtände und Urſachen dieſes 
Einzelfalls die Heilung des Falls anzuſtreben hat. 


Man verſchließt ſich nicht mehr der Einſicht, daß es 


neben heilbaren Fällen auch nicht ſelten unheilbare 
Armenfälle gibt, mag die Unheilbarkeit in äußeren 


Umſtänden oder Charakterdefekten der Perſonen be⸗ 
unter beſonderer Verückſichtigung des Geſetzes 


gründet ſein. Es hat ſich die Anſchauung durd- 
gerungen, daß für den Erfolg der Armenpflege nicht 
ſo ſehr das Maß des Gebens, als die Art, das Wie 
des Gebens entſcheidend iſt, und daß es oft Pflicht 
der Armenpflege iſt, zur durchgreifenden Heilung 
energiſche Maßnahmen anzuwenden, Maßnahmen, die 
gleich bitterer Medizin dem Betreffenden nicht an⸗ 
genehm ſind, aber durchaus in ſeinem eigenen wohl⸗ 
verſtandenen Intereſſe liegen. 

Meine heutigen Ausführungen haben ſich mit zwei 
wichtigen Einzelfragen aus dem Gebiete der Armen— 
pflege zu beſchäftigen: Der Heranziehung der unter⸗ 
haltspflichtigen Angehörigen eines Verarmten und 
der Verteilung von Land an Arme als Armenunter⸗ 
ſtützung. 

Die Heranziehung unterhaltspflichtiger Angehöriger 
gehört zu den langwierigſten Aufgaben der Armen⸗ 
pflege. Wenn es nach dem beſtehenden Geſetz in erſter 
Linie Pflicht der Angehörigen iſt, dem im Daſeins⸗ 
kampf unterliegenden Individium helfend zur Seite zu 
treten, und die Armenpflege erſt dann einzutreten hat, 
wenn auch die Leiſtungen der Angehörigen zur Be⸗ 
hebung der Armut nicht ausreichen, fo iſt dieſe 
Stellung der Armenpflege nicht von fiskaliſchen Rück⸗ 
ſichten diktiert, ſondern durch das Beſtreben, die 
Selbſtverantwortung des Individiums und das Familien- 
gefühl zu erhalten und zu kräftigen. Die Armenpflege 
muß dieſe Grundſätze mit aller Energie durchſetzen, 
denn jedes Zurückweichen und jeder Mißerfolg in der 
Heranziehung der Angehörigen enthält die Gefahr, 
daß das Gefühl der Familieneinheit bedenklich ge⸗ 
ſchwächt wird, umſomehr, als die geſamten Verhältniſſe 
unſeres heutigen Wirtſchaftslebens dem Verfall der 


Familie beſonderen Vorſchub leiſten. Die Beobachtungen 
der Praxis lehren, daß die Angehörigen aus einem 


erfolgloſen Vorgehen der Armenpflege gar bald die 


Lehre ziehen, daß ſie ungeſtraft ihre Verwandten der 


Armenpflege anheimfallen laſſen können, und daß es 


für ſie eine unnütze Verſchwendung wäre, Unterhalts⸗ 
mittel aufzuwenden zur Entlaſtung der Armenpflege. 
Das Allgemeinwohl hat ein reges Intereſſe daran, 


daß dem Kampf der Armenpflege gegen die Angehörigen 
ein durchgreifender Erfolg geſichert iſt, denn Selbſt⸗ 
verantwortung des Individiums und Pflichtgefühl der 


Familienmitglieder ſind notwendige Grundlage für eine 
geſunde Volkswirtſchaft. 

Man kann es nur bedauern, daß bis vor kurzem 
es der Armenpflege völlig an genügenden Waffen 


fehlte, um dieſen Kampf gegen die Verſäumnis der 


Familienpflicht mit Ausſicht auf allgemeinen Erfolg zu 


führen. Daß die Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts 


über Unterhaltspflichten in Verbindung mit den 
Zwangsvollſtreckungsbeſtimmungen der Z. P. O. und 
dem § 65 des U. W. G. nicht ausreichten, iſt ohne 
weiteres klar, wenn man ſich an die zahlreichen Mittel 
erinnert, einer Zwangsvollſtreckung dauernd auszu⸗ 
weichen, und wenn man an die Langſamkeit des zivil⸗ 
prozeſſualen Verfahrens denkt. Dieſe Vorſchriften 
vermögen dem öffentlichen Intereſſe, einem Verarmten 
im Augenblick unmittelbarer Lebensgefährdung ſchleunige 
Hilfe der Angehörigen zu verſchaffen, nicht entfernt 
zu genügen. Bis Mitte der neunziger Jahre waren 
weitere geſetzliche Maßnahmen gegen Unterhaltsſäumige 
überhaupt nicht gegeben, und die Armenbehörde war 


zu völliger Ohnmacht verurteilt. Aber auch durch das 
Inkrafttreten des § 361, Ziff. 5, 7 und 10 des 


R. Str. G. B. änderte ſich die Sachlage nur wenig. 
Dieſe Beſtimmungen ſind zu eng gefaßt, das Straf- 
maß iſt zu milde, vor allem aber hat die Recht⸗ 


ſprechung auf dieſem Gebiet in der Strafbemeſſung 
völlig verſagt, weil die erkennenden Gerichte nicht in 


genügendem Zuſammenhang mit der Verwaltung ſtehen 


und ſich nicht die Auffaſſung angeeignet haben, daß 


dieſe Strafbeſtimmungen eine ſehr notwendige Stütze 
der Armenpolitik bilden und daß fie nicht als neben- 
ſächliche Übertretung anzuſehen ſind, ſondern als eine 


im Intereſſe des Wohles der niederen Volksklaſſen 


gegebene Waffe gegen diejenigen Perſönlichkeiten, 


welche durch Verſäumen ihrer Unterhaltspflicht im 


näheren Kreis ihrer Familie und darüber hinaus durch 
die wirtſchaftliche Schwächung wichtiger Teile des 


volkswirtſchaftlichen Ganzen der Allgemeinheit einen 


ſchweren Schaden zufügen. 
Die Gerichte pflegen die einzelnen Fälle der Über⸗ 


tretung losgelöſt von den allgemeinen Erwägungen zu | 
behandeln und das Maß der Strafe in erſter Linie 


davon abhängig zu machen, ob der Betreffende bisher 
beſtraft war oder nicht. Es wird hierbei verkannt, 
daß der Zweck jener Strafbeſtimmungen in der Haupt⸗ 
ſache Vorbeugung für die Zukunft iſt, und daß dieſes 


Ziel nur erreicht werden kann, wenn dem betreffenden 


Individium durch eine empfindliche Strafe das Unrecht⸗ 
mäßige ſeines Handelns ſo klar vor Augen geführt 
wird, daß er es vorzieht, für die Zukunft eine aber⸗ 
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malige Beſtrafung zu vermeiden. Die aus dem $361, 
5 u. 10 gerichtlich erkannten Strafen waren in der 
Mehrzahl der Fälle derartig niedrig, daß es faſt 
bedenklich erſchien, erneute Anträge zu ſtellen. Auf 
Freiheitsſtrafen wurde ſehr ſelten erkannt, die Geld⸗ 
ſtrafen bewegten ſich in der Hauptſache zwiſchen 1 und 
10 M, und zwar in den meiſten Fällen betrugen ſie 
1—5 M. Auch die Zahl der aus § 361 Ziff. 5 
und 10 beſtraften Perſonen iſt ſehr gering: Sie betrug 
1908—10 77% aller Nährpflichtſäumigen. In 
37 Städten, darunter 32 Großſtädten, erfolgten 67 Be⸗ 
ſtrafungen aus § 361, 5 und 732 aus 5 361, 10, 
in 480 Fällen wurde nur auf Geldſtrafe, in 252 auf 
Haft, darunter in 100 auf Haft über 1 Woche, 
erkannt. Die Gerichte erklären die Erwerbsmöglichkeit 
noch nicht für ausreichend zu beſtrafen, verurteilen 
vielmehr nur den, welchem genügend Barmittel zur 
Verfügung ſtehen. 


Die Verurteilungen machten auf die Perſonen ſo 
ſchwachen Eindruck, daß ſie nur in ſehr wenigen Fällen 
ſich alsdann zur Erfüllung ihrer Unterhaltspflicht be⸗ 
| quemten, meistens wurde ein abermaliger Strafantrag 
erforderlich und nicht ſelten nach der zweiten Ver⸗ 
urteilung noch ein dritter und auch dieſer dritten Ver⸗ 
urteilung blieb häufig ein Erfolg verſagt. Die 
Zbwiſchenräume zwiſchen den einzelnen Verurteilungen 
waren recht beträchtlich, bis zu 4 Monaten. 


| Der geringe Erfolg des Vorgehens aus dem 
| $ 361, 5 und 10 wird erklärlich, wenn man ſich die 
| 


Auffaſſung der betreffenden Perſonen vergegenwärtigt, 
daß es doch viel billiger und wirtſchaftlicher ſei, in 
vierteljährlichen Zwiſchenräumen jedesmal etwa 5 M 
Strafe zu zahlen, als mit den 10—20 fachen Opfern 
ſeiner Unterhaltspflicht ordentlich nachzukommen. Die 
gezahlten Strafſummen wird der Verurteilte gewiſſer⸗ 
maßen als eine vorteilhafte Ablöſung ſeiner Unterhalts⸗ 
pflicht betrachten. Dieſe Verhältniſſe, unter denen alle 
Städte ziemlich gleichmäßig zu leiden haben, haben 
dem Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, für den Entwurf des neuen Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuches eine erhebliche Verſchärfung der Straf⸗ 
| beſtimmungen zu fordern, ſowohl durch Erweiterung 
der Faſſung der Beſtimmungen, als durch Erhebung 
der Strafbeſtimmungen in die Reihe der Vergehen 
(Gefängnisſtrafe). Aber auch wenn dieſem Wunſche 
Rechnung getragen würde, ſo würde damit doch der 
Hauptgrund des Verſagens der ſtrafgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen auch auf dieſe Neuerungen übertragen 
werden. Die ſchärfſten Strafbeſtimmungen werden 
ihren Zweck nicht erreichen, ſolange nicht die erkennende 
Behörde bei den Aburteilungen eine zuſammenhängende 
Strafpolitik betreibt, welche das den Beſtimmungen zu 
Grunde liegende Intereſſe vollauf würdigt. Dieſes 
kann aber nur dadurch erreicht werden, daß zwiſchen 
erkennender Behörde und verwaltender Behörde Fühlung 
und Zuſammenhang beſteht. 

Nachdem in anderen deutſchen Bundesſtaaten ſchon 
ſeit geraumer Zeit die Anordnung des Arbeitszwanges 
gegen unterhaltsſäumige Angehörige eingeführt worden 
war, brachte endlich auch in Preußen das neue Geſetz 


über die Heranziehung ſäumiger Nährpflichtiger vom 
23. Juli 1912 die gewünſchte Hilfe. 
Die weſentlichen Beſtimmungen des Geſetzes ſind 
folgende: 
s 1a. 


Wer ſelbſt oder in der Perſon ſeiner Ehefrau oder 


ſeiner noch nicht 16 Jahre alten Kinder aus öffentlichen 
Armenmitteln unterſtützt wird, kann auch gegen ſeinen 


Willen auf Antrag des unterſtützenden oder des er⸗ . Bi 
ſtattungspflichtigen Armenverbandes durch Beſchluß des ausſetzungen der Unterbringung weggefallen find. 
Kreis- (Stadt⸗) Ausſchuſſes für die Dauer der Unter⸗ 8 8 
ſtützungsbedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt Unterbringungsbeſchluſſes mit der Behauptung, daß 


oder in einer ſtaatlich als geeignet anerkannten Privat⸗ 
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anjtalt untergebracht werden; der Untergebrachte iſt ver⸗ 


pflichtet, für Rechnung des Armenverbandes die ihm 


angewieſenen Arbeiten nach dem Maße ſeiner Kräfte 


zu verrichten. Als unterſtützt gilt der Ehemann oder 
der unterſtützungspflichtige Elternteil — oder bei un⸗ 


ehelichen Kindern — die Mutter — auch dann, wenn 
die Unterſtützung der Ehefrau oder der Kinder ohne 
oder gegen den Willen dieſer Unterhaltspflichtigen ge⸗ 
währt iſt. 
Die Unterbringung erfolgt nicht: 
1. wenn die Unterſtützungsbedürftigkeit nur durch 
vorübergehende Umſtände verurſacht iſt; 
2. wenn der Unterzubringende nicht arbeits- oder 
erwerbsfähig iſt; 
3. wenn er entſprechend ſeiner Arbeits- und Er⸗ 
werbsfähigkeit zu ſeinem und ſeiner Familie 
Unterhalt beiträgt; 


ſtänden nach nicht gerechtfertigten Härten oder 
Nachteilen für das Fortkommen des Unterzu⸗ 
bringenden verbunden ſein würde. 
Anſtatt der Unterbringung in einer Arbeitsanſtalt 
kann auch die Einweiſung in eine Erziehungsanſtalt 


oder Heilanſtalt (insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) 


angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben iſt, 
den Eingewieſenen mit angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. 
Ss le 
Ss 5 


Die Entſcheidung des Kreis-(Stadt⸗)Ausſchuſſes er⸗ 


geht auf Grund mündlicher Verhandlung. Vor der 
Entſcheidung iſt der Unterzubringende, gegen den das 


Verfahren ſich richtet, zu hören, ſoweit dies ohne er- | 


hebliche Schwierigkeit geſchehen kann. 


Gegen den Beſchluß des Kreis⸗(Stadt⸗) Ausſchuſſes 


findet innerhalb zweier Wochen der Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 
Der Antrag auf mündliche Verhandlung hat keine 


aufſchiebende Wirkung. Der Kreis⸗(Stadt⸗)Ausſchuß 
kann indeſſen die Vollſtreckung auf Antrag oder von 


Vor der Ausſetzung iſt der Armenverband zu hören. 

Der Unterzubringende iſt über die ihm zustehenden 
Rechtsmittel ſchriftlich zu belehren. 

§ 1d. 

Die Vollſtreckung des Beſchluſſes liegt dem antrag⸗ 
ſtellenden Armenverbande ob. Der vorläufig unter⸗ 
ſtützende Armenverband iſt berechtigt, ſie dem erſtattungs⸗ 
pflichtigen zu überweiſen. 


wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Um⸗ | 


Die Armenverbände find berechtigt, die einer 
Arbeitsanſtalt überwieſenen Perſonen in Anſtalten 
außerhalb ihres Bezirks unterzubringen oder ihnen 
Arbeiten auch ohne Aufnahme in eine geſchloſſene 
Arbeitsanſtalt anzuweiſen. 

sie 

Die Entlaſſung aus der Arbeitsanſtalt tft von dem 

Armenverbande zu verfügen, ſobald die geſetzlichen Vor⸗ 


Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des 


deſſen Vorausſetzungen weggefallen ſeien, ſo entſcheidet 
über dieſen Antrag der Kreis⸗(Stadt⸗)Ausſchuß, der 
den Beſchluß erlaſſen hat; für das Verfahren gelten 
die Vorſchriften des § 1e. 

§ 1. 

f Der Armenverband kann den Untergebrachten für 
eine angemeſſene Zeit beurlauben; bleibt der Beurlaubte 
während der Beurlaubung unterſtützungsbedürftig (§ 1 a), 
ſo kann auf Antrag des Armenverbandes durch Be⸗ 
ſcheid des Vorſitzenden des Kreis- Stadt-) Ausſchuſſes, 


der den Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, die Wieder⸗ 


einlieferung des Beurlaubten verfügt werden. 


N Wird während der Beurlaubung eine Wiederein⸗ 
lieferung nicht verfügt, ſo gilt der Beurlaubte als end⸗ 
gültig entlaſſen. 

Wird der Antrag auf Beurlaubung von dem Unter⸗ 
gebrachten nach Ablauf von drei Monaten ſeit der 
Unterbringung oder der Wiedereinlieferung oder der 
Ablehnung eines ſolchen Antrages geſtellt, ſo hat, wenn 
der Armen verband dem Antrage nicht entſprechen will 
der Vorſitzende des Kreis⸗(Stadt⸗)Ausſchuſſes, der den 
Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, einen Beſcheid zu 
erteilen. Auf das Verfahren finden Satz 2 und 3 des 
Ab. 1. Anwendung. N 

Wenn die Unterbringung ein Jahr gedauert hat, 
muß der Untergebrachte auch ohne Antrag beurlaubt 


werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann erſt 


nach Ablauf von drei Monaten beſchloſſen werden. 
Hiernach richten ſich die Vorſchriften des Geſetzes 
gegen 2 Perſonenkategorieen nämlich: 

a) die Arbeitsſcheuen, welche wegen Müßiggangs 
Leichtſinns oder Trunkenheit u. dergl. der Armen⸗ 
pflege anheimfallen und 
die ſäumigen Nährpflichtigen, d. h. Perſonen, die 
ihre Ehefrauen oder ihre noch nicht 16 Jahre 
alten Kinder entgegen ihrer Unterhaltspflicht nicht 
verſorgen, ſondern der Verſorgung durch die 
Armenbehörde überlaſſen. 


Wichtig iſt der Hinweis, daß der Begriff des Ge⸗ 


b) 


; ſetzes „Unterſtützung in der Perſon eines Angehörigen“ 
Amts wegen bis zur endgültigen Entſcheidung ausſetzen. 4 ae ien 


völlig unabhängig iſt von dem im U. W. G. aufgeſtellten 
Begriff der mittelbaren Unterſtützung. Der Arbeits⸗ 
zwang tritt auch dann ein, wenn die der Verarmung 
anheimfallende Ehefrau und deren Kinder in Bezug 
auf den Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes ſelbſtändig 
ſind. Hätte man den engen Begriff der mittelbaren 
Unterſtützung des U. W. G. in das neue Geſetz hinüber⸗ 
genommen, ſo würde man gerade die ſchlimmſten Fälle 
der Verſäumnis der Nährpflicht freigelaſſen haben, 


z. B. den Ehemann, welcher Frau und Kinder böswillig 
verläßt. 


Um der Gefahr vorzubeugen, daß ein ſäumiger 
Nährpflichtiger ſich der Anwendung des Geſetzes durch 
Verzicht auf die Armenunterſtützung entziehen könnte, 


iſt die ausdrückliche Beſtimmung in das Geſetz auf⸗ 
genommen, daß der ſäumige Nährpflichtige auch dann 


als unterſtützt gilt, wenn die Unterſtützung ohne oder 


gegen ſeinen Willen gewährt iſt. 

Vorausſetzung der Anwendung des Geſetzes iſt 
dauernde Hilfsbedürftigkeit, d. h. der Grund der Hilfs- 
bedürftigkeit muß ein nicht nur vorübergehender ſein. 
Die Regierungsvorlage hatte als Vorausſetzung für die 
Unterbringung eine „nicht nur vorübergehende“ Unter⸗ 
ſtützung aus öffentlichen Armenmitteln vorgeſehen. In 
der Kommiſſion des Herrenhauſes wurden die Worte 


der Regierungsvorlage geſtrichen und in dem Abi. 2 
betragen. 


durch folgende Faſſung erſetzt: N 

„Die Unterbringung erfolgt nicht, wenn die Unter⸗ 
ſtützungsbedürftigkeit nur durch vorübergehende Umſtände 
verurſacht iſt.“ 

Es ſollte damit klargeſtellt werden, daß das Weſent⸗ 


liche für die Anordnung des Arbeitszwanges ſei, ob 


der Grund der Hilfsbedürftigkeit nur ein vorüber⸗ 
gehender ſei oder nicht. 

Man denke an folgenden Fall: Ein Trunkſüchtiger, 
der ſeine geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten völlig 
heruntergewirtſchaftet hat, läßt ſeine Familie darben, 
ſodaß ſie der Armenpflege zur Laſt fällt. Nun gelingt 
es während einiger Zeit ſeiner Frau, ſoviel zu arbeiten 
und zu verdienen, daß die Unterſtützung zeitweiſe weg⸗ 
fallen kann, obgleich der Mann immer noch ſeine Unter⸗ 
ſtützungspflicht vernachläſſigt. Dann kommen aber 
wieder Zeiten, in denen die Frau nicht arbeiten kann, 
auch etwaige Beihilfen aus privater Wohltätigkeit ver⸗ 
ſagen, ſodaß die öffentliche Armenpflege wieder ein⸗ 
treten muß. 

Charakteriſtiſch iſt, daß in Fällen dieſer Art, trotz 
Fortdauer des Grundes der Hilfsbedürftigkeit, doch 
ſeine Wirkung zeitweilig durch Hinzutreten anderer 
Factoren ausgeglichen wird. Da die Mehrzahl aller 
Fälle dieſen Tatbeſtand aufweiſen und die Faſſung der 
Regierungsvorlage in der Behandlung der Fälle nicht 
zweifellos ſicher ftellte, jo war die Anderung der Faſſung 
erforderlich, um nicht die Wirkungen des Geſetzes 
ernſtlich in Frage zu ſtellen. 

Über das Verfahren vor der erkennenden Behörde 
(Stadtausſchuß, Kreisausſchuß) iſt nur noch weniges 
hinzuzufügen. Im Gegenſatz zu den anderen Bundes⸗ 
ſtaaten macht das Preußiſche Geſetz die Anwendung 
des Arbeitszwanges nicht von der vorherigen Er⸗ 
ſchöpfung aller anderen geſetzlichen Zwangsmittel ab⸗ 
hängig, ſondern läßt den Arbeitszwang ſofort nach 
Eintritt der Hilfsbedürftigkeit zu. Hierdurch werden 
unliebſame Verzögerungen vermieden und die Wirkung 
des Geſetzes erheblich verſchärft. Man darf wohl ver⸗ 
trauen, daß die Gemeinde nicht unnötig zu den ſcharfen 
Maßnahmen des Geſetzes greifen und daß die erkennenden 
Behörden in gleicher Unparteilichkeit wie die ordentlichen 
Gerichte dem Individium gegen etwa übereiltes Vor⸗ 
gehen der Armenverbände ausreichenden Schutz gewähren 
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werden. Empfehlenswert aber nicht unbedingt erforder⸗ 
lich iſt es, der Einleitung des Verfahrens eine ein⸗ 
dringliche Verwarnung des Betreffenden vorausgehen 
zu laſſen. In beſonderen Fällen wird man von dieſer 
Verwarnung abſehen dürfen, z. B. wenn der Aufenthalt 
bisher nicht zu ermitteln war, nunmehr der Betreffende 
plötzlich auftaucht und es gilt, ſchnell die Unterbringung 
in das Arbeitshaus zu veranlaſſen, ehe er ſich wieder 
der Behörde entziehen kann. Die Vorſchriften über 
das Verfahren gewähren im weſentlichen die Möglichkeit, 
in der Praxis den Gang des Verfahrens ſo ſchleunig 
zu geſtalten, wie es die Verhältniſſe erfordern. Wenn 
der Kreisausſchuß ſeine Sitzungen in kurzen regelmäßigen 


Zwiſchenräumen abhält, jo würde es möglich ſein, ein 


Verfahren in 2—3 Wochen zu Ende zu bringen; da in 
der Regel die Verwarnung mit angemeſſener Friſt vor⸗ 
ausgeht, würde die Geſamtdauer alsdann 4—5 Wochen 
Aber trotz dieſes an ſich geringen Zeit⸗ 
raumes iſt das vom Geſetz vorgeſehene Verfahren zu 
umſtändlich und langſam für die nicht ſeltenen Fälle, 
in denen der Unterhaltspflichtige beabſichtigt, nach aus⸗ 
wärts zu verſchwinden, und es gilt, ſchnell zuzufaſſen, 
um nicht ſeine Familie für lange Dauer der Verarmung 
anheimfallen zu laſſen. So erklärte ein Arbeiter, der 
ſeine Ehefrau der Armenpflege überlaſſen hatte, bei 
ſeiner Vernehmung im Armenbüro, er kümmere ſich 
überhaupt nicht mehr um ſeine Familie, er reiſe morgen 
nach Weſtfalen und werde dort arbeiten. Der Beamte 
händigte ihm eine Verwarnung vor dem Arbeitshauſe 
ein, der Arbeiter reiſte tatſächlich fort und iſt nicht 
mehr aufzufinden. Hier verſagt das neue Geſetz genau 
ſo wie die bisherigen Strafbeſtimmungen. Man wird 
die Lücke ſchließen müſſen durch ein beſonders be- 
ſchleunigtes Verfahren in der Art, daß der Vorſitzende 
des Kreisausſchuſſes ohne Kollegium ſofort einen ſofort 
vollſtreckbaren Vorbeſcheid erlaſſen darf, welcher inner⸗ 
halb kurzer Friſt vom Kollegium beſtätigt werden muß, 
widrigenfalls er außer Kraft tritt. Man wird noch 
weiter gehen müſſen und der Armenverwaltung das 
Recht einräumen, den Betreffenden ſofort feſtnehmen 
zu laſſen, falls der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes 
im Augenblick nicht zu erreichen iſt; dieſe vorläufige 
Feſtnahme würde innerhalb 24 Stunden durch Vor⸗ 
beſcheid des Vorſitzenden zu beſtätigen ſein, anderenfalls 
die Feſtnahme aufzuheben iſt. Nur wenn dieſe Er⸗ 
gänzungen getroffen ſind, wird die Behörde gegenüber 
unterhaltspflichtigen Perſonen die Autorität fo durch⸗ 
ſetzen können, daß ihnen die erſte Pflicht der Sorge 
für die Familie wirkſam eingeſchärft wird. 

Hat der Kreisausſchuß auf Unterbringung erkannt, 
ſo wird die Armenverwaltung ſorgſam zu erwägen 
haben, ob ſie die Unterbringung ſofort veranlaſſen oder 
weitere Verhandlungen mit dem Betreffenden anknüpfen 
will, in der Erwartung, daß das vorliegende Erkenntnis 
des Kreisausſchuſſes genügen wird, um ihn zur Pflicht⸗ 
erfüllung zu veranlaſſen. Hier kann nur Würdigung 
der Umſtände des Einzelfalls die richtige Entſcheidung 
ſichern. Ein zu ſcharfes Vorgehen in der Vollſtreckung 
iſt unbedingt zu vermeiden, um nicht unnütz die Freiheit 
des Individiums zu beſchränken. Andererſeits wird 
man bei unzuverläſſigen Perſonen mit der Flucht rechnen 
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und ſeine Maßnahmen ſchnell und energisch treffen 
müſſen. 

Bei der Art der Unterbringung werden gefängnis⸗ 
ähnliche Außerlichkeiten zu vermeiden ſein. Die Er⸗ 
fahrungen in den anderen Bundesſtaaten haben gezeigt, 
daß es wohl möglich iſt, ohne verſchloſſene Türen und 
vergitterte Fenſter den Untergebrachten zu halten und 
daß bei verſtändiger, ruhiger, im Notfall feſter Be⸗ 
handlung ſich die Untergebrachten durchaus einwandfrei 
führen. 

Die Auswahl der Beſchäftigung gewährt gute Ge⸗ 
legenheit, erzieheriſchen Einfluß zu üben, Erwerbswillen, 
Erwerbsfähigkeit und Freude an der Arbeit zu heben. 
Es wird zweckmäßig ſein, nicht ungelernte Arbeiten, 
wie Holzhacken oder dergl. leichte Leiſtungen, ſondern 
wenn irgend angängig eine leichter zu erfaſſende er⸗ 
lernte Arbeit zu wählen. Ob dies möglich ſein wird, 
richtet ſich nach den Verhältniſſen der Unterbringungs⸗ 
anſtalt. In Danzig werden entſprechende Verſuche ge⸗ 
macht werden. Ich möchte empfehlen, den Unterge⸗ 
brachten dauernder piychiatifcher Beobachtung zu unter⸗ 
ſtellen, um Anhalt über die Behandlung innerhalb und 
ſpäter außerhalb der Anſtalt zu gewinnen und zu be⸗ 
urteilen, db étwa ein Entmiüuröigungsvekſchyren zu 
dauernder Unterbringung des Betreffenden wünſchens⸗ 
wert iſt. 


Bei Behandlung und Beſchäftigung des Unter⸗ 


gebrachten möge man ſich vergegenwärtigen, daß zwar 
Charakterfehler den unmittelbaren Anlaß zur Unter⸗ 
bringung gegeben haben, daß aber dieſe Schwäche im 
Charakter wiederum in der Hauptſache ihren Grund 
in ſozialen Urſachen, einer trüben Jugend, ſchlechten 
Wohnungs⸗ und Lebensverhältniſſen haben, und daß 
nur beſonders feſte Charaktere ſich bei dieſen drückenden 
Verhältniſſen von Fäulnis freihalten können. Es gilt 
nun durch Anderung in der Lebenshaltung während 
des Aufenthalts in der Anſtalt dieſen Charakterfehlern 
entgegenzuwirken. Die Unterbringung ſoll für den 
Untergebrachten eine Wohltat ſein und ihm und ſeinen 
Angehörigen zum Beſten dienen. 

Das Geſetz läßt auch ſtatt Unterbringung in einer 
Auſtalt Zuweiſung von Arbeiten außerhalb einer 
Anſtalt zu. Ob dieſe Maßregel häufig zur Anwendung 
gelangen kann, läßt ſich z. Zt. ſchwer beurteilen. 
Wenn man berückſichtigt, daß hierbei ein beſonderes 
erzieheriſches Moment, der unfreiwillige Aufenthalt in 
den umfriedeten Räumen einer Anſtalt, fortfällt, ſo 
werden wohl nur ſehr leichte Fälle zur Beſchäftigung 
außerhalb einer Anſtalt geeignet ſein, in denen ein 
leiſer Druck bereits zur Erreichung des Ziels aus⸗ 
reicht. 

Kleinere Gemeinden werden nicht in der Lage ſein, 
eigene Arbeitsanſtalten zu errichten. Um aber auch 
dieſen die Wohltaten des Geſetzes zuteil werden zu 
laſſen, hat der Herr Landeshauptmann in Weſtpreußen 
die Provinzial⸗Anſtalt in Konitz zur Unterbringung 
zur Verfügung geſtellt, gegen einen Tagesſatz von 
90 Pf., von welchem der erzielte Arbeitsverdienſt in 
Abzug gebracht wird; es ſind z. Zt. bereits 7 Perſonen 
dort untergebracht in einer beſonderen Abteilung, 
welche für 25 Perſonen Raum gewährt. Bei der Be⸗ 
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ſchäftigung werden dieſe Perſonen von den Korrektions⸗ 
häuslern, ſoweit es der Betrieb der Anſtalt zuläßt, 
getrennt gehalten, die Art der Beſchäftigung und der 
Verpflegung iſt abweichend von den Vorſchriften der 
Korrektionsanſtalt den Anforderungen des Geſetzes 
entſprechend beſonders geregelt, und es iſt hierbei der 
erzieheriſchen Einwirkung Rechnung zu tragen. Die 
z. Zt. untergebrachten Perſonen find in der Väſcherei, 
der Landwirtſchaft und bei den Bauarbeiten beſchäftigt; 
geeignete Perſonen werden auch in gelernten Arbeits- 
zweigen unterwieſen werden. 

Da ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes erſt / Jahr 
verſtrichen ſind, ſo berechtigen die bisher gemachten 
Erfahrungen noch nicht zu einem abſchließenden Urteil 
über die Wirkung des Geſetzes, immerhin hat die kurze 
Praxis bereits gezeigt, daß die Verwaltungsgerichte 
den Intereſſen der Armenpolitik voll gerecht werden, 
daß ſie aber entgegen den im Landtage geäußerten 
Bedenken eine ſtarke Unparteilichkeit beſitzen und nicht 
etwa einſeitig zu gunſten der Armenverwaltung die 
Intereſſen und die Verhältniſſe der beklagten Perſonen 
vernachläſſigen. Im übrigen haben ſchon die Ver⸗ 
warnungen einen ſehr guten Einfluß ausgeübt. Es 
clven ſily viele Eheleute oder Eltern bequemt, nun⸗ 
mehr ihren Verpflichtungen nachzukommen. In den 
Fällen, in welchen nach erfolgter Verwarnung das 
Verfahren auf Unterbringung eingeleitet werden mußte 
hat oft bereits die Einleitung des Verfahrens die 
Wirkung gehabt, daß Perſonen, welche ſeit langem 
keine Beträge mehr zum Unterhalte gezahlt hatten 
ſich nunmehr eines Beſſeren bedachten. Soweit es zu 
einer Erkenntnis auf Unterbringung im Arbeitshaus 
kam, übte häufig ſchon die Tatſache dieſes Erkenntniſſes 
die genügende Wirkung aus, daß zur Vollſtreckung 
nicht geſchritten werden brauchte. Die betreffende 
Perſon leiſtet ihre Unterhaltsbeiträge, weil ihr deutlich 
zum Bewußtſein gekommen iſt, daß ſie die Unter⸗ 
bringung im Arbeitshaus zu gewärtigen hat, ſobald 
ſie dieſe Zahlung ohne Grund wieder einſtellt. Bei 
einigen Perſonen, welche durch Trunkſucht ſchon ſoweit 
geſunken waren, daß ſie nicht mehr die genügende 
Energie zur Beſſerung ihres Lebenswandels ohne 
ſtarken Anreiz aufbringen können, mußte das Erkenntnis 
auf Unterbringung im Arbeitshaus vollſtreckt werden. 
Die Wirkung dieſer Unterbringung läßt ſich z. Zt. noch 
nicht beurteilen, da noch nicht eine genügende Zeit⸗ 
dauer vorliegt. Die Führung der im Arbeitshaus 
Untergebrachten gab bisher zu keinem Tadel Anlaß, 
ſie arbeiteten willig und gut, ſodaß die Fälle doch 
nicht als hoffnungslos angeſehen werden können. Daß 
durch Anwendung des Geſetzes auch der Widerſtand 
ſehr hartnäckiger Perſonen überwunden werden kann, 
möge folgender Fall zeigen: 

Ein ſelbſtändiger Gewerbetreibender war von ſeiner 
Frau geſchieden, hatte ſämtliche 7 eheliche Kinder im 
Stiche gelaſſen und ſich in eine andere Stadt begeben, 
in der er in wilder Ehe lebte. Alle Verſuche auf 
Grund des $ 361, 5 und 10, ihn zu feiner Ver⸗ 
pflichtung anzuhalten, ſchlugen hierdurch kläglich fehl, 
die geringen Strafen machten keinerlei Eindruck auf 
ihn. Damit nicht mit Pfändung etwas gegen ihn 


erreicht werden könnte, wurde der Gewerbebetrieb im 
Namen ſeiner Geliebten geführt, er ſelbſt war angeſtellt 
gegen 30 M monatlich Taſchengeld. Ein Verſuch, 
ihm durch den ſtädtiſchen Waiſeninſpektor eins ſeiner 


Kinder zuzuführen, ſcheiterte; er griff den Waiſen⸗ 


inſpektor tätlich an, wies das Kind von ſich und 
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nötigte den Inſpektor, unverrichteter Sache mit dem 
Kinde zurückzukehren. Als der Antrag aus dem neuen 
Geſetz gegen ihn auf Unterbringung im Arbeitshaus 


geſtellt war, nahm er zunächſt die Kinder zu ſich, 
ſchickte ſie aber der Armenverwaltung ſofort wieder 
zu, als dieſe den Antrag auf Unterbringung im 
Arbeitshaus nunmehr zurückgezogen hatte. Es wurde 
alsdann auf erneuten Antrag auf Unterbringung im 


Arbeitshaus erkannt. Eine Aufforderung der Armen⸗ 
verwaltung, innerhalb beſtimmter Zeit die Kinder 


herauszunehmen, widrigenfalls er Unterbringung im 
Arbeitshauſe zu gewärtigen habe, ließ er völlig un⸗ 
beachtet. Die Armenverwaltung ließ ihn nunmehr 
durch Vermittelung der Polizeibehörde unvermutet feſt⸗ 
nehmen und ins Arbeitshaus ſchaffen. Dieſes un⸗ 
erwartete Ereignis brachte ihn ganz außer Faſſung. 
Ein eintägiger Aufenthalt im Arbeitshaus brachte ihm 


den Ernſt der Lage ſo deutlich vor Augen, daß er 


nunmehr ſich feſt entſchloß, ſeinen Verpflichtungen 
nachzukommen und ſeine ſämtlichen Kinder ſofort aus 
der Armenpflege herauszunehmen. Es ſteht zu er⸗ 
warten, daß er die Armenpflege niemals wieder in 


Anſpruch nehmen wird. Es handelte ſich hier um | 


einen leiſtungsfähigen, aber böswilligen Familienvater, 
der bisher die Schwäche der Armenverwaltung erkannt 


und ausgenutzt hatte und deſſen Widerſtand nur durch 


die ſcharfen Maßnahmen des neuen Geſetzes gebrochen 
werden konnte. 


Dieſer Fall zeigt auch, wie weit die Zerrüttung 
des Familiengefühls gedrungen iſt, und daß es die 
Pflichtvergeſſenheit weſentlich erleichtert, wenn man das 
Bewußtſein hat, daß für die notleidenden Angehörigen 
die Allgemeinheit im genügenden Maße eintreten müſſe, 
und daß einem ſelbſt aus der Pflichtvergeſſenheit kein 
Schaden erwachſe, wenn man es verſteht, durch zweifel⸗ 
hafte Rechtsgeſchäfte fein Vermögen fo zu decken, daß 


jeder Akt der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 


fehlſchlägt. 

Wie ſchon ausgeführt, iſt nach dem Geſetz der 
Untergebrachte ſpäteſtens nach einem Jahr von Amts 
wegen zu entlaſſen, und es darf ſeine nochmalige 
Unterbringung nicht vor Ablauf weiterer drei Monate 
erfolgen. Man hat die Befürchtung geäußert, daß 
durch dieſe dreimonatliche Pauſe in den beſonders 
ſchweren Fällen der vielleicht bisher mühſam erzielte 
Einfluß der Unterbringung auch den Charakter wieder 
zerſtört und jo eie dauernde Beſſerung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

Dieſe Bedenken ſind inſofern nicht ſo erheblich, als 
in dieſen Fällen — meiſtens wird es ſich um Trunk⸗ 
ſucht oder Geiſtesſchwäche handeln — neben der Unter⸗ 
bringung im Arbeitshaus die Entmündigung gegeben 
iſt, welche eine dauernde Unterbringung bis zur Heilung 
ermöglicht. 


Auch das neue Geſetz zur Heranziehung ſäumiger 


Nährpflichtiger enthält zwei fühlbare Lücken, es erfaßt 


nicht die unehelichen Väter und nicht die erwachſenen 
Kinder, welche ihre Eltern durch Vernachläſſigung 
ihrer Unterhaltspflicht der Armenpflege anheimfallen 
laſſen. Die unehelichen Väter ſind in den Beſtimmungen 
des B. G. B. beſonders ſcharf behandelt worden. 
Während alle anderen Unterhaltspflichtigen rückſtändige 
Unterhaltsraten für die Vergangenheit nur dann nach⸗ 
zuzahlen haben, wenn ſie durch beſondere Mahnung 
in Verzug geſetzt ſind, hat das B. G. B. dieſe 
weſentliche Einſchränkung, welche in der Praxis faſt 
ſtets die Einziehung rückſtändiger Raten verhindert, 
für die unehelichen Väter nicht getroffen. Die ehelichen 
Eltern ſind berechtigt, ihre Unterhaltspflicht durch Auf⸗ 
nahme der Kinder in den Haushalt, alſo durch 
Materialleiſtungen, zu erbringen; dem unehelichen 
Vater ſteht dieſes Recht nicht zu, er iſt ſtets ver⸗ 
pflichtet, die Unterhaltsbeiträge in Geld zu leiſteu. 
Nur bei dem unehelichen Vater iſt die Unterhaltspflicht 
für vererblich erklärt worden. Dieſe beſonders ſcharfe 
Behandlung der unehelichen Väter beſteht aber leider 
nur in der Theorie, in der Praxis dagegen iſt 
die Sachlage völlig umgekehrt. Der uneheliche 
Vater genießt tatſächlich einen Schutz wie kein 
anderer Unterhaltspflichtiger. Die ordentlichen Ge⸗ 
richte im Oberlandesbezirk Marienwerder legen die 
88 361, 5 und 10 des Strafgeſetzbuches ſo eng aus, 
daß eine Beſtrafung des unehelichen Vaters wegen 
Verletzung der Unterhaltspflicht nicht erfolgen kann. 
Dieſe Auffaſſung der Gerichte iſt für die Volkswirtſchaft 
von verhängnisvoller Bedeutung, da es für den un⸗ 
ehelichen Vater eine Prämie ſeines pflichtvergeſſenen 
Verhaltens bildet. Wenn man bedenkt, daß die un⸗ 
ehelichen Väter in der Umgehung ihrer Unterhalts⸗ 
pflicht durch Vermögensverſchiebungen, durch Ver⸗ 
ſchleierung der Lohnzahlung, durch ſtändiges Nieder⸗ 
legen der Arbeit, durch raffinierte Herſtellung des 
Tatbeſtandes der exceptio plurium ſich nicht ſcheuen, 
das junge Menſchenkind, für deſſen Urſprung ſie ver⸗ 
antwortlich ſind, dem Elend auszuliefern, ſo kann der 
aus dem Verſagen der Gerichte erwachſende ſoziale 
Schaden garnicht überſchätzt werden. Es wird bemerkt, 
daß in den anderen Oberlandesgerichtsbezirken die 
Gerichte den unehelichen Vater aus 8 361, 5 u. 10 
beſtrafen, und daß nur das Kammergericht und ihm 
folgend vereinzelte Oberlandesgerichtsbezirke der engen 
Auffaſſung der zitierten Paragraphen huldigen. Bei 
Beratung des neuen Preußiſchen Geſetzes zur Heran⸗ 
ziehung ſäumiger Nährpflichtiger war der Antrag 
geſtellt, auch den unverheirateten unehelichen Vater, 
ſobald ſeine Unterhaltspflicht durch Gerichtserkenntnis 
feſtgeſtellt iſt, der Unterbringung im Arbeitshaus zu 
unterwerfen. Leider iſt dieſer Antrag abgelehnt wor den, 
doch darf eine Erweiterung des Geſetzes in der Zukunft 
wohl erhofft werden. Solange dieſe Lücke in dem 
Preußiſchen Geſetz beſteht, bedeutet ſie eine Verlockung, 
die Eheſchließung zu vermeiden und in außereheliche 
Beziehung zu treten, denn der Ehemann und Vater 
kann durch das Geſetz zur Erfüllung der Unter halts⸗ 
pflicht gegenüber Frau und Kind nachdrücklich ver⸗ 


anlaßt werden. Der uneheliche Vater ift gegenüber 
Kind und Mutter aller Pflichten ſo gut wie ledig. Er 


braucht ſich in der wilden Ehe Unterhaltslaften für 
Kind und Mutter nicht länger zuzumuten, als es ihm 
Bei dieſer Sachlage kann 


ſein guter Wille geſtattet. 
man wohl ſagen: Es iſt eine Luſt, unehelicher Vater 
zu ſein, eine Laſt, ehelicher Vater zu ſein! (Große 
Heiterkeit.) 

Auch ein Antrag, die unverheirateten erwachſenen 
Kinder den Beſtimmungen des Geſetzes zu unterwerfen, 
iſt nicht durchgedrungen, obwohl gerade auf dieſem 
Gebiete die Armenverwaltungen es ſehr empfinden, 
daß ihnen eine erſte Waffe fehlt gegen junge Leute, 
welche ihren verhältnismäßig guten Lohn zu Ver⸗ 


gnügungen verwenden und den Eltern wenig oder 


garnichts zum Unterhalte gewähren; ferner gegen jene 


jugendlichen Perſonen, welche verwahrloſt und arbeits⸗ 


ſcheu ſind, nur gerade ſoviel arbeiten, wie für den 
eigenen Lebensunterhalt eben ausreicht und jeder ernſten 
Arbeit aus dem Wege gehen, ja, die ſich nicht ſchämen, 
auf Koſten ihrer Eltern zu leben, welche Armen⸗ 
unterſtützung beziehen und hiervon ſogar noch einiges 
für dieſe Kinder aus ſchwacher Elternliebe erübrigen. 
Es ſind die Fälle nicht ſo ſelten, in denen alte, ſehr 
erwerbsbeſchränkte Eltern laufende Armenunterſtützung 


daß die erwachſenen Söhne und Töchter arbeitslos im 
Haufe herumlungern und noch des Morgens ſpät im 
Bette liegend aufgefunden werden. Ohne die An⸗ 
wendung des neuen Geſetzes iſt dieſen Exiſtenzen 
ſchwer beizukommen. 
an die Eltern gewährten Armenunterſtützung iſt bei 
weitem nicht in allen Fällen das geeignete Mittel, um 
dieſe jugendlichen Perſonen aufzurütteln. Es kann 
hiergegen nicht ſtreng genug vorgegangen werden. 


Wenn auch nach dem eben Geſagten noch einige 
Verbeſſerungen und Ergänzungen des Geſetzes anzu⸗ 
ſtreben ſind, ſo wird doch das Geſetz von allen in der 
praktiſchen Armenpflege ſtehenden Gemeinden, Vereinen 
und ehrenamtlichen Perſonen als eine wahre Hilfe in 
der Not, in der leiblichen und ſittlichen Not weiter 
Bevölkerungsklaſſen angeſehen. Wenn man bei den 
parlamentariſchen Beratungen das Geſetz als unſoziales 
Ausnahmegeſetz gegen die Armſten der Armen bezeichnet, 
ſo will ich im Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung nur 
hervorheben, daß ſich die Angehörigen der arbeitenden 
Klaſſe des ſozialen Nutzens des Geſetzes ſehr wohl 
bewußt ſind. Häufig erklären mir die von ihren 
Ehemännern verlaſſenen Frauen: „Ich möchte wohl, 
daß mein Mann ins Arbeitshaus kommt, nur das 
kann ihm und mir noch helfen, es iſt im Guten nichts 
mehr mit ihm anzufangen.“ 

Wir dürfen hoffen, daß das neue Geſetz in weiten 
Kreiſen der Bevölkerung der Anſchauung den Weg 
bahnen wird, daß dem Individium nicht nur ein 
Recht auf Armenunterſtützung im Falle der Not zu⸗ 
ſteht, ſondern daß er der Allgemeinheit gegenüber auch 
die ſtrenge Verpflichtung hat, für ſich ſelbſt und ſeine 


Entziehung oder Rückzug der 
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Angehörigen mit allen Kräften zu ſtreben und zu 
arbeiten und ſich nicht ſorglos darauf zu verlaſſen, 
daß ein Notſtand überhaupt nicht eintreten könne, 
ſondern die Allgemeinheit für ihn ſorgen müſſe. 

Der zweite Teil meiner Ausführungen betrifft die 
Verteilung von Land an Arme. In den letzten Jahren 
wird aus zahlreichen Städten berichtet, daß man ver⸗ 
ſuche, den Armen ſtatt Barunterſtützung ein Stück 
Land zur Bebauung mit Kartoffeln und Gemüſe zu 
gewähren und daß man hoffe, dauernd günſtige Erfolge 
zu erzielen, den Fleiß und die Freude an eigenem 
Beſitz anzuregen, den Armen für den von der Bar- 
unterſtützung zu kürzenden Pachtpreis weit mehr an 
Lebensmittelwerte zu ſchaffen, als ſie für das gleiche 
bare Geld hätten kaufen können. 

Angeſichts dieſer Berichte dürfte es intereſſant ſein 
zu hören, daß gleiche Verſuche bereits vieler Orten 
vor etwa 80 Jahren um 1830 gemacht ſind. Aus 
den Akten der Danziger Armenverwaltung iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß Berlin 1837 mit der Landgewährung an 
Arme begonnen hat und daß ſich die erſten Berichte 
ſehr freudig und begeiſternd über die Erfolge äußern. 
Es heißt dort: „Eine Muſteranſtalt, auf urbarem 
Boden mit Umſicht und Sachkenntnis eingerichtet, 


nunt ung zuerſt mit den Wohlgeſinnten unter den A. > 
beziehen und bei wiederholten Beſuchen feſtgeſtellt wird, Beil ne 


völkert und mit uneigennützigem Eifer beauffichtigt, 
würde vorläufig genügen, und Zeit, Erfahrung und 
Beiſpiel das Übrige tun, um eine den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen angemeſſene Verbreitung herbeizuführen, 
während zugleich, unterſtützt von der Kraft vieler 
Menſchenhände, manche Zweige ländlicher Betrieb⸗ 
ſamkeit, als Zuckerfabrikation, Seidenbau und andere 
Gewerbe zum Vorteil der Anſtalt und des Ganzen 
hier Begründung und Beförderung finden könnten. 


Aber nicht bloß für die Ernährung und Erhaltung 
der Armen, auch für die Fortſchritte der Volks⸗Erziehung 
iſt die Einführung von Armenkolonien wichtig. Auf 
dem Lande, entfernter von Vergnügungsſucht und mo- 
raliſcher Verderbnis, wächſt die Jugend natürlich, ein⸗ 
fach und kräftig empor; die Natur, die ſie umgibt, die 
täglich unter ihren Augen vorgehenden Beſchäftigungen 
auf Feld und Wieſe, im Walde und auf Seen, bei 
Jagd⸗ und Viehzucht belehren ſie, beſſern und entfalten 
verſtändigere Begriffe als die Bilder⸗Tafeln des voll⸗ 
kommeneren ſtädtiſchen Elementarunterrichts, und für 
alle Erziehungshäuſer der ärmeren Jugend wäre die 
Verſetzung auf das Land ein bedeutender Gewinn. Wir 
glauben, daß alle hier aufgezählten Gründe die oben 
angedeutete Behauptung rechtfertigen, daß in der An⸗ 
gelegenheit, über welche gegenwärtig Rechnung abgelegt 
wird, Keime enthalten ſind, die den Wert des Guten, 
welches ſie bereits erzeugt hat, noch überſteigen.“ 

Auch in Danzig hat man 1839 mit Landvergebung 
an 60 Familien mit zuſammen 244 Familienmitgliedern 
begonnen und anfangs günſtige Erfolge gehabt. Aber 
ſchon 1843 forderte die Danziger Stadtverordneten⸗ 
verſammlung Schaden für Kontrolle, weil einige Arme 
mißbräuchlich das Land an Dritte weiter verpachtet 


hatten und 1866 beſchloß die Danziger Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, die Mittel für die Landverteilung vom 
Etat abzuſetzen, da erfahrungsgemäß die durch Her- 
gabe von Kartoffelland erzielten Wohltaten ſehr be⸗ 
ſchränkt und den dazu verwendeten Mitteln nicht 
entſprechend ſeien. Alſo eine wohl verklauſelierte 
Rückzugserklärung. Da ich nicht habe feſtſtellen können, 
daß die Berliner Landverteilung in die neuere Zeit 
fortgedauert hat, glaube ich annehmen zu dürfen, 
daß man auch dort eine ziemliche Enttäuſchung er⸗ 
fahren hat. 

Stellt man dieſe geſchichtliche Entwicklung mit den 
heutigen Berichten zuſammen, ſo gewinnt man wohl 
die Überzeugung, daß es ſich doch um ein ſehr ſchwieriges 
Problem handelt und daß die Gefahr eines Scheiterns 
der Beſtrebungen heute noch größer iſt als damals, zu 
einer Zeit, in welcher die Verhältniſſe leichter zu über⸗ 


ſehen waren, und in welcher die Bevölkerung mit der 


Landwirtſchaft noch engere Fühlung hatte, als heute 
in ſtädtiſchen Orten. Wie damals ſind auch heute die 
erſten Berichte voller Lob und Zuverſichtlichkeit, aber 
in keiner Zeit liegen ſo lange Erfahrungen vor, daß 
ein dauernder Erfolg gewährleiſtet erſcheint. Die meiſten 
Städte fällen ihr erſtes Urteil über die erſten kleinen 
Anfänge und ſchon prophezeien begeiſterte Anhänger, 


wie damals vor 80 Jahren, das Entſtehen großer 


Kolonien und eine ſyſtematiſche Agrariſierung der 
Armen. 

Unzweifelhaft können alle jene gewünſchten Erfolge 
eintreten, denn in der Tat vermag die Landverteilung 
einen ſittlich ſtärkenden Anreiz zur Arbeit für eigenen 
Beſitz auszuüben und die geſundheitlichen Vorteile ſind 
unverkennbar. Aber aus der Möglichkeit folgt noch 


nicht, daß nun jene ſegensreichen Wirkungen auch un⸗ 


fehlbar geſichert ſind, wie man in der erſten Begeiſterung 
annehmen möchte. 


Bei der Beurteilung und praktiſchen Anwendung 
der Landverteilung darf man wie überall in der praf- 


tiſchen Armenpflege den bedeutenden Faktor menſchlicher 


Unvollkommenheit der Armen niemals außer Augen 


laſſen. Mögen die Armen auch im Anfang in eigener 


Begeiſterung an der guten Neuerung den ehrlichen 
Willen haben, alle Hoffnungen zu erfüllen, die auf ſie 
geſetzt werden, ſo pflegt doch jede außergewöhnliche 
Begeiſterung unter dem Druck des Alltags raſch ab⸗ 
zuebben und die normalen Eigenſchaften und Fehler 


der Perſönlichkeiten treten wieder wirkſam zu Tage. 


Armut, auch wenn ihr Entſtehen nicht auf Charakter⸗ 
fehler zurückzuführen iſt, ſchwächt die Charaktereigen⸗ 
ſchaften und regelmäßig genügt nicht ſchon ein ſo leiſer 


Anſtoß, wie ihnen die Tatſache des Landbeſitzes allein 


gewährt, um den Charakter dauernd zu heben. Hierzu 
bedarf es vielmehr einer liebevollen erzieheriſchen Ein⸗ 
wirkung, die ſich den Eigenſchaften eines jeden Armen 
anpaſſen muß, nie ermüden darf, und nie ſich in Sicher⸗ 
heit wiegen laſſen darf, daß nun alles gut ſei und 
man ſich nicht weiter um die Perſon zu kümmern 


brauche, da alles wohl von ſelbſt gehen werde. Die 
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Armenpflege ſteht hier vor ihrer höchſten Aufgabe, durch 
die Art ihrer Unterſtützung und die Sorge für die 
Perſon ſittlich erzieheriſch einzuwirken, die ſchlummernden 
Kräfte zu wecken, zu hegen und zu pflegen und vor 
dem Wiederuntergange zu bewahren. Die Armenpflege 
muß ſtets gewärtig ſein, daß alle Erziehungsverſuche 
an einer Perſon ſcheitern und wieder von neuem be⸗ 
ginnen. Wenn man auch wohl berechtigt iſt, das 
große Problem einer ſyſtematiſchen Koloniſierung der 
Armen ſich als Ziel zu ſetzen, ſo iſt es doch zunächſt 
erforderlich, die Augen auf die Gegenwart zu lenken 
und jene mühſame Kleinarbeit zu vollbringen, die uns 
den künftigen großen Zielen langſam näher bringen 
wird. 

Schon bei der Auswahl der Perſonen iſt ſorgfältig 
zu verfahren und es muß vor allem von ihnen ein 
Mindeſtmaß von landwirtſchaftlichen Kenntniſſen verlangt 
werden, da unkundige Perſonen bei Mißerfolgen leicht 
den Mut verlieren und den anderen ein ſchlechtes Bei⸗ 
ſpiel geben können. Bei der erſten Landverteilung ſind 
möglichſt nur ganz einwandfreie Perſönlichkeiten aus⸗ 
zuwählen, um für die ſpäteren Verteilungen gute Vor⸗ 
bilder an der Bewirtſchaftung des Landes und der 
Erzeugniſſe zu gewinnen. Mißerfolge ſchon bei der 
erſten Verteilung ſtellen eine günſtige Entwickelung des 
Unternehmens von vorneherein ernſtlich in Frage, ſie 
gefährden die allgemeine Autorität der Armenpflege, da 
die Armen hierin eine Schwäche der Verwaltung er⸗ 
blicken und geneigt ſind, aus dieſer Schwäche für ſich 
Vorteile zu erringen, welche mit den erzieheriſchen Be⸗ 
ſtrebungen der Armenpflege unvereinbar ſind. Im 
übrigen wird man bei der Auswahl der Perſonen 
Wert darauf zu legen haben, daß die Perſonen oder 
deren Angehörige genügend Zeit zur ordentlichen Be⸗ 
wirtſchaftung des Landes zur Verfügung haben; vor⸗ 
zuziehen find Witwen mit größeren Kindern und er⸗ 
werbsbeſchränkte Perſonen, die nicht ſtändig Arbeit 
finden. In Danzig befinden ſich unter den mit Land 
bedachten Perſonen 19 Witwen mit 69 Kindern, von 
welchen 53 Kinder unter 14 Jahren ſind, 16 erwerbs⸗ 
beſchränkte Perſonen mit 48 Angehörigen, darunter 
24 Kinder unter 14 Jahren und 3 Haushalte, welche 
wegen großer Kinderzahl Landunterſtützung erhalten, 
mit insgeſamt 30 Familienangehörigen, darunter 
19 Kinder unter 14 Jahren. 

Wie man im übrigen bezüglich Gewährung der 
Ausſaat, Größe der einzelnen Parzellen und der weiteren 
Einzelheiten, z. B. bezüglich des Pflügens verfährt, 
richtet ſich nach den Eigentümlichkeiten der einzelnen 
Gemeinden, einzelne Regeln laſſen ſich hierfür nicht 
einführen. Während man in Poſen und in Straßburg 
das Land in rohem Zuſtande überläßt, wird in Stettin 
und Königsberg das Land zunächſt gedüngt, gepflügt, 
übereggt und dann erſt den Armen übergeben. In 
Danzig haben wir das Land bei der erſten Verteilung 
gepflügt und gedüngt übergeben. Das Pflügen wird 
alljährlich die Armenverwaltung wieder beſorgen, für 
das Düngen müſſen jedoch die Armen in den nächſten 
Jahren ſelbſt ſorgen, es ſei denn, daß das Land einem 
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neuen Armen zugeteilt wird. Die Größe der einzelnen 
Parzellen iſt örtlich recht verſchieden. Poſen gewährt 
200 qm, Königsberg je nach Kopfzahl der zu unter⸗ 
ſtützenden Familien 50 bis 250 qm, Straßburg nach 
demſelben Maßſtab 150 bis 300 qm, Frankfurt 200 
bis 300 qm, Danzig durchſchnittlich 300 qm. Die 
Verſuche der Städte bewegen ſich noch in beſcheidenen 
Bahnen, ſo hat Poſen zunächſt 1450 qm, im zweiten 
Jahre weitere 4400 qm und im dritten Jahre weitere 
28000 qm vergeben. Straßburg hat im erſten Jahre 
4000 qm, Königsberg 5000 qm, Frankfurt 9000 qm 
verteilt. Danzig hat im erſten Jahre 4600 qm, und 
im zweiten Jahre noch weitere zwei Landſtücke von 
3000 und 6000 qm zuſammen 13 600 qm an 38 Familien 
vergeben; die Landverteilung in Danzig hat im Früh⸗ 
jahr 1912 begonnen. ; 

Aus den oben angeführten Gründen wird man ſich 
nicht damit begnügen dürfen, die Armen nach Vergebung 
einer Anweiſung über die Bewirtſchaftung fernerhin 
ſich ſelbſt zu überlaſſen, ſondern die Armen bedürfen 
einer ſtändigen Beratung und Beauſſichtigung. Wir 
haben in Danzig zu dieſem beſonderen Pflegeamt zwei 
ehrenamtliche Herren berufen, von denen der eine als 
langjähriger Lehrer ſich eines beſonderen Anſehens und 
Einfluſſes bei den Armen feines Bezirkes erfreut, 
während der zweite Herr das Amt eines Armen⸗ 
kommiſſionsvorſtehers in ſeinem Bezirk verſieht und in 
ſeiner Amtsführung ein gutes Verſtändnis für die 
Perſönlichkeit und das Wohl und Wehe ſeiner Armen 
beſitzt. Beide Herren beſitzen landwirtſchaftliche Kenntniſſe, 
ſodaß fie den Armen mit Rat und Tat zur Seite ſtehen 
und ſich ein Urteil darüber bilden können, ob die Armen 
bei der Bebauung mit der nötigen Sorgfalt verfahren. 
Die Herren ſuchen Arme, die etwa in der Pflege des 
Landes ſäumig ſind, in Güte heranzuziehen, ſchärfere 
Maßnahmen werden möglichſt vermieden. Von der 
Zentralisierung der Aufſicht und Beratung einer 
ſtädtiſchen Stelle, etwa der Gartendirektion, haben wir 
Abſtand genommen, weil alsdann das wichtige Moment 
der perſönlichen Fühlung und des Vertrauensverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Aufſicht und den Armen nicht erreicht 
werden kann. Den beiden Herren bereitet ihre Tätig⸗ 
keit beſondere Freude. Sie beſorgen die finanziellen 
Angelegenheiten der Landverteilung ſelbſt, erhalten ent⸗ 
ſprechenden Vorſchuß aus der Kämmereikaſſe und rechnen 
jährlich ab. Als Dezernent der Armenverwaltung 
überzeuge ich mich des öfteren an Ort und Stelle von 
dem Stand der Sache und unterhalte mich, ohne mich 
zu erkennen zu geben, gerade mit den auf dem Acker 
anweſenden Perſonen über ihren Erfolg und ihre 
Meinung über die Zweckmäßigkeit der Sache. Bis 
jetzt habe ich bei dieſen Geſprächen den Eindruck ge⸗ 
wonnen, daß die Leute den Nutzen der Landvergebung 
einfehen und ſich auf das Ernteergebnis redlich freuen. 
Sehr nett iſt es, daß ſich auch unter den Landbeſitzern 
eine gute Kameradſchaft ausgebildet hat und einer dem 
anderen in der Arbeit aushilft. 


| müffen, erzieheriſch zu wirken. 


Im vorigen Herbſt hatten wir in Danzig die erſte 
Aberntung des Landes. Um nicht die erzieheriſchen 
Wirkungen der Landverteilung unter zu engen finanziellen 
Rückſichten der Armenverwaltung leiden zu laſſen, 
haben wir bei der Kürzung der Armenunterſtützung 
nach Aberntung des Landes nicht den vollen Wert 
des Ernteertrages gekürzt, ſondern nur ſoweit, wie es 
nötig iſt, um unſere Selbſtkoſten des Landes, der 
Ausſaat und der Düngung zu decken. Der Reinertrag 
des Landes ſollte den Armen zugute kommen. Der 
zu kürzende Betrag iſt auf die Zeit von Oktober bis 
Oktober derart verteilt, daß jedem Armen 2 M monat- 
lich gekürzt werden. Würde man bei der Kürzung 
über die Selbſtkoſten hinübergehen, ſo würde man die 
Armen veranlaſſen, uns über die Erträge des Landes 
zu täuſchen, durch unwahre Angaben, heimliches Weg⸗ 
ſchaffen von Landprodukten, Behaupten angeblicher 
Diebftähle und dergl. Eine dieſe Mißſtände hebende 
Kontrolle würde ſehr umſtändlich fein und wenig Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg bieten. 


Damit bin ich am Schluſſe meiner Ausfü 3 
Ich habe in ihnen zu Tage treten laſſen, W 
der Ausübung der Armenpflege den Verſuch machen 
Vor einigen Ta 
ſprach ich mit einer Dame über einen Gd 
den unſere Meinungen auseinander gingen. Ich legte 
ihr in Kürze meine Anſichten dar. Sie fand ſie ſehr 
intereſſant, konnte ſich aber nicht dazu entjchließen 
mir beizutreten und ſagte ſchließlich etwas ironiſch 
„Sie ſind ein Optimiſt!“ Ich glaube, dieſes Wort 
dürfen ſich alle in der Armenpflege tätigen Perſonen 
zueignen, und zwar als einen Ehrentitel. Wir müſſen 
Optimiſten ſein, wir dürfen uns nicht in den Peſſimismus 
hinabdrängen laſſen, daß erzieheriſche Wirkungen nicht 
zu erzielen ſeien. Armut iſt zwar eine leibliche, aber 
in hohem Maße auch eine ſittliche Not. Hoffen wir 
115 fich a ſorgſame Ausübung der Armen⸗ 

ege eine Beſſerun ifü ä 
Ab ſſerung herbeiführen läßt. (Lebhafter 


Vorſißender: Ich möchte noch ein paar Worte 
unterſtreichen, weil wir ja in dieſen Tagen ſo viel von 
der Selbſtverwaltung geſprochen haben. Das Geſetz 
über die Heranziehung ſäumiger Nährpflichtiger iſt 
das erſte Geſetz, das dem Stadtausſchuß die Beſchluß⸗ 
faſſung überträgt. Hier übt alſo nicht der Bezirks⸗ 
ausſchuß die richterliche Tätigkeit aus, ſondern Herren 
aus der ſtädtiſchen Verwaltung, die den Verhältniſſen 
nahe ſtehen. Die bisherigen Erfahrungen ſind, wie 
der Herr Referent darlegte, ganz ausgezeichnet. Es 
liegt daher in dieſem geſetzgeberiſchen Vorgehen ein 
außerordentlich geſunder Schritt, und wir wollen nur 
hoffen, daß bei den nächſten Geſetzen auf dieſem Wege 
fortgefahren wird. 


Wird das Wort noch gewünſcht? Das iſt nicht 
der Fall. Wir gehen über zu Punkt 8: 


Hierzu liegen folgende Leitſätze vor: 
I. Der Artikel 138) des Einführungsgeſetzes zum 


II. 


Auszüge aus dem Geſetzentwurfe 
über das Erbrecht des Staates. 


Die Erbrechtsreform und die Städte. 


B. G. B. ſoll Geltung behalten. Der § 192) 
des Geſetzes über das Erbrecht des Staates iſt 
dahin abzuändern: Die Vorſchriften des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum B. G. B. gelten auch gegen⸗ 
über den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

eventl. 1 a: Der Artikel 138 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum B. G. B. iſt dahin abzuändern, 
daß ſtatt der Worte „Körperſchaft, Stiftung oder 
Anſtalt des öffentlichen Rechtes“ geſetzt wird 
„Stadt⸗ oder Landgemeinde“. 

Der $ 19 des Geſetzes über das Erbrecht des 
Staates iſt entſprechend abzuändern. 

Der $ 155) des Geſetzes über das Erbrecht des 
Staates iſt wie folgt abzuändern: 

„Von der aus dem Erbrecht des Fiskus er- 
zielten Reineinnahme erhält das Reich 75 v. H., 
der Bundesſtaat, deſſen Fiskus Erbe iſt oder dem 
das nach § 8 Abſatz II beſtimmte Erbſchafts⸗ 
amt angehört, 20 v. H. und die Gemeinde 5 v. H. 
Berechtigt iſt diejenige Gemeinde, in der der 
Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz 
gehabt hat und wenn er in mehreren Gemeinden 
einen Wohnſitz gehabt hat diejenige Wohnſitzge⸗ 


meinde, in der er ſich zuletzt aufgehalten hat; iſt | 
hiernach keine Gemeinde berechtigt, jo fallen auch 
die 5% dem beteiligten Bundesſtaat zu. 
Diejenigen Gemeinden, denen die Landesregierung 
gemäß § 9) des Geſetzes die im $ 8 bezeichneten 
Obliegenheiten übertragen hat, erhalten als Ver⸗ | 
gütungen für die Koſten der allgemeinen Verwaltung 
10 v. H. der Reineinnahme, wobei die im Abſatz 1 
dieſes Paragraphen für die Gemeinde feſtgeſetzten 
5 v. H. nicht mit eingerechnet werden. Die 
hiernach den Gemeinden zu gewährende Vergütung 
iſt aus dem Anteil, der dem beteiligten Bundes⸗ 
ſtaat zukommt, zu beſtreiten. | 
Was als Reineinnahme anzuſehen ift, beftimmt 
der Bundesrat.“ 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Woldmann⸗Zoppot: 
Meine Herren! Zu den Vorlagen, durch welche die 
Mittel zur Deckung der dauernden Ausgaben für die 
Heeresverſtärkung beſchafft werden ſollen, gehört auch 
der Geſetzentwurf über das Erbrecht des Staates. 
Eine Beſchränkung des geſetzlichen Erbrechtes der 
Blutsverwandten zu Gunſten der Reichskaſſe iſt dem 
Reichstage ſchon im Jahre 1908 in Verbindung mit 
der damals ins Werk geſetzten Finanzreform vor⸗ 
geſchlagen worden. Der Entwurf iſt indeſſen, nachdem 
für den Bedarf anderweite Deckung gefunden war, 
ſeinerzeit nicht verabſchiedet. Die Erörterung über 
dieſe Frage iſt ſeitdem nicht verſtummt und es iſt 
nicht zu verkennen, daß ſich der Grundgedanke in 
weiten Kreiſen lebhafter Befürwortung erfreut. 

Das B. G. B. beſtimmt bekanntlich im § 1929, 
daß nach den geſetzlichen Erben der erſten vier 
Ordnungen die entfernteren Voreltern des Erb— 
laſſers und deren Abkömmlinge geſetzliche Erben 
der fünften und der ferneren Ordnungen ſind, 
d. h. tatſächlich gibt das B. G. B. der Ver⸗ 
wandtſchaft einen Erbanſpruch auch dann, wenn 
die Verwandtſchaft ins Unendliche geht. 

Wenn es nach geltendem Recht auch noch ſo 
ſchwierig ift, feſtzuſtellen, wer als nächfter Anverwandter 


der Verſtorbenen zu betrachten iſt, ſo werden doch die 
Gerichte, die Miniſterien, Zeitungen im In⸗ und Aus⸗ 


lande, Privatperſonen ohne Rückſicht auf die Koſten 


in Bewegung geſetzt, es werden Vormundſchaften, 


Pflegſchaften eingeſetzt, Aufrufe, Verſchollenheits⸗ 
erklärungen vorgenommen, um nur ja noch den Erben 
in dem verborgenſten Winkel aufzuſtöbern und ihm, 


der oft von der ganzen Erbſchaft, vom Tode und 


Leben des Erblaſſers keine Ahnung hatte, auf dem 
Präſentierteller die Erbſchaft anzubieten, damit er die 
Güte hat, die Behörden von der für ſie ſo läſtigen 
Erbſchaft zu befreien. 

Dieſes ſchrankenloſe bis in die entfernteſten Ver⸗ 
wandtſchaftsgrade reichende Verwandtenerbrecht geht 


zurück auf eine Beſtimmung des Kaiſers Juſtinian; 


dem deutſchen Recht iſt ſie fremd. So findet ſich 


z. B. im Sachſenſpiegel eine Begrenzung der Erbfolge; 


) Artikel 138 des Einführungsgeſetzes zum B. G. B. lautet: 
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Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Fall des § 1936 des B. G. G. an Stelle 
des Fiskus eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechts geſetzlicher Erbe iſt. 
Der Artikel 138 des Einführungsgeſetzes zum B. G. B. wird aufgehoben. Im übrigen gelten die Vorſchriften 
des Einführungsgeſetzes zum B. G. B. auch gegenüber den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 
Von der aus dem Erbrecht des Fiskus erzielten Reineinnahme erhält das Reich 75 vom Hundert, der Bundesſtaat, 
deſſen Fiskus Erbe iſt, oder dem das nach § 8 Abſ. 2 beſtimmte Erbſchaftsamt angehört, als Vergütung für 
die Koſten der allgemeinen Verwaltung 25 vom Hundert. Die den Gemeinden nach 8 9 zu gewährende 
Vergütung iſt aus der dem Bundesſtaate zukommenden Verwaltungskoſtenvergütung zu beſtreiten. 

Was als Reineinnahme anzuſehen iſt, beſtimmt der Bundesrat. 
Die Verwaltung und Verwertung der dem Fiskus eines Bundesſtaates als geſetzlichem Erben nach § 1 angefallenen 
Erbſchaft und die Wahrnehmung der ihm als ſolchem obliegenden ſonſtigen Geſchäfte erfolgt durch die von der 
Landesregierung hierzu beſtimmte Amtsſtelle (Erbſchaftsamt). 

Iſt der Reichsfiskus geſetzlicher Erbe, ſo beſtimmt der Bundesrat das zuſtändige Erbſchaftsamt. 

Die Verwaltung und Verwertung des im Inland eröffneten Nachlaſſes und des aus einem im 
Ausland eröffneten Nachlaß ins Inland gelangenden Vermögens kann, ſofern der Fiskus Alleinerbe iſt, ftatt 
durch das Erbſchaftsamt unmittelbar auch unter feiner Aufſicht durch einen für den einzelnen Nachlaß beſtellten 
Verwalter erfolgen. 5 
Die Landesregierung kann die im $ 8 bezeichneten Obliegenheiten den Gemeinden gegen Vergütung übertragen. 
Sie erläßt, ſoweit die Gemeindebehörde nicht ſelbſt zum Erbſchaftsamt beſtellt wird, die zur Regelung des 
Geſchäftsverkehrs mit der Gemeindebehörde und dem Erbſchaftsamt erforderlichen beſonderen Beſtimmungen. 


fo fiel das Land bei den Saalfranken der Geſamtheit 
der Dorfgenoſſen anheim, wenn keine Söhne eines 
verſtorbenen Beſitzers vorhanden waren. Auch im 
älteren römiſchen Recht war das Inteſtatrecht gleich⸗ 
falls begrenzt. Das Inſtitut wurde durch eine 
romaniſtiſche Jurisprudenz übernommen und gelangte 


ſo noch in das Geſetzbuch des Deutſchen Reiches vom | 


Jahre 1900, während eine ganze Anzahl fremder 
Geſetzgebungen in bewußtem Gegenſatz zu der römiſchen 


ſeinen Verwandten erbitterte Erbſchaftsprozeſſe toben, 
die nur der Habſucht entſpringen, die ſchlechteſten Leiden⸗ 
ſchaften aufwühlen, die Haß und dauernde Feindſchaft 
unter Anverwandten hervorrufen und damit gerade den 
Familienzuſammenhang zerſtören, entſpricht ſicherlich nicht 
dem Gebote der Sittlichkeit. Daß mir das Vermögen 
eines verſchollenen Großonkels in den Schoß fällt, nur 
weil er es unterlaſſen hat, teſtamentariſch zu verfügen, 
hat ſolcher Erwerb etwa einen anderen Charakter als 


den eines Lotteriegewinns ohne Einſatz? Ungerecht 
und unſittlich muß man vielmehr die Inſtitution der 
ſogenannten lachenden Erben nennen, denn kein Grund 


Schablone Grenzen für das geſetzliche Verwandten⸗ 
erbrecht bereits aufgeſtellt hatten. Das öſterreichiſche 
Geſetzbuch ſchließt den Kreis der erbfähigen Verwandten 
mit der ſechſten Parentel ab, der Code civil mit dem rechtfertigt es, Verwandte von geſetzeswegen erben zu 
zwölften Grade, das württembergiſche Landrecht init laͤſſen, ote män ' bes halb“ als „lachende“ Erben bezeichnet 
dem zehnten Grade, Chile, Argentinien mit dem ſechſten weil ſie über das Hinſcheiden des Erblaſſers keine 
Grade, während einige andere amerikaniſche Republiken, Trauer empfinden. 
wie Guatemala, ſchon mit dem vierten Grade der Wenn die Anhänger der alten römiſchen Erbfolge 
Seitenlinie abſchneiden. Wem heute die Aufgabe glauben, durch dieſes Inſtitut den Familienzuſammen⸗ 
geſtellt würde, das geſamte Erbrecht nach den Be⸗ hang aufrecht zu erhalten und zu ſtärken, ſo muß man 
dürfniſſen des heutigen Staates und der heutigen auch die Hoffnung ausſprechen, daß die Aufſtellung 
Geſellſchaftsſitte zu ordnen ohne Rückſicht auf Be⸗ eines Reichserbrechtes im Laufe der Zeit zur Stärkung 
ſtimmungen, die vor 2000 Jahren in Rom Geltung vaterländiſcher Geſinnung beitragen und das Bewußtſein 
hatten und vielleicht damals am Platze waren, der heben werde, daß jeder Bürger der Staats- und Reichs⸗ 
würde ſicher kaum jenen entfernten Verwandten ein gemeinſchaft mehr Dank ſchuldig iſt, als jenen recht 
geſetzliches Erbrecht in den Schoß werfen. Der entfernten Verwandten, die ſich häufig nicht um ihn 
Inteſtaterbe der fünften und der folgenden Ordnungen kümmern. Wer künftig keine nahen Angehörigen beſitzt 
erbt auch nach jetzt geltendem Recht, nicht etwa weil und kein Teſtament errichtet, ſpricht damit aus: „Mein 
poſitiv überzeugende Gründe dafür ſprechen, daß ihm Erbe iſt das Vaterland“. Dieſer Rechtsſatz iſt der 
das Vermögen eines anderen überlaſſen wird, ſondern Ausdruck eines Patriotismus, der ſich nicht mit leeren 
er erbt nur aus dem negativen Grunde, weil keine Worten begnügt; iſt der Ausdruck des Gedankens, daß 
näher ſtehenden Perſonen vorhanden ſind. Wenn man der moderne Staat und das Reich dem Einzelnen nicht 
dagegen geltend machen wollte, daß er doch immerhin bloß Schutz für feine Perſon und für ſeinen Beſitz 
noch verwandt mit dem Erblaſſer ſei, daß alſo die gewährleiſtet, ſondern ihm auch Unterricht und Rechts⸗ 
Verwandtſchaft den Grund für das Erbrecht abgäbe, pflege, die Möglichkeit des Erwerbes, die Fürſorge bei 
fo iſt dieſer Einwand nicht durchgreifend; der Erblaſſer Krankheit, Unfall und im Alter gewährt. Das B. G. B 
kann ihn ja trotz dieſer Verwandtſchaft durch ein hat ja auch in anderer Beziehung Rechte und Pflichten 
Teſtament einfach beiſeite ſchieben und andere Perſonen auf Grund der Verwandtſchaft gegenüber dem früheren 
einjegen. Es müßte dann doch auch ein Verwandter Rechtszuſtand eingeſchränkt. Der Kreis der unter⸗ 
im zehnten und ein Verwandter im elften Grade, die haltungsverpflichteten und unterhaltsberechtigten Perſonen 
einander in ihrem Verhältnis zum Erblaſſer gewiß iſt bedeutend enger gezogen als der nach den SS 1920 ff 
ziemlich gleich ſtehen, ungefähr in gleicher Weiſe von B. G. B. Inteſtaterbberechtigten. Als die Familie 
der Erbordnung berückſichtigt werden; das iſt aber allein ihren Angehörigen allen Rechtsſchutz bot 90 war 
nicht der Fall, der vom zehnten Grade erhält alles, ein unbeſchränktes Verwandtenerbrecht berechtigt. Jetzt 
der vom elften Grade nichts. wo der Staat, bezw. das Reich nicht nur einen großen 
Falſch iſt es offenbar auch, wenn man dem Erblaſſer Teil der Pflichten der Familie übernommen hat, ſondern 
eine Vorliebe für entfernte Verwandte unterſtellt, die weit darüber hinaus neue Aufgaben gefunden hat, iſt 
er vielleicht im ganzen Leben nicht geſehen oder kennen es berechtigt, wenn der Staat bezw. das Reich im 
gelernt hat. Unter Verwandten herrſcht nicht immer Erbrecht an die Stelle entfernter Verwandter tritt. Es 
Liebe und Eintracht. Wer das Leben kennt, der weiß, wird niemand geben, der dieſe Einſchränkung 555 = 
daß faſt in ebenſo vielen Fällen Zwiſt und Feindſchaft wandtſchaftlichen Unterhaltungspflicht nicht als eine 
zu beklagen find. Es find allerdings gegen die Be⸗ durchaus gefunde Anſchauung über verwandtſchaftliche 
ſchränkung dieſes uferlofen Verwandtenerbrechtes ethiſche Verpflichtungen anſpräche. Wer tritt aber für die 
Rückſichten vorgebracht worden. Dagegen iſt zu er⸗ übrigen Verwandten ein? Der Staat in Form des 
widern, daß gerade ethiſche Rückſichten die ſtarke Grund- Landarmen⸗ oder Ortsarmen⸗Verbandes. Auch in der 
lage der neuen Erbrechtsreform bilden, denn es kann | Abgrenzung der Pflichtteils⸗Berechtigten läßt ſich jene 
unmöglich dem Gebote höherer Sittlichkeit entſprechen, Abſicht des Geſetzgebers erkennen, den Kreis 1 
daß das Vermögen eines Menſchen an eine Perſon rechtigten Verwandten eng zu ziehen, da die nach $ 2303 
fällt, die der Erblaſſer nicht einmal gekannt, geſchweige Pflichtteils⸗Berechtigten nur die Abkömmlinge Eltern 
denn geliebt hat; mit der ihn nichts verband als die und Eheleute ſind, die übrigen Verwandten Pogeg en 
Tatſache der Blutmiſchung in irgend welcher Verdünnung. fortfallen. Nur das Inteſtaterbrecht kannte bisher 
Daß aber über dem Grabe des Verſtorbenen unter eine Einſchränkung nicht. Der Pandektiſt Baron ſpricht 


. 


ſich folgendermaßen aus: „Anſtelle der zerſtörten Familie 
iſt die Gemeinde reſp. Staat getreten. Die Vormund⸗ 
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ſchaft wird von Staat und Gemeinde überwacht; der 


Gemeinde hat man die volle Unterſtützungs⸗ und 


Alimentierungspflicht auferlegt; täglich mehren ſich die 


Leiſtungen des Staates und der Gemeinde. Während 


die Familienbeziehungen ſich täglich immer mehr löſen, 


vervielfältigen ſich die Beziehungen des Bürgers zu | 
Staat und Gemeinde; man genoß früher Anſehen und 


Schutz als Mitglied einer mächtigen Familie, jetzt als 
Bürger eines mächtigen Staates. 


Von einer Härte gegen die künftig durch das Geſetz 


von der Inteſtaterbfolge ausgeſchloſſenen Verwandten 
kann keine Rede ſein, da ihr Recht ja ſchon heute nichts 
als eine ungewiſſe Erwartung iſt, deren Erfüllung nicht 
allein von dem Willen des Erblaſſers abhängt, ſondern 


auch davon, daß der Erblaſſer zur rechten Zeit ſtirbt, 


nämlich vor ſeinem erwartungsvollen Anverwandten. 

Ein beſonderer Vorzug der Erbrechtsreform iſt auch 
noch der, daß ſie keine Steuer iſt, daß ſie keinen 
Menſchen belaſtet; ſie nimmt es nicht von den Lebendigen. 
Der freie Wille des Erblaſſers entſcheidet, wem dereinſt 
fein Vermögen zufallen ſoll. Soviel aber kann und 
darf der Staat von ſeinen Angehörigen fordern, daß 
er, wenn es ſich um den Verbleib ſeines ganzen Ver⸗ 
mögens handelt, dieſelbe Mühe aufwendet, die er bei ſoviel 
geringeren Dingen wie Steuererklärungen, ſtatiſtiſchen 
Erhebungen pp. aufwenden muß. Iſt aber die ver⸗ 
wandtſchaftliche Zuneigung ſo ſchwach, daß der Erblaſſer 


ſich nicht veranlaßt ſieht, zu Gunſten eines entfernten 
Verwandten ein Teſtament zu machen, ſo fällt auch 
jeder moraliſche und geſetzgeberiſche Grund fort, dieſen 


Verwandten als geſetzlichen Erben anzusprechen. 
Selbſtverſtändlich ſind die nahen Angehörigen der 


Verſtorbenen, ſeine Kinder und deren Abkömmlinge, die 


Ehegatten, die Eltern in ihrem Erbrecht durch das 


Geſetz unberührt geblieben, nicht darum weil ſie rein 
zahlenmäßig dem Erblaſſer näher ſtehen als . ent⸗ 
ferntere Vettern und Baſen, ſondern weil ihr Verhältnis 
zu dem Erblaſſer ein durch die Natur und die un⸗ 
mittelbare Lebensgemeinſchaft begründetes näheres iſt. 

Wir wiſſen z. Zt. nicht, ob es der Regierung ge⸗ 
lingen wird, eine Mehrheit für ihre Vorlage im Reichs⸗ 
tage zu erzielen; in der Kommiſſion haben ſich die 
Vertreter der Nationalliberalen, der Fortſchrittlichen 
Partei und die Sozialdemokraten zu dem Entwurf 
freundlich geſtellt, wenn ſie auch erhebliche Abänderungen 
vorgeſchlagen haben, während die Konſervativen und 
das Zentrum erhebliche Bedenken gegen das Geſetz vor⸗ 
gebracht haben; daß aber dieſe Ablehnung nicht un⸗ 
umſtößlich mit dem Programm der beiden zuletzt ge⸗ 
nannten politiſchen Parteien verbunden ift, dürfte 
daraus hervorgehen, daß der frühere preußiſche Finanz- 
miniſter Freiherr von Rheinbaben, deſſen konſervative 
Goſinnung wohl nicht bezweifelt werden kann, der 
eifrigſte Förderer der Erbrechtsreform innerhalb der 
Preußiſchen Regierung war und er dabei insbeſondere 


auch von der Kreuzzeitung warm unterſtützt wurde. | 
Die konſervative Partei hat auch durch ihren Führer, 
den Grafen Schwerin⸗Löwitz, in der Sitzung des Reichs⸗ | 
tages vom 26. November 1908 eine offizielle Erklärung 


zu Gunſten des Erbrechtes des Reiches abgeben laſſen; 
ferner hat die Kölniſche Volkszeitung im Jahre 1908 
über die Reform des Erbrechts ſich in durchaus 
zuſtimmenden, den Gedanken empfehlenden Worten, 
geäußert. 

Was uns aber heute hier beſchäftigen ſoll, das iſt 
nicht die Frage, ob der ganze Entwurf im Reichstage 
unabgeändert oder wenigſtens modifiziert angenommen 
werden ſoll, ſondern die Frage, inwiefern die Städte 
ein Intereſſe daran haben, gegen einige Vorſchriften des 
Geſetzes, die ihre finanziellen Intereſſen berühren, 
Stellung zu nehmen. 

Der Inhalt des Geſetzes iſt kurz folgender: 

Anſtelle der Abkömmlinge von Großeltern des 
Erblaſſers in der Seitenlinie oder Verwandten der 


vierten Erbrechtsordnung, oder der ferneren Ordnungen 


des B. G. B. wird zur geſetzlichen Erbfolge der Fiskus 
berufen. Der Fiskus iſt ferner geſetzlicher Erbe wenn 
3. Zt. des Erbfalles weder ein Verwandter noch ein 
Ehegatte des Erblaſſers vorhanden iſt und zwar tritt 
der Fiskus desjenigen Bundesſtaates oder Schutzgebietes, 
in welchem der Erblaſſer z. Zt. ſeines Todes ſeinen 
Wohnſitz gehabt hat, als geſetzlicher Erbe ein. Hatte 
der Erblaſſer keinen Wohnſitz in einem Bundesſtaat 
oder in einem Schutzgebiet, ſo iſt, wenn er 3. It ſeines 
Todes ein Deutſcher war, und zu dieſem Zeitpunkte 
einem Bundesſtaate angehörte, der Fiskus dieſes Bundes⸗ 
ſtaates, wenn er mehreren Bundesſtaaten angehört, ſo 
wie in allen übrigen Fällen der Reichsfiskus geſetz⸗ 
licher Erbe. Bei Streitigkeiten entſcheidet der Bundesrat, 
welcher Fiskus Erbe iſt. Iſt der Fiskus neben Groß⸗ 
eltern des Erblaſſers geſetzlicher Erbe, fo hat er ihnen 
Haushaltungsgegenſtände, ſoweit ſie nicht Zubehör eines 
Grundſtückes ſind, ſowie Gegenſtände des perſönlichen 
Gebrauches auf Antrag unentgeltlich zu überlaſſen; das 
Gleiche gilt von Schriftſtücken perſönlichen Charakters. 
Der Fiskus muß ſich bei der Abfindung bezügl. des 
übrigen Nachlaſſes die Abfindung in Geld gefallen 
laſſen. Sind Verwandte der dritten Erbrechtsordnung 
durch den Fiskus als Leibeserben von dem geſetzlichen 
Erbrecht ausgeſchloſſen, ſo ſind ihnen die eben be⸗ 
zeichneten Nachlaßgegenſtände auf Antrag unentgeltlich 
zu überlaſſen. Andere zum Nachlaß gehörige bewegliche 
Sachen und Grundſtücke, welche in ihrem weſentlichen 
Beſtande von Großeltern des Erblaſſers herrühren, 
ſind deren Abkömmlingen auf Antrag käuflich zu über⸗ 
laſſen. Von der aus dem Erbrecht des Fiskus erzielten 
Reineinnahme erhält das Reich 75, der Bundesſtaat 25%. 

Der Paragraph, der aber in erſter Linie mit das 
Intereſſe der Städte erwecken muß, iſt der § 19, durch 
den der Artikel 138 des Einführungsgeſetzes zum G. B. G. 
aufgehoben wird. Dieſer Artikel 138, welcher aufgehoben 
werden ſoll, ſpricht nämlich aus, daß die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, nach welchen anſtelle des Fiskus ein 
Kuratorium, eine Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen 


Rechtes geſetzlicher Erbe iſt, unberührt bleiben. 


Nun wird Ihnen allen ja aus der Zeitung bereits 
bekannt geworden ſein, daß verſchiedene Städte, denen 
ein ſogenanntes Kadukrecht zufteht, Eingaben an den 
Reichsſchatzſekretär und den preußiſchen Finanzminiſter 
gerichtet haben, in denen ſie gebeten haben, ihre wohl 
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erworbenen Rechte aufrecht zu erhalten, oder ihnen eine 


entſprechende Abfindung zu gewähren. Das Kadukrecht 
iſt das Recht auf herrenlos gewordene Güter und erbloſe 
Hinterlaſſenſchaften. Der Preußiſche Städtetag, der 
ſich auch mit dieſer Angelegenheit befaßt hat, hat in 
einer Eingabe darauf hingewieſen, daß eine ganze Reihe 
von preußiſchen Städten aus dem ihnen zuſtehenden 
Erbrecht, das durch Artikel 138 des Einführungsgeſetzes 
aufrecht erhalten iſt, Einnahmen bezogen haben, auf 
die ſie nicht ohne Weiteres zu verzichten in der Lage 


ſind. Es handelt ſich in Preußen beiſpielsweiſe um 


Berlin, Frankfurt a/ Main, Danzig, um die Städte 
Lübiſchen Rechtes in Alt-, Vor⸗ und Hinterpommern, 
um Schleswig, Flensburg, Hadersleben uſw. Der 


Vorſtand des Preußiſchen Städtetages ſchlägt nun por, 


daß dieſe Städte dann auf dieſes Erbrecht verzichten 
möchten, wenn jede Stadt von den dem Bundesſtaat 
zuſtehenden 25% einen Anteil von 5% bekommt oder 
aber den 8 
drittens die Städte, die jetzt ein Erbrecht haben, durch 
eine angemeſſene Kapitalabfindung zu entſchädigen. Der 
Vorſtand des Preußiſchen Städtetages hat dann noch 
angeregt, daß die einzelnen durch die Aufhebung des 


19 des Geſetzentwurfes zu ſtreichen, oder 


Art 138 E. G. zum B. G. B. betroffenen Städte 


ſelbſtändige Anträge an die zuſtändigen Stellen zur 
Wahrung ihrer Rechte richten möchten. 

Die Stadt Fleusburg hat ſich dem erſten Antrage 
es Preußiſchen Städtetages angeſchloſſen, desgl. die 
Stadt Schleswig, jedoch unter Forderung einer Erhöhung 
des zu gewährenden Prozentſatzes für fie auf min- 
deſtens 10 %. 

Die Stadt Danzig, die gleichfalls auf Grund alter 
Privilegien im Beſitze eines ſolchen wohl erworbenen 


Artikel 10 des Weſtpreußiſchen Provinzialrechtes. Das 
Deutſche Reich aber gründe ſich wiederum auf vertrags⸗ 
mäßige Übertragung eines Teiles der Hoheitsrechte der 
einzelnen Gliedſtaaten auf den neuen Bundesſtaat. Das 
Reich ſei alſo in ſeinen ſämtlichen Rechten Rechtsnach⸗ 
folger der einzelnen Staaten und ſo auch in ſeinem 
Rechtsverhältnis gegenüber dem von der Stadt Danzig 
wohl erworbenen Kadukrecht. Das Reich ſei deshalb 
ebenſowenig wie Preußen rechtlich in der Lage durch 
einſeitige Maßnahmen das ſo wohl erworbene Vermögen 
des Kadukrechtes zu ändern oder zu beſeitigen. Es 
dürften vor allen Dingen aber die Fragen, einerſeits 
ob wohl erworbene Rechte einzelner Städte aufrecht 
zu erhalten, andererſeits, ob alle Städte Anteil an dem 
ſtaatlichen Erbrecht haben ſollen, nicht miteinander ver⸗ 
quickt werden, da die jeder dieſer Frage zu Grunde 
liegenden wirtſchaftlichen und rechtlichen Umſtände völlig 
verſchiedene ſeien. Es handele ſich im erſteren Falle 
um Erhaltung eines beſtehenden Zuſtandes, im zweiten 
Falle um Erringung neuer Vorteile. 

Der Herr Finanzminiſter hat zu der Angelegenheit 
noch nicht Stellung genommen, da die angeordneten 
Ermittelungen noch nicht abgeſchloſſen ſind, der Staats⸗ 
ſekretär des Reichs⸗Schatzamtes hat gleichfalls noch 
keinen Beſcheid erteilt. Er ſteht jedoch, vorbehaltlich 
einer endgültigen Entſcheidung auf dem Standpunkte, 


daß der Bitte des Danziger Magiſtrats nicht wird ent⸗ 


Kadukrechtes von erbloſen Hinterlaſſenſchaften iſt, hat 


zur Wahrung ihrer Intereſſen beſondere Anträge an 
den Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes 


Städte die Aufforderung ergehen laſſen, falls ſie in 
gleicher Lage ſich befänden, ähnliche Anträge einzureichen. 


Mir iſt nicht bekannt geworden, ob ſich noch einige 


Städte dieſem Vorgehen angeſchloſſen haben. 

Die Stadt Danzig hat in erſter Linie Aufhebung 
des § 19 des Geſetzes, in zweiter Linie als Ent⸗ 
ſchädigung für die Aufhebung ihres wohl erworbenen 
Erbrechtes die Zahlung einer Rente, die nach dem 


durchſchnittlichen Jahresbetrag der letzten 20 Jahre zu 


berechnen iſt und evtl. durch Kapitalzahlung abgelöſt 
werden könnte erbeten; ſie führt aus, daß ihr Kaduk⸗ 
recht ein wohl erworbenes ſelbſtändiges Vermögensrecht 
der Gemeinde ſei. Der Staat Polen habe als Rechts⸗ 
vorgänger der Stadt Danzig ſich durch den rechtlichen 


der Inhaber einer Forderung durch den Übertragungs⸗ 


akt der Ceſſion des Verfügungsrechtes über dieſes 


Kadukrecht für die Zukunft vollſtändig begeben. Der 
preußiſche Staat habe als Rechtsnachfolger dieſes 
zwiſchen Polen und Danzig bezüglich des Kadukrechtes 


beſtehende Rechtsverhältnis übernommen und auch die ö 
Exiſtenz des Danziger Kadukrechtes anerkannt durch her erwähnten Städte befinden. 


ſprochen werden können. Das der Stadt Danzig kraft 
Privilegs zuſtehende Kadukrecht beſteht nach ſeiner An⸗ 
ſicht nur in einem Heimfallrecht für ſolche Verlaſſen⸗ 
ſchaften, für die nach dem beſtehenden Erbſchaftsrecht 
ein Erbe nicht vorhanden iſt. Es gewähre dagegen 


keinen Anſpruch gegen Anderungen des beſtehenden 


Erbrechtes. Das Erbrecht des Staates in ſeiner ge— 
planten Erweiterung ſei aber mehr als ein bloßes 


uind den ö Heimfallre ht, es ſei eine Anderung der Erbrechtsordnung, 


eußiſ Finanzminiſter gerichtet inige . 
preußischen Finanzminiſ gerichtet und an einige aufgehoben, als vielmehr gegenſtandslos gemacht worden 


durch die das Kadukrecht der Stadt Danzig nicht ſo ſehr 


ſei; es werde demnach kein wohl erworbenes Recht 
durch den § 19 des Entwurfs verletzt. Falls dieſe 
Anſicht endgültig feſt beſtehen bleiben ſollte, ſo würde 
dadurch den in derſelben oder in ähnlicher Lage wie 
die Stadt Danzig ſich befindenden Städten ein ganz 
erheblicher pekuniärer Ausfall zu Teil werden. Die 
Stadt Danzig hat in den 20 Jahren von 1892-1912 
auf Grund des ſogenannten Kadukrechtes im Ganzen 
den Betrag von etwa 28000 M erhalten. Dieſe Ziffer 


iſt um ſo weniger gering einzuſchätzen, als der Stadt 


Danzig in einzelnen Jahren recht erhebliche Beträge 
ö. B. im Jahre 1899 über 7000 M, im Jahre 1912 
über 13 000 M durch herrenloſe Erbmaſſen zu⸗ 


8 gefallen ſind. 
Übertragungsakt des Privilegs wie der Eigentümer 
einer Sache durch den Akt der Weiterübereignung oder 


M. E. kann man die Frage, ob die Rechtsauffaſſung 
des Herrn Reichsſchatzſekretärs die richtige ift oder nicht, 
vollſtändig ausſchalten. Ich glaube niemand von 
Ihnen kann verkennen, daß die Aufhebung oder die 
Gegenſtandslosmachung des Danziger Kadukrechtes 
wirtſchaftlich gleich ſtehen und wirtſchaftlich eine ſchwere 
finanzielle Schädigung für die betroffene Stadt bedeuten; 
und in ähnlicher Lage werden ſich ja die anderen vor⸗ 


Daß es kein Troſt für eine Stadt iſt, die ihres 
Erbrechtes verluſtig geht, wenn ſie mit allen anderen 
Städten — alſo auch denen, die nicht im Beſitze eines 
ſolchen Privilegs ſind — einen beſtimmten Prozentſatz 
der Reineinnahme zugewieſen bekommt, braucht wohl 
nicht erſt ausgeführt zu werden. Der Vorſchlag des 
Preußiſchen Städtetages iſt mir in dieſer Beziehung 
unverſtändlich. 

Es dürfte ſich deshalb ſchon aus Gründen der 
Billigkeit der Schluß ergeben, daß man entweder den 
im Beſitze derartiger Kadukrechte befindlichen Städten 
eine angemeſſene Entſchädigung zuteil werden läßt, oder 
aber das Erbanfallsrecht durch eine 
Anderung des 8 19 des Geſetzes wie fie Ihnen in dem 
Leitſatz zu 1 und la vorgeſchlagen iſt, beläßt. 

Vielleicht empfiehlt es ſich aber, ihn noch dahin zu 
erweitern, daß man hinzuſetzt: 

Sollte aus politiſchen oder praktiſchen Rückſichten 
die Aufhebung des § 138 E. G. zum B. G. B. 
doch geboten ſein, ſo müßten die im Beſitz eines 
Kadukrechts befindlichen Städte durch Zahlung 
eines Kapitals, das dem Ertrag der letzten 
zwanzig Jahre aus dieſem Recht entſpricht oder 
durch eine laufende Rente, deren Betrag auf 
den durchſchnittlichen Jahresbetrag der letzten 
zwanzig Jahre zu berechnen wäre, entſchädigt 
werden. 

Während der § 19 des Geſetzes nur verhältnig- 
mäßig wenig Städte direkt berührt, haben die Be⸗ 
ſtimmungen der SS 8—11, 14 und 15 für ſämtliche 
Städte Bedeutung. Der § 8 ſchreibt vor, daß die 
Verwaltung und Verwertung der dem Fiskus eines 
Bundesſtaates als geſetzlichen Erben angefallenen Erb⸗ 
ſchaft und die Wahrnehmung der ihm als ſolchen 
obliegenden ſonſtigen Geſchäfte durch die von der 
Landesregierung hierzu beſtimmten Erbſchaftsämter 
erfolgen ſoll, falls er nicht vorzieht, unmittelbar unter 
ſeiner Aufſicht durch einen für den einzelnen Nachlaß 
beſtellten Verwalter die Verwaltung und Verwertung 
erfolgen zu laſſen. Dieſe Obliegenheiten des Erbſchafts⸗ 
amtes oder des Verwalters kann die Landesregierung 
nach § 9 den Gemeinden gegen Vergütung übertragen. 
Die Landesregierung erläßt, ſoweit die Gemeinde- 
behörde nicht ſelbſt zum Erbſchaftsamte beſtellt wird, 
die zur Regelung des Geſchäftsverkehrs mit der 
Gemeindebehörde und dem Erbſchaftsamt erforderlichen 
beſonderen Beſtimmungen. Die Reichsbevollmächtigten 
für Zölle und Steuern üben in Anſehung der Aus⸗ 
führung des vorliegenden Geſetzes dieſelben Rechte und 
Pflichten aus, welche ihnen bezüglich der Zölle und 
Verbrauchsſteuern beigelegt find (§ 10). Die Behörden 
verſchiedener Bundesſtaaten haben nach $ 11 einander 
auf Erſuchen Beiſtand zu leiſten; in dieſer Beziehung 
finden die Vorſchriften des Reichsgeſetzes über den 
Beiſtand bei Einziehung von Abgaben und Voll⸗ 
ſtreckung von Vermögensſtrafen vom 9. Juni 1895 
entſprechende Anwendung. Das Erbſchaftsamt hat 
nach § 14 im Regelfall die Erbſchaft oder den Erbteil 
zu Geld zu machen; insbeſondere, wenn der Fiskus 
allein Erbe iſt, die den Nachlaß betreffenden laufenden 


entſprechende 
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fache ſein: 


Geſchäfte zu beendigen, die zum Nachlaß gehörigen 
Forderungen einzuziehen, das übrige Nachlaßvermögen, 
(ſoweit es nicht im baren Gelde beſteht) in Geld um⸗ 
zuſetzen und die Nachlaßverbindlichkeiten aus dem 
Nachlaß zu berichtigen. Das Erbſchaftsamt iſt auch 
berechtigt, zur Beendigung ſchwebender Geſchäfte neue 
Verbindlichkeiten einzugehen. Der § 15 regelt ſchließlich, 
in welcher Weiſe die Gemeinden für dieſe Tätigkeit 
entſchädigt werden ſollen. Von der aus dem Erbrecht 
des Fiskus erzielten Reineinnahme ſoll nämlich das 
Reich nur 75%, der Bundesſtaat, deſſen Fiskus Erbe 
iſt, als Vergütung für die Koſten der allgemeinen 
Verwaltung 25% erhalten. Von dieſen 25 % ſoll 
den Gemeinden eine Vergütung gewährt werden; über 
die Höhe der Vergütung iſt im Geſetz nichts näheres 
beſtimmt. 

Die Tätigkeit der Gemeindebehörde kann eine drei— 
Sie wird entweder als Erbſchaftsamt 
beſtellt, oder als Verwalter für einen einzelnen Erb⸗ 
fall, oder ſie hat als eigentliche Gemeindebehörde 
anderen Behörden, die zur eigentlichen Regulierung 
des Nachlaſſes berufen ſind, Beiſtand zu leiſten. 

Die neue Aufgabe, welche ſo den Gemeinden zu— 
fallen wird, wird nicht gerade angenehm ſein. Es 
handelt ſich um die Erledigung von fiskaliſchen 
Staatsgeſchäften. Daraus wird ſich ergeben, daß die 
Befugnis der Landesregierung zum Erlaß der er— 
forderlichen beſonderen Beſtimmungen, zur Regelung 
des Geſchäftsverkehrs mit der Gemeindebehörde im 
Sinne einer engen Bindung der Gemeinden ausgeübt 
wird. Die Mitwirkung des Reichsbevollmächtigten 
wird auch kaum als eine Erleichterung empfunden 
werden. 

Trotzdem wird es ſich empfehlen, nicht gegen die 
Beteiligung der Gemeinden bei Liquidationen der Erb— 
ſchaften Einſpruch zu erheben, weil, wie die Begründung 
mit Recht ausführt, wichtige Gründe dafür ſprechen. 
Die Verwertung des hinterlaſſenen Vermögens wird 
der Gemeinde, die eine genaue Kenntnis der örtlichen 
Verhältniſſe beſitzt, eher möglich ſein, als der Steuer- 
behörde, die an ſich zunächſt bei der Beſtellung als 
Erbſchaftsamt in Frage kommen würde. An Ort und 
Stelle weiß man auch ſelbſtverſtändlich beſſer als an 
dem event. entfernten Sitz der Steuerbehörde, wieviel 
Vermögen bei einem Todesfall hinterlaſſen ſein muß. 
Im Dorfe, aber auch in der Stadt, wenn ſie nicht zu 
groß iſt, ſieht man einander in die Taſchen, man 
weiß, welchen Aufwand der Verſtorbene gemacht hat, 
ob er ein Verſchwender war oder ein Geizhals, man 
kennt ſeine Familienverhältniſſe. So kann der Nachlaß 
in den Regelfällen durch die Gemeindebehörde ſchnell 
und vollſtändig im Wege perſönlicher Aufnahme er⸗ 
mittelt werden. Schleppend hingegen würde der Weg 
durch die Steuerbehörde ſein. Dieſe würde räumlich, 
ſachlich und perſönlich den Verhältniſſen ſo fern ſtehen, 
daß ihre Tätigkeit zu einer großen Beläſtigung des 
Publikums, aber zu geringem Erfolge für die Reichs⸗ 
und Staatskaſſe führen dürfte. Wieviel Zeit ver⸗ 
ſtreicht, bis die Steuerbehörde überhaupt von dem 
Sterbefall etwas erfährt? Dann wird ermittelt, wer 
vermutlich als Erbe anzuſehen iſt, darauf ſtellt das 


Steueramt jeine Fragen mittels des üblichen langen 
Fragebogens. Binnen einer weiteren Friſt muß der 
Erbe die Steuererklärung abgeben. Meiſt ſind ſchon 
deſſen Antworten zu dieſem Zeitpunkte unzuverläſſig, 


weil niemand mehr genau weiß, was überhaupt beim 


Tode des Erblaſſers vorhanden war. Wie ſoll man 
/, ½ oder / Jahr nach dem Sterbefall angeben, 
wieviel bares Geld, welche Vorräte an Lebensmitteln, 
an Feuerung, welche Kleidungsſtücke am Todestage 
vorhanden waren. Der Erbe wird event. in eine arge 


Gewiſſensbedrängnis gebracht. Eine ſachgemäße Feſt⸗ 


ſtellung des Nachlaſſes iſt nur unverzüglich nach dem 


Sterbefall und nur ſo lange tunlich, als der Nachlaß 


noch zuſammen iſt. Da ferner in der Mehrzahl der 


Fälle der Erbe die Steuererklärung nicht ſelbſt auf- 


ſtellt, fo iſt es offenbar zweckmäßiger, wenn das Ver⸗ 
zeichnis des Nachlaſſes tunlichſt ſchnell nach dem 
Todesfall durch einen Beamten der Wohnſitzgemeinde 
aufgenommen wird. 

Iſt es demnach wünſchenswert, daß gerade in den 


Fällen, in denen der Fiskus Erbe wird, in denen alſo 


nahe erbberechtigte Angehörige nicht vorhanden ſind, 
und deshalb die Gefahr hinzukommt, daß Nachlaß⸗ 
gegenſtände abſichtlich beiſeite geſchafft werden, der 
Nachlaß durch die Gemeindebehörde amtlich geſichert 


und feſtgeſtellt wird, ſo iſt es auch andererſeits 


wünſchenswert, daß die Gemeinde für dieſe Tätigkeit 
eine Vergütung erhält einerſeits, damit ſie nicht noch 
mehr mit ſtaatlichen an und für ſich ihr nicht ob⸗ 
liegenden Geſchäften überlaſtet wird, dann aber auch, 
damit ſie ein materielles Intereſſe an der genauen 
Feſtſtellung des Nachlaſſes hat Die Sorgfalt in der 
Aufnahme würde jedenfalls ſehr gefördert werden, 
wenn die der Gemeinde gewährte Vergütung in einem 
Prozentſatz des Reinertrages beſtände. Sicher iſt, daß 
der Erfolg der ganzen Maßregel ein völlig anderer 


Intereſſe an der Arbeit hat. Die großen induſtriellen 
und Handelsunternehmungen wiſſen ſehr gut, warum 
ſie ihren Angeſtellten Tantiemen gewähren. 


Auch eine gewiſſe moraliſche Berechtigung ſpricht 


dafür, daß die Gemeinde, der der Verſtorbene angehört 
hat, einen Anteil an ſeinem Nachlaß erhält, auch wenn 
die Gemeinde dafür keine beſonderen Dienſte zu leiſten 
hätte. Was für das Reich im großen, gilt für die 


Gemeinde im kleinen. Ohne den mächtigen Schutz des 


Reiches wird kein Vermögen in Deutſchland erworben 
noch erhalten. Aber auch die Gemeinde wirkt dabei 
mit. Der Handwerker und der Kaufmann braucht für 
ſein Geſchäft die Kunden aus dem Ort, der Fabrik⸗ 
beſitzer braucht den Grund und Boden und die 
Arbeitskräfte aus der Gemeinde, ſelbſt der Arzt, der 
Anwalt, der Richter, ſie ſind angewieſen auf die Ge⸗ 
meinde, der ſie angehören. ö 

Was die Höhe der Vergütung betrifft, ſo hat der 
Hauptverteidiger der Erbrechtsreform, Herr Juſtizrat 
Bamberger, bereits früher als angemeſſenen Satz 5% 
vorgeſchlagen. Er rechnete damals allerdings mit 
einem Jahresertrage aus dem fiskaliſchen Erbrecht von 
500 Millionen. Jetzt, wo nur noch mit 15 Millionen 
Jahresertrag für das Reich, alſo, da das Reich nach 
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§ 15 nur ¼ des Geſamtbetrages bekommen ſoll, mit 
einem Geſamtertrage von 20 Millionen gerechnet wird, 
müſſen die Gemeinden umſomehr auf eine finanzielle 
Beteiligung in beſtimmter Höhe entſcheidenden Wert 
legen. Der Entwurf ſelbſt läßt der Landesregierung 
über das Ausmaß der Vergütung freie Hand. Es 
ſcheint nur nach der Begründung, als ob als unterſte 
Grenze der Erſatz des wirklichen Verwaltungsaufwandes 
gedacht iſt, obwohl auch dieſe Mindeſtgrenze im Text 
des Entwurfes keinen Ausdruck findet. Es wäre 
dringend wünſchenswert, daß die Höhe der Vergütung 
in dem Geſetze ſelbſt zum Ausdruck gebracht würde. 
Wenn die Begründung als beſonderen Grund dafür, 
daß ſie von der Feſtſetzung einer beſtimmten Quote 
für die Gemeinden abſieht, darauf hinweiſt, daß die 
den Gemeinden für ihre Mühewaltung zu gewährende 
Vergütung aus dem Anteil des Bundesſtaates an der 
Reineinnahme beſtritten werden kann, jo kann dem⸗ 


gegenüber auf § 58 des Zuwachsſteuergeſetzes vom 


14. Februar 1911 hingewieſen werden, in dem ein 
Reichsgeſetz bereits eine Aufteilung des gejanıten 
Steuerertrages zwiſchen Reich, Bundesſtaat und Ge⸗ 
meinde vorſieht. Endlich darf die Gefahr nicht über⸗ 
ſehen werden, daß eine Entſchädigung, die auf den 
wirklich erwachſenden Verwaltungsaufwand beſchränkt 
wird, bei den vielfachen Arbeiten und bei der großen 
Verantwortlichkeit, die mit der Liquidation einer Erb⸗ 
maſſe verbunden ſind, tatſächlich eine angemeſſene 
Entſchädigung für die Gemeinde nicht darſtellen wird. 
Ich wollte Ihnen nun vorſchlagen, um keine Zer⸗ 
ſplitterung der Vorſchläge herbeizuführen, ſich dem 
Vorgehen des Preußiſchen Städtetages anzuſchließen 
welcher vorſchlägt, der Gemeinde 5% der Rein⸗ 
einnahme zu gewähren, in der der Erblaſſer z. Zt. 
ſeines Todes ſeinen Wohnſitz gehabt hat, und bei 


1 völlig anderer mehrfachem Wohnſitz, in der er fi) zuletzt auf- 
ſein muß, wenn die mitwirkende Gemeinde ein eigenes 


gehalten hat. Iſt darnach keine Gemeinde berechtigt, 
ſo jollen diefe 5 % dem betreffenden Bundesſtaat 
zufallen. 

Da ſich jedoch die Reichstagskommiſſion bereits 
dahin ſchlüſſig gemacht hat in dieſen Fällen nicht 5 0, 
ſondern 10 e der Gemeinde zu gewähren, fo ſcheint 
es mir richtiger, dieſem, den Städten noch günſtigeren 
Vorſchlage beizutreten. 

Die Kommiſſion hat nämlich, was ich hier gleich 
hervorheben möchte, vorgeſchlagen: nicht, wie der Ent⸗ 
wurf, dem Reich 75 und dem Bundesſtaat 25 % zu 
geben, ſondern dem Reich 60, dem Bundesſtaat 30 und 
der betreffenden Gemeinde 10% der Erbſchaftsmaſſe 
zu gewähren. 

Neben dieſen 10 %% ſollen aber nach Vorſchlag des 
Preußiſchen Städtetages diejenigen Gemeinden, die ge⸗ 
mäß $ 9 des Entwurfes den Nachlaß verwaltet und 
verwertet haben, eine Vergütung für die Koſten der 
allgemeinen Verwaltung erhalten. Wenn nun der Ent- 
wurf ſelbſt 25 % dem Bundesſtaat zukommen laſſen 
will, als Vergütung für die allgemeine Verwaltung, 
ſo dürfte es nicht übermäßig ſein, wenn für die auf 
Grund des § 9 in Anſpruch genommenen Gemeinden 
als Vergütung für die Koſten der allgemeinen Ver⸗ 
waltung 10%, der Reineinnahme erbeten werden. 


Selbſt dieſer Betrag wird aber nur dann einigermaßen 
eine Gegenleiſtung für die Tätigkeit der Gemeinde 
darſtellen, wenn außerdem geſtattet wird, daß ſämtliche 
beſonderen Verwaltungsunkoſten im vollen Umfange vor 


Feſtſtellung der Reineinnahme von der Roheinhname in 


Abzug gebracht werden dürfen. Im Verhältnis von 


Reich und Bundesſtaat ſoll nach § 15 Abſ. 2 feſtſtellen 
was als Reineinnahme gelten ſoll. Dieſe Feſtſtellung 


müßte auch im Verhältnis des Bundesſtaates zu den 
ihm unterworfenen Gemeinden Geltung behalten. 
Vielleicht empfiehlt es ſich, dem zweiten Ihnen gedruckt 
vorliegenden Leitsatz, da wir einmal abändern, noch den 


Zuſatz zu geben: 
„jedoch ſind auf jeden Fall die beſonderen Ver⸗ 


waltungskoſten vor der Feſtſtellung der Rein⸗ 
einnahme von der Roheinnahme in Abzug zu 


bringen“. 


Ich faſſe das Geſagte dahin zuſammen: Die Ein- | 


führung der Erbrechtsreform iſt durchaus wünſchens⸗ 


wert, ebenſo die Beteiligung der Gemeinden an der 
Verwaltung und Verwertung der Nachlaßmaſſen. Daß 
den Gemeinden die ihnen jetzt ſchon zuſtehenden Privi⸗ 
legien hinſichtlich des Erbrechts erhalten oder in an⸗ 
gemeſſener Weiſe erſetzt werden, entſpricht der Billigkeit. 
Die Vergütung, welche den Gemeinden für ihre ver- 


waltende Tätigkeit zugebilligt werden ſoll, ſoll nach 


feſten Sätzen und im Geſetz ſelbſt bemeſſen werden, und 
zwar ſollen ſie auch dann eine Vergütung erhalten, 


wenn ſie nicht als Erbſchaftsamt oder beſonders be- 
ſtellter Verwalter der Nachlaßmaſſe tätig wären. Die 


Gemeinden, welche weder als Erbſchaftsamt noch als 


Verwalter tätig find, ſollen 10 %ñ, die als Erbſchafts⸗ 
amt oder Verwalter tätigen außerdem noch einmal 10% 
der Reineinnahme erhalten, dabei ſind die beſonderen 
Verwaltungsunkoſten vor Berechnung der Reineinnahme 


von der Roheinnahme in Abzug zu bringen. (Lebhafter 


Beifall.) 
Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe-Thorn: Es intereſſiert 


Sie vielleicht, zu hören, daß Thorn auch ein ſolches, 


Kadukrecht beſitzt, (Zuruf: Elbing auch!) und wie ich 
eben höre — Elbing auch —. Dieſes Recht iſt der 
Stadt Thorn ſchon 1565 verliehen worden vom König 


Sigismund von Polen. Es wurde 1635 durch ein 


Edikt von Wladislaus IV beſtätigt. Als Thorn an 


Preußen kam, 1792, wurde dieſes Recht auch von 
Preußen ausdrücklich beſtätigt. Als Thorn nach dem 
unglücklichen Frieden zu Tilſit an das Herzogtum 


Warſchau kam, wurde der Code civil eingeführt. 1815 


fiel Thorn wieder an Preußen zurück, und da erklärte die 
Staatsregierung: das Kadukrecht iſt hinfällig geworden, 


denn mit der Einführung des Code civil waren alle 
früheren Rechte aufgehoben. Die Folge war, daß Thorn 
gegen den Fiskus einen Prozeß anſtrengte. Das Ober⸗ 
landesgericht Marienwerder verurteilte den Fiskus in 
einem intereſſanten Urteil vom 5. November 1847. Es 


erkannte für Recht, daß beklagter Fiskus ſchuldig ſei, 


das Kadnukrecht der Stadt Thorn, wonach alles ſowohl 
bewegliche wie unbewegliche. Vermögen, welches von 
Bewohnern der Stadt und ihres Gebietes ohne Unter- 
ſchied des Standes und Gewerbes bei ihrem Tode in 
Ermangelung geſetzlicher Erben an den Fiskus fallen 
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würde, der Stadt und Kämmerei Thorn zufällt, anzu⸗ 
erkennen, und alle jeit 1825 erhobenen herrenloſen Erb⸗ 
ſchaften gedachter Art derſelben herauszugeben. Nun 
bin ich erſtaunt, daß der Vorſtand des Preußiſchen 
Städtetages diejenigen Städte, die ein privilegiertes 
Recht haben, genau ſo behandeln will wie die anderen. 
Wir ſollten uns auf den Standpunkt ſtellen, daß der 
§ 19 des Geſetzes über das Erbrecht des Staates ein- 
fach geſtrichen wird. Dann bleibt der Art. 138 des 
E. G. zum B. G. B. beſtehen, der die einſchlägigen 
landesrechtlichen Vorſchriften aufrecht erhält, und dann 
| it alles in Ordnung. Bezüglich des zweiten Teiles 
| kann ich dem Vorſchlage des Referenten bis auf die 
0 


Anderung der Zahlen zuſtimmen. 
Ich beantrage 
der Städtetag möge beſchließen, der Reichsregierung 
| und dem Reichstage baldmöglichſt folgende An⸗ 
träge zu unterbreiten: 
1. den $ 19 des Geſetzes über das Erbrecht des 
Staates zu ſtreichen, 
2. dem § 15 des Geſetzes folgende Faſſung zu 
geben: 
„Von der aus dem Erbrecht des Fiskus 
erzielten Reineinnahme erhält das Reich 60 v. H., 
der Bundesſtaat, deſſen Fiskus Erbe iſt oder 
dem das nach 8 8% Abſatz II beſtimmte Erb⸗ 
ſchaftsamt angehört, 30 v. H. und die Ge⸗ 
meinde 10 v. H. Berechtigt iſt diejenige Ge⸗ 
meinde, in der der Erblaſſer zur Zeit ſeines 
Todes ſeinen Wohnſitz gehabt hat, und wenn 
er in mehreren Gemeinden einen Wohnſitz ge⸗ 
habt hat, diejenige Wohnſitzgemeinde, in der 
er ſich zuletzt aufgehalten hat; iſt hiernach keine 
Gemeinde berechtigt, ſo fallen auch die 10% 
dem beteiligten Bundesſtaat zu. 
Diejenigen Gemeinden, denen die Landes⸗ 
regierung gemäß § 95) des Geſetzes die im 
§ s bezeichneten Obliegenheiten übertragen hat, 
erhalten als Vergütungen für die Koſten der 
allgemeinen Verwaltung 10 v. H. der Rein⸗ 
einnahme, wobei die im Abſatz 1 dieſes Para⸗ 
graphen für die Gemeinde feſtgeſetzten 10 v. H. 
nicht mit eingerechnet werden. Die hiernach 
den Gemeinden zu gewährende Vergütung iſt 
aus dem Anteil, der dem beteiligten Bundes⸗ 
ſtaat zukommt, zu beſtreiten. 
Was als Reineinnahme anzuſehen iſt, be⸗ 
ſtimmt der Bundesrat.“ 
Berichterſtatter, Bürgermeiſter Woldmann⸗Zoppot: 
Ich bin mit dieſem Antrage einverſtanden, empfehle 
aber am Schluſſe noch den Zuſatz: 

Jedoch find auf jeden Fall die beſonderen Ver⸗ 

waltungskoſten vor der Feſtſtellung der Rein— 

einnahme von der Roheinnahme in Abzug zu 

bringen. 

Dorſitender: Wird das Wort weiter gewünſcht? — 

Das iſt nicht der Fall. Ich ſtelle den Antrag mit 
dieſem Zusatz zur Abſtimmung und bitte die Herren, 
die dagegen find, fi) von den Plätzen zu erheben. — 
| Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. 


Wir gehen über zu Punkt 9: 
Reform des höheren Mädchenſchulweſens. 


Berichterſtatter, Stadtſchulrat Dr. Damus⸗Danzig: 
Meine Herren! Auf keinem Gebiet des Schulweſens 


ſind in den letzten Jahren in unſerem Staat ſo er⸗ 


hebliche Anderungen vorgenommen, wie auf dem der 
höheren Mädchenſchulen. Dieſe Anderungen in der 


die Städte ein ganz beſonderes Intereſſe, weil die 
Städte in ganz anderem Maße wie bei den höheren 


des Schulweſens ſind, wie ſie dann auch faſt allein, 
allerdings unterſtützt von einer großen Anzahl privater 
Unternehmungen, das höhere Mädchenſchulweſen aus⸗ 
gebaut und unterhalten haben. Früher höchſt mannig⸗ 
faltig organiſiert und im Verwaltungsſinne unterſchied⸗ 
los zu den niederen Schulen gerechnet, haben im 
Jahre 1894 die voll ausgeſtalteten höheren Mädchen⸗ 
ſchulen ihre Anerkennung als höhere Schulen und 
eine beſtimmte Abgrenzung gegen die minderausgeſtalteten 
Schulen erhalten. 
war zugleich ein wenn auch ſpäter als verfehlt erkannter 
Fortbildungsweg für die aus der höheren Mädchen⸗ 
ſchule entlaſſenen Mädchen in ſogenannten wahlfreien 
Kurſen vorgeſehen. Den folgenreichſten Schritt aber 
in der Ausbildung der höheren Mädchenſchule traf 
dann die Reform von 1908, die, bis zur Gegenwart 
ergänzt und weiter ausgeführt, den jetzigen Zuſtand 
auf dieſem Gebiet gezeitigt hat. Nach dieſer Ordnung 
gelten als höhere, ſtaatlich anerkannte Mädchenſchul⸗ 
Einrichtungen jetzt: 

1. das Lyzeum, 

2. das Ober⸗Lyzeum, 

3. die Studienanſtalt, 

4. die Frauenſchule, 
während der Titel „Höhere Mädchenſchule“ gerade 
denjenigen Schulen vorbehalten iſt, die nicht zu den 
anerkannten höheren Mädchenſchulen gehören. 

Betrachten wir kurz die Aufgaben und die Ziele 

dieſer anerkannten Anſtalten. Das Lyzeum umfaßt 
10 aufſteigende Jahresklaſſen. Der Lehrplan dieſer 
Anſtalt geht über die Pläne der früheren höheren 
Mädchenſchulen inſofern hinaus, als er einen weiter⸗ 
gehenden mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen 
Unterricht einführt und auch in den ſprachlichen und 
ethiſchen Fächern eine Vertiefung des Unterrichts und 


mehr wiſſenſchaftliche Behandlung desſelben vorſieht. 


Die Anerkennung als höhere Schule brachte es mit 
ſich, daß die Lyzeen und ebenſo die weiterführenden 
Bildungswege nun den Provinzialbehörden unterſtellt 
wurden, denen die Auflicht bezw. die Verwaltung der 
höheren Knabenſchulen zuſteht, d. i. den Provinzial⸗ 


Schulkollegien. Damit find dieſe Anftalten der Auf⸗ 


ſicht der Königl. Regierungen entzogen, und da die 
Regierungen dieſe Aufſicht zum Teil durch die Stadt⸗ 
ſchuldeputationen ausübten, iſt auch dieſe Mitwirkung 
der Stadtſchuldeputationen in Fortfall gekommen und 
damit der Einfluß der Stadtgemeinden auf dieſe 
Schulen faktiſch gemindert. Es ſind Beſtimmungen 


getroffen, die einen weſentlichen Teil des Unterrichts 


I 


in den mittleren und oberen Klaſſen akademiſch ge- 
bildeten Lehrkräften alſo Oberlehrern und Ober⸗ 
lehrerinnen zuweiſen und ebenſo die Leitung in die 
Hände eines akademiſch vorgebildeten Direktors oder 
einer Direktorin legen. 

Das Oberlyzeum: Das Oberlyzeum umfaßt wiſſen⸗ 
ſchaftliche Fortbildungsklaſſen und eine Seminarklaſſe. 


n 9 N . „. Es gilt als direkte Fortſetzung des Lyzeums und war 
Organiſation und in den Berechtigungen haben für in den Beſtimmungen von 1908 noch als „höheres 


Lehrerinnenſeminar“ bezeichnet. Es dient in erſter 


. . 2 FRE NLinie der Ausbildung von Lehrerinnen für die hö 
a) R S 7 | 9 ir die höhere 
Knabenſchulen die Träger der Laſten für dieſen Teil Müdchenſchule aber in der Weise, daß die 9 1 5 


praktiſche Ausbildung erſt in dem vierten Jahre ſtatt⸗ 
findet, während die 3 erſten Jahre von der Fachaus⸗ 
bildung im weſentlichen befreit ſein ſollen und nur eine 
allgemeine wiſſenſchaftliche Weiterbildung zum Ziele 
haben, allerdings mit einem Reſt pädagogiſch-pſycholo⸗ 
giſcher Unterweiſung. Für die praktiſche Ausbildung 
der zukünftigen Lehrerinnen erfordert jedes Oberlyzeum 
noch eine mehrklaſſige Ubungsſchule. Inbezug auf die 


5 f iel Baden ie BD 
Bei dieſer Neuordnung von 1894 Lehraufgaben und Lehrziele haben die 3 wiſſenſchaftlichen 


Klaſſen ungefähr dieſelben Aufgaben wie die lateinloſen 
höheren Knabenſchulen, d. h. wie die Oberrealſchulen 
in denſelben Jahrgängen, doch mit dem Unterſchied, 
daß die mathematiſch - naturwiſſenſchaftlichen Fächer 
höchſtens ſo weit in ihren Zielleiſtungen gehen, wie 
dieſelben Fächer eines Gymnaſiums, während die 
literariſchen und ethiſchen Fächer hier ſtärker betont 
werden. 

Die Studienauſtalt: Sie iſt hervorgegangen aus 
dem Beſtreben weiter Kreiſe der Frauenwelt, den Frauen 
eine den Männern gleiche Ausbildung und bei eben 
ſolcher Vorbildung auch den Zutritt zu akademiſcher 
Fortbildung und zu den durch eine ſolche akademiſche 
Bildung zugänglichen Berufen zu eröffnen. Sie hat 
mit dem Lyzeum den Unter- und Mittelbau gemeinſam 
und ſchließt an den Mittelbau durch Gabelung ent⸗ 
weder einen 6 jährigen Kurſus, der nach dem Plan 


| eines Gymnaſiums oder eines Realgymnaſiums einge- 


richtet iſt, oder einen 5 jährigen Kurſus an, der dann 
1 Jahr ſpäter von dem Lyzeum abzweigt und den Plan 
der Oberrealſchule verfolgt. In der Praxis hat man 
unter den 3 Wegen (Gymnaſium, Realgymnaſium, 
Oberrealſchule) überwiegend den realgymnaſialen Weg 
gewählt. Den Abiturientinnen dieſer Einrichtung ſteht 
das akademiſche Studium offen, unter den Berufen 
hauptſächlich das höhere Schulfach und die mediziniſche 
Praxis. 

Die Frauenſchule: Aus der Überzeugung heraus 
daß beide weiterführende Anſtalten, nämlich das Ober⸗ 
lyzeum und die Studienanſtalt doch nur für einen be- 
grenzten Kreis von Mädchen geeignete Fortbildungs⸗ 
anſtalten ſeien, daß aber heutzutage die gebildete Frau 
eine Weiterbildung für ihren eigenen Beruf in der 
Familie und auch in der Gemeinde und im Staat 
brauche, hat man neben die eben genannten Anſtalten 
noch eine gewöhnlich auf 2 Jahre berechnete Fort⸗ 
bildungsſchule geſetzt, die ohne eine beſtimmte Abſchluß⸗ 
prüfung in freier Weiſe in die beruflichen und ſozialen 
Pflichten der Frau einführen ſoll, das iſt die Frauen⸗ 
ſchule. Dieſer Schule find damit 3 Aufgaben geftellt: 


1. Einführung in den Pflichtenkreis der Hausfrau 
und Mutter. Dazu dient eine Unterweiſung in 
Hauswirtſchaft und Kinderpflege auf pädagogiſcher 
Grundlage, 

Einführung in ſoziale Aufgaben, z. B. in die 
Wohltätigkeits⸗ und Fürſorgebeſtrebungen heutiger 
Zeit und 


3. allgemeine Fortbildung je nach der Neigung der ' 


Schülerinnen in ſprachlicher, geſchichtlicher, 
äſthetiſcher Richtung. 

Es entſteht die Frage: 
„Wie iſt dieſe groß angelegte und mannigfache 
Möglichkeiten bietende Neuordnung zu beurteilen, 
und wie ſollen ſich die bisherigen Träger des 
Mädchenſchulweſens, beſonders die Städte, zu 
dieſer Neuordnung ſtellen?“ 


Es dürfte zweifellos ſein, daß mit der Anerkennung 


der höheren Mädchenſchule als einer höheren Lehranſtalt 


ein durchaus berechtigter Schritt geſchehen iſt, daß ferner 


der mehr wiſſenſchaftliche Betrieb des Unterrichts ge- 
Heranziehung 
akademiſcher Lehrkräfte und alle damit verbundenen 
Beſtrebungen, den Unterricht zu vertiefen und die innere | 


währleiſtet u. a. durch eine ſtarke 


Aneignung im Gegenſatz zu der gedächtnismäßigen 
Aufnahme des Unterrichtsſtoffs zu fördern, mit Freuden 
zu begrüßen iſt. Nicht ſo einwandfrei dürfte die Herein⸗ 
ziehung eines nicht unbeträchtlichen mathematiſchen 
Unterrichtsſtoffes in das Lyzeum anzuſehen fein, weil 
die Aufnahme dieſes Unterrichts weniger durch eine 
Forderung der allgemeinen Mädchenbildung hervorge- 
rufen zu fein ſcheint, als vielmehr durch die Not- 
wendigkeit, dem in dem Oberlyzeum zu fordernden 
Maß mathematiſcher Kenntniſſe hier bereits einen 
Unterbau zu geben. Da aber bisher noch keine ab⸗ 
ſchließenden Ergebniſſe über die Wirkung dieſer Neuerung | 
vorliegen, jo muß auch ein endgültiges Urteil noch 
ausgeſetzt werden. Noch weniger reif für eine endgültige 
Beurteilung erſcheint das Oberlyzeum. Hier geht das 
Streben dahin, die 3 wiſſenſchaftlichen Klaſſen, die mit 
einer dem Abiturientenexamen der höh. Knabenſchulen 
nachgebildeten Reifeprüfung ſchließen, den Oberklaſſen 


der höh. Knabenſchulen auch nach außenhin und in den 
durch das Maturitätsexamen zu erlangenden Berechti⸗ 


gungen gleichzuſtellen. In dieſer Richtung iſt den 
Abiturientinnen dieſer Anſtalten ſchon jetzt das 
philologiſche Studium und damit das höhere Lehrfach 


an weiblichen Unterrichtsanſtalten eröffnet, allerdings 
erſt nach 2 jähriger praktiſcher Bewährung an öffent⸗ 


lichen Schulen. Nun verlangt man aber unter der an 
und für ſich richtigen Behauptung, daß die 3 wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Klaſſen des Oberlyzeums in ihrer Bedeutung 


für die allgemeine Bildung durchaus gleichwertig den 


3 oberen Ober⸗Realſchulklaſſen ſeien, daß der Beſuch 
dieſer 3 Klaſſen und die Ablegung der Reifeprüfung 
nach dieſem Beſuch dieſelbe Berechtigung mit ſich bringen 
ſolle, die die Oberrealſchule für ihre Abiturienten hat, 
d. h. die Zulaſſung zu allen Univerſitätsſtudien, allen⸗ 
falls mit der Auflage, die auch für die Oberrealſchule 
gilt, daß nämlich für gewiſſe Fächer noch ein Nach⸗ 
examen in einer oder in den beiden alten Sprachen 
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zu leiſten iſt. Wie weit dieſe Forderung begründet iſt, 
ſoll ſpäter geprüft werden. Hier ſei nur bemerkt, daß 
der Herr Kultusminiſter nach ſeiner am 9. April d. Is. 


im Abgeordnetenhauſe gehaltenen Rede einer ſolchen 


Forderung nicht ablehnend gegenüber ſteht. Die 
Studienanſtalt iſt als die feſte Form anzuſehen, 
die Erſatz bieten ſoll für die vereinzelten privaten 
Kurſe, gymnaſialer oder realgymnaſialer Richtung, die 
ſ. Zt. zur Vorbereitung ſolcher junger Mädchen in 
Großſtädten entſtanden, die die Reifeprüfung an 
Knabenſchulen ablegen wollten. Wie vorher ſchon 
erwähnt, kann die einzelne Studienanſtalt einen der 
3 Wege einſchlagen, die wir als Gymnaſium, Real⸗ 
gymnaſium oder Oberrealſchule bezeichnen und die 
den Zugang zur Univerfität eröffnen. Dieſen 3 Wegen 
gegenüber bezeichnet man den neu erſtrebten Weg 
durch das Oberlyzeum zur Univerſität als den 
4. Weg. Die Studienanſtalt iſt in ihrem Aufbau klar 
und hat bereits in einer Reihe von Orten erfolgreiche 
Reifeprüfungen hinter ſich und damit eine größere An⸗ 
zahl junger Mädchen zur Univerſität entlaſſen. Das 
Bedenkliche liegt darin, daß das Elternhaus verhältnis- 
mäßig früh, d h. wenn die Tochter 12 oder 13 Jahre 
alt ift, vor die Frage geſtellt wird, ob es dieſe in dem 
normalen Bildungsgang des Lyzeums belaſſen oder ſie 
in eine Unterrichtsbahn weiſen ſoll, die von dem eigent⸗ 
lichen Beruf der Frau immerhin abführt und ſehr 
große Anforderungen ſtellt. Denn darauf muß mit 
allem Nachdruck hingewieſen werden, daß es nicht das 
Ziel weiblicher Erziehung ſein kann, die geſamte weibliche 
Jugend für Univerſitätsſtudien vorzubereiten. 

Die Frauenſchule endlich: Sie dürfte in der ganzen 
Reform als die idealſte Forderung an unſer modernes 
Schulweſen für das weibliche Geſchlecht anzuſehen ſein, 
ſo eigentlich als die richtige Fortbildung über die 
Normalſchule hinaus, die man jeder Frau der höheren 
Stände wünſchen ſollte. Deshalb hat auch die Unter⸗ 
richtsverwaltung, um die Träger des Mädchenſchul⸗ 
weſens für dieſe Schulreform zu gewinnen, ihr alſo 
gewiſſermaßen Vorſchub zu leiſten, die Bedingung ge⸗ 
ſtellt, daß in der Regel die Errichtung einer Studien- 
anſtalt nur da genehmigt werden ſoll, wo man zugleich 
mit der Errichtung einer Frauenſchule vorgehe. Bei 
der Geſtaltung der Frauenſchule iſt nicht nur weitgehende 
Freiheit in der Wahl der Unterrichtsfächer geſtattet — es 
iſt nämlich nur ein Teil der Stunden obligatoriſch und 
zwar nur diejenigen, die ſich auf Pädagogik, Kinderpflege 
und Hauswirtſchaft beziehen — ſondern es iſt auch 
eine Verbindung der Frauenſchule mit Unterrichtsein⸗ 
richtungen erlaubt, die wieder auf das Lehrfach hin⸗ 
zielen. So können mit ihr verbunden werden: Kurſe 
zur Ausbildung von Sprachlehrerinnen, Handarbeits- 
lehrerinnen, Hauswirtſchaftslehrerinnen, Turnlehrerinnen. 
Trotz aller dieſer Möglichkeiten hat die Frauenſchule 
ſich bisher nur ſehr ſchwach eingeführt. Wo ſie ein⸗ 
gerichtet iſt, zum Teil nur um damit der Bedingung 
nachzukommen, die für die Errichtung der Studien⸗ 
anſtalten beſteht, wird faſt ausnahmslos über äußerſt 
ſchwachen Beſuch geklagt. Namentlich hält es ſchwer, 
die Schülerinnen, wenn ſie auch 1 Jahr die Unter⸗ 
weiſung mitgemacht haben, im 2. Jahr feſtzuhalten. 
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Dabei wird von ſachkundigſter Seite davor gewarnt, ähnlich wie dieſer eine ſolche für das höhere Knaben⸗ 
dieſe Anſtalt mit der Ausbildung von Fachlehrerinnen ſchulweſen auf ſich genommen hat. Der Staat aber 
iſt hinter dieſen Erwartungen zurückgeblieben, wie weit 


irgend einer Art zu verquicken. Es iſt noch nicht ab⸗ 
zuſehen, welche Reform dieſe Anſtalten noch werden 
durchmachen müſſen, um der an und für ſich gewiß 
höchſt beherzigenswerten Grundidee, der ſie entſtammen, 
zur wirkſamen praktiſchen Ausführung zu verhelfen. 
Dieſe meine Schilderung des jetzigen Standes des 
höheren Mädchenſchulweſens war erforderlich, um Ihnen 


zu zeigen, wie auf dieſem ganzen Gebiet in jedem ein⸗ 


zelnen Zweige der höheren Mädchenſchule heutzutage 


noch alles im Fluß iſt. Faſt an keiner Stelle ſind 


bereits abſchließende Erfahrungen gemacht worden. Und 
ferner: Jederzeit können durch Verfügungen der Unter⸗ 
richtsverwaltung Organiſationsveränderungen und 
Anderungen in den Berechtigungen eintreten, die die 
Bedeutung der einzelnen Einrichtungen und das Ver⸗ 
hältnis zueinander durchaus verſchieben. Wenn z. B. 


der ſogenannte 4. Weg, alſo die Berechtigung zu 


Univerſitätsſtudien für die Abiturientinnen des Ober⸗ 
lyzeums nach dem Wunſche weiter Kreiſe geöffnet wird — 


haben doch auf der diesjährigen Frühjahrsverſammlung 


des Vereins für die höheren Mädchenſchulen in Halle 
von den Vereinsdelegierten 21 für und nur 10 gegen 


eine ſolche Berechtigung geſtimmt — ſo beeinträchtigt 


das naturgemäß den Fortbeſtand der Studienanſtalten 
in weitgehendem Maße. Andrerſeits würde eine gewiſſe 
Gefahr darin liegen, wenn die Frauen, die in akademiſche 
Studien eintreten, ſämtlich die Vorbildung einer Ober⸗ 
realſchule mitbringen. Es wird dadurch eine Einſeitigkeit 
hervorgerufen, die bei der Geſamtheit der männlichen 
Studierenden vermieden wird. Die Möglichkeit der 
Ergänzungsprüfungen ſchlage ich nicht hoch an: ſie 
haben nur geringen Einfluß auf die Allgemeinbildung 
und belaſten äußerſt durch vorbereitende Nebenkurſe. 

Ich kompie nun auf die finanzielle Seite dieſer Re⸗ 
form des höh. Mädchenſchulweſens, einer Reform, die 
wie aus dem Geſagten hervorgehen dürfte, nicht etwa 
einen Abſchluß bildet, ſondern gewiſſermaßen erſt den 
Anfang, nämlich die Grundlage für eine ganze Reihe 
von Entwicklungsmöglichkeiten. Gewiß hat man faſt 
ausnahmslos es mit Freude begrüßt, daß die höheren 
Mädchenſchulen als höhere Lehranſtalten anerkannt 
wurden. Weniger erfreut war man ſchon in den Städten 
und in den Kreiſen der Privatſchulleiter, als ſich zeigte, 


daß mit dieſer Anerkennung Forderungen verbunden 
bietet. Das führt uns zu der zweiten Frage: „Wie 


waren, die eine gewaltige Steigerung der Aufwendungen 


für dieſe Schulen mit ſich bringen mußten. Ich erinnere 


nur an die Anftellung zahlreicher männlicher und weib⸗ 
licher akademiſcher Lehrkräfte, an die Gewährung von 


Ruhegehältern u. dgl. In den Städten, in denen neben 


ſtädtiſchen höheren Mädchenſchulen private beſtanden, 


wuchſen nicht nur die Aufwendungen für die eigenen 


Schulen, ſondern die privaten Schulen traten zugleich 
mit der Anforderung von Beihilfen an die Stadtge⸗ 
meinde. Bei dieſer Sachlage war es zu verſtehen, daß 
die Städte vom Staate, entſprechend den ſtaatlichen 
Anforderungen an die höhere Mädchenſchule und der 


Bedeutung, die man nun augenſcheinlich dieſem Zweige 
des Unterrichtsweſens dort zumaß, nun ente wertgeyen de“ 
Beteiligung des Staates, auch an den Koſten erwartete, 


das zeigen einige ſtatiſtiſche Angaben. Nach dem ſta⸗ 
tiſtiſchen Jahrbuch von 1912 unterhält der Staat 
4 Lyzeen mit weitergehenden Bildungsanſtalten, und 
zwar 2 in Berlin, je 1 in Trier und Poſen und 1 Ober- 
lyzeum in Droyſſig, für die er rund 339 000 M auf: 
wendet. Er unterſtützt mit weiteren 620 000 M Ge- 
meinde Stiftungs⸗ und Privatanſtalten, ſodaß ſeine 
Geſamtaufwendungen ca. 950000 M betragen. Dieſer 
Summe gegenüber ſtehen allein Ausgaben von 8700000 M, 
die die Gemeinden für ihr höheres Mädchenſchulweſen 
aufzubringen haben. Es handelt ſich dabei um 237 


Anſtalten der Gemeinden. Nicht in dieſe Berechnung 


einbezogen ſind 224 Anſtalten, die zum kleineren Teile 
Stiftungsſchulen, zum größeren Privatſchulen ſind. Die 
letzteren beſonders, die ihren Etat ſchon bisher nur mit 
Mühe balancieren konnten, ſtehen den Neuanforderungen 
zum großen Teil völlig ratlos gegenüber. Das Ver⸗ 
hältnis der ftaatlichen Aufwendung zur ſtädtiſchen iſt 
hier nach dem Geſagten wie 18,5. 

Bei den höheren Knabenſchulen iſt das Verhältnis 
ein durchaus anderes. Hier unterhält der Staat allein 
251 höhere Schulen, die einen Bedürfniszuſchuß von 
rund 15 Millionen erfordern. Zu weiteren von den 
Gemeinden zu unterhaltenden Schulen gibt er eine 
Beihilfe von über 4 Millionen, während allerdings die 
Städte hier zirka 28 Millionen aufzubringen haben 
Unter Hinzurechnung noch einiger kleinerer Beträge 
auf beiden Seiten ſtellt ſich die Leiſtung des Staates 
hier auf zirka 19½ Millionen, die der Städte auf 
zirka 30 Millionen. Das Verhältnis dieſer Leiſtungen 
iſt danach wie 2 zu 3. Aus dieſen Zahlen ergibt ſich 
weiter, daß aus öffentlichen Mitteln für die höheren 
Mädchenſchulen z. Zt. 10 Millionen, für die Knaben⸗ 
ſchulen zirka 50 Millionen aufgewendet werden, und 


daß der Beitrag des Staates für die Mädchenſchulen 


unverhältnismäßig gering im Vergleich zu den Lei 
e \ zu den Leiſtungen 
für die Knabenſchulen iſt, daß aber der Hauptanteil 


der Koſten bei beiden Kategorien den Städten zufällt. 


Den Städten aber dürfte, wenn ihnen neue ſehr er⸗ 
hebliche Laſten zugemutet werden, eine ſehr ſorgfältige 
Prüfung anzuraten ſein, ob denn die Neuordnung in 
jedem einzelnen Falle einen der Übernahme ſolcher 
finanzieller Verpflichtungen entſprechenden Vorteil 


ſtellen ſich die ſtädtiſchen Gemeinweſen zweckmäßig zu 
den einzelnen neuen Mädchenſchul⸗Einrichtungen?“ Im 
allgemeinen iſt eine vorſichtig abwartende Haltung am 
Platze, wenn es ſich um die Umwandlung beſtehender 
Schulverhältniſſe in neue Formen handelt. Wenn 
35 B. eine Stadt vor der Frage ſteht, ob ſie ihre 
Mödchenſchule in ein Lyzeum verwandeln ſoll, ohne 
daß dabei an die weiterführenden Bildungswege gedacht 
wird, ſo wird ſie gut tun, falls ſie auf ihre Finanzen 
ſtarke Rückſicht zu nehmen hat, dieſe Verwandlung zu 
unterlaſſen, da die Möglichkeit beſteht, eine höhere 
Mädchenſchule beizubehalten, die durchaus nach dem 


Leyrpian bes vyzeums unterrichtet, öyne daß alle die 
koſtſpieligen Anforderungen an die Gemeinde geſtellt 


werden. Der einzige Nachteil, der den Schülerinnen 
einer nichtanerkannten Schule erwächſt, iſt der, daß der 
Übergang in das Ober⸗Lyzeum noch von einer be⸗ 
ſonderen Prüfung abhängig gemacht wird. Ja, es 
dürfte unbeſtritten ſein, daß manche Stadt und ebenſo 
manche Privatſchulleitung die Anerkennung ſ. Zt. nicht 
nachgeſucht haben würde, wenn nicht damals bei der 


Reform von 1908 die Bezeichnung einer häheren 


Mädchenſchule ſolchen nichtanerkannten Schulen ent⸗ 
zogen worden wäre, die ihnen jetzt wieder geſtattet iſt. 


Hier liegt ein Beiſpiel vor, wie leicht man in ſolchen 
gegliedert werden. 


Streben über das Ziel hinaus ſchießen kann. 
Handelt es ſich um die weiterführenden Bildungs⸗ 
wege, alſo um Studien-Anſtalt oder Ober⸗Lyzeum, ſo 


erſcheint die Einrichtung einer Studien-Anſtalt nur da 
geboten und gerechtfertigt, wo ſich ohne jeden Zwang 


eine ausreichende Zahl von Schülerinnen findet, die 
wirklich ſchon durch ihre Begabung und durch die 
Stellung ihres Elternhauſes dazu vorausbeſtimmt ſind, 
ſpäter Univerſitätsſtudien zu treiben. Es muß ver⸗ 
mieden werden, daß dieſer Bildungsgang, der immer 
nur eine Ausnahme auf dem Gebiet der weiblichen 
Fortbildung fein darf, etwa zur Modeſache wird, jo 
daß gewiſſe Kreiſe der beſſeren Geſellſchaft glauben, 
ihren Töchtern dieſen Weg durchaus eröffnen zu 
müſſen. Die für eine Studien⸗Anſtalt wirklich geeig⸗ 
neten Schülerinnen dürften ſich in genügender Anzahl 
nur in den eigentlichen Großſtädten finden. Da es 


nun nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das Ober-Lyzeum in 
bezug auf die Berechtigung zu den Univerſitätsſtudien 
nun anerkannten höheren Schulen zu verſtehen. 


mit der Studienanſtalt in Wettbewerb treten wird, ſo 


wird zunächſt von der Neueinrichtung der ſehr koſt-⸗ 


ſpieligen Studienanſtalt abzuraten ſein, womit aber 
nicht geſagt ſein ſoll, daß man etwa die beſtehenden 
derartigen Anſtalten zu gunſten dieſes neuen 4. Weges 
aufgeben ſoll, denn für gewiſſe Studien werden die 
Studienanſtalten gymnaſialer und realgymnaſialer 


Richtung immer noch die beſſere Vorbereitung bieten. 
Das Ober⸗Lyzeum ferner wird unentbehrlich fein, | 
wo eine Ausbildung von Lehrerinnen für Mädchen- 


ſchulen erſtrebt wird, d. h. im allgemeinen da, wo das 
höhere Seminar beſtand. Da durch die Abſolvierung 
desselben nun auch der Zugang zum philologiſchen 
Studium eröffnet iſt, ſo wird es da, wo keine Studien⸗ 
anſtalt beſteht, erſt recht wünſchenswert ſein. Es wird 
aber im Unterrichtsbetrieb den Charakter einer Fach⸗ 
ſchule ſchwerlich abſtreifen, ſolange die Schülerinnen, 
die die eben angedeuteten Ziele erſtreben, in demſelben 
maßgebend ſind. Sollte es durchgeſetzt werden, ihm 
die Pforten der Univerſität unbeſchränkt zu eröffnen, 
ſo würde es allerdings in der Wertſchätzung aller 
derer, die nach der äußeren Berechtigung urteilen, 
weſentlich gewinnen und gewiß einen ſtarken Zudrang 
erfahren. Ob damit aber der höheren Mädchen⸗ 
bildung im allgemeinen gedient iſt, erſcheint mindeſtens 
zweifelhaft. , 
Die Frauenſchule ſoll eigentlich der höheren weib⸗ 
lichen Bildung den naturgemäßen Abſchluß bieten. 
Das kann ſie, wenn man ſie nicht mit allen möglichen 
Nebenaufgaben belaſtet und ſie nicht zu einer Vor⸗ 
bereitungsanſtalt für techniſche Lehrerinnenberufe macht, 


65 


wodurch man ihren eigentlichen Charakter beeinträchtigt. 
Da nun durchweg über den ſchwachen Beſuch der 
Frauenſchule und zwar beſonders im zweiten Schuljahr 
geklagt wird, ſo ſollte man es mit einer einjährigen 
Frauenſchule verſuchen, die lediglich die Ausbildung 
zum Frauenberuf und das Verſtändnis der ſozialen 
Aufgabe der Frau zu fördern hat, während die weitere 
Fortbildung in allen möglichen Künſten und Wiſſen⸗ 
ſchaften der Privatfürſorge überlaſſen bleibt. Eine 
ſolche Frauenſchule ſollte möglichſt allen Lyzeen und auch 
den nichtanerkannten höheren Mädchenſchulen an⸗ 
Damit werden dann dieſe Schulen 
die eigentlichen Normalanſtalten für die höhere All- 
gemeinbildung des weiblichen Geſchlechts. Sie können 
eine in ſich abgeſchloſſene und harmoniſche Ausbildung 
gewähren und dürfen nicht nur als die Unter- und 
Mittelſtufe des Oberlyzeums angeſehen und behandelt 
werden. 

Wenn ich oben geſagt habe, daß die neue Schul⸗ 
reform nicht der Abſchluß, ſondern eigentlich erſt der 
Anfang einer neuen Entwicklung ſei, ſo möchte ich 
dies auch auf die Finanzierung des höheren Mädchens 
ſchulweſens beziehen. Auch hier ſtehen wir in bezug 
auf die Verteilung der Laſten zwiſchen dem Staate, 
den Städten und den Privaten erſt am Anfang einer 
Entwicklung. Auch hier wird im höheren Mädchen— 
ſchulweſen ein Weg eingeſchlagen werden müſſen, wie 
er bereits bei den Knabenſchulen beſchritten iſt. Der 
Staat wird nicht umhin können, ſich grundſätzlich zu 
einer ganz anderen Beteiligung an den Koſten dieſer 
Er 
wird nicht mit einzelnen Bedürfniszuſchüſſen bei not⸗ 
leidenden Gemeinde⸗ und Privatſchulen wirtſchaften 
können, ſondern er wird, wenn die Reform ernſt 
werden und der weiteren Entwicklung freie Bahn 
geſchaffen werden ſoll, einen Stamm von ſtaatlichen 
Anſtalten ins Leben rufen müſſen, die als Normal⸗ 
ſchulen für die übrigen nichtſtaatlichen Schulen dienen. 
Es wird das zu geſchehen haben, je nach dem Be- 
dürfnis entweder durch Gründung eigener Anſtalten 
oder durch Übernahme von ſtädtiſchen und privaten 
Anſtalten. Es iſt übrigens anzunehmen, daß die 
Kategorie der anerkannten Privatlyzeen im Laufe der 
Zeit überhaupt aufhören wird, ſchon weil dieſe wohl 
ausnahmslos nicht in der Lage ſind, den Lehrperſonen 
diejenigen Gehaltsſätze und diejenige Ruhegehalts⸗ 
ſicherung zu gewähren, die von ihnen verlangt 
werden muß. 

Den Städten gegenüber müßte der Staat im 
einzelnen prüfen, wie weit die vorhandenen ſtädtiſchen 
und privaten Anſtalten überhaupt imſtande ſind, dem 
Schulbedürfnis zu genügen, und welche Mehrauf⸗ 
wendungen bei ihrem weiteren Beſtehen zu fordern 
ſind. Dieſe Mehraufwendungen aber müßte der Staat 
unter vorſichtiger Berechnung der Leiſtungsfähigkeit der 
Städte und ganz beſonders zur weiteren Ausgeſtaltung 
etwa beſtehender und nicht entbehrlicher Privatſchulen 
in weitgehendem Maße ſelbſt übernehmen. Es ent⸗ 
ſpricht nicht der Billigkeit und führt nicht zu einer 
weiteren Durchführung wünſchenswerter Reformen, 
daß wenn in Städten, in denen neben einer oder 

9 


mehreren ſtädtiſchen höheren Mädchenſchulen Privat⸗ 


ſchulen vorhanden ſind, die nun eine Subvention 
durchaus nötig haben, bei dieſen Privatſchulen der 
Staat ſeine Beihilfe davon abhängig macht, daß die 
Stadt mindeſtens den gleichen Beitrag für dieſe Schulen 
aufbringt; es müßte vielmehr der Zuſchuß, den die 
Stadt für ihre eigenen höheren Mädchenſchulen bereits 
leiſtet, bei der Verteilung der Beihilfe zwiſchen Staat 
und Stadt auf ihren, den ſtädtiſchen Anteil, mit ver⸗ 
rechnet werden. Es würde dann die Subventionierung 
der Privatſchulen in vielen Fällen gänzlich auf das 
Konto des Staates fallen. Meine Meinung geht 


dahin, daß es Aufgabe der ſtädtiſchen Behörden iſt, 


bei jeder Gelegenheit auf Städtetagen und in dem 
Parlamente darauf hinzuwirken, daß für das höhere 
Mädchenſchulweſen ſo bedeutende Staatsmittel zur 
Verfügung geſtellt werden, daß ähnlich wie bei dem 
höheren Knabenſchulweſen der Staat auch 
Hauptträger der finanziellen Laſten auf dieſem Ge⸗ 

biete wird. 
Ich bringe deshalb folgende Reſolution zum 

Vorſchlage: 
Es iſt Sache des Staates, das höhere Mädchen⸗ 


ſchulweſen nicht nur durch Reformen in der 


Organiſation und in dem Lehrperſonal zu heben, 
ſondern ihm auch eine materielle Fürſorge zuteil 
werden zu laſſen, wie das bei den höheren 
Knabenſchulen ſchon längſt geſchieht. Wo die 
Gemeinden und namentlich die Privatunternehmer 
den pekuniären Anforderungen nicht mehr zu 
entſprechen vermögen, muß erwartet werden, daß 
der Staat durch Übernahme oder ausgiebige 


Unterſtützung derjenigen Mädchenſchulen, die einem 


anerkannten Bedürfnis entſprechen, helfend ein⸗ 


tritt. Zu dieſem Zweck find im Staatshaushalt 


angemeſſene Mittel etwa nach Maßgabe der für 
die höheren Knabenſchulen aufgewendeten Staats⸗ 
mittel vorzuſehen. 

(Lebhafter Beifall.) 

Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe-Thorn: Der Herr Re⸗ 
ferent hat ſeine anfänglich als Leitſätze gedachten Vor⸗ 
ſchläge zu einer Reſolution verdichtet. Ich empfehle 
noch weiter zu gehen und die Form eines Antrages 
an die Staatsregierung zu wählen. Einige Ausführungen 
des Herrn Referenten möchte ich noch unterſtreichen. Die⸗ 
jenigen Gemeinden, die eine höhere Mädchenſchule hatten 
und jetzt den Übergang mitgemacht haben, als die 
Schulen als Lyzeen anerkannt wurden, und die daneben 
noch ein Oberlyzeum haben, können ein Lied ſingen 
von den hohen Anforderungen, die an die Städte ge⸗ 
ſtellt werden. Das Übel iſt, daß die Staatsregierung 
die unterrichtlichen Intereſſen zwar immer mehr in den 


Vordergrund ſtellt, ſich aber um die Bezahlung der 


Koſten nicht kümmert, ſondern ſie vertrauensvoll den 
Städten überläßt. Dadurch iſt unſer Etat in einer 
Weiſe gewachſen, daß uns die Aufbringung der Mittel 
mit großer Sorge erfüllt. In Thorn iſt der Etat in 
den letzten drei Jahren ſo aufgeſtellt, daß wir von der 
Staatsregierung einen Zuſchuß von 13000 M erhielten. 
Der Zuſchuß hatte aber im Gefolge, daß der ganze 
Etat fo aufgeftellt werden mußte, wie ihn die Regierung 


der 
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für die ſtaatlichen Anſtalten auſſtellt. Wenn z. B. ein 
ſtaatlicher Gymnaſiallehrer penſioniert wird, ſo gehen 
die Laſten dafür aus dem Schulfonds auf den allge⸗ 
meinen Penſionsfonds über; und ſo verlangt der 
Staat auch von uns, daß wenn der Lehrer eines 
Lyzeums penſioniert wird, die Penſionslaſten nicht in 
den Schuletat hineinkommen, ſondern auf den Kämmerei⸗ 
| etat übergehen ſollen. Dieſe Zuftände find mit der 
Rechnung der Gemeinden eigentlich nicht verträglich. 
| Es wird ferner verlangt, daß die Summen für Ver⸗ 
zinſung und Tilgung der Anleihen auch aus dem 
Kämmereietat gedeckt werden ſollen. Auch das führt 
zu großen Unbilligkeiten. Das Wort des Referenten, 
| daß noch alles in Fluß iſt, trifft durchaus zu. Ich 
erwähne nur die Übungsſchule. Es herrſcht hier in 
der Organiſation noch eine ſolche Willkür und Bunt⸗ 
ſcheckigkeit, daß man nicht weiß was richtig und falſch 
iſt. Wir ſind nun zu einem radikalen Beſchluß ge⸗ 
| kommen, nämlich die Übungsſchule ſo einrichten, daß 
wir die ſechs unteren Klaſſen einer Mädchen-Mittel⸗ 
ſchule von dieſer ganz ablöſen, ſie in einem beſonderen 
Gebäude unterbringen, in einer Schulbaracke, und fie 
dem Direktor des Lyzeums und Oberlyzeums unterſtellen, 
ſo daß es möglich iſt, die Mittelſchullehrer auch für 
den Unterrichtsbetrieb des Lyzeums und Oberlyzeums 
zu verwenden. Das iſt ein Mittel, das zu klaren 
Verhältniſſen führt, denn der bisherige Betrieb, wobei 
die Seminariſtinnen in die dem Rektor unterſtellte be 
nachbarte Mittel⸗Schule gingen und dort Unterricht er⸗ 
teilten, hat die Aufbietung eines koloſſalen Lehrer⸗ 
materials im Verhältnis zu einer ſehr geringen 
Seminariſtenzahl zur Folge gehabt. Der Dame wird 
3. B. aufgegeben, franzöſiſchen Unterricht zu erteilen. 
| Daun begibt ſie ſich in Begleitung des Übungslehrers 
in die Mittelſchule. Dort findet ſie den Klaſſenlehrer 
der für den Unterricht in der Mittelſchule verantwortlich 
bleibt, und dann kommt noch evil. ein Akademiker als 
Ubungslehrer und der Direktor des Lyzeums zur 
Reviſion des Ganzen. Noch einen zweiten Punkt 
möchte ich kurz berühren: Denjenigen Städten, die die 
großen Laſten eines Lyzeums und Oberlyzeums zu 
tragen haben, wäre es gewiß ſehr angenehm, wenn 
man das Berechtigungsweſen der Oderlyzeen erhöhte 

und ihr Reifezeugnis mit dem der Studienanſtalten 
gleichſtellte. Die Zukunft wird gewiß ohnehin dazu führen 
daß die zehnklaſſige höhere Mädchenſchule den Aufbau 
bekommt, der zu den akademiſchen Studien berechtigt 
denn es iſt doch ein unerwünſchter Zuſtand, daß ſich 
jetzt ſchon die Mädchen im ſechſten oder ſiebenten 
Lebensjahre darüber ſchlüſſig werden müſſen, ob ſie 
ein Gymnaſium oder eine andere Schule beſuchen wollen. 
Ich glaube, es iſt mit den Ausführungen des Referenten 
wohl verträglich, wenn der Städtetag eine ſolche Auf- 
faſſung vertritt. 

Ich beantrage daher, der Städtetag wolle beſchließen 
den Vorſtand zu erſuchen, bei der Königlichen Staats⸗ 
regierung zu beantragen 

1. der Staat möge das höhere Mädchenſchulweſen 
nicht nur durch Reformen in der Organiſation 
und in dem Lehrperſonal heben, ſondern ihm 
auch eine materielle Fürſorge zu Teil werden 


laſſen, wie das bei den höheren Knabenſchulen 
ſchon längſt geſchieht. Wo die Gemeinden und 
namentlich die Privatunternehmer den pekuniären 
Auforderungen nicht mehr zu entſprechen vermögen, 
möge der Staat durch Übernahme oder ausgiebige 
Unterſtützung derjenigen Mädchenſchulen, die einem 
anerkannten Bedürfnis entſprechen, helfend ein⸗ 
treten. Zu dieſem Zweck bitten wir, in dem 
Staats⸗Haushaltsetat angemeſſene Mittel etwa 
nach Maßgabe der für die höheren Knabenſchulen 
aufgewendeten Staatsmittel vorzuſehen; 


das Reifezeugnis eines Oberlyzeums dem einer 
Studienanſtalt gleichzuſtellen. 


Berichterſtatter Stadtſchulrat Dr. Damus= Danzig: 
Ich habe in meinem Vortrage in keiner Weiſe Stellung 
genommen gegen die Oberlyzeen und die ihnen zuge 
dachten Berechtigungen, ſondern habe nur hervorgehoben, 
daß man Studienanſtalten, wo ſie gut wirken — es 
ſind ungefähr 30 in Preußen — nicht deshalb, weil 
man den ſogenannten vierten Weg als den kommenden 
anſieht und die Einführung der Berechtigungen erwartet, 
auflöſen ſoll, ehe ſich der Weg durch die Oberlyzeen 
bewährt hat. Die Studienanſtalten haben bereits an 
einigen Orten ihre Abſchlußprüfungen gehabt. Dieſer 
Weg iſt durchaus erprobt, und man ſoll ihn nicht auf- 
geben zu Gunſten eines Weges deſſen Vorteile und 
Schwierigkeiten noch nicht erprobt ſind. Ich habe 
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ferner darauf hingewieſen, daß nach meiner Anſicht das 


Oberlyzeum überall da notwendig iſt, wo die Studien⸗ 
anſtalt aus örtlichen Gründen nicht eingerichtet werden 
kann. Wenn die genügende Anzahl Mädchen für eine 


Studienanſtalt nicht vorhanden iſt, fo wird der Aufbau 


am Lyzeum — das Oberlyzeum — den Mädchen die 
Möglichkeit bieten, zum Univerſitätsſtudium überzugehen. 
Eine gewiſſe Gefahr liegt darin allerdings. Es iſt 


dieſelbe Gefahr wie bei den Knabenſchulen, wenn man 


eine Realſchule ſpäter gewaltſam zu einer Oberrealſchule 
macht, die Gefahr, daß der Abſchluß den die Anſtalt 
als ſolche bietet, nicht mehr maßgebend bleibt für 
die Beſtrebungen der Schule, ſondern daß der höhere 
Abſchluß maßgebend wird, und daß die Schulen, 
die früher ein geſchloſſenes Ganze bildeten, nunmehr 
nur als der Mittel- und Oberbau einer höheren Anz 
ſtalt angeſehen werden. Vor dieſer Gefahr möchte ich 
das Lyzeum bewahren. Ich bin ſelbſtverſtändlich ſehr 
damit einverſtanden, daß die Reſolution zu einem An⸗ 
trage umgeſtaltet wird; ich weiß aber nicht, ob es 
richtig ift, ihr jo ohne weiteres den beantragten Zuſatz 
zu geben, der hier noch garnicht zur Beratung geſtanden 
hat und genauerer Erörterung bedürfte. Ich bitte auf 
dieſen Zuſatz, betreffend die Reifezeugniſſe, zu verzichten. 
Ich für mich habe die Überzeugung und glaube dazu 
genügend informiert zu ſein, daß die Sache ohnehin 
dieſen Weg gehen wird. 

Direktor Dr. Nlaydorn⸗Thorn: Wenn ich um die 
Erlaubnis gebeten habe, in dieſem Kreiſe zu ſprechen, 
ſo verzeihen Sie das meinem beruflichen Intereſſe an 
der Sache, da ich hier am Orte das Lyzeum und Ober⸗ 
lyzeum der Stadt zu leiten habe. Ich will nicht in 
eine ausführliche Beſprechung deſſen eintreten, was der 


Berichterſtatter fo lichtvoll dargeſtellt hat, ich habe auch 
darin keinen Punkt gefunden, dem ich eigentlich wider: 
ſprechen müßte; indeſſen nötigt mich doch die Beurteilung 
des Antrages Haſſe zu einigem Widerſpruch. Und das 
berührt ſich mit dem, was ich eigentlich über den vierten 
Weg ſagen wollte, deſſen Bedeutung ihnen ſchon dar⸗ 
gelegt worden iſt. Es handelt ſich dabei um den an⸗ 
geblichen Gegenſatz zwiſchen Studienanſtalt und Ober⸗ 
lyzeum. Ich beſtreite, daß ein ſolcher Gegenſatz beſtehen 
muß. Die Studienanſtalten ſind ihrer Natur nach nur 
in den allergrößten Städten begründet worden, eigentlich 
nur in den Provinzialhauptſtädten. Dort haben ſie 
ihre Berechtigung und werden ſie behalten auf lange 
Zeit hinaus. In den anderen Städten aber hat man 
ſich vor der Begründung von Studienanſtalten geſcheut, 
ſchon wegen der Koſten und wegen des Verlangens, 
daß vorher eine Frauenſchule gegründet wird. Wo es 
zu einem Aufbau kam, hat man alſo dort die Form 
des Oberlyzeums gewählt, und dieſe hat ſich, ſoweit 
ſich bis jetzt überſehen läßt, auch ganz vorzüglich be⸗ 
währt. Die Begründung eines Oberlyzeums liegt, wo 
ſich überhaupt das Bedürfnis für einen weiteren Aus⸗ 
bau des Mädchenſchulweſens zeigt, im dringenden 
Intereſſe aller ſolchen Gemeinden. Das Oberlyzeum 


iſt ein direkter Aufbau auf das Lyzeum, und dieſer 


Weg empfiehlt ſich um ſo mehr, weil auch die Anſtalten 
ohne Aufbau, die Lyzeen, in gerader Linie zu dem 
Oberlyzeum hinführen, ſodaß die Kinder nötigenfalls 
erſt, wenn ſie ſechzehn Jahre alt ſind, das Elternhaus 
verlaſſen müſſen. Das iſt ja aber gerade bei den 
Mädchen noch viel wertvoller als bei den Jungen, 
wenn man ſie möglichſt lange im Hauſe behalten kaun. 
Es kommt hinzu, daß es in Preußen auch Städte gibt, 
die von der Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, nur 
die ſogenannte Mittelſtufe eines Lyzeums einzurichten, 
nämlich die Klaſſen —5. Man kann dann die nach dem 
Lehrplane des Lyzeums unterrichteten Kinder wenigſtens 
noch bis zum zwölften Lebensjahr zu Hauſe behalten. 
Das liegt im dringenden Intereſſe der Eltern und 
ſchließlich auch der Städte ſelbſt, daß die Kinder ihrer 
Bürger ſolange wie möglich im Hauſe bleiben. Das 
iſt aber nur zu erreichen, wenn das Lyzeum wirklich 
zum Oberlyzeum hinführt und wenn das Oberlyzeum 
nachher mit der Studienanſtalt in Wettbewerb treten 
kann. 

Nun ſagt man vielleicht: Wenn man dem Ober⸗ 
lyzeum die Berechtigung der Studienanſtalten gibt, ſo 
wird damit nur Waſſer auf die Mühle derjenigen ges 
tragen die die Mädchen alle zum Studium hindrängen 
wollen. Das iſt durchaus nicht der Fall. Wenn ein 
Mädchen mit 12 oder 13 Jahren auf die Studien- 
anſtalt kommt, ſo wird es allerdings auf das Studium 
gedrillt und iſt dann in vielen Fällen für etwas anderes 
verdorben. Das iſt eben die Gefahr der Studien⸗ 
anſtalten. Wenn ein Mädchen dagegen das Lyzeum 
durchmacht und dann den geraden Weg durch das 
Oberlyzeum fortſetzt, ſo hat es eine allgemeinere, ge⸗ 
ſchloſſenere Bildung, die noch garnichts für das beſagt, 
was das Mädchen in Zukunft wird. Es geht zwar 
auf einem Wege der zur Univerſität führt, aber es 
braucht nicht zur Univerſität zu gehen. Im Gegenteil, 


es wird vielleicht je länger je mehr manches auf fie 
einwirken, was ſie vom Studium abhält. Aus dieſem 
Geſichtspunkte verſpreche ich mir von der Erteilung 
der Studienberechtigung an die Oberlyzeen eher eine 
Abnahme der Studierenden. Daher liegt es im Intereſſe 
der unterhaltungspflichtigen Gemeinden, dem Oberlyzeum 
jede Förderung und insbeſondere die Studienberechtigung 
zu wünſchen. Das wäre auch ein bedeutender finanzieller 
Vorteil für ſie. Deshalb unterſtütze ich den Antrag 
Haſſe. Es wäre eine große Freude für mich und meine 
Berufsgenoſſen, wenn der Städtetag ſich dazu entſchlöſſe 
die Regierung um die Erteilung der Studienberechtigung 
an die Oberlyzeen zu erſuchen. 

Stellv Stadtverordneten-Vorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig: Ich bin nicht ganz derſelben Meinung wie 
der Vorredner. Soweft ich die Entwickelung der 
Neugeſtaltung der Mädchenſchulen habe verfolgen 
können, iſt doch das Grundprinzip dem Antrag Haſſe 
entgegengeſetzt. Es ſollten drei verſchiedene Wege 
geſchaffen werden, die Bildung der Mädchen zu ver⸗ 
vollſtändigen: die Frauenſchule, das Oberlyzeum und 
die Studienanſtalt. Gerade den letzten Weg hat man 
doch gewählt, weil man davon ausging, daß, ſoweit 
die Frauen auf den Univerſitäten das gleiche Recht 
beanſpruchen, wie die Männer, ſie auch die gleiche 
Vorbildung haben müßten. Das ſcheint mir auch ein 
durchaus geſunder Boden zu ſein, ſchon deshalb, weil 
man dieſe Frage doch nicht ganz loslöſen kann von 
der ganzen ſozialen Beurteilung der Frauenarbeit. 
Auf der einen Seite haben Sie viele Frauen, die 
überall Rechte verlangen, auf der anderen Seite aber 
auch Männer, die da ſagen: ſoweit Ihr gleiche Rechte 
fordert, müßt Ihr auch gleiche Pflichten erfüllen. 
Deshalb wäre es mir ſehr bedenklich, wenn wir hier 
ohne ganz genaue Prüfung erklären wollten, wir 
wünſchten, daß die Reifeprüfung der Studienanſtalten 
und Oberlyzeen gleichgeſtellt wird. Dadurch wird ja 
das Ziel aller Beſtrebungen verwiſcht, wie es ſich in 
den letzten zehn Jahren ausbildete. Wenn die Ent⸗ 
wickelung ſich wirklich im Sinne der Vorredner voll⸗ 
zieht, ſo meine ich doch, ſie wird nicht in der Gleich⸗ 
ſtellung der Prüfungszeugniſſe der Oberlyzeen und 
Studienanſtalten liegen, ſondern darin, daß man den 
Studiengang auf den Oberlyzeen ſo umgeſtaltet, daß 
ihm das gleiche Ziel wirklich erreichbar iſt. Ich maße 
mir kein Fachurteil an, aber ich habe mich mit dieſen 
Fragen beſchäftigt und halte es daher für gefährlich, 
am letzten Tage, wo viele Mitglieder des Städtetages 
ſchon ungeduldig ſind, uns noch auf eine mit ſo vielen 
Feinheiten verbundene Frage einzulaſſen. Dem 
Wunſche von Herrn Dr. Haſſe, die Reſolution Damus 
in einen Antrag umzuwandeln, ſtehe ich ſehr ſympathiſch 
gegenüber. 
der darin vertreten wird. Herr Dr. Damus geht nicht 
einen Schritt weiter, als er für zweckmäßig und durch⸗ 
führbar hält. Den Zuſatz von Dr. Haſſe ſollten wir 
nicht annehmen. Wir könnten aber ſoweit gehen, daß 
wir den Vorſtand ermächtigen, in eine weitere Prüfung 
auch dieſer Frage einzutreten und ſelber Anträge zu 
ftellen, ſobald er ſich ſchlüſſig geworden iſt. Das Ziel 
an ſich iſt auch mir erwünſcht, denn auch den Armeren 


Es iſt ein ſehr beſcheidener Standpunkt, 
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muß Gelegenheit geboten ſein, die Frauenbildung in. 
einer gewiſſen gehobenen Form zu erlangen, aber nicht 
der von Dr. Haſſe vorgeſchlagene Weg. 
Oberbürgermeiſter Dr. Haſſe⸗Thorn (zur Geſchäfts⸗ 
ordnung): Im Anſchluß an die Ausführungen des 
Herrn Münſterberg erlaube ich mir einen neuen Vor⸗ 
ſchlag. Ich bin mir wohl bewußt, daß ſich dieſe 
wichtige Frage nicht kurzerhand in ein paar Minuten 
erledigen läßt. Sie iſt allerdings ſchon in vielen 
Fachverſammlungen vorbereitet worden, aber ein großer 


Teil der hier anweſenden Herren hat ſie doch wohl 


noch nicht eingehend beraten. Ich ziehe daher den 

zweiten Punkt meines Antrages in der jetzigen Form 

zurück und beantrage ſtattdeſſen als Punkt 2: 
den Vorſtand zu erſuchen, die Stellungnahme 
zur Frage der Gleichſtellung der Reifezeugniſſe 
der Oberlyzeen und Studienanſtalten bis zur 
nächſten Tagung des Städtetages weiter vorzu⸗ 
bereiten und eventuell darüber ein neues Referat 
erſtatten zu laſſen. 

Berichterſtatter, Dr. Damus⸗Danzig: Ich bin ſelbſt⸗ 
verſtändlich mit dieſem Vorgehen in jeder Hinſicht ein⸗ 
verſtanden. Ich glaube nicht, daß die Meinungen, die 
hier von Herrn Dr. Haſſe und Direktor Maydorn 
vorgetragen ſind, irgendwie zu meinen Ausführungen 
in einem Gegenſatze ſtehen. Wir nähern uns vielmehr 
in der Sache durchaus. Ich meine nur, wir ſind 
nicht in der Lage, heute einen beſtimmten Beſchluß zu 
faſſen, der ſich für den einen Weg und gegen den 
anderen ausſpricht. Darum iſt mir der jetzige Vor⸗ 
ſchlag von Dr. Haſſe ſehr ſympathiſch. Der Anſicht 
von Direktor Maydorn, daß ſich mit der Erteilung 
der Berechtigungen an das Oberlyzeum der Zudrang 
zum Frauenſtudium verringern werde, kann ich nicht 
beipflichten. 

Vorſitzender: Ich ſchließe die Verhandlungen und 
ftelle den Antrag Dr. Haſſe in der jetzigen Faſſung 
zur Abſtimmung. Wer dagegen iſt, den bitte ich die 
Hand zu erheben. Der Antrag iſt einſtimmig an⸗ 
genommen. 

a Wir ſind am Ende unſerer Tagesordnung, ſoweit 
ſie die Vorträge umfaßt. Ich möchte auch jetzt wieder 
den Herren Berichterſtattern unſeren herzlichen Dank: 
fagen für ihre außerordentlich interefjanten Aus⸗ 
führungen. Ich glaube, Sie werden alle mit mir 
übereinſtimmen, daß auch der heutige Tag für die 
Entwicklung unſerer Städte von großer Bedeutung 
geweſen iſt. ; 
Wir gehen über zu Punkt 10: 
Verſchiedenes und Mitteilungen. 

Ich habe mitzuteilen, daß der Geſchäftsführ N 
Preußiſchen Städtetages den e 95 
Auskunfsſtelle preußiſcher Städte in Angelegenheiten 
der höheren Schulen in Hannover als Mitglied bei⸗ 
zutreten. Das Schreiben liegt hier aus; ich bitte die 
Herren, die ſich dafür intereſſieren, Einſicht zu nehmen. 
Weiter iſt mitzuteilen, daß nach dem vorjährigen Be⸗ 
ſchluſſe der nächſte Städtetag in Graudenz ſtattfinden 
wird. Für 1915 hat Pr. Stargard den Städtetag 
eingeladen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß wir dieſe 


freundliche Einladung mit Dank annehmen. 
ſtimmung.) 

Wir kommen zu Punkt 11: 

Neuwahl des Borflaudes. 

Ich bitte um Vorſchläge. (Lebhafte Zurufe: Wieder⸗ 
wahl.) Es iſt Wiederwahl vorgeſchlagen. Widerſpruch 
wird nicht laut, die Wiederwahl iſt vollzogen. Ich 
nehme an, daß die Vorſtandsmitglieder die Wahl an⸗ 
nehmen. — Die Herren nehmen an — Die Tages⸗ 
ordnung iſt erledigt. 

Stellv. Stadtverordneten-Vorſteher Tettenborn⸗ 
Graudenz: Ehe die Sitzung geſchloſſen wird, glaube 
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ich in Ihrer aller Sinne zu ſprechen, wenn ich dem 
Vorſtande und insbeſondere dem Vorſitzenden namens 
des Städtetages Dank ſage für die ſorgfältige Vor⸗ 
bereitung der Tagesordnung und die treffliche Leitung 
der Geſchäfte während der Tagung ſelbſt. (Beifall.) 

Vorſitzender: Beſten Dank. — Ich ſchließe die 
Verhandlungen. 


Schluß 1 / Uhr. 


Anlage I 
zur Gemeindeſteuerſtatiſtik der Preußiſchen Städte für 1912. 


Ueberſicht 


über die Wirkungen der Privilegien der Beamten ꝛc. auf die kommunalen Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer im Durchſchnitt in den einzelnen Städtegruppen. 


Aufgeſtellt 
von Bügermeiſter Erdmann⸗Neuſtadt Wpr. 


Der Zuſchlag Der Zuſchlag Der Zuſchlag 
1 tn mr Ma LAT ann a u SE an 
nn duet nf de m er dre a 
Einw. Durchſchnitt |. ermäßigen Durchſchnitt 2e. ermäßigen Durchſchnitt c. ermäßigen 
% piurchſchnittlichh 0 % pdurchſchnittlich % % ddurchſchnittlich % 
um % um 0% um % 
— — rr ̃ ͤ T—— ͤ 7 §˖§—çv ln ²⅛ Äx2x2x—x2 K 
Oſtpreußen Weſtpreußen. Brandenburg. 
über 100 000 225 45 180 200 56 144 100 25 75 
25 — 100 000 223 51 172 217 50 167 174 34 | 140 
10 — 25 000 249 99 150 260 76 184 202 40 162 
5 — 10 000 265 80 185 274 82 192 184 42 142 
2 500 — 5 000 246 74 172 277 69 208 158 35 123 
bis 2 500 250 82 168 267 77 190 180 54 126 
Sachſen. Schleswig⸗Holſtein. Hannover. 
über 100 000 163 21 142 175 30 145 125 19 | 106 
25 — 100 000 178 25 153 193 29 164 177 44 | 133 
10 — 25 000 189 38 151 237 48 189 197 37 | 160 
5 — 10 000 170 29 141 215 49 166 203 47 156 
2 500 — 5 000 157 36 121 196 37 159 198 40 158 
bis 2 500 153 46 107 192 36 156 173 40 133 
Pommern. Poſen. Schleſien. 
über 100 000 200 36 164 192 29 163 164 — — 
25 — 100 000 187 41 146 219 39 180 192 | 33 159 
10 — 25 000 211 53 158 179 45 134 185 | 39 146 
5 — 10 000 220 59 161 213 | 63 150 164 38 126 
2 500 — 5 000 194 658 136 210 60 150 172 40 132 
bis 2 500 188 62 126 218 72 146 186 43 143 
Weſtfalen. Heſſen⸗Naſſau. Rheinprovinz. 
über 100 000 215 52 163 124 21 103 193 27 166 
25 — 100 000 213 43 170 151 17 134 193 35 158 
10 — 25 000 210 71 139 172 19 153 210 36 174 
5 — 10 000 199 46 150 148 19 129 175 32 143 
2 500 — 5 000 192 50 142 139 30 109 159 27 132 
bis 2 500 128 f 33 95 129 | 35 94 173 | 48 125 
! 


Anlage II 
zur Gemeindeſteuerſtatiſtin der Preußiſchen Städte für 1912. 


Ueberſicht 


über die kommunalen Zuſchläge zur Eintommenftener im Durchſchnitt in den einzelnen Gruppen 
der kreisangehörigen Städte unter beſonderer Aufführung der Kreisabgaben. 


Anm.: Bezüglich der Realſteuern liegen die Verhältniſſe ähnlich. 


Aufgeſtellt 
von Bürgermeiſter Erdmann⸗Nenſtadt Wpr. 


Städte⸗ 


gruppen 
Einw. 


10 — 25 000 

5 — 10 000 

2 500 — 5 000 
bis 2 500 


10 — 25 000 
5 — 10 000 

2 500 — 5000 
bis 2 500 


10 — 25 000 
5 — 10 000 

2 500 — 5 000 
bis 2 500 


10 — 25 000 
5 — 10 000 

2 500 — 5 000 
bis 2 500 


Zuſchlag zur Kreis- und | 2 en Zuſchlag zur Kreis- und 25 Er 
q 8 bleiben fürſſ z. . bleiben für 
Einkommen⸗ | Provinzial⸗ kom⸗ Einkommen⸗ Provinzial⸗ kom 
ſteuer im | abgaben im 1 fteuer im abgaben im 8 SB 
Durchſchnitt provinziellen Durchſchnitt provinziellen a 
überhaupt Durchſchnitt wee | überhaupt Durchschnitt Zwecke 
4 5 incl. Schul⸗ 0 0 incl. Schul⸗ 
/o /o 5 /o \aften o/ 
Oſtpreußen. Weſtpreuſen. 
249 100 149 260 92 168 
’ | 
265 | 100 165 274 92 182 
246 100 146 277 92 185 
| 
250 100 150 267 92 175 
Sachſen. Schleswig⸗Holſtein. 
189 37 152 237 37 200 
170 37 133 215 37 178 
157 37 120 196 37 159 
153 37 116 192 37 156 
Pommern. Poſen. 
211 64 147 179 54 125 
220 64 156 213 54 159 
194 64 130 210 54 156 
188 64 124 218 54 164 
Weſtfalen. Heſſen⸗Naſſau. 
210 38 172 172 30 142 
196 | 38 158 148 30 118 
192 38 154 139 30 109 
128 | 38 90 129 30 99 
| 


| Es ver- 
Zufchlag zur | Kreis- und . 5 
A 3 bleiben für 
Einkommen⸗ Provinzial⸗ 
R ö : kom⸗ 
ſteuer im | abgaben im i 
2 ua ' munale 
Durchſchnitt provinziellen Zwecke 
überhaupt Durchſchnitt 
M 9 incl. Schul⸗ 
9 2 laſten % 


Brandenburg. 
4858 
4 
Br 
| 48 
Hannover. 
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Schlefien. 


54 


Rheinprovinz. 
24 
24 
24 
24 
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